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Beginn der Sitzung: 10.01 Uhr. 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Ich darf Sie namens des Präsi-

diums sehr herzlich begrüßen und eröffne die 

98. Sitzung im 39. Tagungsabschnitt des Landta-

ges der 18. Wahlperiode. 

Tagesordnungspunkt 1: 

Mitteilungen der Präsidentin  

Ich bitte Sie, sich von den Plätzen zu erheben. 

Meine Damen und Herren, am 28. Januar dieses 

Jahres verstarb der ehemalige Abgeordnete Pro-

fessor Dr. Ernst Gottfried Mahrenholz im Alter von 

91 Jahren. 

Professor Dr. Mahrenholz gehörte dem Nieder-

sächsischen Landtag als Mitglied der SPD-Frak-

tion von 1974 bis 1981 an. Während dieser Zeit 

war er Mitglied im Kultusausschuss, im Ausschuss 

für Rechts- und Verfassungsfragen, im Ausschuss 

für Wissenschaft und Kunst sowie im Unteraus-

schuss „Strafvollzug“. 

In der Zeit vom 10. Juli 1974 bis zum 13. Februar 

1976 bekleidete Herr Professor Dr. Mahrenholz 

das Amt des Niedersächsischen Kultusministers. 

Nach seinem Ausscheiden aus dem Landtag wur-

de er Richter beim Bundesverfassungsgericht und 

übernahm von 1987 bis 1994 das Amt des Vize-

präsidenten und den Vorsitz des Zweiten Senats. 

Herr Professor Dr. Mahrenholz war Inhaber der 

Niedersächsischen Landesmedaille und somit 

Träger des Großen Verdienstkreuzes des Nieder-

sächsischen Verdienstordens. 

Wir werden den Kollegen in guter Erinnerung be-

halten und widmen ihm ein stilles Gedenken. - Ich 

danke Ihnen. 

Ich stelle die Beschlussfähigkeit des Hauses fest 

und komme zur Tagesordnung. 

Die Einladung für diesen Tagungsabschnitt sowie 

die Tagesordnung einschließlich des Nachtrages 

liegen Ihnen vor.  

Jetzt habe ich eine Wortmeldung zur Geschäfts-

ordnung. Bitte, Herr Siebels, Sie haben das Wort. 

(Unruhe) 

- Ich darf um Ruhe bitten! Herr Adasch! 

Wiard Siebels (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Ich möchte beantragen, die Tages-

ordnung um einen neuen Punkt 38 zu ergänzen 

und diesen im Anschluss an die regulär vorgese-

hene Tagesordnung für den kommenden Freitag 

zu behandeln. Es geht um den Antrag der Landes-

regierung in der Drs. 18/8518 aus dieser Legisla-

turperiode mit der Bitte um Zustimmung gemäß 

§ 53 Abs. 3 Satz 2 des Kommunalwahlgesetzes 

zur Verordnung über die Bestimmung der Bewer-

berinnen und Bewerber … Ich lese das jetzt nicht 

vollständig vor. In der Kurzform ist es die COVID-

19-Bewerberaufstellungsverordnung, und es wäre 

schön, wenn wir darüber noch im Februar-Plenum 

befinden können, weil es um die Aufstellung der 

Kommunalwahllisten aller Parteien geht. Zwischen 

den Fraktionen ist geeint, dass wir das am Freitag 

im Anschluss an die reguläre Tagesordnung mit 

draufsetzen, abhandeln und abschließend beraten 

können. 

Das war es von mir. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Siebels. - Es wurde beantragt, 

die Tagesordnung zu erweitern. Das ist nach § 66 

Abs. 1 unserer Geschäftsordnung möglich, wenn 

nicht eine Fraktion oder zehn Mitglieder des Land-

tages widersprechen.  

Ich frage daher, ob es Widerspruch dagegen gibt, 

den von Herrn Siebels genannten Beratungsge-

genstand auf die Tagesordnung zu nehmen. - Das 

sehe ich nicht. Dann halte ich Sie für damit einver-

standen, so zu verfahren. 

Es wurde vorgeschlagen, diesen Beratungsgegen-

stand am Freitag als Tagesordnungspunkt 38 zu 

behandeln. Gibt es dagegen Widerspruch? - Auch 

das ist nicht der Fall. Dann darf ich auch hierzu 

das Einverständnis des Hauses feststellen. 

Herr Siebels, wie soll die Redezeit betreffend ver-

fahren werden? 

(Wiard Siebels [SPD]: 1,5!) 

- Herr Siebels hat aus dem Off beantragt, für die 

Redezeit das 1,5-Fache der üblichen Redezeit vor-

zusehen.  

Darf ich das Einverständnis des Hauses auch für 

diesen Vorschlag einholen? - Das ist der Fall. 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08501-09000/18-08518.pdf
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Mit der Tagesordnung mit den aktualisierten Re-

dezeiten haben Sie Informationen über die von 

den Fraktionen umverteilten und die von den frak-

tionslosen Mitgliedern des Hauses angemeldeten 

Redezeiten erhalten. Diese Tagesordnung wurde 

heute Morgen ein zweites Mal an Sie versandt. - 

Ich hoffe, dass sie Ihnen vorliegt. - Sie weist jetzt 

auch die bereits angemeldeten Redezeiten zu den 

Tagungsordnungspunkten 2 bis 4 aus und berück-

sichtigt eine unter den Parlamentarischen Ge-

schäftsführern gebilligte Korrektur eines Verse-

hens bei der Redezeitenanmeldung der CDU-

Fraktion.  

Darf ich das Einverständnis des Hauses mit diesen 

Redezeiten feststellen? - Auch das ist der Fall. 

Die heutige Sitzung soll gegen 18.42 Uhr enden. 

Die mir zugegangenen Entschuldigungen teilt 

Ihnen nun die Schriftführerin Frau Eilers mit. Bitte, 

Frau Kollegin! 

Schriftführerin Hillgriet Eilers:

Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Für heute haben sich entschuldigt: von der Frakti-

on der SPD Herr Axel Brammer, Frau Dr. Dörte 

Liebetruth, Frau Wiebke Osigus bis 14 Uhr und 

Frau Doris Schröder-Köpf, von der Fraktion der 

FDP Herr Björn Försterling bis 13 Uhr und Herr 

Horst Kortlang sowie das fraktionslose Mitglied des 

Hauses Herr Stefan Henze ab 16 Uhr. 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Ich darf jetzt die Ta-

gesordnungspunkte 2 bis 4 vereinbarungsgemäß 

zusammen aufrufen: 

Tagesordnungspunkt 2: 

Unterrichtung durch den Ministerpräsidenten 

über die Ergebnisse der Videokonferenz der 

Bundeskanzlerin mit den Regierungschefinnen 

und Regierungschefs der Länder am 

10.02.2021 und Umsetzung in Niedersachsen  

Tagesordnungspunkt 3: 

Erste Beratung: 

Alle mitdenken: Den niedersächsischen Stu-

fenplan mit umfassenden Begleitmaßnahmen 

zum Erfolg machen - Antrag der Fraktion Bündnis 

90/Die Grünen - Drs. 18/8483

Tagesordnungspunkt 4: 

Erste Beratung: 

Für einen Stufenplan 2.1: für differenzierte Öff-

nungskriterien! - Antrag der Fraktion der FDP - 

Drs. 18/8493

Zunächst darf ich Herrn Ministerpräsident Weil für 

die angekündigte Unterrichtung das Wort erteilen. 

Bitte, Herr Ministerpräsident, Sie haben das Wort. 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kolle-

gen! Zunächst einmal einen herzlichen guten Mor-

gen! Es ist nun wirklich noch nicht lange her, dass 

ich Ihnen zuletzt von dieser Stelle aus über den 

Stand der Pandemiebekämpfung bei uns in Nie-

dersachsen berichtet habe, genau genommen 

etwas mehr als drei Wochen. Trotzdem ist in der 

Zwischenzeit schon wieder jede Menge passiert, 

sodass - Sie werden es hören - kein Mangel an 

Stoff für eine aktuelle Berichterstattung besteht. 

Da ist zunächst einmal eine durchaus widersprüch-

liche Entwicklung bei den Infektionen.  

In Deutschland insgesamt verzeichnen wir einen 

sehr erfreulichen Rückgang der Inzidenzwerte. Bei 

uns in Niedersachsen bietet sich allerdings ein 

durchaus gemischtes Bild. Es gibt inzwischen wei-

te Teile unseres Landes, die eine durchaus gerin-

ge Belastung ausweisen. 23 von 45 Gesundheits-

ämtern in unserem Land meldeten gestern einen 

Infektionswert unter 50, 13 sogar unter 35. Auf der 

anderen Seite haben wir aber auch eine Reihe von 

Hotspots mit Werten über 100, teilweise deutlich 

über 100. Von 20 in der Stadt Emden bis 239 in 

der Wesermarsch reichte gestern die Spannbreite. 

Deswegen verzeichnen wir als Land insgesamt im 

Bundesvergleich nur einen unterdurchschnittlichen 

Rückgang der Infektionszahlen. Ja, in den letzten 

Tagen sind wir sogar auf der Stelle getreten oder 

mussten einen leichten Anstieg verzeichnen. Und 

das kann uns nun wirklich nicht zufriedenstellen. 

Wir analysieren genau die Ursachen für diese lo-

kalen Ausbrüche und haben die Zusammenarbeit 

mit den besonders belasteten Gebieten noch ein-

mal deutlich intensiviert. Wir müssen gerade auch 

in diesen Bereichen mit einer überdurchschnittli-

chen Belastung Fortschritte machen, damit wir 

insgesamt im Land vorankommen. 

Aus unseren Krankenhäusern gibt es dagegen 

gute Nachrichten. Die Zahl der Intensivbehandlun-

gen sinkt und endlich auch die Zahl der Todesfälle. 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08483.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08493.pdf
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Das freut mich - wenn ich das an dieser Stelle 

sagen darf - vor allen Dingen für diejenigen, die 

sich in den letzten Wochen und Monaten hinge-

bungsvoll um ihre Patientinnen und Patienten, um 

die Bewohnerinnen und Bewohner in den Heimen 

gekümmert haben. Deswegen einen herzlichen 

Dank für diesen Einsatz in dieser schlimmen Zeit! 

Wir wollen gemeinsam hoffen, dass auch gerade 

für diese Menschen wieder bessere Zeiten kom-

men. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Das ist die eine Seite der Medaille.  

Die andere ist ein Thema, das weitgehend unsicht-

bar verläuft. Die Mutationen des Virus haben inzwi-

schen einen nennenswerten Anteil an den Infektio-

nen und werden bald dominant sein. Da sind sich 

eigentlich - soweit ich das überblicken kann - alle 

Expertinnen und Experten einig. Deswegen dürfen 

wir uns von sinkenden Infektionszahlen insgesamt 

nicht täuschen lassen. Käme es jetzt zu einer neu-

en breiten Infektionswelle, wären die Auswirkungen 

noch einmal größer, als wir sie bis jetzt erfahren 

haben. Das Tückische an dieser Situation ist, dass 

uns die Statistiken dieses Risiko nicht zeigen kön-

nen. Unser Vorteil ist gleichzeitig aber auch, dass 

wir aus den Erfahrungen anderer europäischer 

Länder lernen können. Mit anderen Worten: Wir 

sind „gewahr“, wie wir in Niedersachsen sagen. 

Das war der Hauptgrund, weshalb Bund und Län-

der vor einer Woche beschlossen haben, den 

Lockdown mindestens bis zum 7. März fortzuset-

zen. Wir müssen - da waren wir alle uns einig - das 

Infektionsniveau noch einmal deutlich absenken, 

um nicht Gefahr zu laufen, alle unsere bisher erar-

beiteten Fortschritte zu verspielen. Das macht 

niemand von uns gerne, und das war auch für 

viele Betroffene in unserer Gesellschaft eine aus-

gesprochen schlechte Nachricht. Das ist mir sehr 

bewusst. Aber nach meiner Überzeugung ist es 

dennoch die absolut richtige Entscheidung. Nie-

mand von uns hat irgendeinen Vorteil davon, wenn 

wir nach einer kurzen Phase von Lockerungen 

womöglich ruckzuck in eine dritte Welle der Infek-

tion hineingehen würden. Ein solcher Jo-Jo-Effekt 

wäre nun tatsächlich das Schlechteste für uns alle 

- für die Gesellschaft, für die Wirtschaft und für uns 

in der Politik natürlich auch. 

Das zu kommunizieren und zu vermitteln ist nicht 

leicht; das weiß ich wohl. Aber wir müssen ge-

meinsam allen Bürgerinnen und Bürgern klarma-

chen, warum wir gerade jetzt konsequent bleiben 

müssen und eben nicht lockerlassen dürfen. Dabei 

bitte ich Sie alle sehr herzlich um Ihre persönliche 

Unterstützung. Es ist tatsächlich der beste Weg, 

den wir derzeit gehen können. Bitte unterstützen 

Sie uns darin! 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind der Muta-

tion nicht schutzlos ausgeliefert. Aber wir werden 

auf Sicht in den ganzen nächsten Monaten sehr 

vorsichtig bleiben müssen. Umso wichtiger ist es, 

eine Frage zu beantworten, die sich viele Bürge-

rinnen und Bürger aus guten Gründen stellen: Wie 

soll es eigentlich weitergehen? 

Dass der Bund-Länder-Beschluss von der vergan-

genen Woche keine Strategie ersetzen kann, liegt 

auf der Hand. Nach bald einem Vierteljahr Lock-

down ist die Frage der Perspektive sehr berechtigt, 

und sie ist auch zu beantworten. 

Die Landesregierung hat vor zwei Wochen vorge-

stellt, wie wir uns das weitere Vorgehen vorstellen 

können. Unser Vorschlag für einen Stufenplan 

beruht auf einigen wenigen Grundsätzen. 

Zunächst einmal: Niemand gibt uns eine Garantie 

dafür, dass es ab jetzt nur noch besser werden 

kann. Wir müssen vorbereitet sein für gute, aber 

auch für schlechtere Phasen, für Lockerungen 

ebenso wie für Verschärfungen. 

Zweitens. Die Erfahrungen der letzten Monate 

müssen uns eines lehren: Wir müssen früher und 

konsequenter einsteigen, wenn die Infektionszah-

len wieder ansteigen. 

Drittens müssen wir noch etwas im Kopf haben: 

Wenn sich eine dynamische Entwicklung abzeich-

net, dann muss diese Dynamik nach Möglichkeit 

sofort gebrochen werden. 

Auf dieser Grundlage haben wir - das wissen Sie - 

ein erweitertes Ampelsystem vorgeschlagen und 

zur Diskussion gestellt. Ich freue mich, dass die 

Aufnahme, die Rezeption, dieses Vorschlags im 

Land Niedersachsen bei vielen Beteiligten durch-

aus wohlwollend gewesen ist, und ich verstehe 

natürlich, wenn viele Gruppen für sich selbst 

schnellere Fortschritte wünschen.  

Auch außerhalb unseres Landes hat unser Dis-

kussionsentwurf viel Beachtung gefunden, und 

eine ganze Reihe anderer Ländern, die inzwischen 

ebenfalls ihre Position festgelegt haben, beziehen 

sich in ihrem Ausgangspunkt mehr oder weniger 

auch auf unsere Überlegungen. 
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Es ist also viel Bewegung in der Diskussion. Aber 

wir haben noch keine gemeinsame bundesweite 

Lösung. Ich hätte mir sehr gewünscht, dass es 

dazu schon in der vergangenen Woche einen Vor-

schlag gegeben hätte. Immerhin haben wir aber 

sehr intensiv über die weitere Perspektive disku-

tiert und haben jetzt - so hoffe ich - wohl alle das 

gemeinsame Verständnis, dass wir eine mittelfris-

tige Strategie brauchen. Meine klare Erwartung an 

die nächste Bund-Länder-Runde am 3. März ist, 

dass dann ein substanzieller Vorschlag auf dem 

Tisch liegt. Die Bürgerinnen und Bürger erwarten 

eine klare Orientierung gerade auch in unsicheren 

Zeiten. Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Lan-

desregierung wird an dieser Stelle sehr hartnäckig 

bleiben! 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Bis dahin gilt eine wichtige Verständigung zwi-

schen Bund und Ländern. Wir sehen derzeit, dass 

manche Länder tatsächlich schon unter der Marke 

von 50 sind. Da stellt sich die Frage, ob es dort 

schon mit Lockerungen losgeht und was das für 

alle anderen heißt. Das wollten wir nicht. Deswe-

gen haben wir festgelegt: Wesentliche Lockerun-

gen sollen erst möglich sein, wenn in einem Land 

ein Inzidenzwert von 35 erreicht ist. Das ist übri-

gens keine neue Zahl, wie es gegenwärtig disku-

tiert wird. Das ist eine Zahl, die aus dem Infekti-

onsschutzgesetz folgt. In Niedersachsen sind wir 

derzeit leider sowohl von dieser Zahl als auch von 

der Zahl 50 um einiges entfernt. Aber natürlich ist 

diese Aussage trotzdem erklärungsbedürftig.  

Die Begründung ergibt sich aus meinen Hinweisen 

auf die derzeitige Lage. Wenn wir wissen, dass wir 

es bei den Virusmutationen mit einem neuen Geg-

ner mit einem noch höheren Infektionsrisiko zu tun 

haben, dann müssen wir zwangsläufig noch einmal 

vorsichtiger sein. Das liegt auf der Hand, finde ich. 

Wir müssen dann früher intervenieren oder später 

lockern - je nachdem. Und wir müssen unbedingt 

eine Situation vermeiden, in der die Zahlen dann 

stark ansteigen und die Kontaktnachverfolgung 

kaum noch möglich ist. Anders ausgedrückt: Wir 

brauchen einen Puffer vor einer Eskalation, nicht in 

der Eskalation.  

Noch einmal: Ich weiß genau, das ist keine gute 

Nachricht für viele Betroffene in unserer Gesell-

schaft. Ich verstehe auch die Enttäuschung dar-

über, dass wir die Geschäfte und vieles andere 

mehr immer noch nicht öffnen können. Aber auch 

die Betroffenen selber werden für sich einräumen 

müssen, dass eine dritte Welle auch für sie selbst 

die schlechteste Option wäre. Das darf nun wirk-

lich nicht geschehen, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen. 

Unter diesen Voraussetzungen blicke ich gespannt 

auf die Fortsetzung unserer Beratungen - ich sagte 

es - am 3. März. Im Anschluss daran werden wir 

innerhalb der Landesregierung eine Diskussion 

haben über die Ergebnisse dieser Konferenz, aber 

auch über unsere landesweite Situation - diese 

Diskussion wird derzeit ja intensiv geführt - und 

werden dann auf dieser Grundlage über den Stu-

fenplan in Niedersachsen entscheiden. Ich bin 

sicher, dazu wird es zuvor auch eine parlamentari-

sche Beratung geben. Dafür steht die Landesre-

gierung selbstverständlich sehr gerne zur Verfü-

gung. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Infektionsbe-

kämpfung, kurz- und mittelfristig, ist das eine, die 

Vorbeugung ist das andere. Die Impfungen in Nie-

dersachsen gehen von Tag zu Tag voran: Inzwi-

schen sind mehr als 350 000 Menschen in unse-

rem Land geimpft worden. Immer mehr davon 

haben jetzt auch ihre zweite Impfung. Besonders 

deutlich sind die Fortschritte in dem Bereich, auf 

den wir uns konzentriert haben: In 90 % der Pfle-

geheime wurde das erste Mal geimpft und in etwa 

60 % bereits das zweite Mal. Schon dieser Zwi-

schenstand - wir merken das ja auch bei den Sta-

tistiken - bringt deutlich mehr Sicherheit in das 

System und reduziert auch die Zahl der Todesfälle.  

Nach den stationären Einrichtungen werden jetzt 

immer mehr Einrichtungen des betreuten Wohnens 

in Bereichen Niedersachsens durch mobile Impf-

teams versorgt. Schließlich werden Tag für Tag in 

den 50 Impfzentren im Land Seniorinnen und Se-

nioren über 80 Jahre geimpft. 

Der Schutz unserer ältesten Mitbürgerinnen und 

Mitbürger war bis jetzt unsere größte Schwachstel-

le. Ich bin wirklich froh darüber, dass wir sie jetzt 

wesentlich besser schützen können. Das ist ein 

echter Fortschritt, der seit dem letzten Mal erzielt 

worden ist. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Die Impfungen gehen also deutlich voran. Gehen 

sie aber auch schnell genug voran?  

Wir hatten in den letzten Wochen noch kein ausrei-

chendes Vertrauen in die Zuverlässigkeit der ange-

kündigten Lieferungen. Wir haben deswegen kon-

sequent für jede Dosis, die verimpft wurde, eine 

Dosis des Impfstoffs für die zweite Impfung beisei-

tegelegt. Andere Länder haben dabei zum Teil 



Niedersächsischer Landtag  -  18. Wahlperiode  -  98. Plenarsitzung am 17. Februar 2021 

9339 

andere Anteile gewählt; das erklärt übrigens auch 

die Unterschiede, die Sie den Statistiken entneh-

men können. 

Nach den Erfahrungen in der Zwischenzeit gab es 

allerdings durchaus gute Gründe für dieses Vorge-

hen. Inzwischen können wir aber deutlich mehr 

Vertrauen in die Impfstofflieferzusagen haben. Seit 

Anfang der Woche geht bereits ein deutlich größe-

rer Anteil an Lieferungen des Impfstoffs in die an-

stehenden Erstimpfungen. Damit kann man natür-

lich mehr Tempo aufnehmen. Diesen Anteil der 

Erstimpfungen können wir nach den jüngsten, vor-

gestern bekannt gewordenen Empfehlungen des 

Bundes noch einmal deutlich erhöhen.  

Ich bin sicher: Das Impftempo wird sich in den 

nächsten Tagen deutlich beschleunigen. Inzwi-

schen sind die Lieferketten wesentlich stabiler. 

Damit können wir auch wesentlich offensiver pla-

nen.  

Dass der Auftakt der Impfkampagne in den Impf-

zentren gleichwohl mit einigen Mängeln und Feh-

lern behaftet gewesen ist, liegt offen zu Tage und 

ist auch nicht zu beschönigen. Es tut uns allen 

sehr leid, dass gerade hochbetagte Menschen mit 

den Tücken einer überlasteten Hotline zu kämpfen 

hatten.  

(Zuruf: Einer überlasteten Landesre-

gierung!) 

Inzwischen wird die Warteliste konsequent abge-

arbeitet. Zurzeit sind dort noch etwa 226 000 Na-

men registriert. Der Reihenfolge nach werden sie 

in den nächsten Wochen ihre Impftermine erhal-

ten, und zwar aus den genannten Gründen deut-

lich schneller als bisher. 

Das Grundproblem der letzten Wochen hängt aller-

dings nicht mit Organisationsfragen zusammen. 

Erfreulicherweise haben wir in Niedersachsen ge-

rade bei den hochbetagten Menschen eine riesige 

Impfbereitschaft. Wir haben aber, gemessen daran, 

eine viel zu geringe Menge an verfügbarem Impf-

stoff. Das ist ein europäisches Problem. Es ist aus-

giebig diskutiert worden; ich muss es nicht vertie-

fen. Es gibt eine nüchterne Schlussfolgerung, die 

wir daraus ziehen müssen: Vor allem im ersten 

Quartal werden alle Beteiligten immer wieder eine 

ganze Menge Geduld aufbringen müssen. Das 

bedauern wir alle miteinander, aber es ist so. 

Wie soll es auf dieser Grundlage weitergehen? Die 

Hersteller haben für das zweite Quartal einen star-

ken Anstieg der Liefermengen zugesagt. Oben-

drein erwarten wir weitere Zulassungen für neue 

Impfstoffe und setzen einige Hoffnungen insbe-

sondere auf den Impfstoff von Johnson & Johnson.  

Kurzum: Es wird wesentlich mehr Impfstoff für 

wesentlich mehr Menschen zur Verfügung stehen. 

Das kann man sagen, wenn nicht alle Vorzeichen 

trügen. Die Impfzahlen dürften also um einiges 

steigen. Deswegen haben wir die Impfzentren 

bereits in der letzten Woche aufgefordert, ihre 

Kapazitäten von 120 Impfteams auf 200 Impfteams 

aufzustocken.  

Wir haben zusammen mit den Landkreisen und 

kreisfreien Städten in Niedersachsen ein leistungs-

fähiges System. Der Spitzenwert der Impfungen 

liegt derzeit bei 18 000 Impfungen am Tag. Es sol-

len aber deutlich mehr Impfungen werden, und 

dafür laufen die Planungen. Wir können und wir 

wollen mit den Impfzentren, mit den mobilen Teams 

und auch mit den Arztpraxen mittelfristig bei einem 

deutlichen Anstieg der Impfstofflieferungen noch 

viel mehr schaffen. Es gibt also gute Gründe für 

die Zuversicht, dass die Impfungen in Niedersach-

sen sehr zügig weitergeführt und ausgebaut wer-

den. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, was heißt das für 

den Ablauf des laufenden Jahres?  

Zunächst gibt es so etwas wie eine zweite Impf-

spur. Sie wissen, dass der Impfstoff des Pharma-

konzerns AstraZeneca in Deutschland nur für 

Menschen bis 65 Jahre zugelassen worden ist. 

Das heißt, die bislang zugelassenen Impfstoffe 

werden auf Menschen über 80 Jahre konzentriert, 

und der neue Impfstoff soll vornehmlich für Be-

schäftigte im Gesundheitswesen zur Verfügung 

stehen. 

Wenn diese erste Prioritätsgruppe dann geimpft 

ist, werden weitere Gruppen an die Reihe kom-

men, insbesondere die Menschen über 70 Jahre, 

aber auch Bürgerinnen und Bürger mit Vorerkran-

kungen oder chronischen Erkrankungen. 

In der zweiten Stufe sind dann zum ersten Mal 

bestimmte Gruppen des öffentlichen Dienstes und 

der öffentlichen Dienstleistung vorgesehen. Dazu 

gehören zum Beispiel Polizeibeamtinnen und Poli-

zeibeamte, Soldatinnen und Soldaten, soweit sie 

mit COVID zu tun haben. 

Ich glaube, wir alle sind uns in diesem Hause dar-

über einig: Zu diesem Zeitpunkt müssen auch Leh-

rerinnen und Lehrer sowie Erzieherinnen und Er-

zieher in den Kindertagesstätten und ähnliche 

Berufsgruppen die Chance auf eine Impfung erhal-
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ten, denn sie sind tagtäglich in unser aller Interes-

se in Kontakt mit anderen Menschen.  

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Erfreulicherweise hat es dazu jetzt offenbar einen 

Sinneswandel innerhalb der Bundesregierung ge-

geben, und ich erwarte dazu jetzt keinen Streit 

mehr.  

Damit aber nicht wieder zu große Erwartungen 

entstehen, möchte ich betonen: Diese zweite Prio-

ritätsgruppe dürfte überwiegend erst nach und 

nach im Laufe des zweiten Quartals ein Impfange-

bot erhalten. Bis dahin werden vor allem die Hoch-

betagten im Vordergrund stehen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir auf das 

ganze Jahr blicken, können wir den Impfkalender 

ganz grob wie folgt einteilen:  

Im ersten Quartal - ich sagte es - müssen wir uns 

für den noch verbleibenden Rest, also die nächs-

ten Wochen, auf eine Mangelverwaltung einstellen. 

Wie ich sagte, wird es nicht genug Impfstoff geben, 

um allen Wünschen aus der ersten Prioritätsgrup-

pe gerecht zu werden. 

Im zweiten Quartal wird sich das aller Voraussicht 

nach deutlich ändern. Wenn alles gut geht, können 

wir dann allen impfwilligen Menschen aus den 

ersten drei Prioritätsgruppen nach und nach Imp-

fungen anbieten. Schon in dieser Phase sollen 

auch die niedergelassenen Ärzte mit einbezogen 

werden.  

Im dritten Quartal wird sich womöglich eine noch 

ganz andere Lage darstellen: Es gibt dann jede 

Menge Impfstoff - so die Prognosen -, es gibt vor 

allem auch genug Impfstoff, damit alle Hausärzte in 

Niedersachsen ausreichende Bestände haben 

können. Das wäre wirklich ein echter Durchbruch 

und die Grundlage dafür, die Pandemie endlich in 

den Griff zu bekommen. 

Bestätigen sich diese Planungen, dann bleibt un-

ser Ziel realistisch: Alle impfwilligen Menschen in 

Deutschland - und selbstverständlich auch in Nie-

dersachsen - sollen bis zum Ende des dritten 

Quartals ein Impfangebot erhalten. Wenn wir das 

schaffen, dann haben wir es auch insgesamt ge-

schafft, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU 

- Der Redner trinkt aus einem Glas 

mit Wasser) 

- Ich hoffe, meine Stimme ist jetzt wieder ein wenig 

reiner.  

(Jens Nacke [CDU]: Ich hoffe, das 

Wasser schmeckt nach Wasser!) 

- Wie Wasser so schmeckt.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, aber zurück zur 

Gegenwart: Regeln zum Infektionsschutz und zu 

Impfungen sind Säulen unseres Vorgehens, 

Schutzkonzepte für einzelne Bereiche sind es 

nicht minder. Auch diese Schutzkonzepte werden 

wir zielstrebig weiter ausbauen. 

Das betrifft zunächst die Masken. Wir wollen vor 

allem die besonders exponierten Landesbeschäftig-

ten mit einem zusätzlichen Schutz versehen: also 

Lehrerinnen und Lehrer, Polizeivollzugsbeamtinnen 

und -beamte und die Beschäftigten im Justiz- und 

Maßregelvollzug. Dazu werden zunächst 15 Millio-

nen FFP2-Masken und 7 Millionen OP-Masken zur 

Verteilung freigegeben. 

Für die Beschäftigten in Schulen und Kindertages-

stätten gibt es darüber hinaus ein freiwilliges Tes-

tangebot. Zunächst bis zu den Osterferien können 

sich die über 100 000 Lehrkräfte und Schulleitun-

gen in unserem Land, auch die pädagogischen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und die kommu-

nalen Beschäftigten in den Schulen einmal pro 

Woche testen lassen. Dieselbe Möglichkeit wollen 

wir auch den etwa 80 000 Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern in den Kindertageseinrichtungen und 

in der Tagespflege einräumen. Das sind keine 

Landesbediensteten, wie Sie wissen; wir als Land 

werden dennoch die Hälfte der dadurch entste-

henden Kosten übernehmen, sofern die andere 

Hälfte entweder der jeweilige Träger der Einrich-

tung oder die jeweilige Kommune übernimmt.  

Wir wollen diese Testangebote auch für Beschäf-

tigte in anderen Bereichen wie bei der Polizei, der 

Landesaufnahmebehörde, im Justiz- und Maßre-

gelvollzug unterbreiten. Bei einer vollständigen 

Inanspruchnahme dieser Angebote werden etwa 

40 Millionen Euro Kosten entstehen. In wenigen 

Wochen erwarten wir dann auch die Zulassung 

neuer Schnelltests. Wie wir - jedenfalls die meisten 

von uns - es gerade wieder erlebt haben, sind die 

bisherigen Verfahren nicht ganz ohne Aufwand 

und auch nicht ganz angenehm. Das soll sich än-

dern. Es werden Schnelltests erwartet, bei denen 

schon ein Abstrich im unteren Nasenbereich oder 

in der Wange genügt. Obendrein soll auch der 

Preis für diese Tests deutlich günstiger sein. 

Sobald diese Möglichkeit besteht, werden wir sie 

wiederum auch in Niedersachsen mit großen Men-

gen nutzen. Im Bildungswesen und in anderen 



Niedersächsischer Landtag  -  18. Wahlperiode  -  98. Plenarsitzung am 17. Februar 2021 

9341 

geeigneten Bereichen wollen wir mehr Sicherheit 

durch mehr Tests schaffen. Auch in vielen Unter-

nehmen und im privaten Bereich gibt es damit 

tatsächlich eine realistische Chance auf mehr 

Schutz.  

Gestern hat die Bundesregierung in dieser Hinsicht 

ihre Pläne verkündet. Sie weisen meines Erach-

tens in die absolut richtige Richtung. Was wir aber 

jetzt vor allen Dingen noch brauchen, sind schnelle 

Zulassungen der in der Prüfung befindlichen Tests. 

Dann können wir an dieser Stelle wirklich deutliche 

weitere Fortschritte erzielen. 

Es tut sich also viel, übrigens auch in der Wissen-

schaft. Ich jedenfalls war sehr beeindruckt davon, 

wie Spürhunde eine Corona-Infektion identifizieren 

können. Die Tierärztliche Hochschule Hannover 

hat einen entsprechenden Nachweis erbracht. Wir 

wollen jetzt in Machbarkeitsstudien klären, ob auch 

auf diese Weise die Sicherheit in geeigneten Be-

reichen verbessert werden kann. Ich hatte das vor 

meinem Besuch eher skeptisch gesehen. Nach 

dem Besuch, muss ich sagen, sehe ich das ein 

ganzes Stück anders. 

Es ist viel in Bewegung. Alles das, jeder einzelne 

dieser geschilderten Schritte, wird seinen Beitrag 

dazu leisten, dass wir den Schutz in unserer Ge-

sellschaft vor Infektionen nachhaltig verstärken 

können. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bis wir aber auf 

dieser Grundlage - das ist ja das eigentliche Ziel - 

die Infektionszahlen deutlich reduziert haben und 

insbesondere auch alle Wirtschaftsbranchen wie-

der in vollem Umfang ihre Arbeit aufnehmen kön-

nen, wird eine aktive Unterstützung notwendig 

sein, ja wahrscheinlich notwendiger denn je. Bis-

lang sind in Niedersachsen 95 % der Anträge auf 

die Novemberhilfe und 64 % der sogenannten De-

zemberhilfe ausgezahlt worden. Bis März, also 

letzten Endes in zwei Wochen, sollen alle Anträge 

in dieser Hinsicht abschließend geprüft und bewil-

ligt sein. 

Jetzt steht aber eine vielleicht noch größere Her-

ausforderung ins Haus. In der vergangenen Wo-

che hat die Bundesregierung endlich die Möglich-

keit eröffnet, online Anträge für die sogenannte 

Überbrückungshilfe III zu stellen, die die Umsatz-

einbußen in diesem Jahr entschädigen soll. Wir 

hoffen darauf, dass die Abschläge auf entspre-

chende Anträge sehr schnell ausgezahlt werden. 

Sie werden durch den Bund ausgezahlt. Danach 

erfolgt eine abschließende Bearbeitung des An-

trags auf Landesebene, und zwar durch die 

NBank. Das Verfahren ist - das muss ich leider 

sagen - keineswegs trivial. Es handelt sich dabei 

durchaus um eine Herausforderung; denn wir er-

warten viele Anträge, die allen Beteiligten bei der 

Prüfung einiges abverlangen werden. Aber als 

Landesregierung - um dies klar zu sagen - messen 

wir einer zügigen Auszahlung der Wirtschaftshilfen 

eine große Bedeutung zu. Wir werden diese Auf-

gabe mit größter Energie angehen. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit bin ich am 

Ende meines aktuellen Berichts angelangt.  

Vielleicht geht es Ihnen wie mir: Die Bekämpfung 

dieser Pandemie ist zäh. Sie verlangt allen Betei-

ligten wirklich alles ab. Zwei Monate Lockdown 

und viele alltägliche Einschränkungen haben bei 

allen von uns und bei allen Bürgerinnen und Bür-

gern ihre Spuren hinterlassen, von den riesigen 

gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Schäden 

der letzten Monate einmal ganz zu schweigen. 

Unsere ganze Gesellschaft steht unter Stress und 

sehnt sich nach einem Ende dieser Belastungen. 

Das ist mit den Händen zu greifen. An dieser 

Stimmung ist auch nichts zu deuteln. Ich kann den 

Frust, der da mitschwingt, ausdrücklich verstehen. 

Dennoch: Die Fortschritte, die wir machen, sind 

unübersehbar. Das gilt für die Infektionszahlen, 

das gilt für die Impfungen, das gilt für die Schutz-

konzepte, und das gilt auch für die Unterstützung 

für betroffene Gruppen. Nichts davon ist perfekt. 

Überall könnten wir noch besser werden. Aber 

noch einmal: Die Fortschritte sind unübersehbar. 

Ich finde, sie sind auch ermutigend. Sagen wir das 

überall auch laut und deutlich! Diese Pandemiebe-

kämpfung ist und bleibt kein Spaziergang. Sie ist 

tatsächlich ein Kampf gegen einen zähen und sehr 

unangenehmen Gegner. Dafür braucht es auch 

immer wieder Ermutigung. 

Eines können wir mit Fug und Recht allen Bürge-

rinnen und Bürgern sagen: Wir sind auf dem richti-

gen Weg, mag er auch noch lang und steinig sein. 

Wir sind auf dem richtigen Weg, und wir kommen 

spürbar voran. Lassen Sie uns deswegen diesen 

Weg weiter gemeinsam gehen, liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Denn er ist richtig. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Starker, lang anhaltender Beifall bei 

der SPD und bei der CDU) 
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Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Ministerpräsident, für die Unter-

richtung des Landtages. 

Ich darf feststellen, dass die Unterrichtung 27 Mi-

nuten gedauert hat. Vereinbarungsgemäß erhalten 

die großen Fraktionen ebenso viel Redezeit. Die 

beiden kleineren Fraktionen erhalten eine Redezeit 

von je 18 Minuten. Jedes fraktionslose Mitglied des 

Hauses, das sich zu Wort meldet, erhält eineinhalb 

Minuten Redezeit. 

Die Aussprache wird eröffnet von der Vorsitzenden 

der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Frau Kollegin 

Hamburg, Sie haben das Wort. 

(Unruhe) 

- Ich darf alle um Aufmerksamkeit bitten. 

Julia Willie Hamburg (GRÜNE): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Niedersachsen im Kampf gegen das Coronavirus - 

so lautet Ihre heutige Regierungserklärung. Herr 

Ministerpräsident, ich muss Ihnen deutlich sagen: 

Von kämpferisch habe ich hier und heute leider gar 

nichts gesehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP) 

Es war eher das übliche Geschäft: eine nüchterne, 

wenn nicht gar - so muss ich sagen - ernüchternde 

Analyse der Situation, garniert mit ein paar allge-

meinen Hoffnungsfloskeln und Betonungen von 

überfälligen Selbstverständlichkeiten. Aber eine 

Vision oder eine Perspektive, wie das Leben mit 

dem Coronavirus in den nächsten Wochen und 

Monaten aussehen könnte? - Fehlanzeige. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP) 

Herr Ministerpräsident, ich fordere Sie deutlich auf: 

Stellen Sie sich endlich an die Spitze des Kampfes 

gegen das Coronavirus, und zeigen Sie den Men-

schen in Niedersachsen Perspektiven auf! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP) 

Stattdessen dokumentieren Sie ein ums andere 

Mal: Sie hinken einen Schritt hinterher. 

Ich möchte Ihnen deutlich sagen: Es ist gut und 

richtig, dass Sie einen Stufenplan auf den Weg 

gebracht haben. Es ist richtig, dass Sie viele Maß-

nahmen, die wir angesprochen haben, darin be-

rücksichtigen. Es ist richtig, dass Sie den R-Wert 

neben den Infektionszahlen berücksichtigen wol-

len. Aber es ist doch eine absolute Ernüchterung, 

dass der Stufenplan erst vor 14 Tagen kam und 

Sie vor drei Wochen hier in diesem Haus noch 

gesagt haben, dass ein Stufenplan illusorisch sei. 

Ebenso ernüchternd für die vielen Menschen in 

Niedersachsen, die sich tagtäglich an harte Maß-

nahmen halten, ist, dass Sie es letzte Woche nicht 

geschafft haben, ein klares Signal für einen bun-

desweiten Stufenplan zu senden. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP) 

Ihr Stufenplan - das muss ich sagen - weist noch 

immer deutliche Lücken auf. 

Was ist mit den viel beschworenen Sozialgemein-

schaften? Wo finden die in Ihrem Stufenplan Platz, 

wenn das doch das eigentlich infektiologisch Sinn-

volle ist? 

Die Lebensrealität der Familien bilden Sie noch 

immer unzureichend ab. Warum, liebe Kolleginnen 

und Kollegen, schaffen Sie keine Ausnahmen für 

Geschwisterkinder? 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP) 

Wie absurd ist es, dass ich alle meine Kinder in 

unterschiedliche Haushalte geben muss, damit sie 

sich verabreden können! Viel sinnvoller wäre es 

doch, Familien zu entlasten und gemeinsame Ver-

abredungen zu ermöglichen. 

(Zuruf von Johanne Modder [SPD]) 

Warum unterscheiden Sie im Stufenplan, Frau 

Modder, nicht zwischen draußen und drinnen? - 

Wir alle wissen doch, dass Infektionen gerade 

draußen deutlich weniger passieren. Bilden Sie 

das im Stufenplan ab! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP) 

Clubs, Bars und Diskotheken finden bei der Lan-

desregierung keine Berücksichtigung. Wenn es 

nach der Landesregierung geht, gibt es für diese 

keine Perspektiven. Das kann doch nicht sein, 

liebe Kolleginnen und Kollegen! Schaffen Sie krea-

tive Möglichkeiten! Lassen Sie Clubs und Bars 

doch Angebote schaffen, die infektionstechnisch 

unproblematisch sind, zumindest bei geringen 

Inzidenzen! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP) 
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Soziales spielt im Stufenplan der sozialdemokrati-

schen Landesregierung bezeichnenderweise gar 

keine Rolle. Liebe Kolleginnen und Kollegen, was 

ist das für ein Signal? Sie müssen doch in die Welt 

hinausrufen: Liebe soziale Einrichtungen, liebe 

Tafeln, liebe Jugendhilfe, liebe Kinderschutzzen-

tren, Sie werden gebraucht - auch bei hohen Infek-

tionszahlen. Bleiben Sie offen!  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie sollen offenbleiben, und wir geben den Kom-

munen Geld, damit die Angebote weiter mit hohen 

Hygieneschutzstandards stattfinden können. Das 

muss doch die Aussage von Ihnen hier und heute 

sein, Herr Ministerpräsident. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

All diese Fragen würden wir gerne breit mit Ihnen 

diskutieren. Allein die Große Koalition möchte nicht 

breit diskutieren. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Richtig!) 

Ich sage Ihnen deutlich, eine schriftliche Anhörung 

der Landesregierung ersetzt doch keine öffentliche 

Debatte, zeigt doch nicht die Abwägungsprozesse 

auf, die wir durchlaufen müssen.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP) 

Die Menschen wollen doch wissen, was in unseren 

Köpfen abgeht, wenn wir Entscheidungen treffen. 

Machen Sie das hier und heute sichtbar! Machen 

Sie mit uns gemeinsam eine öffentliche Anhörung!  

Aber Sie wollen nicht. Und wissen Sie was? Des-

wegen machen Grüne und FDP das jetzt für Sie. 

Sie sind herzlich eingeladen, an unserer Anhörung 

in der nächsten Woche teilzunehmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP) 

Natürlich müssen wir überprüfen, inwiefern der 

Stufenplan die Mutationen ausreichend abbildet. 

Zu Mutationen haben Sie hier heute auch ausge-

führt, Herr Ministerpräsident, aber auch da wieder 

nur beschreibend. 

Ich hätte mir hier und heute klare Antworten von 

Ihnen erwartet, was die Mutationen für Nieder-

sachsen heißen. Warum wurde in den letzten Wo-

chen weiterhin nur 1 % der Infektionen sequen-

ziert? Warum wurde nicht zumindest in den Hot-

spots mehr sequenziert? Warum haben Sie nicht 

mindestens die Abwasseranalysen gemacht, die 

Frau Janssen-Kucz Ihnen vorgeschlagen hat, 

wenn Sie keine Sequenzierungen vornehmen kön-

nen? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Warum haben wir immer noch kein Bild in Nieder-

sachsen? Wann kommt die landesweite Daten-

bank? Von Ihnen ist hierzu nichts zu hören. 

Die spannendste Frage ist doch eigentlich: Was 

wollen Sie gegen die Mutationen tun? Was pas-

siert jetzt in der Wesermarsch? Was passiert in 

Osnabrück? Was passiert in Hannover? Welche 

Perspektiven haben Sie?  

Wir haben doch schon so harte Lockdown-Maß-

nahmen. Dann müssen Sie doch hier und heute 

Antworten geben, was in den Bereichen, in denen 

die Mutationen schon auf dem Vormarsch sind, 

passieren soll: Öffnen die Friseure am 1. März in 

Hannover, in Osnabrück, in der Wesermarsch? 

Bleibt es bei den halben Klassen in den Grund-

schulen? Welche Maßnahme wollen Sie als Lan-

desregierung mit den Landkreisen treffen? Wir 

verdienen hier doch Antworten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Noch eine weitere Sache: Wie unterstützt das 

Land die Landkreise dabei, Unternehmen zu über-

prüfen? Osnabrück ist doch wieder ein plastisches 

Beispiel dafür, was passieren kann, wenn Unter-

nehmen eben nicht die Hygienestandards einhal-

ten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wo sind die Kontrollen, die wir so dringend brau-

chen und seit Wochen und Monaten einfordern? 

Dann ist doch auch die Frage: Wie kommen wir da 

voran? Sie, Herr Ministerpräsident, segeln auf 

einem Meer der Beschreibungen und umschiffen 

alle notwendigen Antworten. Das Beispiel, das ich 

eben angeführt habe, zeigt doch: Der Stufenplan 

alleine ist eben keine Gesamtstrategie im Kampf 

gegen das Virus. Es braucht flankierende Maß-

nahmen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Deswegen habe ich mit großem Interesse Ihren 

Ausführungen zu Masken und Schnelltests zuge-

hört, Herr Ministerpräsident. Ich finde es fahrlässig, 

dass Sie erst jetzt, nach fast einem Jahr Pande-

mie, beginnen, unsere Landesbediensteten mit 

FFP2-Masken auszustatten. Wir wissen doch, 

dass sie ein entscheidender Faktor sind, um sich 

bei Kontakten nicht zu infizieren, liebe Kolleginnen 

und Kollegen. 
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(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP) 

Es ist richtig, dass Sie diese Masken jetzt vertei-

len. Aber wir könnten doch viel weiter sein. Wir 

bräuchten doch Strategien, wie und wo wir FFP2-

Masken einsetzen und was das für Öffnungen 

bedeutet.  

Das Gleiche gilt für die Schnelltests. Seit Monaten 

diskutieren wir über Schnelltests. Seit Monaten 

weisen Sie das zurück und bringen das nicht vo-

ran. Andere Bundesländer, Herr Ministerpräsident, 

haben schon Schnellteststrategien und setzen 

diese um, und Sie reden hier und heute das erste 

Mal über flächendeckende Teststrategien.  

Die Schnelltests zur Selbsttestung, die Sie hier 

und heute erwähnen, haben Sie noch vor zwei 

Wochen zurückgewiesen. Soll ich Ihnen mal was 

sagen? Berlin hat die schon jetzt optioniert, damit 

es bis zum Sommer alle Schulen mit Schnelltests 

zur Selbsttestung ausrüsten kann. Und Sie sagen 

hier heute, Sie wollen sich das mal anschauen. 

Der Zug ist doch schon längst abgefahren, wenn 

Sie gekommen sind und sich dafür entschieden 

haben, die einzusetzen. 

Es gibt so viele gute Strategien. Böblingen bei-

spielsweise - ich weiß nicht, ob Sie davon gelesen 

haben - hat eine flächendeckende Schnelltestung 

für alle Landkreisangehörigen auf den Weg ge-

bracht. Die Zahlen dort sinken drastisch. Herr Mi-

nisterpräsident, wo sind Ihre Perspektiven? Brin-

gen Sie endlich eine Teststrategie für Niedersach-

sen voran, die auch Öffnungen ermöglicht. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP) 

Das bringt mich zum nächsten Baustein, den Hil-

fen. Ich habe über den sozialen Bereich gespro-

chen. Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Tafeln 

haben große Schwierigkeiten beim Öffnen. Die 

brauchen dringend mehr Unterstützung. Viele so-

ziale Einrichtungen brauchen mehr Geld, um ihre 

Angebote aufrechtzuerhalten. Masken, Schnell-

tests - all das kostet Geld. Wie wollen Sie finanz-

schwachen Familien Teilhabe am öffentlichen Le-

ben ermöglichen? Zu alledem haben Sie heute 

nichts gesagt. 

Das gilt genauso für das Thema Wirtschaftshilfen. 

Sie erzählen uns hier und heute ernsthaft, dass 

Sie nach vier Monaten die Novemberhilfen fertig 

ausgezahlt haben wollen. Herr Althusmann, wir 

reden hier von Existenzen! Das kann doch nicht Ihr 

Ernst sein! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP) 

Wie können insbesondere Sie als Partei der klei-

nen und mittelständischen Unternehmen, wie Sie 

so schön sagen, dulden, dass gerade diese durch 

die Raster fallen und die Hilfen viel zu spät bis gar 

nicht erhalten? Das sind doch gerade die, die zum 

Teil keine Rücklagen mehr haben, weil diese auf-

gebraucht sind. Und für die Soloselbstständigen, 

für die Künstler und Kulturschaffenden gibt es im-

mer noch keine Antworten. 

Herr Althusmann, schaffen Sie Landesprogramme, 

um Lücken zu schließen, und arbeiten Sie die 

Überbrückungshilfe III besser und schneller ab, 

damit die Unternehmen endlich Sicherheit bei all 

diesen Maßnahmen bekommen, die wir gerade 

haben! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

In einem Bereich waren Sie, Herr Ministerpräsi-

dent, leider komplett sprachlos. Ich würde sagen, 

das ist eigentlich sogar das Herz beim Kampf ge-

gen dieses Virus. Die Menschen in Niedersachsen 

brauchen eine Perspektive, wie es mit dem Virus 

weitergeht. Wie werden wir in Zukunft mit dem 

Virus leben? Nur wenn wir das beantworten, wer-

den wir doch den Menschen die Kraft geben, diese 

harten Maßnahmen durchzuhalten. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Ich sage Ihnen deutlich: Impfen alleine reicht nicht 

aus. Es reicht nicht aus, wenn wir sagen, im Okto-

ber haben die ersten drei Stufen ein Impfangebot 

gehabt. Das bringt uns doch bis zum Oktober erst 

mal gar nichts. Ich muss Ihnen an dieser Stelle 

sagen: Es ist wirklich absurd, dass Sie die Verfeh-

lungen beim Start der Impfkampagne so schönre-

den, Herr Ministerpräsident. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP) 

Viele 80-Jährige hingen wochenlang in der Warte-

schleife. Zum Teil haben sie immer noch keinen 

Termin. Ich muss das nicht weiter ausführen; denn 

insgeheim wissen Sie selbst, dass Sie hier deutli-

chere Worte hätten finden müssen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und 

bei der FDP) 

Deswegen möchte ich mich jetzt mit den Perspek-

tiven beschäftigen. Was heißt „Leben mit dem 

Virus“ für die nächsten Monate? Wir alle wissen, 

wir können nicht einfach Öffnungsdebatten führen. 
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Das führt vollkommen an der Realität vorbei. Wir 

müssen also Perspektiven schaffen, was „Leben 

mit dem Virus“ heißt: Masken, Schnelltests zur 

Flankierung von Öffnungen. Das Leben in Sozial-

gemeinschaften verhindert Infektionen.  

„Draußen ist das neue Drinnen“ muss doch unser 

Slogan sein. Wir müssen doch Angebote nach 

vorne bringen, die draußen stattfinden, die es 

Menschen ermöglichen, Angebote draußen und 

mit Abstand durchzuführen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Was ist mit Draußen-Schulen? Was ist mit AHA-

Regeln in der Schule? Was ist mit dem Einsatz 

von Trägern der Jugendarbeit, um kleinere Kinder-

betreuungsangebote zu schaffen und damit Infek-

tionen zu vermeiden? Was ist mit einem Förder-

programm für Kultur 2.0, Handel 2.0, Gastro 2.0, 

Kinderbetreuung 2.0, Osterurlaub 2.0? Wo sind da 

Ihre Antworten, Herr Ministerpräsident? Ich habe 

hier und heute zu all den Fragen, wie wir künftig 

mit dem Virus leben sollen, nichts gehört. 

(Frauke Heiligenstadt [SPD]: Dann 

haben Sie aber nicht zugehört! - Wei-

tere Zurufe) 

- Frau Heiligenstadt, ich habe viele Beispiele auf-

gezählt. 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Wir werden jetzt nicht in einen Dialog eintreten. 

Frau Hamburg hat das Wort. 

Julia Willie Hamburg (GRÜNE): 

Sie können auch unseren Antrag lesen. Da stehen 

übrigens noch deutlich mehr Vorschläge drin. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich sage Ihnen deutlich: Wenn Sie diese Ideen 

nicht haben, Herr Ministerpräsident, ist das nicht 

schlimm; denn wir kennen viele, viele Menschen 

im Land, die diese Ideen gerne voranbringen wür-

den. Allein ihnen fehlen die Rahmenbedingungen.  

Wenn Sie die Ideen nicht haben, lassen Sie ande-

re Menschen die Ideen für Sie in die Tat umsetzen! 

Dafür braucht es eben Rahmenbedingungen. Da-

für braucht es Testkonzepte, Schnelltests, Förder-

programme, um das auf den Weg zu bringen.  

Wenn Sie das offensiv nach vorne bringen, dann - 

sage ich Ihnen - wird unser Kampf gegen das 

Coronavirus erfolgreich sein. Dann werden die 

Menschen weiter mit uns an einem Strang ziehen. 

Dann werden wir die Zahlen massiv senken, und 

wir werden dem Virus trotzen, bis wir alle geimpft 

haben, liebe Kolleginnen und Kollegen.  

Stellen Sie sich also an die Spitze dieses Kampfes 

und bringen Sie eine Vision auf die Straße, wie 

Niedersachsen die nächsten Monate mit dem 

Coronavirus leben kann! 

Vielen Dank. 

(Starker Beifall bei den GRÜNEN und 

bei der FDP) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Kollegin Hamburg. - Wir fahren 

jetzt fort. Das Wort hat die Vorsitzende der SPD-

Fraktion, Frau Modder. Bitte, Frau Kollegin! 

Johanne Modder (SPD): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Liebe Kollegin Hamburg, 

wenn man Ihnen aufmerksam zuhört, dann merkt 

man: Sie widersprechen sich in jedem dritten Satz. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Manchmal habe ich das Gefühl, dass Sie den 

Ernst der Lage noch nicht erkannt haben. Das 

finde ich wirklich sehr schade. 

(Christian Grascha [FDP]: Das ist so 

was von unterirdisch! - Christian Mey-

er [GRÜNE]: Schlusslicht beim Imp-

fen! - Unruhe) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Ich darf um Ruhe bitten.  

(Anhaltende Unruhe) 

- Einen Moment bitte, Frau Modder! 

Bitte fahren Sie fort! 

Johanne Modder (SPD): 

Sie reden hier davon, dass wir längst weitere Mög-

lichkeiten hätten schaffen sollen. Sie reden von 

Geschwisterkindern, Sie reden von Bars und Dis-

kotheken usw. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Ich 

rede davon, dass sie im Stufenplan 

auftauchen müssen! - Christian 

Grascha [FDP]: Dahinter stehen halt 

Existenzen!) 
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Das Einzige, was im Moment gegen das Virus hilft, 

ist, die Kontakte zu beschränken. Nichts anderes 

hilft im Moment, und das wissen Sie auch. 

(Christian Grascha [FDP]: Eine Dau-

erschleife seit zwölf Monaten! Keine 

neuen Ideen!)  

Sie reden davon, dass Niedersachsen vorangehen 

soll, dass Niedersachsen weitermachen soll. In 

Ihrem Antrag loben Sie den Stufenplan. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Ja! - 

Helge Limburg [GRÜNE]: In der Rede 

auch!) 

- Sage ich doch!  

Sie loben den Stufenplan, sagen aber auch, dass 

bundeseinheitliche Regelungen sehr sinnvoll sei-

en, weil sie die Akzeptanz fördern würden. Was 

denn jetzt: einen Stufenplan in die Debatte ein-

bringen oder doch wieder nach vorne marschieren, 

indem Niedersachsen einen eigenen Stufenplan 

vorstellt? 

Ich will Ihnen noch eines sagen: Die grüne Bürger-

schaftsfraktion in Hamburg ist da schon viel weiter 

als Sie. Sie sieht nämlich den Stufenplan Nieder-

sachsens als Modell und dringt darauf, dass die-

ses Stufenmodell für die Bund-Länder-Gespräche 

Vorbild sein soll. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU 

- Helge Limburg [GRÜNE]: Das soll-

ten Sie auch mal machen!) 

Meine Damen und Herren, wir gehen jetzt ins 

zweite Jahr der Corona-Pandemie. Ich glaube, das 

haben wir alle uns im letzten Jahr, in dem wir die 

Corona-Pandemie erleben mussten, nicht vorstel-

len können. Seit Dezember befinden wir uns in 

Deutschland und Niedersachsen in einem Lock-

down - ich würde sogar sagen: in einem harten 

Lockdown, weil er mit Blick auf die Kontaktbe-

schränkungen im persönlichen Bereich sehr harte 

Forderungen stellt. Sie kennen das: ein Haushalt 

plus eine Person plus Kinder bis sechs Jahre. Sie 

kennen die Einschränkungen in Schulen und Kin-

dertagesstätten sowie in der Wirtschaft. Wir reden 

dabei vom Einzelhandel, explizit auch von der 

Tourismusbranche, von Hoteliers und Gastrono-

mie, vom Kultur- und Kunstbereich und vom Sport. 

Ich habe garantiert einen oder auch mehrere Be-

reiche vergessen; das möge man mir nachsehen. 

All diese Einschränkungen und Beschränkungen 

zerren sehr an den Nerven. Es geht nämlich nicht 

allein um die persönlichen Einschränkungen, son-

dern auch um Existenzängste und Zukunftsängste, 

weil viele Menschen ihre Arbeit bereits verloren 

haben, in Kurzarbeit sind, nicht wissen, wie es mit 

ihrer Arbeitsstätte weitergeht. Es geht um die gra-

vierenden Folgeschäden für unsere Gesellschaft, 

aber vor allen Dingen für unsere Kinder und Ju-

gendlichen. Ich will hier ausdrücklich auch die be-

rufstätigen Eltern erwähnen, die zwischen Home-

office und Homeschooling im Moment weit über 

die Grenzen ihrer Belastbarkeit gehen. 

Kurzum: Die aktuelle Situation ist extrem ange-

spannt. Das merkt man überall. Ich glaube, das 

merken wir mittlerweile auch an uns selbst. Ich 

selbst zumindest merke es sehr stark. 

Viele Menschen hatten große Erwartungen an die 

Runde der Ministerpräsidentinnen und Minister-

präsidenten mit der Bundeskanzlerin - nicht in dem 

Sinne, dass alles sofort wieder gelockert wird, 

sondern dass Perspektiven aufgezeigt werden, um 

Schritt für Schritt - möglicherweise auch nur in 

Trippelschritten - wieder zu einem einigermaßen 

normalen Leben zurückkehren zu können. 

Diese Erwartungen waren an den Beschluss vom 

19. Januar geknüpft. Dort findet man unter Num-

mer 1 den Arbeitsauftrag an den Chef des Bun-

deskanzleramtes, mit den Ländern „ein Konzept 

für eine sichere und gerechte Öffnungsstrategie zu 

erarbeiten“. Bei der letzten Runde wurde dazu 

nichts vorgelegt. Meines Wissens wurde auch 

noch nichts erarbeitet. Es war für uns und auch für 

viele andere Bereiche enttäuschend, dass das 

nicht zur Debatte stand oder sich zumindest nicht 

in der Beschlussfassung wiedergefunden hat. 

Vielleicht war das aber auch erwartbar; denn 

schon Tage vor dem Treffen deutete alles darauf 

hin, dass aufgrund der aktuellen Infektionsentwick-

lung, aber vor allem aufgrund der drohenden Ge-

fahr durch die Mutanten eine Verlängerung des 

Lockdowns bis Ende Februar oder in den März 

hinein unausweichlich ist.  

Das ist aus meiner Sicht auch richtig und völlig 

nachvollziehbar. Wir wissen aufgrund der Bericht-

erstattung, dass z. B. in der Region Hannover die 

britische Mutante mittlerweile einen Anteil von 

40 % an den Neuinfektionen hat. 

Wir haben es mit zwei völlig unterschiedlichen 

Entwicklungen zu tun: 

Auf der einen Seite gibt es bundesweit sinkende 

Infektionszahlen. Der bundesweite Inzidenzwert 

liegt heute meines Wissens bei 57. Die Entwick-

lung in Niedersachsen verläuft dagegen leider sehr 
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schleppend. Wir haben wieder steigende Zahlen. 

Der Inzidenz bei uns liegt heute meines Wissens 

bei 69,7. Auf die gewaltige Spreizung innerhalb 

unseres Bundeslandes hat der Ministerpräsident 

hingewiesen. 

Auf der anderen Seite gibt es die drohende Gefahr 

durch die Mutationen. Sie alle kennen die Berichte 

dazu und auch die Warnungen aus der Wissen-

schaft, jetzt nicht leichtsinnig alles aufs Spiel zu 

setzen, was so hart von den Menschen in der Ge-

sellschaft erkämpft wurde, die einen sehr großen 

Anteil daran haben, weil sie sich sehr diszipliniert 

und solidarisch an alle Einschränkungen und Be-

schränkungen gehalten haben. Ihnen haben wir 

meines Erachtens ganz herzlich zu danken! 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Ich gehe so weit, zu sagen, dass wir im Moment in 

der wohl schwierigsten Phase der Pandemie sind. 

Wir müssen auf der einen Seite trotz sinkender 

Zahlen vorsichtig bleiben, sehen aber auf der an-

deren Seite die hohe Erwartungshaltung und die 

Hoffnungen der Menschen. 

Ich will nicht versäumen, hier auch an die vielen 

Todesopfer zu erinnern und zu erwähnen, dass, 

auch wenn die Zahlen Gott sei Dank rückläufig 

sind, immer noch jeden Tag weiterhin viel zu viele 

Menschen an und mit diesem Coronavirus sterben. 

Allein gestern waren es in Niedersachsen 65. Ins-

gesamt haben wir 3 954 Todesopfer zu beklagen. 

Bundesweit waren es gestern 560 und insgesamt 

66 164 Menschen. Diese Zahlen sind furchtbar. Ich 

wünsche mir sehr, dass wir uns niemals an diese 

Meldungen gewöhnen. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Ich bin deswegen unserem Bundespräsidenten 

Frank-Walter Steinmeier sehr dankbar für seine 

Aktion #lichtfenster, weil sie ein Zeichen des ge-

meinsamen Gedenkens setzt - ein symbolisches 

Licht in dieser so dunklen Zeit. Außerdem wird der 

Bundespräsident nach Ostern in Berlin eine Ge-

denkfeier für alle Todesopfer in Deutschland aus-

richten. Ich finde, das ist ein gutes Signal in die 

Gesellschaft, um auch die Todesopfer und deren 

Angehörige nicht zu vergessen. 

Meine Damen und Herren, ich erwähne dies hier 

besonders, weil ich glaube, dass die erste Zielset-

zung ins Hintertreffen gerät und dass sich die 

Bundeskanzlerin und die Regierungschefs in ei-

nem wirklich schwierigen Abwägungsprozess be-

finden. Ich bin zutiefst davon überzeugt, dass alle 

Verantwortlichen in dieser schwierigen Situation 

nach bestem Wissen und Gewissen entscheiden, 

weil alle um die Folgen der Grundrechtseinschrän-

kungen für unsere Gesellschaft und für die Wirt-

schaft wissen und weil sie sich ihrer Verantwortung 

für die Akzeptanz der Maßnahmen bewusst sind. 

Dafür möchte ich einmal ein herzliches Danke-

schön sagen; denn auch das kommt in dieser Zeit 

viel zu kurz.  

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Ich glaube, wir alle wissen, welch hohe Verantwor-

tung auf diesen Schultern lastet. 

Auf der einen Seite stehen also der Gesundheits-

schutz für unsere Bevölkerung und die drohende 

Gefahr durch die Mutationen und auf der anderen 

Seite der Wunsch nach Normalität - sofern man 

von einer Normalität noch reden kann. Vielleicht 

beschreibt die Überschrift der Süddeutschen Zei-

tung „Vorsicht trifft Ungeduld“ den Konflikt zwi-

schen Sicherheit und Freiheit sehr gut.  

Was für viele überraschend kam und im Vorfeld 

nicht wirklich offensiv kommuniziert wurde - das 

war meines Erachtens ein riesiger Fehler -, war, 

dass die ursprüngliche Zielmarke des Inzidenz-

werts von 50 - wir haben uns öfter darüber ausge-

tauscht, dass die Gesundheitsämter bis zu einer 

Inzidenz von 50 zur Kontaktnachverfolgung in der 

Lage sind - auf einmal auf einen Inzidenzwert von 

35 abgesenkt wurde. Hätte man das offensiver 

diskutiert, wäre meines Erachtens die Akzeptanz 

größer gewesen. 

Wir wissen genau, dass viele Wissenschaftlerin-

nen und Wissenschaftler bereits vor Wochen ge-

warnt haben, dass eine Inzidenz von 50 aufgrund 

der diffusen Lage mit Blick auf die Mutanten noch 

viel zu hoch sei. Manche haben dabei von einem 

Inzidenzwert von 35 gesprochen, andere sogar 

von unter 10, bevor man überhaupt zu Locke-

rungsmaßnahmen kommen kann. 

(Zuruf: Wir brauchen null!)  

Der Inzidenzwert von 35 gilt also als Frühwarn-

wert, um geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um 

die Infektionsdynamik zu verlangsamen und eine 

exponentielle Steigerung der Infektionszahlen zu 

vermeiden. Wie sagte so schön eine Virologin in 

einer Talkrunde letzte Woche? „Wir laufen Gefahr, 

dass uns das Virus davonläuft.“ Diese Meldung, 

die 50 schon in greifbarer Nähe zu sehen und 

dann doch auf 35 gehen zu müssen, war für viele 

Menschen und für viele Branchen wirklich eine 

herbe Enttäuschung. 
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Meine Damen und Herren, der in Niedersachsen 

vorgelegte Stufenplan 2.0 hat überall im Land und 

auf Bundesebene hohe Beachtung gefunden und 

in den Gesprächen, die ich dazu geführt habe, 

sehr große Zustimmung bekommen. Herr Minister-

präsident, ich stimme Ihnen ausdrücklich zu, dass 

jetzt - spätestens am 3. März - in der nächsten 

Bund-Länder-Runde endlich auch ein Vorschlag 

der Bundesebene vorgelegt werden muss. Ich will 

Sie ausdrücklich ermutigen, den von Ihnen einge-

brachten Stufenplan 2.0 dort wirklich ernsthaft 

einzubringen und auch zu verteidigen. Ich glaube, 

er ist ein sehr differenzierter Stufenplan, mit dem 

man wirklich gut arbeiten kann. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Die Menschen brauchen eine Perspektive, und sie 

brauchen Verlässlichkeit. Ich will auf das Thema 

Impfen gar nicht mehr groß eingehen. Ich glaube, 

das hat der Ministerpräsident hier sehr ausführlich 

vorgetragen. Ich will von meiner Seite nur noch so 

viel anmerken: Die Meldung von gestern Abend, 

dass jetzt auch Johnson & Johnson die Zulassung 

bei der EU beantragt hat und wohl mit der Ent-

scheidung der EMA bis Mitte März zu rechnen ist, 

gibt Hoffnung, zumal dieser Impfstoff nur einmal 

verabreicht werden muss. Es wäre also der vierte 

zugelassene Impfstoff. Ich bleibe bei meiner Zu-

versicht: Wenn es immer mehr Impfstoff gibt, und 

den wird es geben, können wir diese Pandemie mit 

etwas Geduld auch wirklich bekämpfen. 

Auch die Absicht, die Beschäftigten in den Schulen 

und den Kindertageseinrichtungen früher zu imp-

fen, also sie in ihrer Priorität weiter nach vorne zu 

ziehen, halte ich für absolut richtig. Das ist die 

Berufsgruppe, die mit einer Bevölkerungsgruppe 

zu tun hat, über die bezüglich der Impfung über-

haupt noch nicht gesprochen wird: Kinder und 

Jugendliche. 

Sowohl das Vorankommen beim Impfen als auch 

die Ausweitung der Teststrategie - der Ministerprä-

sident hat darauf hingewiesen - bis hin zu den 

Selbsttestungen müssen in Anbetracht der Stufen- 

und Perspektivpläne natürlich Berücksichtigung 

finden. Davon bin ich zutiefst überzeugt. Wir müs-

sen immer berücksichtigen, wie weit wir mit den 

Impfungen und den Selbsttests sind, um zu weite-

ren Lockerungs-Schritten zu kommen. 

Sehr dankbar bin ich auch für die Hartnäckigkeit 

beim Thema Schule. Auch wenn wir im Dezember 

noch eine Vorreiterrolle eingenommen haben, so 

ziehen doch immer mehr Bundesländer nach und 

nehmen den niedersächsischen Weg als Vorbild. 

Auch die Bund-Länder-Runde hat die Bedeutung 

von Bildung und die belastende Situation der Kin-

der und Jugendlichen noch einmal besonders her-

vorgehoben. Außerdem begrüßen wir sehr den 

Zehn-Punkte-Plan unseres Kultusministers. Auf die 

Testangebote für das Personal in Schulen und 

Kindertagesstätten ist bereits hingewiesen worden. 

Ich bitte auch Sie, Herr Minister Tonne, dass Sie 

an Ihrem Weg festhalten, je nach Infektionslage so 

viele Schülerinnen und Schüler wie möglich min-

destens in den Wechselbetrieb zu bekommen. Ich 

glaube, dass die psychischen Folgen für Kinder 

und Jugendliche gravierend sind. Die Meldungen 

sind dementsprechend. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Ich glaube, dass das Wohl unserer Kinder in dieser 

Debatte manchmal viel zu kurz kommt. Ich sage 

ausdrücklich und sehr deutlich, dass besonders 

die Kleinsten in unserer Gesellschaft und deren 

Eltern einen riesengroßen Anteil an dem Erfolg der 

Pandemiebekämpfung haben. Das kommt in der 

Debatte manchmal viel zu kurz. Deswegen, Herr 

Minister, halten Sie an Ihrem Kurs fest! 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Ich will an dieser Stelle wirklich noch einmal auf 

die belastende Situation der Familien eingehen. 

Ich will nicht alles wiederholen, was ich schon im 

Januar ausgeführt habe, was es für berufstätige 

Eltern bedeutet, im Homeoffice zu sein, Home-

schooling zu machen und vielleicht zwei oder drei 

Kinder zu Hause betreuen zu müssen. Diese ge-

hen wirklich an ihre Grenzen. Auch die Studien 

bestätigen, dass die Kontaktbeschränkungen in 

der Corona-Pandemie Kinder psychisch sehr be-

lasten. Fast jedes dritte Kind zeigt psychische Auf-

fälligkeiten. Ich will das nicht wiederholen. In der 

Abwägung zwischen Infektionsschutz und dem 

Recht auf Bildung darf auch das Wohl des Kindes 

nicht hintanstehen. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Zu den Wirtschaftshilfen ist in den vergangenen 

Tagen und Wochen viel berichtet worden. Ich 

glaube, alle, die mit den Wirtschaftsunternehmen, 

mit dem Einzelhandel, mit der Tourismusbranche 

und mit Hoteliers und Gastronomen gesprochen 

haben, wissen, wie belastend diese Situation ist. 

Dort macht sich wirklich Frust breit. Ich sage auch 

ganz deutlich: Trotz der Hilfsangebote und Pro-

gramme, die es sowohl auf Bundes- als auch auf 

Landesebene gibt, fallen doch noch viel zu viele 

durch den Rost. Ich bitte darum, den Blick darauf 
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noch einmal gesondert zu verstärken. Die Meldung 

von gestern, dass das Programm Neustart Nieder-

sachsen Investition durch Umschichtungen um 

348,5 Millionen Euro auf jetzt insgesamt 798,5 Mil-

lionen Euro aufgestockt wird, ist eine gute Nach-

richt, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Herr Minister Dr. Althusmann, ich glaube, Sie kön-

nen sich gewiss sein, dass die Zustimmung im 

Ausschuss für Haushalt und Finanzen zustande 

kommt. Ich bitte dann aber auch ganz herzlich 

darum, dass die Hilfen dann auch bei den Unter-

nehmen ankommen. Sie warten mit Ungeduld auf 

diese Hilfe, weil sie dringend darauf angewiesen 

sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Zu guter Letzt will ich noch kurz auf die mitzubera-

tenden Anträge von Bündnis 90/Die Grünen und 

von der FDP eingehen.  

Ich habe es vorhin schon erwähnt: Grundsätzlich 

darf man feststellen, dass die Grünen den Stufen-

plan der Landesregierung begrüßen und auch ein 

bundeseinheitliches Vorgehen für sinnvoll erachten 

und dann noch eine Vielzahl von zusätzlichen For-

derungen - anders kennen wir es von den Grünen 

nicht - aufstellen. Der Forderungskatalog ist sehr 

ausreichend. Sicherlich kommen wir bei der einen 

oder anderen Forderung zusammen, bei der einen 

oder anderen vielleicht aber auch nicht. Zumindest 

ist es eine gute Beratungsgrundlage für den Fach-

ausschuss. 

Dies will ich auch extra für den Antrag der FDP 

sagen: Auch Sie haben den vorgelegten Stufen-

plan in Grundzügen begrüßt. Sie gehen mehr da-

von aus, dass man weniger zur Pauschalierung, 

sondern mehr zu Einzelfallentscheidungen kommt 

und sehr viel detaillierter darauf eingeht. Eine ver-

lässlichere Strategie könnte die Akzeptanz in der 

Bevölkerung erhöhen. Ich glaube, dass auch Sie 

eine Vielzahl von Punkten vorgeschlagen haben, 

denen man sich nähern kann. Aber bei einigen, 

glaube ich, wird es wieder heftige Diskussionen 

geben. Das kennen Sie aber.  

Ich glaube, unser gemeinsames Ansinnen muss 

sein, den Stufenplan Niedersachsen nach der 

Auswertung - und dann im Bund-Länder-Ver-

gleich - so „aufzupeppen“, dass er wirklich die 

Blaupause für das gesamte Land sein kann, für die 

ganze Bundesrepublik Deutschland. Das Zeug 

dazu hat er jedenfalls. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 

bei der CDU) 

Ich will für meine Fraktion zumindest betonen, 

dass wir diesen Stufenplan ausdrücklich unterstüt-

zen und die Debatten im Ausschuss auch wirklich 

gerne abwarten wollen. 

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Ich habe aber auch die große Hoffnung, dass wir - 

wenn wir alle die Maßnahmen weiterhin diszipli-

niert und besonnen mittragen und die Impfstrategie 

weiter an Fahrt gewinnt - es gemeinsam schaffen 

können, diese Pandemie zu bekämpfen oder zu-

mindest zu einem einigermaßen normalen Leben 

zurückzufinden. Ich will aber auch ganz deutlich 

sagen, dass auch ein Worst-Case-Szenario mit zu 

bedenken ist. Was ist eigentlich, wenn wir diese 

Zielwerte auf absehbare Zeit nicht erreichen? Was 

passiert dann, und wie können wir trotzdem Per-

spektiven aufzeigen, sodass wir wieder einigerma-

ßen zu einer Gesellschaft zurückfinden, die diese 

Überlegung auch mitträgt und mitnimmt? Ich bin 

da sehr optimistisch und sehr hoffnungsfroh. Ich 

freue mich, was die Anträge angeht, auf die Bera-

tungen im Ausschuss und danke für die Aufmerk-

samkeit. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 

der CDU) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Kollegin Modder. - Für die FDP-

Fraktion erhält nun der Vorsitzende das Wort, Herr 

Dr. Birkner. Bitte, Herr Kollege, Sie haben das 

Wort. 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Wie Sie wissen, fordert die FDP-Fraktion 

schon seit Monaten einen nachhaltigen Umgang 

mit der Pandemie, mit der Krise sowie eine nach-

haltige Strategie. Wir wollen Wege finden, die oh-

ne wiederkehrende Lockdowns auskommen. 

Vor dem Hintergrund begrüßen wir Ihren Stufen-

plan ausdrücklich, Herr Ministerpräsident, den wir 

uns allerdings zum einen früher gewünscht hätten, 

bei dem wir zum anderen anmerken müssen, dass 

Sie noch vor wenigen Wochen in diesem Plenum 

gesagt haben, eine solche nachhaltige Strategie, 

wie wir sie fordern, ginge nicht. Wir begrüßen aus-

drücklich, dass Sie das heute anders sehen und 

diesen Weg gemeinsam mit uns beschreiten wol-

len. 
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(Beifall bei der FDP) 

Wir als FDP-Fraktion haben allerdings Zweifel 

daran, ob die Kriterien und Maßstäbe, die Sie ge-

wählt haben, zutreffend und ausreichend sind. 

Frau Kollegin Modder hat es eben schon ange-

sprochen und auf unseren Entschließungsantrag 

hingewiesen. Wir sind der Auffassung, dass wir 

differenzierter vorgehen müssen, was sowohl die 

Kriterien als auch die Maßstäbe angeht. 

Wir wollen insbesondere sicherstellen, dass wir in 

der ganzen Debatte endlich zu einer stärkeren 

Gesamtabwägung kommen. Wir brauchen eine 

Gesamtabwägung zwischen wirtschaftlichen, sozi-

alen und gesellschaftlichen Kosten. Wir müssen 

einbeziehen, welche negativen Auswirkungen das 

Ganze beispielsweise für Schülerinnen und Schü-

ler hat. All das findet sich in Ihrem Stufenplan - 

zumindest in dieser Version - nicht wieder. 

Sie haben im letzten Jahr einen anderen Ansatz 

gewählt. Damals haben Sie etwas gewagt - das 

haben wir ausdrücklich begrüßt - und etwa die 

ökonomischen Auswirkungen - betriebswirtschaft-

lich, volkswirtschaftlich - im Einzelnen bewertet. 

Das ist dann in die Gesamtbewertung eingeflos-

sen. Das fanden wir mutiger und richtiger, weil wir 

die Gesamtbewertung brauchen, um am Ende die 

einzelnen Maßnahmen in ihren Auswirkungen 

beurteilen zu können. 

(Beifall bei der FDP) 

Deshalb meinen wir, dass Niedersachsen ein Defi-

zit hat, das dringend behoben werden muss. Wir 

müssen uns in der Debatte öffnen, insbesondere 

die Landesregierung, und mehr externen Rat hin-

zuziehen. Wir brauchen so etwas wie einen nie-

dersächsischen Pandemierat, der interdisziplinär 

besetzt ist, bei dem klar ist, wer darin ist, der in der 

Öffentlichkeit möglichst transparent ist und dem-

entsprechend tagt, bei dem klar ist, dass die ver-

schiedenen Interessen, Belange und auch die 

negativen Folgen in eine Gesamtschau einbezo-

gen werden. Was bisher passiert, ist Regierungs-

handeln in weiten Teilen hinter verschlossenen 

Türen - und ab und zu eine Unterrichtung hier. Das 

ist zu wenig, um am Ende die Gesamtabwägung 

vorzunehmen und Vertrauen zu begründen. Des-

halb brauchen wir dringend einen interdisziplinären 

Pandemierat, der breit aufgestellt ist. 

(Beifall bei der FDP) 

Bei dem Stufenplan müssen wir nach unseren 

Vorstellungen differenzierter vorgehen; ich habe es 

eingangs schon erwähnt. Nach unserer Auffas-

sung ist es richtig, Inzidenzwerte heranzuziehen. 

Die Sieben-Tage-Inzidenz halten wir für richtig. 

Auch den Sieben-Tage-R-Wert heranzuziehen, 

halten wir für richtig. Aber bei der Sieben-Tage-

Inzidenz ist es nach unserer Auffassung auch not-

wendig, einzelne Geschehen herauszurechnen, 

mindestens aber gesondert darzustellen. Denn es 

macht schon einen Unterschied, ob ein bestimm-

tes Geschehen in einem ganzen Landkreis auftritt 

und dann dort die Werte höher sind oder lediglich 

in einer bestimmten Einrichtung an einem Ort, die 

abgrenzbar ist und in der sich das Infektionsge-

schehen konkret eindämmen lässt. Das ist ein 

wichtiges Kriterium dafür, wie weitgehend die Frei-

heitsbeschränkungen sein müssen, die dann etwa 

in einer solchen Region notwendig sind. Eine sol-

che Differenzierung halten wir für nötig. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir halten es für erforderlich, dass bei dem Stu-

fenplan und den daraus abgeleiteten Maßnahmen 

auch der Impffortschritt berücksichtigt wird. Es 

macht einen Unterschied, ob 50, 60, 70 oder 80 % 

der Risikogruppen geimpft sind. Je mehr Impfun-

gen stattgefunden haben, desto mehr Freiheiten 

sind möglich. Auch das muss abgebildet werden, 

ebenso die Schwere der Krankheitsverläufe, die 

Verteilung in den Altersstufen. 

Der Stufenplan muss darüber hinaus eine Diffe-

renzierung zwischen dem Innen- und dem Außen-

bereich vornehmen. Da kann ich die Kolleginnen 

und Kollegen der Grünen nur unterstützen. Das ist 

doch klar. Es macht einen Unterschied, ob ich 

mich in geschlossenen Räumen aufhalte oder 

draußen an der frischen Luft. Das Infektionsrisiko 

dort ist deutlich geringer. Das muss bei dem, was 

dann tatsächlich möglich ist, abgebildet werden. 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, das betrifft den Stufen-

plan, die Kriterien und die Maßstäbe. Hier haben 

wir deutlich weitergehende Vorschläge, als sie die 

Landesregierung vorgestellt hat. Das wollen wir 

gerne mit unseren Entschließungsanträgen, über 

die wir heute und im Laufe dieser Plenarsitzung 

diskutieren, in die Beratung einbringen. 

Darüber hinaus ist es nötig, dass Sie aktiver wer-

den. Die Landesregierung verharrt zu sehr in ei-

nem passiven Verhalten. Es ist nötig, viel mehr in 

die Offensive zu gehen und selbst zu versuchen, 

die Pandemie aktiv zu bekämpfen. 
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Dazu ist es nötig - das ist sicherlich auch mit dem 

Stufenplan verbunden -, den Wert von Hygiene-

konzepten herauszustellen, die es möglich ma-

chen, etwa im Einzelhandel oder in anderen Le-

bensbereichen wieder ins Geschäft zu kommen, 

wieder ins Leben zu kommen, wieder gesellschaft-

liches, kulturelles Leben stattfinden zu lassen. 

Denn es ist nicht per se die Begegnung. Es ist die 

ungeschützte Begegnung, bei der das Virus über-

tragen wird. Wenn dem mit Hygienekonzepten 

begegnet werden kann, dann müssen diese eine 

entscheidende Rolle spielen. 

Wir sehen die Landesregierung in der Pflicht, ge-

meinsam mit den Gesundheitsämtern und Ge-

sundheitsbehörden solche Wege aufzuzeigen, 

welche Hygienekonzepte belastbar sind, und das 

muss dann gegengezeichnet werden. So wird Ver-

antwortung geteilt und übernommen. Herr Minis-

terpräsident, um ein Bild zu gebrauchen, das Sie 

selber gewählt haben, indem Sie gesagt haben: 

Wir müssen jetzt die Schrotflinte nehmen. - Diese 

Zeit ist unseres Erachtens vorbei. Wir müssen jetzt 

wieder zum gezielten Schuss kommen. Mit sol-

chen Hygienekonzepten können wir Möglichkeiten 

eröffnen und differenziert antworten. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir müssen insbesondere, um mich auf wesentli-

che Punkte zu beschränken, die Schnellteststrate-

gie voranbringen. Auch das ist zu Recht angespro-

chen worden. Herr Ministerpräsident, Sie haben 

das heute ebenfalls benannt. Es zeigt sich ein 

Verhalten, das die Landesregierung schon im 

Sommer an den Tag gelegt hat. Sie sind in vielen 

Bereichen viel zu zögerlich. Damals ging es um die 

Frage der Testungen in Alten- und Pflegeheimen. 

Sehr früh war klar, dass viel intensiver getestet 

werden muss. Sie haben sich damit sehr schwer-

getan. Staatssekretär Scholz hat noch erklärt, man 

beschränke sich auf zwei Testungen pro Mitarbei-

terin und Mitarbeiter in den Pflegeeinrichtungen, 

weil das auch unangenehm sei. Das haben Sie 

heute wieder erklärt. Ja, das ist unangenehm. Aber 

es ist nicht so unangenehm, dass es nicht zumut-

bar wäre. Das ist doch keine wirklich nachvollzieh-

bare Begründung angesichts des Risikos, das 

dahintersteckt. Deshalb ist es notwendig, hier viel 

offensiver voranzugehen. 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Das haben Sie im Herbst schon nicht hingekriegt, 

und jetzt sind Sie wieder zu zögerlich. Deshalb 

unsere eindringliche Bitte und Forderung, wirklich 

in die Offensive zu gehen, um zügig voranzukom-

men! 

Das gilt insgesamt für den Schutz der Alten- und 

Pflegeheime. Auch daran will ich noch einmal erin-

nern; die Kollegin Modder hat es ausgeführt. Unse-

re Forderung, sich auf den Schutz der Alten- und 

Pflegeheime zu konzentrieren, ist als moralisch 

verwerflich bezeichnet worden, weil man meinte, 

wir würden vorschlagen, sie zu isolieren. Das hat 

die FDP-Fraktion mit keinem Wort gesagt. Wir 

haben immer erklärt, wir brauchen eine Teststrate-

gie und müssen Maskenlieferungen für einen ef-

fektiven Schutz sicherstellen. Sie haben versucht, 

das in eine andere Richtung zu drehen und sind 

untätig geblieben. 

(Zurufe von der SPD) 

Dieser Verantwortung müssen Sie sich stellen. 

Das darf sich eben nicht wiederholen. Hier muss 

zügiger und konsequenter vorangegangen werden. 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Sie müssen sich endlich den technischen Lösun-

gen für die Schulen öffnen. Wer sich das neueste 

Merkblatt des Landesgesundheitsamtes anschaut, 

der sieht, dass man wieder versucht, es möglichst 

nicht zu ermöglichen. Es gibt so viele gute Initiati-

ven vor Ort. Es gibt so viele Bürgerinnen und Bür-

ger, die den Schulen, den Kindertagesstätten et-

was Gutes tun wollen. Sie nehmen Geld in die 

Hand und stoßen dann auf eine kommunale Ver-

waltung, die sich insbesondere auf das Land be-

zieht und sagt: Das alles ist ja völlig unklar. Das 

wollen wir lieber nicht. Wir wissen gar nicht, wie 

man damit umgehen soll. 

Seit über einem Jahr reden wir darüber. Das hät-

ten Sie längst klären können, klären müssen, um 

klare Handlungsanweisungen zu geben 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

und kein Wischiwaschi, dass man es vielleicht 

unter bestimmten Bedingungen machen kann. Da 

passiert viel zu wenig. Es ist viel mehr möglich. Es 

ist auch gar nicht so teuer, wie es immer darge-

stellt wird. Es gibt Systeme, die auf jeden Fall Sinn 

machen, selbst wenn die Pandemie vorbei ist. 

Aber die Landesregierung ist zu zögerlich, zu zu-

rückhaltend. Nach unserer Ansicht ist das falsch. 

Meine Damen und Herren, all das gehört zum Stu-

fenplan. Ich will das noch einmal aufgreifen. Herr 

Ministerpräsident, Sie sagen jetzt, es wird eine 
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parlamentarische Beratung zu dem Stufenplan 

geben - ich habe zumindest das Zitat mitgenom-

men -, an Ihnen würde es nicht liegen. Ja, dann 

liegt es offensichtlich an den Regierungsfraktionen, 

die das verhindern wollen. 

(Dirk Toepffer [CDU]: Nein!) 

- Herr Toepffer, Sie waren ja nicht zugegen.  

Im Sozialausschuss hat der Kollege Schwarz aus-

drücklich gesagt, das sei jetzt nun mal Sache der 

Exekutive. Da müsse sich der Landtag mit der 

Vorstellung des Stufenplans im Sozialausschuss 

begnügen. Im Übrigen werde das dann durch Ver-

ordnungen umgesetzt. Das sollten wir doch jetzt 

endlich mal akzeptieren. - Das, meine Damen und 

Herren, ist das komplette Gegenteil dessen, was 

der Ministerpräsident sagt. Die Regierungsfraktio-

nen wollen den Landtag offensichtlich nicht einbin-

den. 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Wenn das jetzt anders sein sollte, können Sie 

gleich etwas dazu sagen. Das wollen wir gerne 

hören. Aber von Ihnen habe ich noch nichts zu 

einer Initiative zum Stufenplan gehört. Die kommt 

von den Grünen und der FDP-Fraktion, und die 

Landesregierung hat sich geäußert.  

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Die Fraktionen der CDU und SPD sind da ruhig 

und haben eine öffentliche Anhörung im Sozial-

ausschuss mit den eben von mir genannten Argu-

menten unterbunden. Deshalb machen wir das 

eben selbst. Wenn Sie diese öffentliche Debatte 

nicht wollen - FDP und Grüne wollen sie und wer-

den diese Anhörung durchführen. 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, das führt mich zu dem 

Stufenplan und - neben den ergänzenden Maß-

nahmen, die wir für nötig halten - zum zweiten, aus 

meiner Sicht wesentlichen und großen Komplex, 

der uns umtreiben muss. Auch der Glaubwürdig-

keits- und Vertrauensverlust, den die Pandemiepo-

litik in den letzten Tagen und Wochen erlitten hat, 

ist vom Herrn Ministerpräsidenten angesprochen 

worden.  

Aus meiner Sicht mutet der Staat den Bürgern 

wirklich viel zu - und das aus guten Gründen, näm-

lich um eine gefährliche Erkrankung zu verhindern. 

Dann muss der Staat aber auch seinen Teil der 

Abmachung einhalten. Der Staat muss das, was er 

regulieren, regeln und organisieren kann, auch 

wirklich richtig gut machen.  

Das besondere Problem ist natürlich, dass der 

Impfstoff knapp ist. Dafür kann die Landesregie-

rung - das will ich ausdrücklich sagen - nichts. Das 

ist nicht Sache der Landesregierung, da ist der 

Bund und da ist Europa in der Verantwortung. 

Welche Parteien da die Verantwortung tragen, 

muss man sich dann genau anschauen, weil das 

nämlich die Gleichen sind, die hier regieren. Aber 

das sind nicht die Akteure, die hier sind. 

Die Landesregierung trägt aber eine Verantwor-

tung dafür, dass sie das, was sie in der Hand hat, 

gut und ordentlich organisiert. Und da sehen wir 

eben ein Versagen, das insbesondere im Bereich 

der Impforganisation zu bemerken ist.  

Der vermurkste Impfstart, den der Ministerpräsi-

dent immer so gerne übergeht, steht halt weiter im 

Raum. Der hat Vertrauen gekostet. Ich habe noch 

gut in Erinnerung, wie - ich glaube, es war zwi-

schen den Jahren - Herr Ministerpräsident und 

auch Herr Althusmann Impfzentren besucht haben, 

um den Impfstart quasi zu begehen, wovon sie 

sich eine mediale Wirkung erhofft haben. Die Leis-

tungen, die da in Aussicht gestellt wurden, passten 

dann aber leider nicht zu den Leistungen, die dann 

tatsächlich eingetreten sind, weil es eben nicht zu 

der Zeit, sondern erst im Januar losging. Man hat 

aber viele Erwartungen geweckt. 

Ich will nur an das Informationsschreiben an die 

Impfberechtigten erinnern. Das ist schon bemer-

kenswert, Herr Minister. Da frage ich mich immer, 

ob Sie ernsthaft glauben, damit durchzukommen. 

Sie sagten - ich habe mir das extra notiert -, es 

täte Ihnen leid, dass die hochbetagten Menschen 

„mit den Tücken einer überlasteten Hotline“ zu tun 

hätten. Das waren nicht die Tücken einer Überlas-

ten Hotline, das waren die Tücken einer überfor-

derten Landesregierung, mit denen es die Men-

schen in Niedersachsen zu tun hatten. 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Denn das war mit Ansage! Dass die Hotline über-

lastet war, war ja nicht überraschend, sondern die 

Landesregierung hatte uns vorher schon mitgeteilt, 

dass das am Anfang nicht funktionieren wird. Und 

dann schicken Sie die Über-80-Jährigen in eine 

solche Situation! Ja, das kostet Vertrauen und 

Glaubwürdigkeit. Und das ist wirklich das höchste 
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Gut, das man in der Pandemiebekämpfung, gera-

de in einer freiheitlichen Gesellschaft, hat.  

Vor wenigen Wochen haben Sie uns noch gesagt, 

wir sollten nicht überbewerten, dass wir beim Impf-

fortschritt auf dem letzten Platz sind. Das haben 

wir bewusst auch nicht getan; deshalb will ich es 

hier auch nur anmerken. Uns wurde gesagt: Wenn 

alles wie geplant klappt, dann holen wir das wieder 

auf, und die anderen sind nur kurz vor uns. - Wir 

warten noch darauf, dass das aufgeholt wird. Im 

Moment sieht es nicht danach aus. Ich finde, die 

Menschen in Niedersachsen haben es verdient, 

dass das möglichst schnell und gut funktioniert. 

Das sehen wir derzeit nicht. 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, das, was ebenfalls 

Vertrauen gekostet hat - auch das ist zu Recht von 

Frau Kollegin Modder angesprochen worden -, ist 

die ganze Diskussion über die Frage, wie man mit 

den Mutationen umgeht. Bei einem Treffen der 

Ministerpräsidenten mit der Bundeskanzlerin hieß 

es, dass Ende Januar belastbare Daten zu der 

Verbreitung der Mutation vorliegen sollten. Und 

was ist passiert? - Nichts. Das ist nicht ihre Ver-

antwortung; das will ich ausdrücklich sagen. Das 

ist der Bund.  

Wie ernst kann man ein solches Gremium eigent-

lich nehmen, wenn es solche Beschlüsse fasst und 

die Daten, die dafür, wie es weitergeht, ganz ele-

mentar sind, nicht liefert? Wie ernst kann man ein 

Bundeskanzleramt und im Prinzip auch alle, die 

dort sitzen, nehmen, wenn keine Taten folgen, 

nachdem gute und richtige Beschlüsse gefasst 

wurden? Das ist doch ein grundlegendes Problem. 

Und dann - und das haben Sie mitgetragen - ha-

ben Sie die Verschiebung der Inzidenzgrenze von 

50 auf 35 mitgetragen, aber eben nicht ausrei-

chend erklärt, warum plötzlich ein neues, weiter 

weg liegendes Ziel in den Vordergrund gestellt 

wurde, nachdem alle auf die 50 ausgerichtet wa-

ren. Im Nachhinein wurde versucht - Frau Modder 

hat das jetzt auch gesagt -, das mit der Mutation 

zu begründen. Im Stufenplan steht eine Inzidenz 

zwischen 25 und 50, 35 spielt dort keine Rolle.  

Da sind wir an einem ganz spannenden und wich-

tigen Punkt, weil es nämlich um den Umgang mit 

einer Unsicherheit geht. Das hat Frau Kollegin 

Modder mit dem Stichwort „Unsicherheit trifft Frei-

heit“ richtig beschrieben. Wie geht man damit ei-

gentlich um?  

Ich will Ihnen mal sagen, was der Verfassungsge-

richtshof Nordrhein-Westfalen vor wenigen Tagen 

dazu entschieden hat. Der hat - wie ich finde, völlig 

zutreffend - gesagt, Unsicherheit dürfe  

„nicht ohne Weiteres ‚im Zweifel‘ zulasten 

der Freiheits- und Teilhaberechte aufgelöst 

werden. Die Zumutung konkreter Einschrän-

kungen bedarf umso mehr der grundrechts-

sensiblen Rechtfertigung, je unklarer der 

Beitrag der untersagten Tätigkeit zur Ver-

breitung des Coronavirus ist und je länger 

diese Einschränkung dauert.“ 

Genau das ist der Maßstab, an dem Sie sich orien-

tieren müssen. Diesem Maßstab werden Sie mit 

dem pauschalen Verweis auf Unsicherheiten nicht 

gerecht. Sie müssen es konkret nachweisen! Es ist 

der Saat, der die Freiheitsrechte einschränkt. Da 

kann man nicht einfach mal sagen: Heute waren 

es 50, morgen sind es 35, weil wir zu wenig wis-

sen. - Das ist viel zu pauschal! Es müssen jede 

einzelne Maßnahme und jede Einschränkung je-

des einzelnen Lebensbereichs konkret begründet 

werden, und dieser Anforderung werden Sie nicht 

gerecht. Deshalb ist das zu oberflächlich. Es ist 

nicht richtig, einfach so auf Unsicherheiten zu ver-

weisen. Damit machen Sie es sich zu einfach. Die 

Menschen spüren, dass Sie es sich zu einfach 

machen, und verlieren das dringend benötigte 

Vertrauen weiter. 

(Beifall bei der FDP) 

Deshalb ist es sehr begrüßenswert, dass Ihnen 

das Oberverwaltungsgericht Lüneburg mit seiner 

Entscheidung schon die ersten Hinweise gegeben 

hat. Die haben nämlich in eine Pressemitteilung 

geschrieben: Im Hinblick auf künftige Verfahren sei 

allerdings darauf hinzuweisen, dass die Anknüp-

fung von Öffnungsschritten an eine Sieben-Tage-

Inzidenz von höchstens 35 weder mit der Rege-

lung des § 28 a Abs. 3 des Infektionsschutzgeset-

zes übereinstimme noch der tatsächlichen Fähig-

keit der Gesundheitsämter zur Kontaktverfolgung 

entspreche. 

Auch hier wird in den Mittelpunkt gestellt, dass 

diese pauschalen Betrachtungen nicht funktionie-

ren. Das unterstützen wir politisch ausdrücklich. 

Sie müssen differenzierter werden! Es geht um 

Grundrechts- und Freiheitseinschränkungen, und 

da können Sie nicht einfach nur pauschal und 

oberflächlich mit einer, wie Sie es nennen, Unter-

richtung - Sie geben ja nicht einmal eine Regie-

rungserklärung ab - versuchen, darüber hinwegzu-

gehen. Seitens der Landesregierung muss da 
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mehr kommen, um das Vertrauen der Menschen 

tatsächlich zu bekommen und auch eine Rechtfer-

tigung für die Grundrechtseingriffe zu haben.  

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 

Abschluss noch auf einen Punkt zu sprechen 

kommen, den wir in diesem Plenarabschnitt auch 

noch debattieren werden.  

Es geht um die Parlamentsbeteiligung. Das, was 

wir tun, reicht weiterhin nicht aus. Ich kann Ihnen 

das nicht ersparen. Ich weiß, dass wir das schon 

vielfach angesprochen haben. 

Ich will Ihnen noch einmal deutlich machen, worum 

es geht: Der eine Punkt ist die Debatte, und das 

tun wir heute. Wir debattieren, und das tun wir an 

vielen Stellen.  

(Jens Nacke [CDU]: Danke!) 

- Genau, das ist der eine Punkt. Das ist auch völlig 

unstrittig, Herr Kollege. 

(Jens Nacke [CDU]: Oder habt ihr 

euch gestritten?) 

- Ja, die Kollegin Hamburg hat auf den Sozialaus-

schuss abgestellt. Da haben Sie die Debatte un-

tersagt. Das ist ein ganz großer Unterschied, also 

haben Sie sie abgebrochen, da wollen Sie die 

Debatte gerade nicht mehr! 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Wir debattieren heute hier, weil die Landesregie-

rung eine Unterrichtung vornimmt, nicht weil das 

Parlament - insbesondere die Parlamentsmehr-

heit - von sich aus sagt: Wir wollen darüber debat-

tieren, wir als Parlament nehmen uns der Sache 

an. - Sie warten immer auf die Landesregierung!  

(Zuruf: Kein einziger Antrag!) 

Das ist ja das, was wir Ihnen im Wesentlichen 

vorwerfen. Sie sind in der ganzen Debatte völlig 

passiv und reagieren höchstens.  

(Beifall bei der FDP - Christian Meyer 

[GRÜNE]: Wo ist der Antrag der Gro-

Ko?) 

Aber wo ist eigentlich Ihr eigener parlamentari-

scher Anspruch, diese Pandemie mitzugestalten? 

Das wird vermutlich irgendwie in einem anderen 

Umfeld wie den Fraktionssitzungen stattfinden, 

aber eben nicht öffentlich. Und das ist zu wenig. 

Ich frage mich immer, was ihr parlamentarisches 

Selbstverständnis ist.  

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Aber das beiseitegelassen.  

(Glocke der Präsidentin) 

Wichtig ist, dass die Debatte hier stattfindet - nicht 

von Ihnen initiiert, sondern entweder von uns, weil 

wir Sondersitzungen beantragen, oder von der 

Landesregierung, weil sie unterrichtet. Dadurch 

werden Transparenz und Akzeptanz geschaffen. 

Ich glaube, da sind wir einen Schritt weiter. 

Wichtig ist aber: Es geht um Grundrechtsein-

schränkungen. Da gilt nach wie vor das Wesent-

lichkeitsprinzip. Das sind massive Einschränkun-

gen, und die sind dem Parlament vorbehalten! 

Deshalb ist es wichtig, dass das Parlament ent-

scheidet.  

(Zustimmung bei der FDP) 

Selbst Berlin ist da weiter. Berlin: Das muss man 

sich mal vorstellen! 

(Zustimmung bei der FDP) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Sie müssen zum Schluss kommen. 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 

Frau Präsidentin, ich komme zum Schluss.  

In Berlin, wo Grüne, FDP, Linke, CDU und ich 

weiß nicht, wer da sonst noch an nennenswerten 

Akteuren beteiligt gewesen ist, gemeinsam ein 

Gesetz eingebracht haben, das in Prinzip unserem 

Gesetzesentwurf, nach dem der Landtag entschei-

den soll, entspricht. Auch dafür möchte ich weiter 

werden, damit wir dahin kommen. Wir halten die 

Debatte aus, und wir können damit einen wesentli-

chen Beitrag zur Legitimierung und auch zur Ak-

zeptanz der Maßnahmen leisten. 

Vielen Dank. 

(Starker Beifall bei der FDP und bei 

den GRÜNEN) 

Präsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Dr. Birkner. - Bevor wir mit Herrn 

Toepffer fortfahren, nehmen wir hier vorne kurz 

einen Wechsel vor. Vielen Dank. 

(Vizepräsident Bernd Busemann 

übernimmt den Vorsitz)
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Vizepräsident Bernd Busemann: 

Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir setzen die Aussprache fort. Herr 

Kollege Toepffer, CDU-Fraktion, Sie haben das 

Wort. Bitte sehr! 

Dirk Toepffer (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lieber 

Herr Birkner, ich bin Ihnen dafür dankbar, dass Sie 

darauf hingewiesen haben, dass es sich um eine 

Unterrichtung der Landesregierung und nicht um 

eine Regierungserklärung handelt, wie die Kollegin 

Hamburg gesagt hat. Der Ministerpräsident wollte 

erneut über die Ergebnisse einer weiteren - - - 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Und wie 

die Staatskanzlei in ihrer Pressemit-

teilung sagte! Dort spricht sie von ei-

ner Regierungserklärung! - Christian 

Meyer [GRÜNE]: Frau Pörksen kennt 

sich mit Regierungserklärungen nicht 

so gut aus! - Helge Limburg [GRÜ-

NE]: Beim nächsten Plenum wird es 

besser! - Gegenruf: Meine Güte!) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Lassen Sie doch Herrn Toepffer reden! 

Dirk Toepffer (CDU): 

Wenn jetzt die Qualifikation von Frau Pörksen zur 

Debatte stehen soll, müssen Sie das ausdrücklich 

sagen. Ich könnte auch darüber reden und habe 

keinen Zweifel, dass sie eine hervorragende Re-

gierungssprecherin ist.  

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Ich war allerdings überrascht und überlegte mir: 

Wenn der Ministerpräsident uns jetzt über diese 

weitere MPK unterrichtet, was will er uns denn 

eigentlich erzählen? Denn viel ist dort ja nicht be-

schlossen worden.  

(Zuruf: Ach!) 

- Nein, das ist wahr! Der Lockdown wird bis zum 

7. März verlängert; damit hat ganz Deutschland 

gerechnet. Die Friseure öffnen zum 1. März; das 

wurde von vielen erwartet. In Sachen Schule 

herrscht weiterhin der Primat des Föderalismus - 

für uns nichts Neues. Auf die Entwicklung eines 

Stufenplans zur weiteren Handhabung von Kon-

takteinschränkungen konnte man sich nicht eini-

gen. Das ist eigentlich wenig Stoff für eine Unter-

richtung.  

Natürlich gibt es aber außerhalb dieser MPK vie-

les, über das man zum Thema Corona reden kann, 

so in der Tat das Thema Impfen, über das Sie, 

Herr Ministerpräsident, sehr ausführlich gespro-

chen haben. Ich bin Ihnen ausdrücklich dankbar, 

dass Sie in diesem Bereich organisatorische Män-

gel eingeräumt haben. Sie haben recht: Man darf 

diese Mängel nicht beschönigen.  

Wir sollten uns aber nicht allzu lange an diesen 

Mängeln aufhalten. Denn die Fehler in der Start-

phase sind weitgehend abgearbeitet worden. Viele 

dieser Fehler waren vielleicht vermeidbar, aber 

meine Fraktion hat die sichere Erwartung, dass es 

künftig besser geht. Insoweit vertrauen wir weiter-

hin auf unsere Gesundheitsministerin Carola Rei-

mann und ihren Staatssekretär. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD 

- Christian Grascha [FDP]: Verhalte-

ner Applaus bei der eigenen Frakti-

on!) 

- Immerhin! - Frau Ministerin, wir haben allerdings 

für die kommenden Wochen eine ganz ausdrückli-

che Bitte: Nutzen Sie noch stärker Sachverstand 

und Erfahrung unserer Kommunen! Diese leisten 

bei der Bekämpfung der Pandemie schon jetzt 

unglaubliche Arbeit. Aber sie können weitaus 

mehr, als ihnen bisher abverlangt wird. Die Pan-

demie werden wir nur Hand in Hand mit der kom-

munalen Familie in den Griff bekommen.  

(Beifall bei der CDU - Julia Willie 

Hamburg [GRÜNE]: Dann gehen Sie 

besser mit der kommunalen Familie 

um!) 

Frau Ministerin, wir wissen auch, wie groß die Auf-

gabe ist, der Sie sich hierbei stellen müssen. Et-

was Ähnliches ist noch keiner Ihrer Vorgängerin-

nen und keinem Ihrer Vorgänger abverlangt wor-

den. Das gilt im Übrigen auch für den Bundesge-

sundheitsminister. Dass manches schiefgeht, soll-

te daher nicht überraschen. Konstruktive Kritik 

sollte daher als solche begriffen werden. Wir als 

CDU-Fraktion werden uns bemühen, in diesem 

Sinne konstruktiv zur Bewältigung der Aufgaben 

Ihres Hauses beizutragen.  

(Beifall bei der CDU) 

Im Übrigen gilt: Das größte Problem ist und bleibt 

die verzögerte Lieferung von Impfstoff. Das ist eine 

Entwicklung, die wir kaum beeinflussen können. 

Das hat der Kollege Birkner zu Recht gesagt. Aber 

mit den Folgen dieser Entwicklung sollten wir uns 

beschäftigen.  
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Zunächst einmal sollten wir den Menschen sagen, 

dass wir damit rechnen, noch sehr lange mit die-

sem Virus und seinen Mutationen leben zu müs-

sen, vielleicht auf Jahre hinaus. Deshalb müssten 

wir uns auch viel mehr mit der Frage auseinander-

setzen, wie man mit einer solchen permanenten 

Pandemie leben kann. Frau Hamburg, Sie haben 

es zu Recht gesagt; ein Vorschlag ist gleichwohl 

nicht gekommen. Vielleicht hilft ja der Niedersäch-

sische Pandemierat, den Herr Birkner vorgeschla-

gen hat. Ich bin da selbst noch einigermaßen rat-

los. Das gebe ich zu.  

Aber in einem Punkt hat die Diskussion bereits 

begonnen, und in diesem Punkt droht uns die Ent-

wicklung außerhalb des Parlaments wieder einmal 

zu überholen. Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich 

wage hier eine Prognose: Wir werden den Punkt 

erreichen, an dem die Politik entscheiden muss, 

wie wir es mit den Geimpften halten wollen, spä-

testens wenn feststeht, dass die Geimpften das 

Virus nicht mehr weitertragen. Unterstellt, dass wir 

noch Monate, vielleicht Jahre, mit Kontaktbe-

schränkungen leben müssen, werden wir uns mit 

der Frage beschäftigen müssen, ob wir Menschen, 

die bereits geimpft worden sind, und solche, die 

noch nicht geimpft worden sind, unterschiedlich 

behandeln. Der Ethikrat hat diese Frage recht ele-

gant umschifft, indem er eine solch unterschiedli-

che Behandlung ablehnt, solange nicht sicher ist, 

dass die Geimpften das Virus nicht weitertragen.  

Ich glaube, der Druck wird zunehmen, noch bevor 

wir dieses Stadium erreichen werden. Die Masse 

der 80-Jährigen wird sicherlich nicht, sobald sie 

geimpft worden ist, sofort die Frage stellen, wann 

der nächste Urlaub und ein Restaurantbesuch 

wieder möglich sind. Schon bei den 60-Jährigen 

wird dies anders aussehen, und nicht nur Gastro-

nomen und Reiseveranstalter werden fragen, wa-

rum sie die Geschäfte nicht wenigstens mit dieser 

Gruppe von Menschen wiederaufnehmen können. 

International werden bereits entsprechende Reise-

abkommen beispielsweise zwischen Israel und 

Griechenland vorbereitet. Wir werden dieser Dis-

kussion nicht ausweichen können.  

Ich persönlich habe ein Problem mit einer solchen 

Bevorzugung - oder Differenzierung, wie immer 

man das nennen will. Man hat irgendwie ein 

schlechtes Gefühl, wenn man überlegt, ob be-

stimmte Rechte - oder aber die Verweigerung die-

ser Rechte - an den Gesundheitszustand eines 

Menschen geknüpft werden können. Andererseits 

stellt sich die Frage, ob Solidarität in einer Gesell-

schaft nicht auch bedeutet, dass diejenigen Men-

schen, die noch nicht geimpft worden sind, die 

„Bevorzugung“ der bereits Geimpften akzeptieren 

müssen, weil es für die Gesamtgesellschaft von 

Vorteil ist. Denn eines ist klar: Dauerhaft werden 

wir einen Lockdown für alle weder gesellschaftlich 

noch wirtschaftlich überleben. Wir werden lernen 

müssen, mit dem Virus zu leben und Urlaubsreisen 

wie auch das übrige Leben in Zeiten der Pandemie 

zu ermöglichen. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Richtig!) 

Deshalb müssen wir auch weiter über den nieder-

sächsischen Stufenplan reden, der zu Recht von 

der Opposition eingefordert wird. Ich war auch 

voller Hoffnung, dass alle Fraktionen gemeinsam 

einen solchen Plan entwickeln könnten. - Ich war

dieser Hoffnung, liebe Kollegin Hamburg, lieber 

Kollege Birkner. Insoweit bin ich anderer Meinung 

als die Kollegin Modder. Ich werde das noch im 

Einzelnen ausführen.  

Viel zu unterschiedlich sind die Vorstellungen of-

fensichtlich auch in der Opposition. Der Kollege 

Birkner verlangt in einer Pressemitteilung „eine 

konkretere Perspektive, wie es für einen Großteil 

der Gesellschaft und der Wirtschaft weitergehen 

soll“, wobei, Herr Birkner, sich die Frage aufdrängt: 

Wieso eigentlich nur „für einen Großteil der Ge-

sellschaft“? Was ist eigentlich mit dem Rest?  

Die Kollegin Hamburg hat einen Tag nach dieser 

Pressemitteilung formuliert, es müsse das Ziel 

sein, „alle im Blick zu haben“. Ich finde das des-

wegen so bemerkenswert, weil Sie sich in der 

nächsten Woche in Ihrer Anhörung gemeinsam auf 

den Weg machen wollen, um an den Details des 

von Ihnen seit Langem geforderten Stufenplans zu 

arbeiten. 

Zu dieser Anhörung sage ich Ihnen im Übrigen 

Folgendes: Ich persönlich hätte damit kein Prob-

lem gehabt. Meine Fachpolitiker haben gesagt, sie 

hätten bereits so viele Stellungnahmen zu diesem 

Stufenplan bekommen - vermutlich aus allen Ver-

bänden, die Sie anhören wollen - und wüssten, 

was diese zu sagen hätten. Das ist Tatsache.  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Es geht um 

das Parlament! - Zuruf von Julia Willie 

Hamburg [GRÜNE]) 

Zu fragen ist auch, ob die Anhörung nicht dazu 

führen wird, dass das Ganze noch etwas länger in 

der Beratung sein wird. Denn wir beraten es ja de 

facto bereits jetzt. Aber ohne Frage ist es ein acht-

bares Anliegen, eine solche Anhörung durchzufüh-

ren. Zuvor sollten Sie sich allerdings unbedingt 
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darüber verständigen, wen man mit diesem Stu-

fenplan erreichen will, alle oder doch nur einen 

Großteil der Gesellschaft. 

(Christian Grascha [FDP]: Wir müssen 

uns aber nicht verständigen!) 

Falls es bei Ihrem Abstimmungsprozess weiterhilft, 

kann ich für die Koalitionsparteien Folgendes er-

klären: Wir fühlen uns den Interessen des ganzen

Landes verpflichtet, und zwar ohne jede Ausnah-

me. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Was uns wie der Landesregierung aber tatsächlich 

schwerfällt, Herr Birkner, ist die von Ihnen gefor-

derte „konkretere Perspektive“. Ich sage es hier in 

aller Deutlichkeit: Wer in dieser Pandemie als Poli-

tiker behauptet, er könne den Menschen eine kon-

krete Perspektive aufzeigen, der sagt schlicht die 

Unwahrheit,  

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

der streut den Menschen Sand in die Augen und 

trägt damit zur Politikverdrossenheit bei. Politik 

muss in der Krise vor allem eines leisten: Sie muss 

ehrlich bleiben. Und es gehört nun einmal zur Ehr-

lichkeit, dass niemand weiß, wie sich diese Pan-

demie entwickeln wird.  

Deshalb ist der von der Landesregierung vorgeleg-

te Entwurf eines Stufenplans ehrlicherweise auch 

kein Perspektivplan. Eine Zukunftsaussicht, zumal 

eine konkrete Zukunftsaussicht, kann er nicht bie-

ten. Dieser Plan ist eine Art Beschreibung, welche 

Reaktion die Regierung in einer bestimmten Pan-

demielage für geboten hält. Die Pandemielage 

selbst kann nicht vorhergesagt werden, weshalb 

die Zukunftsaussicht vage bleibt.  

Dennoch war es richtig, diesen Stufenplan zu ent-

wickeln, weil er in einer Zeit des Unvorhersehba-

ren immerhin etwas Verlässlichkeit verspricht und 

weil er den Menschen zeigt, was sie in unter-

schiedlichen Pandemielagen zu erwarten haben. 

Deswegen ist es auch richtig, dass man über diese 

Handlungsmöglichkeiten der Politik debattiert.  

Gleichwohl wird diese Debatte ein verdammt 

schwieriges Vorhaben, weil man sich nämlich auf 

eine bestimmte Auswahl aus den Handlungsmög-

lichkeiten wird einigen müssen. Der von FDP und 

Grünen geforderten gesamtgesellschaftlichen De-

batte sehe ich da mit Interesse entgegen. Wir wer-

den Sie aber nicht an der Debatte selbst, sondern 

an dem Ergebnis dieser Debatte messen.  

Es ist relativ einfach, alle von der Pandemie be-

troffenen Gruppen und Verbände zu einem Stu-

fenplan zu befragen. Die Herausforderung besteht 

aber darin, aus all den Stellungnahmen, die Sie im 

Rahmen Ihrer Anhörung erhalten werden, einen 

Stufenplan zu entwickeln, der von allen Gruppen 

und Verbänden mitgetragen wird, und da beginnen 

vermutlich die Probleme. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Aber wir 

stellen uns immerhin dieser Heraus-

forderung!) 

- Das konzediere ich. 

Der gesamte Stufenplan ist ja nichts anderes als 

eine Beschreibung von Kontaktbeschränkungen. 

Es gibt verschiedene Parameter wie die Inzidenz-

zahl und die Reproduktionszahl, die das mögliche 

Infektionsgeschehen beschreiben. Auf der anderen 

Seite haben wir die Auskunft, welche Kontaktmög-

lichkeiten eingeschränkt werden, wenn ein be-

stimmter Vorgabewert oder Parameter erreicht 

wird. Das ist insoweit ganz einfach, Herr Birkner.  

Die Schwierigkeit liegt in dem Wörtchen „Stufe“, 

weil aus diesem Wörtchen „Stufe“ deutlich wird, 

dass nicht alle Kontakte zugleich eingeschränkt 

oder ermöglicht werden sollen. Die Diskussion, ob 

nun die Inzidenzzahl 35 oder 50 der richtige Vor-

gabewert oder Parameter sein soll, ist daher vor-

dergründig.  

An dieser Stelle folgender Hinweis: Sie erzählen 

immer, die Menschen draußen würden das Ver-

trauen verlieren. Das haben Sie schon vor elf Mo-

naten in der ersten Debatte zu diesem Thema, zu 

der ersten wirklichen Regierungserklärung erzählt. 

Damals haben wir hier schon über Umfragen ge-

stritten, und da haben Sie gesagt: Das ist eine 

Momentaufnahme. - Seit elf Monaten unterstützt 

die Bevölkerung in diesem Lande kontinuierlich 

diesen Kurs in der Corona-Pandemie. Eine Drei-

viertelmehrheit sagt: Ja, diese Maßnahmen sind 

richtig und sollen beibehalten werden. Einige for-

dern sogar, dass sie verschärft werden. Und Sie 

erzählen, die Menschen würden das Vertrauen in 

die Politik verlieren. Das ist unaufrichtig und unehr-

lich! 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Wissen Sie, was die letzte forsa-Umfrage vom 

11. Februar ergeben hat? Wissen Sie, wo die Leu-

te gemäß dieser Umfrage das Vertrauen verlieren? 

- Die sagen: Das Problem ist die Uneinigkeit in den 

Ländern.  
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Nun reist dieser Ministerpräsident in der Tat mit 

dem Auftrag nach Berlin bzw. in die Videokonfe-

renz - so muss man es richtigerweise sagen -, für 

die 35 zu kämpfen, und stellt dann fest, dass die 

Mehrheit der Länder die Grenze von 50 favorisiert. 

Was soll er denn machen? Soll er sagen: „Wir 

Niedersachsen verfolgen einen Sonderweg“ und 

damit genau das tun, was die Leute draußen ver-

unsichert? Oder soll er richtigerweise sagen: „Wir 

bleiben in der Reihe der Länder und werden das 

so mittragen“? Das war die völlig richtige Ent-

scheidung. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Entscheidend ist im Übrigen die Frage, wie viele 

Kontaktmöglichkeiten bei Erreichen eines solchen 

Zielwertes - egal ob 35 oder 50 - zugelassen wer-

den sollen.  

Derzeit gibt es eine allgemein verbreitete Erwar-

tung, die man vielleicht wie folgt beschreiben kann: 

Mit Erreichen des Inzidenzwertes von 50 oder 35 

ist das Schlimmste vorbei, und wir können fast alle 

Kontakte wieder zulassen. Es öffnen der Handel, 

die Gastronomie, die Fitnessstudios und wer im-

mer noch unter den Kontakteinschränkungen lei-

det.  

Sie werden in Ihrer Anhörung Folgendes feststel-

len: Jeder will dabei sein. Jeder wird darauf hin-

weisen, dass in seinem Bereich keine Ansteckun-

gen stattgefunden haben bzw. stattfinden werden. 

Jeder wird auf ein überzeugendes Hygienekonzept 

verweisen.  

Ich bin gespannt, ob Sie in dieser Situation weiter-

hin den Mut und die Kraft aufbringen, Herr Lim-

burg, all das, was Sie in der Anhörung erfahren 

werden, zu bewerten und in einen Stufenplan ein-

zuordnen. Ich bin weiter gespannt, wie Ihr alterna-

tiver Stufenplan aussehen wird.  

Verstehen Sie mich nicht falsch! Es ist gut, eine 

solche Anhörung durchzuführen. Aber Sie werden 

feststellen, dass es Ihnen kaum gelingen wird, all 

die Erwartungen, die Sie da gemeinsam wecken, 

zu erfüllen,  

(Christian Grascha [FDP]: Das ist Po-

litik übrigens! - Zuruf von Julia Willie 

Hamburg [GRÜNE]) 

jedenfalls dann nicht, wenn Sie einigermaßen seri-

ös vorgehen wollen, Frau Kollegin Hamburg. Der 

Anspruch aller Gruppen und Verbände wird sein, 

bei Erreichen einer bestimmten Inzidenzzahl Lo-

ckerungen in allen Bereichen zuzulassen.  

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Na-

türlich!) 

Das ist so, als ob man einen Schalter umlegt und 

das Licht erstrahlt. Wenn Sie aber dem Anspruch 

der Seriosität gerecht werden wollen, dann müs-

sen Sie die Kontaktmöglichkeiten nach und nach 

erhöhen, als ob Sie einen Dimmer betätigen.  

Mit dem Stufenplan der Regierung wird ein solcher 

Versuch unternommen. Der Plan befindet sich im 

Entwurfsstadium, und unabhängig davon, wo die-

ser Plan final beschlossen wird, können wir auf ihn 

Einfluss nehmen. Ich weiß nicht genau, was der 

von mir geschätzte Kollege Schwarz, der immer 

noch der SPD-Fraktion angehört, trotz meiner 

Wertschätzung - - - Ich denke, es gäbe Probleme, 

lieber Uwe Schwarz, wenn Sie bei in unserer Frak-

tion Mitglied werden wollten. Er hat sicherlich für 

die SPD gesprochen.  

Herr Birkner, Sie fragen immer: Wo bleibt der Plan 

der regierungstragenden Fraktionen? - Sie sind 

doch lange genug im Parlament. Sie wissen doch, 

wie das läuft. Wenn Sie sagen, im Prinzip hat die-

ser Stufenplan schon fast Gesetzeskraft - das ist in 

etwa das, was Sie uns argumentativ vorwerfen -, 

dann wissen Sie doch, wie es läuft: Die Landesre-

gierung legt einen Entwurf vor, die regierungstra-

genden Fraktionen verteidigen ihn und ändern ihn 

eventuell im Vorfeld irgendwo, und es gibt eine 

Opposition, die einen Gegenvorschlag macht. Der 

Stufenplan von SPD und CDU ist der Stufenplan 

dieser Landesregierung, und der wird de facto im 

Moment schon hier beraten. Wir werden de facto 

über ihn abstimmen, weil wir über Ihre Entschlie-

ßungsanträge, ihn zu ändern, abstimmen werden. 

Sie haben im Prinzip eine parlamentarische Bera-

tung.  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Von sich 

aus haben Sie kein Bedürfnis, das 

Parlament einzubinden! - Weitere Zu-

rufe von der FDP und von den GRÜ-

NEN) 

Vielleicht gelingt es ja auch tatsächlich, Ände-

rungswünsche an die Regierung im Konsens zu 

formulieren. Ich bin sicher, dass sich dieses Kabi-

nett einem solchen Änderungswunsch, der von 

allen Fraktionen dieses Hauses unterstützt wird, 

nicht widersetzen wird. Aber die Chance auf eine 

solche fraktionsübergreifende Einigung halte ich 

wirklich für gering.  

Vermutlich werden Sie sich nicht einmal unterei-

nander auf einen alternativen Stufenplan einigen, 
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ganz abgesehen davon, wen Sie mit Ihren Überle-

gungen erreichen wollen: „alle im Blick“ oder den 

„Großteil der Gesellschaft“? Die Vorstellungen von 

FDP und Grünen gehen in Sachen Corona doch 

völlig auseinander,  

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Das 

ist abzuwägen!) 

jedenfalls wenn man ihre Anhängerschaften be-

fragt: 78 % der FDP-Wähler glauben, dass die 

wirtschaftlichen und sozialen Folgen der Corona-

Maßnahmen schwerwiegender sind als die ge-

sundheitlichen Folgen für die Bevölkerung. Bei den 

Grünen sind es hingegen nur 25 %, so forsa am 

11. Februar dieses Jahres.  

Frau Hamburg, der Kollege Birkner hat es da ein-

facher als Sie. Seine Zielgruppe ist wohl mehrheit-

lich gegen fast jede Form von Kontaktbeschrän-

kung. Sie, Frau Hamburg, müssen einen Plan ent-

wickeln, der weiterhin eine Vielzahl von Beschrän-

kungen vorsieht, aber alle im Blick hat.  

Vielleicht fragen Sie im Rahmen Ihrer Anhörung 

nicht nur nach den Lockerungswünschen für die 

jeweils eigene Gruppe, sondern auch danach, in 

welchen Bereichen die Anzuhörenden überhaupt 

Einschränkungen für richtig halten. Ich fürchte, da 

werden Sie kaum eine Antwort erhalten.  

Und dann sind da noch Ihre jeweiligen Entschlie-

ßungsanträge - das Beste zum Schluss. Ich stelle 

zunächst fest und muss das ausdrücklich sagen: 

Auf den ersten Blick erkennt man in den Ent-

schließungsanträgen eine Menge Substanz und 

Fleißarbeit. Aber auf den zweiten Blick? - Pole-

misch könnte man sagen, nachdem ich Sie eben 

gehört habe, Frau Hamburg: Liebe ist die einzige 

Wahrheit.  

Sie, Frau Hamburg, blenden in Ihrem Antrag die 

vom Virus ausgehende Gefahr, insbesondere die 

von Mutationen, weitgehend aus.  

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: 

Stimmt doch gar nicht!) 

Mithilfe des eingängigen Slogans „Draußen ist das 

neue Drinnen“ wird suggeriert, dass ein normales 

Leben auch in der Pandemie problemlos möglich 

ist, solange man nur an der frischen Luft bleibt. 

Wie fürchterlich naiv! 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD 

- Widerspruch bei den GRÜNEN) 

- Frau Staudte, lesen Sie mal! Das Wort „Hygiene“ 

wird im ganzen Antrag nur ein einziges Mal - im 

Kontext von Musikschulen - erwähnt. Gefahrenab-

wehrkonzepte werden von Veranstaltern nicht 

eingefordert, weder drinnen noch draußen. Die 

Formulierung „alternative Veranstaltungskonzepte“ 

ist derart schwammig formuliert, dass man den 

Eindruck gewinnt: Sie wollen bloß keine konkreten 

Auflagen formulieren, um keinem Betroffenen die 

bittere Wahrheit zu sagen.   

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Liebe Kollegin Hamburg, Ihr Antrag ist ein reiner 

Öffnungsplan. Über mögliche Gefahren schweigt 

er sich aus. Aber es ist einfach, es ist viel zu ein-

fach, Kontaktbeschränkungen der Regierung zu 

überlassen und sich selbst als Experten für Öff-

nungskonzepte aufzuspielen.  

Und schlimmer noch die FDP! 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Was?) 

- Ich sage ja: Auf den ersten Blick war das alles 

gar nicht schlecht. Bis Ziffer 7 fand ich es gut. 

(Zurufe) 

- Bis Ziffer 6 einschließlich war es gut. Aber dann 

kam Ziffer 7: Sie fordern doch tatsächlich, die im 

Privatbereich geltenden Kontaktbeschränkungen 

ersatzlos zu streichen  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Wie in 

NRW!) 

und wieder mit freundlichen Appellen zu arbeiten,  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: CDU-Minis-

terpräsident Laschet!) 

weil das dem sozialen Frieden dienen würde.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Welch Wahnsinn! Wir wissen doch alle, dass es 

abgesehen von bestimmten Hotspots private 

Räume sind, in denen die Ansteckung noch immer 

stattfindet.  

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Herr Birkner, ich frage mich: Auf welchem Stern 

leben Sie?  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Auf dem 

gleichen wie Herr Laschet!) 

Nutzen Sie mal dieses Internet! Da gibt es Such-

maschinen. Da geben Sie mal ein: Corona-

Verstöße Niedersachsen. - Sie werden eine lange 

Liste von Leuten sehen, die sich trotz aller Sankti-

onen nicht daran halten. Und wir wissen, dass dort 

Ansteckungen stattfinden.  
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Vizepräsident Bernd Busemann: 

Herr Toepffer, lassen Sie eine Zwischenfrage des 

Kollegen Dr. Birkner zu? 

Dirk Toepffer (CDU): 

Gerne. 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Bitte! 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Sehr geehrter Herr 

Toepffer, vielen Dank für die Gelegenheit, eine 

Zwischenfrage zu stellen. Sie haben gerade ge-

fragt, auf welchem Planeten ich lebe. Ist Ihnen 

bekannt, dass der Ministerpräsident Laschet, Ihr 

Parteivorsitzender und Bundesvorsitzender, in 

Nordrhein-Westfalen gemeinsam mit der FDP re-

gierend, 

(Zuruf von der CDU: Guter Mann!) 

genau eine solche Empfehlung für den privaten 

Bereich in der Verordnung hat, wie wir sie auch 

vorschlagen, und würden Sie auch ihm vorwerfen, 

dass das totaler Wahnsinn sei? 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Danke. 

Dirk Toepffer (CDU): 

Lieber Herr Birkner, wir haben ja häufiger die Situ-

ation, dass Sie dort sitzen und ich hier stehe - und 

umgedreht -, und der eine von uns sagt, das ist so 

geschrieben worden und das so. Die Formulierung 

dessen, was mein Kollege Laschet gesagt hat, 

habe ich genau gelesen, und ich kann Ihnen eines 

sagen: Das ist etwas völlig anderes als das, was 

Sie hier fordern.  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Was?) 

Das ist nicht der Wunsch nach freundlichen Appel-

len. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Sie wollen den sozialen Frieden retten. Was Sie 

vorhaben, ist aber etwas völlig anderes. Ich will 

Ihnen mal sagen, wie man den sozialen Frieden 

stört.  

Wir alle haben in den letzten Wochen und Mona-

ten gewaltige Anstrengungen auf uns genommen. 

Die Menschen in diesem Land mussten mit Maske 

durch die Gegend laufen, sie haben erlebt, wie 

Geschäfte geschlossen wurden, sie haben Angst 

um ihren Arbeitsplatz - aber sie haben diese Opfer 

auf sich genommen, damit es irgendwann endlich 

aufhört. Wir möchten nämlich, dass es endlich ein 

Ende nimmt, dass die Zahlen sinken, weil wir un-

sere Kinder wieder in die Schule schicken wollen, 

weil wir wieder ins Restaurant gehen wollen, weil 

wir wieder in den Urlaub fahren wollen. Dafür sind 

diese Opfer gebracht worden.  

Und jetzt kommen Sie und sagen uns: Himmel 

herrje, macht doch den privaten Bereich wieder 

auf! Appelliert an die Leute, sie sollen ein bisschen 

vorsichtig sein! - Sie nehmen dafür in Kauf, dass 

all diese Anstrengungen umsonst waren, dass all 

das vergebens war, und das ist unverantwortlich! 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD 

- Zuruf von der FDP: Unterirdisch!) 

Herr Birkner, alle Anstrengungen, dies zu errei-

chen, nämlich die Zahlen zu senken, wollen Sie 

aufs Spiel setzen, weil Sie offensichtlich glauben,  

(Christian Grascha [FDP]: Sie wissen 

doch gar nicht, wie die Infektionen 

entstehen!) 

dass sich die Menschen im privaten Bereich an-

ders verhalten als in der Öffentlichkeit, weil Sie 

glauben, dass deshalb im privaten Bereich keine 

Ansteckung stattfinden kann. Lieber Herr Birkner, 

wir werden alles tun, um dies zu verhindern. 

(Starker Beifall bei der CDU und bei 

der SPD) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Herr Kollege Toepffer. - Frau Kolle-

gin Julia Willie Hamburg hat sich noch im letzten 

Moment für eine Kurzintervention gemeldet. Bitte 

sehr! 

Julia Willie Hamburg (GRÜNE): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Herr Toepffer, Sie gerieren sich hier ja als alter 

Hase. Sie haben auch wirklich Erfahrung mit Par-

lamentarismus. Umso entscheidender ist, dass Sie 

wissen, dass es am Ende nicht darum geht, ob 

FDP und Grüne die gleiche Meinung haben, son-

dern dass sie Abwägungsprozesse vornehmen mit 

den unterschiedlichsten Interessen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP) 
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Und wer sollte geeigneter sein als Menschen un-

terschiedlichster Meinung, um miteinander in ge-

nau diese Abwägung im Sinne aller Menschen zu 

gehen? Das ist Politik, Herr Kollege Toepffer, und 

deswegen hätten wir uns sehr gewünscht, dass wir 

das alle miteinander hier in diesem Haus machen 

und den Menschen draußen zeigen würden: Wir 

haben sie im Blick, wir reden über sie, wir wägen 

das ab, wir treffen Prioritäten, und sie können 

nachvollziehen, wie die aussehen. Das ist unsere 

Verantwortung als Parlamentarier, genauso wie es 

die der Landesregierung ist, das zu tun. Nicht 

mehr fordern wir hier ein. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

FDP) 

Sie zeigen sich mal wieder als jemand, der über 

Anträge redet, die er nicht gelesen hat, und eine 

Meinung über Ausschussberatungen hat, denen er 

nicht beigewohnt hat.  

Herr Kollege Toepffer, wir bringen hier keinen Lo-

ckerungsplan als Antrag ein, mitnichten! Wir brin-

gen einen sehr differenzierten Plan ein, der sowohl 

Lockerungen als auch Verschärfungen und vor 

allem Differenzierungen vorsieht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir sagen auch nicht, draußen geht plötzlich alles. 

Wir sagen, es möge geprüft werden, inwiefern in 

Stufe 3 und 4 Aktivitäten im Freien noch zu erlau-

ben sind. Das hört sich doch schon einmal ganz 

anders an als das, was Sie gerade zu unserem 

Antrag ausgeführt haben.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Da steht auch drin, dass wir wollen, dass noch 

einmal geschaut wird, ob die R-Wert-Grenzwerte 

vor dem Hintergrund der Mutationen angepasst 

werden müssen. Das bedeutet nicht automatisch 

Lockerungen, Sozialgemeinschaften ebenso. 

Im Ausschuss hat Ihre Landesregierung übrigens 

gesagt: Oh, Frau Hamburg, über draußen und 

drinnen haben wir gar nicht nachgedacht, weil es 

in den letzten Monaten so kalt war. Wie gut, dass 

Sie das mal sagen. - Auch das gehört zur Wahrheit 

dazu. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Herr Kollege Toepffer 

möchte nicht replizieren, sodass wir diesen Rede-

beitrag abgehandelt haben. 

Meine Damen und Herren, es liegen jetzt weitere 

Wortmeldungen von fraktionslosen Kolleginnen 

und Kollegen vor. Ich darf dazu zur Vermeidung 

von Missverständnissen Folgendes sagen - es 

geht um die Redezeiten -: Grundsätzlich haben wir 

es hier mit drei Anträgen zu tun. Wer sich entspre-

chende Redezeit ausbedingt, bekommt sie auch. 

Bei drei Anträgen landen wir dann mit dreimal an-

derthalb Minuten bei 4:30 Minuten, zuzüglich der 

üblichen Aussprachemöglichkeit zur Regierungs-

erklärung - weitere 1:30 -, sodass jemand rein 

theoretisch also bis zu sechs Minuten Redezeit 

erhalten darf.  

Ich rufe zunächst den Kollegen Henze auf. - Herr 

Kollege Henze, ich erteile Ihnen das Wort. Sie 

hatten sich mit 1:30 vorangemeldet. Für die Aus-

sprache erhalten Sie weitere 1:30. Also drei Minu-

ten, bitte sehr! Mehr als Sie wollten. 

Stefan Henze (fraktionslos):

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Bereits im November-Plenum - das 

war im letzten Jahr - habe ich die Landesregierung 

und insbesondere Herrn Ministerpräsidenten Weil 

gefragt, ob es einen Plan zum Ausstieg aus dem 

Lockdown und zur Rückkehr zur Normalität gibt. 

Jetzt, fast vier Monate später, liegt endlich etwas 

Diskutables vor.  

Aber das, was uns jetzt vorliegt, ist zu unkonkret 

und - wie leider immer bei den bisherigen Verord-

nungen dieser Landesregierung - unklar in der 

Auslegung. Zumindest im Unbestimmtbleiben zeigt 

diese Landesregierung tatsächlich Stringenz.  

Warum z. B. kennt Ihr Stufenplan keine Unter-

scheidung zwischen Veranstaltungen in geschlos-

senen Räumen und im Freien? Das haben mehre-

re Kollegen hier schon angefragt.  

Warum sieht Ihr Plan nicht vor, dass gerade die 

sehr verletzlichen Gruppen in Alten- und Pflege-

heimen durch zusätzliche Maßnahmen geschützt 

werden? Denkbar wäre hier das permanente Tes-

ten mit Unterstützung von durch das Land zu stel-

lendem Personal, weil das Personal, das dort vor 

Ort ist, ja auch noch die Pflege erledigen muss. 

Meiner Meinung nach dürften sich Ausbrüche in 

solch relativ abgeschlossenen Einrichtungen zu-

künftig auch nicht mehr auf die Corona-Bewertung 

ganzer Landkreise auswirken. Das hat Herr Birk-

ner auch gerade angesprochen. 

Meine Damen und Herren, Sie als Regierung kön-

nen sich nach über einem Jahr Pandemie nicht 
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mehr darauf berufen, dass die Auswirkungen Ihres 

Handelns nicht absehbar gewesen seien. Dem ist 

nicht so. Sie wissen ganz genau, was Sie tun. Ich 

glaube, Sie haben sich in einen Tunnel verrannt, 

und in diesem Tunnel haben Sie den Mut verloren, 

umzudrehen und vielleicht auch umzusteuern und 

andere Maßnahmen zu ergreifen, die sinnvoller 

wären als ein permanenter Lockdown. Geben Sie 

bitte den Menschen und Unternehmen in unserem 

Land endlich klare, nachvollziehbare und vor allem 

auch verlässliche Perspektiven! 

Noch etwas: Wir haben ja nun gelernt, dass die 

Zahlen immer weiter nach unten korrigiert werden. 

Einmal sagen Sie, 35 ist die Zahl des Tages. Jetzt 

ist eine Inzidenz von 10 gefordert. Heute in der 

Zeitung konnte ich Folgendes lesen: Da ist mal 

ausgerechnet worden, wann denn das Land Nie-

dersachsen, wenn alles so weiterläuft wie bisher, 

tatsächlich unter diesen imaginären Wert von 35 

fällt. Da steht der 24. Juli. Wenn nichts schiefgeht, 

wenn die Impfstrategie tatsächlich laufen sollte, 

was ich noch bezweifle, dann soll das der 24. Juli 

sein.  

Herr Ministerpräsident Weil, kehren Sie um aus 

diesem Tunnel, in den Sie sich verrannt haben, 

und tun Sie uns einen Gefallen: Steuern Sie um! 

Denn einen Lockdown bis zum Ende aller Tage 

werden wir nicht mehr akzeptieren. 

Und noch etwas zum Kollegen Toepffer: Sie haben 

hier gerade Freiheiten als Wahnsinn bezeichnet. 

Ich habe mir das noch zweimal durch den Kopf 

gehen lassen. Es ist nicht aus dem Zusammen-

hang gerissen, wenn ich Ihnen heute sage: Sie 

haben Freiheiten als Wahnsinn bezeichnet, und 

das hat für mich einen sehr undemokratischen 

Beigeschmack.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Henze. 

Herr Kollege Wichmann darf sich schon auf den 

Weg machen. - Herr Wichmann, Sie erhalten 4:30 

plus 1:30, also in toto sechs Minuten, wenn Sie 

denn wollen. Bitte! 

Klaus Wichmann (fraktionslos):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 

Landesregierung legt einen Stufenplan vor. Das ist 

bemerkenswert. Denn bislang hat sich die Landes-

regierung hartnäckig geweigert, zur Bekämpfung 

des Infektionsgeschehens irgendeinen Plan oder 

gar eine Strategie vorzulegen. Da konnte die Op-

position fordern, was sie wollte. Stoisch hieß es 

aus der Regierung: Nein, einen Plan machen wir 

nicht. 

Sie fahren ein ganzes Land runter, Herr Weil. Sie 

vernichten Existenzen. Sie fügen der Bildung un-

serer Kinder einen ungeheuren Schaden zu. Sie 

verunsichern die Menschen. Sie greifen in jedes 

Grundrecht ein, das nicht bei drei auf dem Baum 

ist, und sie behandeln das Prinzip der Verhältnis-

mäßigkeit wie ein lästiges Anhängsel. Sie setzen 

die Verfassung an den Katzentisch, Herr Weil! Sie 

haben die größten Einschnitte in die Gesellschaft 

unternommen seit dem Ende des Zweiten Welt-

kriegs.  

Man könnte erwarten, dass Sie dafür einen Plan 

haben. Aber: Nein - so hieß es gefühlt bis gestern 

von Ihnen -, einen Plan machen wir nicht. - Und 

warum wollten Sie das bisher nicht? Was war Ihre 

Erklärung dafür? - Die Lage sei schließlich dyna-

misch; einen Plan könne man in einer dynami-

schen Lage nicht gebrauchen. Und jetzt auf einmal 

doch? Ist die Lage jetzt weniger dynamisch, Herr 

Weil? Wer soll Ihnen denn so etwas glauben? - 

Das einzige Bibelwort, das bisher auf Sie zutrifft, 

lautet: Denn sie wissen nicht, was sie tun.  

Schon damals hat mich Ihre Grundthese, die Lage 

sei dynamisch, nicht gerade in politische Demut 

versetzt. Natürlich ist die Lage dynamisch. Welche 

Lage, Herr Weil, ist denn nicht dynamisch? Was ist 

das denn für ein Argument? Wenn ein Feldstein 

100 Jahre lang auf der Wiese liegt, ist die Lage 

vielleicht nicht dynamisch, aber nach Ihrem bishe-

rigen Verhalten, müsste man selbst da sagen: Oh, 

Vorsicht! Bitte keine Pläne für den Feldstein, wenn 

ein Erdbeben kommt, könnte er sich bewegen! 

Dynamische Lage!  

Ein planvolles Vorgehen, meine Damen und Her-

ren, definiert Ziele und beschreibt Wege, wie man 

diese Ziele erreicht. Sie haben ja noch nicht einmal 

Ziele definiert. Sie reden davon, die Pandemie zu 

bewältigen. Das ist aber kein konkretes Ziel. Das 

kann dies bedeuten oder auch jenes. Wann ist 

dann bei Ihnen die Pandemie besiegt? Bei Ausrot-

tung des Virus? Beim Runterdrücken auf ein ak-

zeptables Maß? Nur noch 5 % Infizierte? Kein 

Infizierter mehr, der älter ist als 50 Jahre? Keine 

Linkshänder mehr betroffen? - Sie definieren es 

nicht einmal. Auf Jahre haben wir die Pandemie 

bei uns, hat Herr Toepffer vorhin ausgeführt. Auf 
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Jahre! Aber das heißt ja nicht: auf ewig! Auf ewig 

heißt es nicht. Also wann ist sie vorbei? - Sie defi-

nieren es schlicht nicht. Sie sprechen von Her-

denimmunität und davon, dass die Impfung alles 

lösen wird. Mag sein! Aber dafür hätten Sie als 

verantwortliche Krisenmanager in Bund und Land 

auch den dafür benötigten Impfstoff besorgen 

müssen. 

(Zustimmung bei fraktionslosen Ab-

geordneten) 

Stattdessen impfen jetzt andere Regierungen ihre 

Völker durch. Und warum? - Weil Sie zwar in der 

Lage sind, unsere gesamte Wirtschaft schwerst-

möglich zu schädigen und unvorstellbare Kosten 

zu verursachen, aber nicht, bei der Anschaffung 

des Impfstoffes darauf zu reagieren, wenn jemand 

mehr bietet. Das war die Verantwortung unserer 

Bundesregierung. Die Bundesregierung war zu 

bräsig oder zu geizig, um Impfstoff in ausreichen-

der Menge für das deutsche Volk zu besorgen. 

Und auch deswegen sterben jetzt in diesem Land 

Menschen. Das ist die bittere Wahrheit.  

Aber einmal zurück ins Land! Was ist denn jetzt Ihr 

Impfziel? Wann ist die Pandemie durch Impfung 

besiegt? Haben Sie dazu irgendwann einmal ein 

Ziel definiert, eine konkrete Zahl? - Das haben Sie 

nicht. Aber vielleicht sind jetzt auch die Kriterien 

dafür, wann Sie eine Pandemie für besiegt erklä-

ren wollen - lassen Sie mich raten -, dynamisch.  

Die Wahrheit ist: Sie verstecken sich hinter dem 

Begriff der dynamischen Lage. Und warum rege 

ich mich jetzt so über das Fehlen von Zielen auf? - 

Ich tue das deshalb, weil Sie ein Regime der nicht 

enden wollenden Unsicherheit über die Menschen 

gebracht haben, weil Ihre Politik Existenzen ver-

nichtet, Folgeschäden ungeahnten Ausmaßes mit 

sich bringt - erinnert sei nur an die Aussetzung der 

Insolvenzantragspflicht; da kommt noch einiges 

auf uns zu -, weil sie die Eltern verzweifeln lässt, 

Kinder ihrer Chancen beraubt und weil Sie die 

Gesellschaft auf einen wahren Höllenritt mitge-

nommen haben - und das, ohne den Menschen zu 

sagen, wann die Kriterien erfüllt sind, dass das 

alles endlich einmal vorbei ist.  

Am Anfang haben die Menschen verständlicher-

weise mit großem Verständnis für die Maßnahmen 

reagiert. Heute herrscht tiefe Resignation vor. Ein 

Ende ist nicht absehbar. Man möchte vielleicht 

nicht unbedingt ein Datum hören, an dem das alles 

vorbei ist, aber man möchte wenigstens wissen, 

welche Bedingungen dafür erfüllt sein müssen. Ein 

Plan beginnt mit einem konkret benannten Ziel. 

Was Sie machen, ist Salamitaktik. In Scheibchen 

geschnitten werden dabei aber die Menschen in 

diesem Land. So begrüßenswert jede Öffnung und 

damit auch dieser Stufenplan ist: Geben Sie den 

Menschen endlich auch eine Gesamtperspektive, 

Herr Weil! Dafür sage ich Ihnen schon einmal 

stellvertretend für das niedersächsische Volk: Vie-

len Dank. 

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten - Wiard Siebels [SPD]: Sie vertre-

ten hier also das Volk?) 

- Ja, genau, als Volksvertreter vertrete ich das 

Volk.  

(Wiard Siebels [SPD]: Aber nicht das 

ganze Volk, würde ich vermuten!) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Wichmann. An Ihre 

Adresse, aber auch generell: Man sollte mit der 

Herstellung eines unmittelbaren ursächlichen Zu-

sammenhangs zwischen Verfügbarkeit von Impf-

stoffen und dem Tod von Menschen doch sehr 

vorsichtig umgehen. Das ist etwas komplizierter, 

als man es hier so schlank sagt.  

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Als nächster Redner hat sich Kollege Bothe ge-

meldet. Er hat die Lage gleich a priori erkannt. 

Sechs Minuten, Herr Kollege, bitte! 

Stephan Bothe (fraktionslos): 

Vielen Dank, Herr Präsident. Zunächst möchte ich 

eine Anmerkung machen zu Ihrer Ausführung ge-

rade: Ich dachte, der Grund, aus dem wir impfen, 

sei, dass wir Menschenleben retten wollen. Des-

halb verwundert mich Ihre Aussage, und somit 

hatte Herr Wichmann mit seinem Vergleich völlig 

recht.  

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten - Zurufe von der CDU) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Herr Kollege, über meine Aussagen haben Sie 

nicht zu debattieren. Ich mahne Sie ausdrücklich, 

das bleiben zu lassen. Sonst gibt es einen Ord-

nungsruf.  

(Zustimmung bei der CDU und bei der 

SPD) 

Stephan Bothe (fraktionslos): 

Ich habe sie nur kommentiert, Herr Präsident. 
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Herr Kollege Toepffer, was mich auch sehr aufge-

regt hat, ist, dass Sie hier angefangen haben, eine 

Debatte über Sonderrechte für Menschen, die 

geimpft sind, loszubrechen. Das ist gefährlich, weil 

sie damit in Menschen erster und zweiter Klasse 

unterteilen, was deren Freiheitsrechte anbelangt. 

Am Ende ist diese ganze Debatte unsinnig.  

(Zurufe von der CDU) 

Der Geimpfte ist vor dem Ungeimpften geschützt. 

Der eine kann dieses Virus angeblich nicht mehr 

bekommen, der andere nimmt sein Freiheitsrecht, 

sich nicht impfen zu lassen, wahr. Damit ist diese 

ganze Debatte obsolet.  

Die Probleme sind andere, werte Kollegen. Auch 

ein Jahr nach Beginn des aufgezeichneten Coro-

navirus-Geschehens in Deutschland fehlt es an 

validem, fachlich fundiertem Wissen, einer Basis, 

um zu klären, wie überhaupt die Sachlage ist. So 

ist es beispielsweise bis heute unklar, wie viele 

Menschen im Jahr 2020 tatsächlich am Coronavi-

rus gestorben sind und ob es überhaupt eine 

Übersterblichkeit gab. Völlig außer Acht gelassen 

werden aktuell außerdem die Todesopfer, die es 

aufgrund der Corona-Maßnahmen gegeben hat. 

Dazu gehören beispielsweise unzählige Krebspati-

enten, deren Therapien und Operationen massen-

haft abgesagt wurden, um Bettenkapazitäten für 

Corona-Patienten zu schaffen - Betten, die am 

Ende leer standen. Und auch die immer wieder 

gestellten Fragen nach dem Ansteigen von Suizid-

raten als Folge des Dauerlockdowns bleiben bis-

lang ohne Reaktion auch von dieser Landesregie-

rung.  

Aus diesem Grund stelle ich persönlich mir folgen-

de Frage: Was ist gefährlicher - dieses Virus samt 

seinen Mutationen oder aber das planlose Vorge-

hen dieser Landesregierung? - Diese Regierung 

hat über Monate hinweg und auch mithilfe der ihr 

doch sehr zugetanen Medien sogenannte Inzi-

denzwerte mantraartig wiederholt, bis sich daraus 

so eine Art magischer Zahlensalat ergab. Diese 

wurden nun regelmäßig und immer wieder pas-

send auch zu einem rückläufigen Infektionsge-

schehen geradezu illusionistisch aus dem Hut 

gezaubert. Und somit verwandelte sich die bislang 

magische Inzidenz von 50 Neuinfektionen pro 

100 000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen 

auf ganze 35 Neuinfektionen je 100 000 Einwoh-

ner. Houdini wäre stolz, werte Kollegen!  

Ähnlich unseriös verhält es sich mit diesem 

R-Wert, über den hier auch immer wieder debat-

tiert wird. Da man davon ausgehen muss, dass 

90 % aller Infektionen völlig unerkannt und abseits 

jeglicher amtlicher Feststellungen ablaufen, ist der 

R-Wert im Grunde kaum nachvollziehbar und da-

mit nicht ermittelbar. Hinzu kommt: Je kleiner der 

hinzugezogene Personenkreis ist, desto größer 

sind auch die Schwankungen. Dies begründet ja 

auch die R-Wert-Schwankungen innerhalb der 

vielen Landkreise. Und dann, trotz einer neuen 

Mutation, die angeblich erheblich ansteckender 

sein soll, sind die offiziell verkündeten R-Werte 

stabil bei 0,9. Da kann doch irgendwas nicht stim-

men. Zu Ihrer Beruhigung, Herr Toepffer - Sie wir-

ken auf mich aufgrund der Gesamtlage immer sehr 

verängstigt -:  

(Lachen bei der CDU) 

Schwankt der R-Wert um 1, dann stagniert das 

Infektionsgeschehen. Also brauchen Sie nicht von 

einer Dauerepidemie zu sprechen. Nein, sie stag-

niert und ist im Ganzen rückläufig. Experten wer-

den offensichtlich nicht zu Rate gezogen - zumin-

dest nicht in diesem wichtigen Bereich -, um sich 

ein umfassendes Bild zur Lage zu machen. 

(Wiard Siebels [SPD]: Wir haben ja 

aber Sie! Deswegen ist uns nichts 

passiert!) 

- Na sehen Sie! Einsicht ist der erste Weg zur 

Besserung, Herr Siebels. 

Nein, sie werden dazu genutzt - das hat gerade 

das Verhalten auf Bundesebene gezeigt -, die 

Menschen mithilfe von pseudowissenschaftlichen 

Schockgutachten in Angst und Schrecken zu ver-

setzen - und dies mit dem Ziel, ihre Freiheitsrechte 

weiterhin einzuschränken. 

Während immer mehr Bürger um ihre Existenz 

bangen, trifft sich eine, wie ich sagen muss, ver-

fassungsrechtlich ziemlich bedenkliche Runde von 

Illusionisten, Herr Ministerpräsident, bestehend 

auch aus Ihnen und anderen Ministerpräsidenten 

mit der Kanzlerin, um weiterhin regelmäßig die 

Freiheitsrechte der Bevölkerung nach einem Dau-

men-hoch-, Daumen-runter-Prinzip - wie damals 

die römischen Cäsaren - je nach Tageslaune ein-

zuschränken. 

Diese Runde entscheidet fernab demokratischer 

Legitimation und fernab der Öffentlichkeit nach 

Gutdünken darüber, ob meine Kinder wieder in die 

Schule dürfen, mit wem ich mich treffen darf und 

wann Menschen in einem Pflegeheim Besuch be-

kommen dürfen. Sie entscheidet darüber, ob Ge-

schäfte aufmachen dürfen und ob und wie es Kre-

dite und Hilfszahlungen für Menschen geben kann.  
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Verehrte Kollegen, am Ende entscheidet dieser 

„erleuchtete“, erlauchte Kreis darüber, welche Bür-

ger Freiheiten bekommen, während andere den 

Löwen zum Fraß vorgeworfen werden.  

Doch die Warnungen von unabhängigen Wissen-

schaftlern bleiben weiterhin ungehört - dass Dau-

erlockdowns schädlich für die Bevölkerung und 

schädlich für die Wirtschaft sind. Am Ende haben 

Sie bis heute keinerlei Beweise dafür vorgelegt, 

dass die von Ihnen ergriffenen Maßnahmen wirk-

lich zu rückläufigen Infektionszahlen geführt ha-

ben.  

Daran müssen Sie sich messen lassen, Herr Minis-

terpräsident. Sie haben bis heute keinen Beweis 

vorgelegt, dass eine Maskenpflicht zu Resultaten 

führt. Sie haben keinen Beweis vorgelegt, dass 

Kontaktbeschränkungen und Schließungen das 

Infektionsgeschehen beeinflussen. Damit haben 

Sie eine gescheiterte Politik vorgelegt. - Vielen 

Dank. 

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Herr Kollege. - Es kann sich Herr 

Kollege Ahrends auf den Weg machen. - Herr Kol-

lege Ahrends, bei Ihnen standen schon von vorn-

herein 4:30 Minuten Redezeit zu Buche - plus 

1:30 Minuten. Sie haben sechs Minuten - wenn Sie 

sie ausschöpfen wollen. 

Jens Ahrends (fraktionslos): 

Vielen Dank, Herr Präsident. Wir sehen mal, wo 

wir mit der Zeit bleiben. - Meine Damen und Her-

ren, wer sagt, dass die Politik das Vertrauen der 

Menschen vollkommen verspielt, dass wir derzeit 

einen Offenbarungseid der deutschen Corona-

Politik erleben und dass die Wirtschaft schweren 

Schaden nimmt und wir gesundheitliche, psychi-

sche und soziale Schäden zu erwarten haben, wie 

es z. B. Professor Christoph Lütge gesagt hat, wird 

von Herrn Söder aus dem Ethikrat geworfen.  

Wer aber sagt, dass durch Corona kein einziger 

Arbeitsplatz verloren geht und dass es wichtig ist, 

dass die Gastwirte wieder aufmachen können, 

wenn die Sonne scheint, der wird in diesem Land 

Wirtschaftsminister.  

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten) 

Erfreulich ist allerdings, dass - wenn schon nicht 

im Kanzleramt, dann doch zumindest in diesem 

Hohen Haus - über einen stufenweisen Ausstieg 

aus diesem Dauerlockdown nachgedacht wird. 

Vielen Unternehmen droht die Insolvenz; vielen 

Arbeitnehmern die Arbeitslosigkeit. Existenzen 

vieler Familien sind gefährdet: häusliche Gewalt, 

Isolation, psychische Störungen bei Kindern und 

sogar Suizide in steigender Zahl.  

Ein Lockdown kann die Inzidenzen nur vorüberge-

hend senken und daher keine Dauerlösung sein. 

Was kommt nach dem Lockdown? Ich kann es 

Ihnen sagen: Es kommt Frühling; es kommt Som-

mer. Durch das warme Wetter gehen die Infekti-

onszahlen runter. Wir werden hören, wie erfolg-

reich dieser Lockdown war. Im Herbst erwarten wir 

die vierte Welle, und dann gibt es wieder einen 

Lockdown.  

Eine Normalität können wir nur durch Herden-

immunität erreichen - oder wenn wir komplett 

durchgeimpft sind. Das mit dem Durchimpfen wird 

wahrscheinlich noch sehr lange dauern. Ob wir 

eine Herdenimmunität erreichen, scheint im Mo-

ment noch niemanden zu interessieren. Es sollte 

viel mehr geguckt werden, wie sich das entwickelt.  

Ich unterstütze den Ansatz, lokale Infektionsereig-

nisse wie Ausbrüche in Alten- und Pflegeheimen 

aus der Inzidenz herauszurechnen, bevor weitrei-

chende Entscheidungen getroffen werden. Das 

sind lokale Geschehnisse, für die man nicht eine 

ganze Region in Haftung nehmen sollte. 

Allerdings werden Inzidenzen scheinbar auch will-

kürlich festgelegt - so, wie wir das heute Morgen 

gehört haben. Jetzt ist es gerade die Zahl 35, vor-

her war es die Zahl 50. Herr Wieler hat schon von 

„kleiner als zehn“ gesprochen; andere reden von 

Zero COVID. Fakt ist: Die Maßnahmen, die wir für 

eine Inzidenz von 200 festgelegt haben, gelten 

jetzt bei einer Inzidenz von 35 weiter - so einfach 

ist das. 

Aber diese Zahlen, meine Damen und Herren, 

gelten nur für den Einzelhandel, aber nicht für 

Gastwirte oder Friseure. Maßnahmen hinsichtlich 

einer Inzidenz von 35 scheinen willkürlich. Welcher 

Wert nächste Woche gültig ist, werden wir dann 

sehen. Alle Maßnahmen und alle Entscheidungen 

werden jedoch am Parlament vorbeigetroffen. 

35 soll vor dem Hintergrund von Mutationen ein 

Warnwert sein bzw. er wird mit Mutationen be-

gründet. Dabei sagen die Studien - so zumindest 

die von Infektologen wie Professor Dr. Schrappe -, 

dass Mutationen nicht gefährlicher sind als das 
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normale Virus selber, und Viren mutieren. Das war 

schon immer so. 

Vielleicht sollte man über Folgendes nachdenken: 

Die WHO hat bereits im Oktober letzten Jahres 

geschätzt, dass schon ca. 10 % der Weltbevölke-

rung mit dem Virus kontaminiert sind. Es waren 

seinerzeit 760 Millionen Menschen. Wir können 

also davon ausgehen, dass aktuell in Deutschland 

vielleicht 10 Millionen bis 12 Millionen Menschen, 

wenn nicht sogar mehr, Kontakt mit dem Virus 

hatten und es mit ihrem Immunsystem besiegt 

haben. Das Immunsystem, das uns seit Millionen 

Jahren ein Leben auf diesem Planeten sichert, 

haben wir nämlich auch noch. 

Die 2,3 Millionen positiven PCR-Tests beziehen 

sich also sicherlich nur auf einen Teil der tatsäch-

lich kontaminierten Menschen, von denen ein gro-

ßer Teil schon immun ist, aber immer noch PCR-

positiv. 

Es fehlt ein Antikörpertest, um festzustellen, ob 

diese Personen bereits gegen das Virus immun 

sind. So erhält man auch Hinweise auf eine Her-

denimmunität. Testet man viel, ist die Inzidenz 

hoch; testet man wenig, ist die Inzidenz niedrig - 

so sagt es Professor Dr. Schrappe.  

Der verwendete CT-Wert bei der Auswertung der 

PCR-Tests spielt eine erhebliche Rolle; er kann 

das Ergebnis um bis zu 90 % verändern. Hinzu 

kommt, dass die Meldedaten veraltet sind. 

So gesehen, sind alle Inzidenzwerte, die wir be-

kommen, infrage zu stellen. Laut WHO gehen die 

weltweiten Infektionszahlen seit vier Wochen deut-

lich zurück. Von wöchentlich 5 Millionen Fällen 

sind wir Gott sei Dank runter auf jetzt nur noch 

3 Millionen Fälle. Das könnte ein erster Hinweis 

sein, dass eine sich entwickelnde Herdenimmuni-

tät eingesetzt hat. Hoffen wir, dass sich diese Ent-

wicklung weiter fortsetzt. 

Ein Dauerlockdown, meine Damen und Herren, 

tötet unsere Wirtschaft und nicht das Virus. Der 

Schutz der Alten, Kranken und Immunschwachen 

muss oberste Priorität haben. 89 % der Toten sind 

über 70 Jahre, 96 % der Toten sind über 60 Jahre. 

Hygieneärzte sollten für diese Gruppe spezielle 

Konzepte erarbeiten und deren Schutz verstärken. 

Parallel dazu muss die Hochrisikogruppe schnell 

geimpft werden - unabhängig vom Alter. Der Impf-

fortschritt sollte in die Öffnungskriterien eingearbei-

tet werden.  

Mit Sorge allerdings betrachte ich Tote und auch 

Nebenwirkungen nach Impfungen; das muss drin-

gend untersucht werden. Immer öfter hört man 

leider diese traurigen Nachrichten. 

Da, wo Abstand-, Hygiene- und Nachverfolgungs-

konzepte nachgewiesen werden können, muss 

auch während eines Lockdowns eine Öffnung 

möglich sein - unabhängig von einer willkürlich 

festgelegten Inzidenz. Öffnen Sie also jetzt den 

Einzelhandel und die Restaurants unter Einhaltung 

von Hygiene- und Abstandsregeln! Machen Sie 

einen Unterschied zwischen Aktivitäten im Freien 

und Aktivitäten in geschlossenen Räumen! Öffnen 

Sie die Zoos, öffnen Sie die Tierparks! Dort bewe-

gen sich Menschen im Freien.  

Wir müssen lernen, mit dem Virus zu leben. Dazu 

gehört Arbeit, dazu gehört Freizeit, dazu gehört 

Sport. Wir brauchen Wege zurück in die Normalität 

und keine weiteren Lockdowns. - Vielen Dank für 

Ihre Aufmerksamkeit. 

(Zustimmung bei fraktionslosen Ab-

geordneten) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Ahrends. - Ich darf für 

das Plenum anmerken, dass bei den Parlamenta-

rischen Geschäftsführern zumindest die Überle-

gung gereift ist, möglicherweise den Tagesord-

nungspunkt 6 noch vor der Mittagspause zu be-

handeln.  

Da habe ich etwas Skepsis, meine Damen und 

Herren. Selbst wenn in Kürze die Tagesordnungs-

punkte 2, 3 und 4 beendet sind: Wir haben noch 

eine Aktuelle Stunde zu dem wichtigen Thema 

Landwirtschaft vor uns. Es ist die Frage, ob das 

mit 50 Minuten abgeht - und dann sind wir schon 

weit in der Mittagszeit. Das könnte ein bisschen 

knapp werden.  

Vorschlag: Wir lassen den Verlauf der Aktuellen 

Stunde auf uns zukommen und denken dann dar-

über nach, ob es passt oder nicht passt. 

Wir sind noch bei Tagesordnungspunkt 2. - Es 

folgt Frau Kollegin Guth. 

Dana Guth (fraktionslos):

Vielen Dank, Herr Präsident. - Sehr geehrte Kolle-

gen! „Angela Merkel im Kuba-Syndrom“ titeln die 

Zeitungen dieser Tage. Das bedeutet übersetzt: 

Man lässt nur noch Meinungen zu, die die eigene 

bestätigen.  
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Das wirft die Frage auf: Reden wir da noch über 

einen Regierungsstil oder schon über eine Diag-

nose? 

Die Corona-Bekämpfung hat in erster Linie mit 

gewaltigen Grundrechtseinschränkungen zu tun. 

Und wir stellen fest: Es gibt Grundrechtskollisio-

nen. Der Schutz einer Bevölkerungsgruppe zer-

stört nachhaltig andere Bevölkerungsgruppen: 

Familien, Kinder, Selbstständige. 

Sie agieren in Ihrer gesamten Corona-Politik nur 

noch mit „könnte“, „würde“ und „dürfte“. Das alles 

sind Prognosen. Ermächtigen Sie Visionen von 

Virologen tatsächlich dazu, Grundrechte wie Seg-

nungen an die Bevölkerung zu verteilen? - Darüber 

sollten Sie nachdenken. 

Egal, was Sie tun, meine Damen und Herren: Vi-

ren mutieren, und Menschen werden krank und 

sterben - und das nicht nur an Corona. 

Ihre Tunnelblickpolitik schützt Risikogruppen nicht, 

wie der Blick in die Alten- und Pflegeheime zeigt. 

Aber sie zerstört Wirtschaft; sie zerstört Existen-

zen, und sie schädigt eine ganze Generation von 

Kindern und Jugendlichen unwiderruflich. 

Entscheiden Sie ruhig weiter in Ihrer exklusiven 

Schneewittchen-und-die-16-Zwerge-Runde im 

Elfenbeinturm! Setzen Sie Ihre Phantasieinzi-

denzwerte von 50 auf 35, auf 10, von mir aus auf 

0. Aber übernehmen Sie unter dem Strich die Ver-

antwortung für Ihr Handeln! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten) 

Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Frau Kollegin.  

Meine Damen und Herren, zur Unterrichtung durch 

die Landesregierung und zur Aussprache liegen 

mir keine weiteren Wortmeldungen vor, sodass ich 

die Besprechung hierzu als abgeschlossen be-

trachten kann. 

Wir müssen aber noch zwei Ausschussüberwei-

sungen vornehmen. 

Zunächst die Ausschussüberweisung zu Tages-

ordnungspunkt 3: Hier wird vorgeschlagen: feder-

führend der Ausschuss für Soziales, Gesundheit 

und Gleichstellung und mitberatend der Ausschuss 

für Haushalt und Finanzen. Wer zu TOP 3 so ent-

scheiden möchte, den bitte ich um ein Handzei-

chen. - Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das ist 

einstimmig so beschlossen. 

Nun zur Ausschussüberweisung zu Tagesord-

nungspunkt 4: Hier soll der Ausschuss für Sozia-

les, Gesundheit und Gleichstellung tätig werden. 

Wer so entscheiden möchte, den darf ich auch hier 

um ein Handzeichen bitten. - Die Gegenprobe! - 

Enthaltungen? - Damit ist das einstimmig so be-

schlossen. 

Ich darf noch nachtragen - ich glaube, darüber 

besteht Einigkeit, und da gibt es auch kein Verfah-

renshindernis -: Die Tagesordnungspunkte 24 bis 

28 sind für morgen vorgesehen. Man sieht sich in 

der Lage, sie schon heute am Schluss der Sitzung 

hintereinander weg abzuhandeln; dies dürfte zügig 

gehen. - Ich sehe keinen Widerspruch. Dann bitte 

ich die Kolleginnen und Kollegen, das entspre-

chend einzuplanen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 5: 

Aktuelle Stunde  

Wie aus der Tagesordnung zu ersehen ist, hat der 

Ältestenrat die Aktuelle Stunde in der Weise aufge-

teilt, dass heute die Anträge der Fraktion der FDP 

und der Fraktion der CDU und morgen die Anträge 

der beiden anderen Fraktionen behandelt werden 

sollen. 

Die in unserer Geschäftsordnung für den Ablauf 

der Aktuellen Stunde geregelten Bestimmungen 

setze ich als bekannt voraus. Ich erinnere daran, 

dass das Rederecht in der Aktuellen Stunde nur 

den Fraktionen zusteht. 

Ich eröffne die Besprechung zu  

a) Ist der „Niedersächsische Weg“ schon zu 

Ende, und warum wird die Landwirtschaft mal 

wieder im Stich gelassen? - Antrag der Fraktion 

der FDP - Drs. 18/8531

Hierzu hat sich aus der FDP-Fraktion der Kollege 

Hermann Grupe gemeldet. Herr Kollege Grupe, 

Sie haben das Wort. Bitte! 

Hermann Grupe (FDP): 

Vielen Dank, Herr Präsident.  

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08501-09000/18-08531.pdf
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Ist der „Niedersächsische Weg“ schon zu Ende, 

und warum wird die Landwirtschaft mal wieder im 

Stich gelassen? 

Die Landwirtschaft wird durch enteignungsgleiche 

Eingriffe der Politik bedroht. Harte Strukturbrüche 

drohen. Experten malen das Szenario an die 

Wand, dass innerhalb von 20 Jahren die Zahl der 

Betriebe um zwei Drittel abnehmen könnte, näm-

lich von 300 000 auf 100 000. Das wäre eine gro-

ße existenzielle Vernichtung landwirtschaftlicher 

Betriebe. 

Der aktuelle Entwurf des Insektenschutzgesetzes 

und der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung 

ist nicht mit den Verabredungen im „Niedersächsi-

schen Weg“ vereinbar. - So urteilt der Präsident 

des Niedersächsischen Landvolkes nach dem, 

was das Bundeskabinett in Berlin verabschiedet 

hat. 

Der „Niedersächsische Weg“, liebe Kolleginnen 

und Kollegen, setzt auf Freiwilligkeit. Das Insek-

tenschutzgesetz auf Bundesebene ist das Gegen-

teil vom „Niedersächsischen Weg“. Es setzt auf 

Zwang statt auf partnerschaftliches Miteinander. 

NABU und BUND, die hier in Niedersachsen am 

„Niedersächsischen Weg“ mitgearbeitet haben, 

wittern auch gleich Morgenluft und sagen: Oh, da 

können wir vielleicht mehr erreichen. Wir finden 

das gut. - Sie kritisieren ausdrücklich die Landwirt-

schaftsministerin und Minister Lies aus Nieder-

sachsen, die den „Niedersächsischen Weg“ im-

merhin noch verteidigen. 

Freiwilligkeit, liebe Kolleginnen und Kollegen, unter 

Zwang - das geht nicht! Entschädigungen für Din-

ge, die verboten sind - das geht nicht! Ein bisschen 

partnerschaftlich und den Rest mit Gewalt - das 

geht nicht! Wer so handelt, der handelt dem Geist 

des „Niedersächsischen Weges“ absolut zuwider. 

(Beifall bei der FDP) 

Partnerschaftlich - das bietet doch eine Chance! 

Das heißt auch, vom Wissen des anderen zu profi-

tieren und gemeinsam Dinge zu entwickeln, zu 

denen man allein überhaupt nicht in der Lage wä-

re. Diese Chance - so haben wir den „Niedersäch-

sischen Weg“ begriffen - kann zu einer Win-win-

Situation führen, wenn wir sie nicht im Verord-

nungsdschungel ersticken. 

Aus Berlin hören wir: Frau Schulze triumphiert - mit 

Rückendeckung der Kanzlerin, sage ich einmal 

dazu. In Berlin hat sich die Umweltministerin 

durchgesetzt. Die Landwirtschaftsministerin durfte 

gerade mal noch eine Protokollnotiz abgeben. Die 

eigenen MdBs, zumindest von der CDU, fordern 

sehr engagiert Änderungen; das ehrt sie. Sie müs-

sen nur durchgesetzt werden. Das Landvolk stellt 

leider deprimiert fest: Der „Niedersächsische Weg“ 

ist gescheitert, wenn sich die Berliner Linie durch-

setzt. 

(Beifall bei der FDP) 

Bei der Düngegesetzgebung - damit bin ich direkt 

hier im Land Niedersachsen - hat die Landesregie-

rung für sich reklamiert, das Verursacherprinzip in 

Berlin eingebracht zu haben. Aber Niedersachsen 

wendet es nicht an. Professor Kage sagt uns: So, 

wie es hier in Niedersachsen bei der Ausweisung 

der „roten Gebiete“ gehandhabt wird, ist es das 

exakte Gegenteil von Eigenverantwortung und 

vom Verursacherprinzip. - Sie haben nichts weiter 

getan, als das Grünland herauszunehmen - das ist 

gut und richtig. Aber beim Ackerland haben Sie 

sogar noch draufgesattelt. 

Die niedersächsischen Landwirte haben den Stick-

stoffsaldo innerhalb von fünf Jahren von 80 000 t 

Überschuss auf null gefahren. Das ist Eigenver-

antwortung! Hier wird noch gehandelt. 

Sie verstricken sich bei Ihren Verordnungen zum 

Umweltschutz immer mehr in Widersprüche. Eine 

verlustarme Düngung - dies muss ich eigentlich 

nicht erklären - schädigt das Insektenleben. Die 

Dinge wirken ja mehrfach. Kuhfladen, Misthaufen, 

Tierhaltung und Insekten gehören einfach zusam-

men. Aber durch die Düngegesetzgebung wird die 

Landwirtschaft gezwungen, möglichst insekten-

feindlich zu handeln. 

Mit großräumigen Pflanzenschutzverboten werden 

Ressourcen verschwendet. Eine widersinnige Ver-

botspolitik entzieht unseren Höfen die Existenz-

grundlage und schadet der Umwelt gleicherma-

ßen. 

Der „Niedersächsische Weg“ steht auf der Kippe. 

Auch jetzt, liebe Kolleginnen und Kollegen, disku-

tieren wir tagtäglich wieder über Hilfen für die Wirt-

schaft, um die Folgen der Pandemie für die Men-

schen zu lindern. Für die Landwirtschaft diskutie-

ren CDU und SPD ausschließlich zusätzliche Be-

lastungen bis hin zu enteignungsgleichen Eingrif-

fen. So ist der „Niedersächsische Weg“ tot. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 
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Vizepräsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Grupe. - Der nächste 

Redner ist für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

Kollege Christian Meyer. Bitte sehr! 

Christian Meyer (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Ich hoffe, ähnlich wie gleich die Vertreter 

von SPD und CDU, dass der gemeinsame „Nie-

dersächsische Weg“ für mehr Naturschutz und 

gegen das Insektensterben weitergeht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das schließt, anders als von Herrn Grupe und 

manchmal auch von der Agrarministerin behaup-

tet, Verbote und gesetzliche Regelungen ein; denn 

unsere Gesetzesänderungen, die wir hier be-

schlossen haben, sind nicht freiwillig, sondern 

verpflichtend. Dieser Landtag hat verpflichtende 

Gewässerrandstreifen mit 10, 5 und 3 m Breite 

beschlossen - nicht freiwillig, verpflichtend. Er hat 

ein Verbot von Totalherbiziden wie Glyphosat in 

Naturschutzgebieten beschlossen. Das ist ein Ver-

bot, da geht es nicht um Freiwilligkeit. Er hat Al-

leebäume und Streuobstwiesen unter einen be-

sonderen, besseren Schutz gestellt. Auch das sind 

klare Regelungen. Er hat artenreiches Grünland 

besser geschützt und vieles Weitere mehr. Wir 

beschließen keine freiwilligen Regeln und Geset-

ze. Alles, was im Gesetz steht, ist von allen Land-

wirten einzuhalten. Das ist auch gut so. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, das, was jetzt die Bun-

desebene, Frau Klöckner und Frau Schulze von 

der CDU bzw. der SPD, dort macht, ist aus meiner 

Sicht sehr wenig, ist dürftig und wird das Insekten- 

und Artensterben nicht aufhalten. 

(Vizepräsidentin Petra Emmerich-

Kopatsch übernimmt den Vorsitz) 

Aber das steht keinesfalls im Widerspruch zu den 

Regelungen, die wir hier haben. Manchmal regeln 

sie etwas weniger als wir z. B. mit unseren Rege-

lungen. Sie steigen später aus Glyphosat aus als 

wir. Aber, und da stimme ich den Ministern Otte-

Kinast und Lies und eigentlich auch dem Landvolk 

zu: Das ist kein Widerspruch.  

Da war ja etwas ganz Spannendes: Es gab ganz 

viele Äußerungen gegen das Insektenschutzge-

setz. Dann gab es eine Pressemitteilung des Um-

weltministeriums, und dann war der Link offenbar 

gelöscht. Dann gab es nämlich eine neue Presse-

mitteilung. Die steht da und ist geeint. Die erste 

war gar nicht mit den Partnern des „Niedersächsi-

schen Weges“ abgestimmt. Die neue steht auf der 

Webseite und ist von Landvolk, NABU, BUND, 

Umwelt- und Landwirtschaftsministerium. Da steht 

nicht mehr: „Wir sind verärgert“, sondern - ich zitie-

re -: 

„Die Partner des Niedersächsischen Weges, 

… begrüßen, dass nun auch auf Bundes-

ebene die Bedeutung des Insektenschutzes 

erkannt wurde.“ 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

- Ja, da fordern Sie das gerade ein! 

Der Satz, der vorher drinstand - der vorliegende 

Entwurf sei nicht geeignet usw. - ist komplett raus. 

Auch das Landvolk hat gesagt, auf Bundesebene 

muss etwas passieren. 

Ihr Problem ist, Frau Otte-Kinast, Sie haben in der 

Zeitung groß eine Pause für neue Verordnungen 

und bei den Auflagen gefordert. Aber das Insek-

tensterben wartet nicht. Wir können jetzt keine 

Pause machen. Sie müssen die Umsetzung ange-

hen.  

Es gibt ja auch Kritik an Ihnen, Herr Lies und Frau 

Otte-Kinast, dass viele Regelungen, die unterge-

setzlich erfolgen sollen, nicht angegangen werden. 

Bei der Biodiversitätsberatung für Landwirte ste-

hen Sie auf der Bremse. Sie wollen nur ein Mo-

dellprojekt und nicht in allen Landkreisen umset-

zen. Die Gruppen zum Wiesenvogelschutz haben 

noch nicht getagt. Bei den Ökologischen Stationen 

will das Landvolk ein Vetorecht. Das Kompensati-

onskataster kommt nicht voran. 

Machen Sie bitte Ihre Hausaufgaben! Wir haben 

durchgesetzt, dass es diese Regelung gibt. Sie 

haben uns damals im Zusammenhang mit dem 

Volksbegehren zugesagt, dass Sie die Vereinba-

rung mit den Umweltverbänden zügig angehen. 

Deshalb, Herr Umweltminister Lies: Sie müssen 

jetzt zügig liefern, damit das, was wir an freiwilligen 

Programmen, an untergesetzlichen Programmen 

haben, auch schnell gemacht wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, liebe CDU, das eigent-

liche Problem ist doch, dass Sie die Landwirtschaft 

wieder auf die Palme gebracht haben. Herr Alt-

husmann, ich muss Ihnen jetzt mal recht geben. 

Der Spiegel hatte am 9. Februar geschrieben: 

„Tote Bienen, tobende Bauern.“ - In der Präsidi-

umssitzung der CDU war ausschließlich das Insek-
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tensterben Thema - nicht Corona. Da steht: Das 

Thema Insektenschutz sei eine kommunikative 

Katastrophe, soll der niedersächsische Landeschef 

Bernd Althusmann geklagt haben. Der baden-

württembergische Landeschef Thomas Strobl sag-

te, manche Landwirte hätten schon offen verkün-

det, nicht mehr CDU wählen zu wollen. 

Frau Otte-Kinast, Herr Althusmann, das ist doch 

Ihr eigentliches Problem: die kommunikative Kata-

strophe. Ihnen laufen die Landwirte weg. Sie ha-

ben auf Ihrem CDU-Parteitag - Gratulation zu Ih-

rem Wahlergebnis - massiv Stimmung gegen das 

Insektenschutzgesetz gemacht. Mit Ihnen würde 

es niemals kommen; es würde niemals passieren, 

was Frau Schulze dort macht. 

(Glocke der Präsidentin) 

Ich kann dutzende Muster-Pressemitteilungen der 

CDU-Landtagsfraktion zeigen, die besagen, dieses 

Insektenschutzgesetz dürfe niemals beschlossen 

werden. Was ist passiert? - Es ist weitgehend un-

verändert von der Bundeskanzlerin und dem ge-

samten Kabinett im Bund beschlossen worden. 

Das ist jetzt ein Beschluss der Bundesregierung. 

Frau Klöckner gehört, glaube ich, Ihrer Partei an.  

Frau Klöckner und Frau Schulze haben das ge-

meinsam vorgestellt, und danach haben auch Frau 

Otte-Kinast und Herr Lies gesagt - das ist heute 

noch mal in der Braunschweiger Zeitung nachzu-

lesen -: Ja, das Gesetz ist mit dem „Niedersächsi-

schen Weg“ vereinbar, wir werden es nicht aufhal-

ten.  

Im Bundesrat geht das sowieso nicht, weil das 

Insektenschutzgesetz gar nicht zustimmungspflich-

tig ist. Sie können gerne mal mit meinen grünen 

Kollegen darüber reden, wie Sie das aufhalten 

wollen. Deshalb hat die CDU mal wieder einen 

Sturm im Wasserglas gemacht. Wenn man ehrlich 

zu Landwirten ist und sie nicht im Stich lässt, dann 

muss man ihnen nicht sagen: „Es gibt jetzt eine 

Pause“, sondern man muss ihnen sagen: „Es 

muss sich etwas ändern.“ Seien Sie deshalb bitte 

ehrlich zu den Landwirten! Sie haben sie ähnlich 

wie bei der Düngeverordnung ganz hoch auf die 

Bäume geschickt, und jetzt kriegen Sie sie nicht 

mehr herunter. 

Das sorgt für Politikverdruss, weil Sie nicht ehrlich 

zu den Landwirten sind und sagen, dass Insekten-

schutz auch mit Hilfe von Gesetzen passieren 

muss. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Vielen Dank, Kollege Meyer. - Jetzt erhält der Kol-

lege Dr. Marco Mohrmann für die CDU-Fraktion 

das Wort. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Dr. Marco Mohrmann (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Damen 

und Herren! Zwei Wochen dauerten die aktuellen 

Proteste der Landwirte zum Thema Insekten-

schutzgesetz in Berlin. Nicht wenige von ihnen 

haben die ganze Zeit über, 14 Tage lang, bei klir-

render Kälte in Berlin ausgeharrt und mehr oder 

weniger auf ihrem Schlepper gewohnt, auf einem 

Schlepper, mit dem sie teilweise mehrere Hundert 

Kilometer bis in die Bundeshauptstadt Berlin ge-

fahren sind. Allein aus meinem Wahlkreis sind 

über 30 Schlepper dort gewesen. 

Ich selbst bin dem Ruf des Mahnwachen-

Mitorganisators Anthony-Robert Lee gefolgt. Er hat 

Abgeordnete aufgerufen, in die Bundeshauptstadt 

zu kommen und dort Solidarität zu zeigen. So ha-

be ich auch einen Schlepper-Korso durch die Stadt 

begleitet. 

Meine Damen und Herren, wissen Sie, was beein-

druckend war? Das war die ausgesprochen positi-

ve Wahrnehmung durch die vielen Schaulustigen 

und Anwohner: überall winkende Hände, Daumen 

hoch und viele Mut machende Gespräche.  

Mir selbst war es wichtig, Solidarität zu zeigen, 

Solidarität für einen Berufsstand, der schon wieder 

wahrnimmt, alleinverantwortlich sein zu sollen, in 

diesem Fall für den Insektenschwund, der nach-

weislich auch viele andere Ursachen wie Flächen-

versiegelung, Klimawandel oder auch Lichtver-

schmutzung hat. 

Es war mir wichtig, Solidarität für einen Berufs-

stand zu zeigen, der sich einem Gesetz ausgesetzt 

gesehen hat, das offenkundig heftige Eingriffe in 

das Eigentum anderer Leute vorsieht und dabei 

ausgeblendet hat, dass es bereits wirklich kluge 

Lösungen auf Länderebene gibt, nämlich unseren 

„Niedersächsischen Weg“ für Natur-, Arten- und 

Gewässerschutz. 

Genau das hat die Proteste in Berlin ausgezeich-

net: dass Landwirtschaft sehr wohl Verantwortung 

übernimmt, die Notwendigkeit des Insektenschut-

zes anerkennt und man sich genau deshalb für ein 

konstruktives Miteinander von Naturnutzung und 

Naturschutz einsetzt, das Ganze aber mit einem 

vernünftigen Ausgleich zwischen sinnvollen natur-
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schutzfachlichen Anforderungen und dem Exis-

tenzrecht von Landwirten auf ihrem eigenen Grund 

und Boden. 

Meine Damen und Herren, für uns als CDU-Land-

tagsfraktion ist klar: Mit einem Insektenschutzge-

setz auf Bundesebene, das als Ordnungsrecht das 

in diesem Landtag einstimmig beschlossene Ge-

setz zum „Niedersächsischen Weg“ aushebeln 

würde, sind wir nicht einverstanden. 

Bundesministerin Klöckner hat eine Protokollerklä-

rung zur Neufassung des Bundesnaturschutzge-

setzes mit maßgeblichen Punkten abgegeben, die 

für uns essenziell sind. Das ist die gesetzliche 

Absicherung der Kooperationspflicht in FFH- und 

Naturschutzgebieten, das sind die gesetzliche 

Absicherung der Länderöffnungsklauseln sowie die 

Sicherstellung eines finanziellen Ausgleichs und 

der Förderfähigkeit für die Landwirte, wenn Ord-

nungsrecht zur Anwendung kommt. Ebenso gehö-

ren Ausnahmen von Anwendungsverboten bei 

schwerer Verunkrautung und dem Auftreten inva-

siver Arten dazu. 

Ich bin Ministerin Otte-Kinast sehr dankbar für die 

gemeinsame Initiative der Länder Bayern, Baden-

Württemberg, Hessen und Niedersachsen mit dem 

Ziel, die von mir erwähnten Punkte der Protokoll-

erklärung erstens in das Bundesratsverfahren zur 

Pflanzenschutzmittel-Anwendungsverordnung ein-

zubringen und zweitens auch in das Bundestags-

gesetzgebungsverfahren einzuspeisen. 

Meine Damen und Herren, diese Verfahren wer-

den wir sehr genau begleiten; denn für uns als 

CDU-Landtagsfraktion ist klar: Der verbindliche 

Ansatz des „Niedersächsischen Weges“ ist unser 

Maßstab. 

Ich appelliere hierbei insbesondere auch an die 

Kolleginnen und Kollegen der FDP: Helfen Sie 

über die Länder mit, in denen Sie an der Regie-

rung beteiligt sind! Stehen Sie an Niedersachsens 

Seite, an der Seite der Landwirtschaft! Ebenso 

richte ich diese Bitte an die Grünen: Helfen Sie mit, 

zu vernünftigen Lösungen zu kommen, die keine 

Existenzen aufs Spiel setzen! Denn für uns steht 

fest, Insektenschutz geht nur mit der Landwirt-

schaft: kooperativ und auf Augenhöhe. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Danke sehr, Herr Dr. Mohrmann. - Für die SPD-

Fraktion erhält Kollegin Karin Logemann das Wort. 

Karin Logemann (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-

men und Herren Abgeordnete! Der „Niedersächsi-

sche Weg“ ist eine breit unterstützte und akzeptier-

te Strategie für mehr Umwelt-, Arten- und Gewäs-

serschutz. Er ist entstanden - wir erinnern uns 

alle - in einem einmaligen Dialogprozess, einge-

bracht als Fraktionsgesetz und einstimmig in die-

sem Landtag verabschiedet. Wir alle haben uns für 

den „Niedersächsischen Weg“ starkgemacht. Wir 

haben alle Herausforderungen gemeinsam ge-

meistert, weil wir von diesem Weg überzeugt sind. 

Zur Wahrheit gehört aber auch die Tatsache, dass 

die Zeiten der Kleinstaaterei, in der jedes kleine 

Königreich beschließen konnte, was es wollte, 

vorbei sind. Das mag man begrüßen, das mag 

man an der einen oder anderen Stelle kritisieren. 

Ich werde das nicht. Wir leben im Föderalismus. 

Die Bundesregierung arbeitet an Erlassen und 

Gesetzen, die im Regelfall Auswirkungen auch auf 

die Landesebene haben.  

Besonders in Atem gehalten hat uns in letzter Zeit 

der Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 

des Bundesnaturschutzgesetzes: das Insekten-

schutzgesetz. Bundesumweltministerin Svenja 

Schulze hat die besondere Bedeutung des „Nie-

dersächsischen Weges“ erkannt und die passen-

den Möglichkeiten im Bundesgesetz geschaffen, 

damit die wichtigen Fortschritte des „Niedersächsi-

schen Weges“ nicht ausgehebelt werden. 

Bei der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung 

ist noch Luft nach oben. Die derzeitige Fassung 

der Verordnung konterkariert weiterhin Teile des 

„Niedersächsischen Weges“. Ein Beispiel: Sollte 

der Verzicht auf die Pflanzenschutzmittelanwen-

dung auf Gewässerrandstreifen und in Natur-

schutzgebieten vom Bund pauschal ordnungs-

rechtlich geregelt werden, könnten keine Aus-

gleichszahlungen im Sinne des „Niedersächsi-

schen Weges“ für Gewässerrandstreifen als erwei-

terter Erschwernisausgleich gezahlt werden. 

In der bereits von Marco Mohrmann zitierten Pro-

tokollnotiz heißt es, es sei wichtig, dass kooperati-

ven Lösungen vor Ort der Vorzug vor Ordnungs-

recht gegeben werde. Viele Länder haben bereits 

sehr sinnvolle Regelungen hierzu getroffen, die 

nicht durch Bundesrecht infrage gestellt werden 

sollten. Diesen guten Willen muss das Bundes-

landwirtschaftsministerium aufgreifen, und es 

muss schnellstens durch rechtliche Klärung Lö-

sungen finden. Die Frage, ob das über Öffnungs-

klauseln möglich ist, steht im Raum. 



Niedersächsischer Landtag  -  18. Wahlperiode  -  98. Plenarsitzung am 17. Februar 2021 

9372 

Ich bedanke mich ausdrücklich bei der FDP für 

diese Aktuelle Stunde, gibt sie mir doch Gelegen-

heit zur Klarstellung. „Ist der ‚Niedersächsische 

Weg‘“ aufgrund des Entwurfs des Insektenschutz-

gesetzes „schon zu Ende“? - Auf keinen Fall! 

(Zustimmung bei der SPD) 

Meine Antwort fällt so deutlich wie unmissver-

ständlich aus. Schon gar nicht wird die Landwirt-

schaft beim „Niedersächsischen Weg“ „mal wieder 

im Stich gelassen“. Sie ist Teil dieses Weges. Es 

gibt klare Verabredungen, und es muss sicherge-

stellt werden, dass diese auch eingehalten wer-

den. Davon wird Niedersachsen seine Zustimmung 

im Bundesrat abhängig machen.  

Ein starkes Zeichen setzt heute auch die Landes-

regierung. So werden zu dieser Aktuellen Stunde 

sowohl Ministerin Otte-Kinast als auch Minister 

Lies sprechen. Das begrüße ich außerordentlich. 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, wir 

gehen den „Niedersächsischen Weg“ gemeinsam. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Danke schön, Frau Logemann. - Wie Frau Kollegin 

Logemann schon angekündigt hat, wollen sich jetzt 

Frau Ministerin Otte-Kinast und Herr Minister Lies 

die Redezeit teilen - je 2:30 Minuten. Wir beginnen 

mit Frau Ministerin. 

(Zuruf: Dann kann es klappen!) 

Barbara Otte-Kinast, Ministerin für Ernährung, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 

Frau Präsidentin! Verehrte Damen und Herren! 

Auch ich bedanke mich bei der FDP für die Aktuel-

le Stunde zu diesem Thema. 

Vor einer Woche hat das Kabinett in Berlin das 

Insektenschutzgesetz beschlossen. Es beinhaltet 

die Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes und 

eine überarbeitete Pflanzenschutz-Anwendungs-

verordnung. 

Insektenschutz ist sehr wichtig. Das stellt niemand 

infrage - erst recht nicht unsere Landwirtinnen und 

Landwirte. Ohne Bienen keine Bestäubung! Die 

Landwirtschaft hängt mehr als andere Sektoren 

von diesem natürlichen Kreislauf ab - und das 

wissen sie. 

Der „Niedersächsische Weg“ zeigt uns allen den 

Weg in die Zukunft. Er honoriert die Arbeit unserer 

Landwirte. Er unterstützt die Artenvielfalt, den 

Umwelt- und Gewässerschutz. Diesen Weg haben 

wir in Niedersachsen eingeschlagen, und, meine 

Damen und Herren, wir in Niedersachsen werden 

ihn weiterhin gehen. Das ist faire Politik auf Au-

genhöhe. 

Ich gebe zu, es war nicht immer einfach. Wir hat-

ten harte Auseinandersetzungen, waren uns aber 

immer in der Zielsetzung einig. Wer von vornherein 

weder den Dialog sucht noch faire Gesprächsan-

gebote plant, der treibt unsere Bauern auf die 

Straße. Es ist politisch falsch, so zu agieren, weil 

es Ängste forciert. Kein Wunder also, wenn Jung-

bauern auf die Straße gehen, weil sie nicht nur 

Angst um den elterlichen Hof haben, sondern weil 

sie sich nicht gehört fühlen! Meine Damen und 

Herren, insofern kann Frau Schulze von Olaf Lies 

hier in Niedersachsen noch lernen.  

Als Landwirtschaftsministerin habe ich mich in 

Berlin für unseren „Niedersächsischen Weg“ stark-

gemacht - mit Erfolg. Auch der Kollege Lies hat 

das getan. Unsere Partner im „Niedersächsischen 

Weg“ hier im Land haben ebenfalls Entsprechen-

des in Richtung Berlin geäußert. 

Der Bund sieht nun eine Länderöffnungsklausel im 

Gesetzentwurf vor. Die Rahmenbedingungen in 

den Bundesländern sind nun einmal sehr unter-

schiedlich. Daher brauchen wir keine Einheitsvor-

schrift, sondern individuell auf die einzelnen Bun-

desländer angepasste Lösungen. Alles andere 

wäre für uns ein Rückschritt. 

Die Änderungen im Bundesnaturschutzgesetz 

waren notwendig. Kein Landwirt ist gegen Insek-

tenschutz - im Gegenteil! Das zeigt hier bei uns 

der „Niedersächsische Weg“. 

In Niedersachsen ist auch klar, dass die Leistun-

gen der Landwirtschaft für Arten-, Natur- und Ge-

wässerschutz honoriert werden. Das, meine Da-

men und Herren, muss auch im Bund so sein. 

Bei der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung 

müssen Ausnahmen für Grünland und Ackerland 

in FFH-Gebieten kommen. Dafür werden wir uns 

im Bundesrat starkmachen. Herr Meyer, das ist 

möglich. Das Gesetz geht durch den Bundestag, 

die Verordnung durch den Bundesrat. 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Gesetze 

werden auch im Bundesrat behan-

delt!) 

Meine Damen und Herren, verehrter Hermann 

Grupe, ich setze mich für die Landwirtschaft ein. 
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Das tue ich gerne und aus voller Überzeugung. 

Unsere Landwirtinnen und Landwirte werden nicht 

im Stich gelassen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Danke sehr, Frau Ministerin. - Nun hat der Um-

weltminister Olaf Lies das Wort. 

(Jörg Bode [FDP]: Zweieinhalb Minu-

ten!) 

Olaf Lies, Minister für Umwelt, Energie, Bauen 

und Klimaschutz: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich kann nahtlos an das anschlie-

ßen, was die Ministerin gesagt hat - und dabei 

setze ich mich für Umwelt- und Naturschutz ein. 

Der Erfolg ist, dass wir gemeinsam für die Land-

wirtschaft und unseren Umwelt- und Naturschutz 

wirklich etwas verändern und verbessern können. 

Ich will das mit einem großen Dank verbinden. 

Dass wir hier im Parlament den „Niedersächsi-

schen Weg“ gemeinsam beschlossen haben, ist 

ein starkes Signal an Berlin. Es wäre nur schön, 

wenn auch die beiden zuständigen Ressorts dort 

gesehen hätten, wie man Lösungen findet. Das sei 

als Kritik an den Bund gestattet, liebe Kolleginnen 

und Kollegen.  

(Zuruf: Daran hängt das alles!) 

Aber, lieber Hermann Grupe, der „Niedersächsi-

sche Weg“ ist kein Weg der Freiwilligkeit. Er ist ein 

Weg mit Verordnungen und Gesetzen, die konse-

quente Regelungen beinhalten. Die Gewässer-

randstreifen und der Verzicht auf Pflanzenschutz-

mittel sind gesetzlich geregelt. Aber der Unter-

schied ist, dass wir das mit den Landwirten geeint 

haben und dass wir sie dafür bezahlen. Wir bezah-

len sie für die Leistungen, die sie für Umwelt- und 

Naturschutz erbringen. Ich glaube, dass das nicht 

nur der richtige Weg ist, sondern dass es auch für 

die notwendige Verlässlichkeit gesorgt hat. 

Lieber Herr Meyer, es gibt tatsächlich eine große 

Übereinstimmung der Partner. Die erste Presse-

mitteilung war nicht von allen akzeptiert worden; 

das stimmt. Deswegen wurde sie zurückgezogen. 

(Widerspruch von Julia Willie Ham-

burg [GRÜNE]) 

- Nein, das ist doch völlig okay. Damit können wir 

doch umgehen.  

Natürlich sagen die Verbände: Wir können 

schlecht etwas in Berlin aus Niedersachsen heraus 

kritisieren, was unsere eigenen Vertreter auf Bun-

desebene begrüßen. - Das verstehe ich auch. 

Damit müssen die Parteien anders umgehen. Wir 

haben es damit scheinbar ein wenig leichter. 

Aber der zweite Punkt ist im Kern richtig. Wir be-

grüßen gemeinsam, dass mehr für Umwelt-, Natur- 

und Insektenschutz passiert. Aber wir erwarten 

eben auch, dass man miteinander spricht. Denn 

die Umweltverbände hatten genauso wenig Gele-

genheit, mit den Partnern gemeinsam zu diskutie-

ren, so wie es für die Landwirte in Berlin der Fall 

war. Das ist der große Unterschied. 

Wir werden natürlich an einer Umsetzung arbeiten. 

Ich finde es ja gut, dass Sie uns jedes Mal daran 

erinnern, möchte aber betonen: Alle Verordnungen 

und Regelungen, die wir vorbereiten, werden im 

Lenkungskreis mit Umweltverbänden und Land-

wirtschaft abgestimmt.  

Der „Niedersächsische Weg“ endet nicht mit dem 

Beschluss hier im Parlament. Er ist ein anderer, 

ein niedersächsischer Weg, um gemeinsam Um-

welt-, Natur- und Artenschutz in unserem Land 

voranzubringen. Das ist das Wichtige, liebe Kolle-

ginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Wir können das Gesetz in der Tat nicht aufhalten. 

Aber wir können über die Pflanzenschutz-Anwend-

ungsverordnung im Bundesrat etwas regeln. 

Ich möchte darauf eingehen, was mich ein wenig 

stört. Im Unterschied zur Bundesebene haben 

Barbara Otte-Kinast und ich uns nicht gestritten, 

sind dann ins Kabinett gegangen, und anschlie-

ßend sagt einer von uns: „Was ich jetzt mit be-

schließe, finde ich aber nicht gut“ und schreibt eine 

Protokollnotiz. Das ist wirklich skurril, um es offen 

zu sagen. 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Unterirdisch 

ist das!) 

Entweder streitet man sich zwischen den Häusern, 

soweit es notwendig ist, einigt sich und geht dann 

mit einer Lösung ins Kabinett. Man kann doch aber 

nicht im Kabinett einen Beschluss für ein Gesetz 

fassen und dann in einer Protokollnotiz erklären, 

dass das Gesetz im Parlament verändert werden 

muss. Vielmehr erwarte ich, dass man sich so weit 

wie möglich mit allen Partnern verständigt, eine 
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Lösung findet und das Problem nicht vor den 

Landwirten auskippt, sondern es dort, wo es hin-

gehört, nämlich unter den Ministern, klärt. Das 

haben wir in Niedersachsen getan, und ich erwar-

te, dass man das auch in Berlin tut. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf: Und das 

wird von der CDU als Erfolg verkauft!) 

Denn jetzt haben wir das Problem, dass wir eigent-

lich die Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung 

ändern müssten, die uns verbietet, die Lösung, die 

wir gefunden haben, umzusetzen. Wir wollen für 

den Schutz der Gewässerrandstreifen zahlen. Wir 

wollen für den Verzicht auf Pflanzenschutzmittel 

zahlen. Aber wir können nicht bezahlen, weil die 

Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung das Ent-

sprechende regelt. Wäre es übrigens in einem 

Landesgesetz geregelt, hätten wir davon abwei-

chen können. Da verstehe ich den Lösungsweg 

auf Bundesebene nicht.  

Wir werden einer Verordnung, die den „Nieder-

sächsischen Weg“, den wir hier gemeinsam be-

schlossen haben, infrage stellt, nicht zustimmen. 

Wir sollten aber alle gemeinsam dafür sorgen, 

dass Insekten- und Naturschutz auch auf Bundes-

ebene nicht auf der Strecke bleiben, sondern dass 

man in Berlin versteht, wie man Lösungen angeht: 

nämlich gemeinsam zwischen den Ressorts, aber 

auch gemeinsam mit allen Partnern. Ich glaube, 

das ist die zentrale Botschaft. 

Herr Mohrmann hat gesagt, die Trecker seien ein 

unglaublich starkes Signal gewesen. Das stimmt. 

Wir müssen aber auch endlich mal wieder in die 

Zeit zurückkommen, in der die Landwirte auf dem 

Feld arbeiten können - was sie übrigens viel lieber 

tun - und die Politik die Lösungen schafft. Sich ein 

Beispiel an Niedersachsen zu nehmen, kann an 

dieser Stelle nicht schaden. 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Herr Kollege Her-

mann Grupe hat sich nochmals zu Wort gemeldet. 

Herr Grupe, Sie haben 2:30 Minuten. 

Hermann Grupe (FDP): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Dass man hier in 

Niedersachsen versucht, die Themen in der Regie-

rung miteinander abzustimmen, wissen wir alle 

sehr zu schätzen. Herr Minister, Frau Ministerin, 

das will ich hier noch einmal ausdrücklich betonen. 

Das Tragische für Sie ist, dass die handelnden 

Personen in Berlin den gleichen Parteien angehö-

ren. Die Landwirte haben nichts davon, wenn in 

Berlin eine völlig andere Politik als hier vertreten 

wird. Dann kommt es darauf an, wer sich durch-

setzt. Beschönigende Worte und Lippenbekennt-

nisse hier vor Ort, die aber nicht zur Wirkung 

kommen, helfen den Betrieben nicht. Diese sind 

dann wirklich nur noch Beschönigungen einer völ-

lig untragbaren Situation. 

(Beifall bei der FDP) 

Dass die Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung 

verändert werden muss, ist nur ein Punkt. Mich hat 

aber sehr überrascht, dass Sie sich beide nur da-

rauf kapriziert haben, und zur Düngegesetzge-

bung - was ich auch als einen entscheidenden 

Punkt betrachte - kein einziges Wort gesagt ha-

ben. 

Ich will nur noch einmal ein Beispiel anfügen: Wir 

hatten 39 % der Fläche in „roten Gebieten“; daraus 

haben Sie 31 % gemacht, indem Sie das Grünland 

herausgenommen haben. Da ist nichts binnendiffe-

renziert worden. Da ist das Grünland herausge-

nommen worden, und manchmal ist auch noch 

draufgesattelt worden. Weil Sie aber nicht fertig 

geworden sind und weil wir jetzt eine Übergangs-

frist haben - wie lange auch immer die dauert - 

würde mich sehr interessieren, auch aus Eigenin-

teresse: Unser eigener Betrieb ist nämlich wie 

durch ein Wunder in keiner der beiden Kulissen. Er 

ist aber zu 100 % in der Übergangskulisse, weil 

der Kreis Holzminden zu 100 % Übergangskulisse 

ist. Blankes Chaos, totales Versagen, und die Be-

triebsleiter wissen nicht, was sie tun müssen. Mei-

ne Söhne müssen jetzt minus 20 % bei sämtlichen 

Flächen rechnen. 

Wir hoffen - wie viele oder fast alle Betriebe in 

Niedersachsen -, dass die Politik hier irgendwann 

zu Potte kommt, damit man dann irgendwann am 

Schluss so düngen kann, wie es vielleicht erlaubt 

ist. Das ist ein absolutes Versagen, und dazu hätte 

ich gerne ein paar Äußerungen. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Danke schön, Herr Kollege Grupe. - Wir sind mit 

dem Tagesordnungspunkt 5 a) durch, sodass wir 

nun den Punkt 5 b) eröffnen können. 



Niedersächsischer Landtag  -  18. Wahlperiode  -  98. Plenarsitzung am 17. Februar 2021 

9375 

Ich rufe auf 

b) Wertschöpfung und Wertschätzung - Land-

wirtschaft im Wandel unterstützen - Antrag der 

Fraktion der CDU - Drs. 18/8532

Zur Einbringung hat sich der Kollege Helmut 

Dammann-Tamke von der CDU gemeldet. 

Helmut Dammann-Tamke (CDU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Meine Fraktion hat heute mit „Wertschöpfung und 

Wertschätzung - Landwirtschaft im Wandel unter-

stützen“ ganz bewusst ein Thema auf die Tages-

ordnung gesetzt, welches uns hier in Niedersach-

sen besonders umtreibt. 

Zum ersten Teil, der Wertschöpfung: Der Agrar- 

und Ernährungsbereich ist - wie wir alle wissen - 

der zweitwichtigste Wirtschaftszweig in Nieder-

sachsen. Die Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe in 

der Be- und Verarbeitung ist hoch, und sie verfü-

gen über eine gute Wettbewerbsfähigkeit, sowohl 

national als auch international. 

Anders sieht es bei der Primärproduktion der 

Landwirtschaft selbst aus. Ein hohes Kostenni-

veau, bedingt durch hohe Qualitäts- und Tier-

schutzstandards, ein hohes Lohnniveau und auch 

teures Bauen sind beispielhaft für Wettbewerbs-

nachteile im internationalen Vergleich. 

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

In diesen internationalen Vergleich fallen daneben 

aber auch Flächenausstattung oder beispielsweise 

die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln oder der 

Anbau von gentechnisch veränderten Pflanzen ins 

Gewicht. Seitens der großen Mehrheit der bun-

desdeutschen Bevölkerung wird allerdings immer 

wieder klar formuliert, dass man eine andere Form 

der Landwirtschaft präferiert. Stichwort: der soge-

nannte bäuerliche Familienbetrieb. 

So weit, so gut, kommen wir nun zur Wertschät-

zung, zum „Point of Sale“. Ich habe heute die Bei-

lagen zu meinem Anzeigenblatt vom vergangenen 

Wochenende mitgebracht. 

(Der Redner zeigt mehrere Werbe-

prospekte) 

Fünf Werbungen unseres LEH, wie wir sie vermut-

lich alle kennen. Hüttengaudi in der nordwestdeut-

schen Tiefebene: mit Rindfleisch, welches sich 

einen Namen gemacht hat wegen seiner Herkunft 

aus Südamerika, mit einem Käse aus einer großen 

Molkerei mit Hauptsitz in Niedersachsen, Preis um 

43 % reduziert. Ein Mitbewerber möchte uns die 

Bio-Mango aus Peru schmackhaft machen und 

verbindet den Kauf - quasi als Ablasshandel - mit 

einer WWF-Förderung. Rosen gibt es selbstver-

ständlich „fair trade“ und 100 g Joghurt für 

19 Cent, und das Kilo gemischtes Hack für 

4,88 Euro. Ich könnte das noch beliebig fortführen. 

Ich muss der Vollständigkeit halber auch anführen, 

dass sich ein Anbieter aus dieser Gruppe des LEH 

offensichtlich bemüht, das Bio-Segment besonders 

herauszustellen; aber auch das Bio-Gemüse für 

2,25 Euro/kg oder der Bio-Quark - 100 g für 

39 Cent - zeigen, dass die Preisdumping-Mecha-

nismen des LEH voll auf den Bio-Bereich übertra-

gen werden. Wir Deutschen sind offensichtlich 

süchtig nach billigen Lebensmittelangeboten, teil-

weise so süchtig wie ein Junkie nach seiner Droge. 

Was ist die Quintessenz dieser Ausführungen? - 

Wir brauchen eine Partnerschaft, eine neue Part-

nerschaft in der Wertschöpfungskette, eine Part-

nerschaft, die auf Verlässlichkeit und Transparenz 

aufgebaut ist, eine Partnerschaft, die es dem Ver-

braucher ermöglicht, über eine bewusste Konsu-

mentscheidung eine Landbewirtschaftung und eine 

Haltung von Tieren zu honorieren, 

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

die über die in den offenen Märkten gesetzten 

Standards hinausgeht, die mehr Leistung fair ho-

noriert und die Regionalität konsequent unterstützt. 

Das Ziel lautet: Gesellschaftsvertrag. Der Weg bis 

dahin hat viele Etappen: Digitalisierung zur Her-

stellung von Transparenz, Herkunftsnachweis, 

Empfehlungen der Borchert-Kommission, Acker-

baustrategie, Nutztierhaltungsstrategie, der „Nie-

dersächsische Weg“, um nur einige beispielhaft zu 

nennen. Einiges können wir aus Niedersachsen 

heraus anschieben. 

Der eigentliche Lösungsansatz wartet auf politi-

sches Aufgreifen in der kommenden Wahlperiode 

im Deutschen Bundestag. Wir haben seitens der 

Fraktionen von SPD und CDU mit unseren Haus-

haltsanträgen „Regionale Strukturen effizient stär-

ken - Ein Herkunftskennzeichen für Niedersachen 

…“, „Studie zu regionalen Wertschöpfungssyste-

men und übergebietlichem Absatz für den ländli-

chen Raum in Niedersachsen“ und „Neue Autarkie 

- Versorgungssicherheit im Agri-Business in Nie-

dersachsen“ Mittel zur Erarbeitung bzw. zur Ermitt-

lung von Potenzialen bereitgestellt. 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08501-09000/18-08532.pdf
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Das Landwirtschaftsministerium wird diesen Ball 

aufnehmen. Am Ende des Tages wird es allerdings 

ganz banal auf Folgendes ankommen: Es muss 

uns gelingen, eine Wertschöpfung über den fairen 

Preis für ein Lebensmittel durch alle Stufen der 

Wertschöpfung gerecht zu tragen. Fair für den 

Verbraucher, fair für den Handel. Fair für den Ver-

arbeiter, und fair für unsere Landwirte. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Herzlichen Dank, Herr Dammann-Tamke. - Für 

Bündnis 90/Die Grünen erhält das Wort die Kolle-

gin Miriam Staudte. 

Miriam Staudte (GRÜNE): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren 

Abgeordnete! Sehr geehrter Herr Dammann-

Tamke, ich muss sagen, ich bin der CDU richtig 

dankbar, dass sie das Thema Landwirtschaftspoli-

tik, faire Preise, Wertschöpfung und Wertschät-

zung heute hier angemeldet hat; denn das gibt mir 

die Möglichkeit, mal aufzuzeigen, wie groß der 

Unterschied zwischen Reden und Handeln bei der 

CDU bei diesem Thema ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie haben das Instrument der Aktuellen Stunde 

gewählt. Da kann man ja immer viel reden, viel 

Richtiges sagen, und danach wird dann aber nicht 

abgestimmt. Interessanter wird es dann bei Anträ-

gen und bei Gesetzentwürfen. Über diese wird 

abgestimmt, und das Schöne ist, dass auch häufig 

sehr genau dokumentiert wird, wie dann diese 

Abstimmungen gelaufen sind, z. B. im Bundesrat 

am vergangenen Samstag. Ich muss sagen, mir ist 

da wirklich alles „aus dem Gesicht gefallen“, als ich 

gesehen habe, wie die Niedersächsische Landes-

regierung dort bei dem Thema Agrarmarktstruktur-

gesetz abgestimmt hat. Es dient ja der Umsetzung 

der UTP-Richtlinie der EU - Schutz vor unlauteren 

Handelspraktiken -, wofür Frau Klöckner jetzt zu-

ständig ist. Das ist genau das Thema, über das wir 

hier heute diskutieren. Ich habe dann nachge-

schaut. 

Die Kritik, die von vielen aufgegriffen worden ist, 

dass dieses Gesetz nicht ausreichend ist und ver-

schärft, verbessert werden muss, ist nicht aufge-

nommen worden. Bisher wird nur bei Obst und 

Gemüse, also da, wo die Landwirte direkt an den 

Lebensmitteleinzelhandel liefern, reguliert. Das ist 

aber nur ein sehr kleiner Teil der Warenströme. 

Schauen wir uns das Verhalten der Landesregie-

rung von SDP und CDU an! Es ging z. B. um den 

Punkt - ich möchte das vorlesen -:  

„Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetz-

gebungsverfahren zu prüfen, inwieweit im 

Geltungsbereich des Gesetzes ein Verbot 

des Verkaufs von Lebensmitteln unter dem 

Erzeugerpreis erlassen werden kann.“ 

Dafür sind wir doch alle: kein Verkauf zu Preisen, 

die unter dem Erzeugerpreis liegen. Was denken 

Sie, wie da abgestimmt worden ist, wie Herr Minis-

terpräsident Weil und seine ministerielle Beglei-

tung vor fünf Tagen die Hand gehoben haben? - 

Niedersachsen hat sich bei dieser wichtigen For-

derung enthalten! Im Bundesrat - das wissen Sie 

alle - zählen Enthaltungen wie Neinstimmen. Ich 

frage mich, wie die heute gehaltenen Reden und 

das Abstimmungsverhalten im Bundesrat zusam-

menpassen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ein weiterer Punkt: 

„Der Bundesrat hält es für erforderlich, den 

Geltungsbereich im weiteren Gesetzge-

bungsverfahren zu erweitern, um Verarbei-

tungsbetriebe als Hauptabnehmer von Pri-

märprodukten für die Gestaltung fairer Lie-

ferbeziehungen stärker in die Pflicht zu 

nehmen.“ 

Das betrifft das, was ich gerade gesagt habe. Das 

meiste geht nicht an den Einzelhandel, sondern an 

die verarbeitenden Betriebe. - Wieder eine Enthal-

tung von Niedersachsen! 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Reden 

und handeln!) 

Dann die Forderung: 

„Der Bundesrat hält es für erforderlich, im 

weiteren Gesetzgebungsverfahren eine Re-

gelung aufzunehmen, mit der eine Preisbe-

obachtungs- und Beschwerdestelle einge-

führt wird. Diese soll die Markttransparenz 

erhöhen und zu einer besseren Verteilung 

der Wertschöpfung entlang der Versor-

gungskette beitragen.“ 

Wieder keine Unterstützung aus Niedersachsen!  
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(Christian Meyer [GRÜNE]: Im For-

dern in Pressemitteilungen sind Sie 

immer groß, Herr Althusmann!) 

Ich frage mich wirklich, was da los ist. 

Das Schönste: Die Milchbauern sind ja besonders 

engagiert und fordern schon seit vielen Jahren 

eine Stärkung ihrer Position gegenüber den 

Großmolkereien, damit sie ihnen nicht mehr so 

schutzlos ausgeliefert sind. Wenn man den Leuten 

auf der Straße sagt: „Den Landwirten, den Milch-

bauern wird oft erst im Nachhinein mitgeteilt, für 

wie viel Cent sie ihre Milch in den letzten Wochen 

abgeliefert haben“, dann heißt es immer: „Es kann 

doch gar nicht sein, dass so etwas erlaubt ist.“ 

Deswegen war es richtig, dass auch diese Forde-

rung zur Abstimmung stand: 

„Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetz-

gebungsverfahren Regelungen zu treffen, 

um die nachträgliche Festsetzung von Aus-

zahlungspreisen insbesondere im Bereich 

Milch zu verbieten, Ausnahmeregelungen 

für Genossenschaften zu streichen und eine 

verpflichtende Mengenreduzierung einzufüh-

ren.“ 

Hier hat Niedersachsen sogar mit Nein gestimmt! 

Das bedeutet nichts anderes, als dass CDU und 

SPD 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Den 

Milchbauern in den Rücken fallen!) 

sich in diesem Punkt vollkommen einig waren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich muss sagen: Das ist unfassbar. Wir haben es 

gerade wieder von den Rednerinnen und Rednern 

der Fraktionen, von den Rednerinnen und Rednern 

aus den Ministerien gehört: Wir alle stehen an der 

Seite der Landwirte. Kein Blatt passt dazwischen. 

Wir stehen bereit. 

Schauen wir einmal zurück! Im Januar hat Olaf 

Lies gesagt: Die Landwirtschaft will nicht um an-

ständige Preise betteln, sondern anständige Preise 

bekommen. - Darauf haben sie einen Anspruch, 

liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Auch Frau Otte-Kinast hat gesagt: Ich erwarte 

einfach, dass unsere Lebensmittel wertgeschätzt 

werden. Dazu gehört eine faire, angemessene 

Bezahlung. - Da sind wir noch lange nicht. Da 

müssen wir hinkommen. In diese Wunde werde ich 

persönlich immer wieder meinen Finger legen. - 

Ich frage Sie, Frau Otte-Kinast: Wo waren Sie am 

Freitag bei der Abstimmung im Bundesrat, als es 

genau um dieses Thema ging? 

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Danke vielmals, Frau Kollegin Staudte. - Für die 

SPD-Fraktion spricht nun Kollegin Karin Loge-

mann. 

Karin Logemann (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-

men und Herren Abgeordnete! „Wertschöpfung 

und Wertschätzung - Landwirtschaft im Wandel 

unterstützen“ - eine fast philosophische Über-

schrift. Das Thema polarisiert, das Thema ist viel-

schichtig, das Thema braucht den Blick aus unter-

schiedlichen Perspektiven. 

Da ist die Verbraucherin, die sich auf einmal dafür 

interessiert: Wie kommt eigentlich dieses Schnitzel 

auf meinen Teller? Wo ist das Schwein geboren? 

Wie ist es aufgewachsen? Wie ist es geschlachtet 

und verarbeitet worden? 

Da ist der Freizeitgärtner, der großen Wert darauf 

legt, dass im gepflegten Garten keine Wildkräuter 

auftauchen. 

Da ist die Fridays-for-Future-Anhängerin, die exakt 

vorrechnet, wie der CO2-Abdruck eines Nutztiers 

ist. 

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Da ist die Umweltaktivistin, die für mehr Artenviel-

falt auf die Straße geht. 

Da ist die Landwirtin, die 24/7 auf ihrem Hof wirt-

schaftet, in der Regel mit der gesamten Familie. 

Sie führt ihren Familienbetrieb, muss rechnen, 

kalkulieren. Ihren Tieren soll es gut gehen. Sie hat 

Ansprüche, ihren Acker gut und nachhaltig zu be-

stellen. 

Ich könnte beliebig weitermachen. Die Veredler, 

die Verarbeiter, der Einzelhandel - alle, jeder und 

jede, du und ich sind Teil dieses Systems, dieses 

Wandels. Jede Zeit braucht ihre Antwort. - Genau, 

Sie auch. 

Wie lauten die Antworten für unser Bundesland, in 

dem die Landwirtschaft nach der Automobilindust-

rie der zweitgrößte produzierende Wirtschafts-

zweig ist? Wir sind Agrarland Nummer eins. Land-

wirtschaftliche Betriebe gehören in Niedersachsen 

zum Kernbetrieb der mittelständisch geprägten 

Wirtschaft. Direkt oder indirekt hängen so viele 
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Arbeitsplätze von ihr ab wie in keinem anderen 

Bundesland. 

Wir erleben gerade, wie zerbrechlich unser System 

der Lebensmittelversorgung ist: die Afrikanische 

Schweinepest, die Corona-Pandemie, Extremwet-

terlagen, um nur einige der Herausforderungen zu 

nennen. 

Da sind die gesellschaftlichen und umweltpoliti-

schen Anforderungen an die Agrar- und Ernäh-

rungswirtschaft. 

Da ist der Anspruch der Landwirtin, dass sie und 

ihre Familie von ihrer Arbeit leben können müssen. 

Da ist die Verbraucherin, die den Anspruch hat, 

dass Lebensmittel bezahlbar bleiben müssen. 

Wir brauchen funktionierende Instrumente, die 

dafür sorgen, dass unsere Lebensmittelproduzen-

ten abgesichert sind und durch ihre Arbeit ihren 

Lebensunterhalt verdienen können. Immer mehr 

für immer weniger, das ist kein zukunftssicheres 

Konzept. Wir müssen hier eine Balance finden. 

Dabei wollen wir keinen Ersatz unserer unter welt-

weit vergleichbar hohen Standards erzeugten Le-

bensmitteln durch Importe. Im Gegenteil! Wir wol-

len mehr Regionalität, regionale und dezentrale 

Strukturen, wie wir sie u. a. beim Thema Weide-

schlachtung oder bei der Direktvermarktung be-

reits diskutieren. 

Konsequente Umsetzung der EU-Richtlinie zu un-

lauteren Handelspraktiken - das ist hier mehrfach 

genannt worden -, Preisbeobachtung, ein starkes 

Lieferkettengesetz, verbindliche Standards für 

Tierwohl, Herkunftsnachweis, um einige der aktu-

ellen Schlagwörter zu nennen. Ernährungs- und 

Verbraucherbildung - auch das ist ein wichtiges 

Thema, ein zentraler Baustein im System des 

Wandels. 

Niedrigpreise - Helmut Dammann-Tamke hat es 

eben dargestellt - in reizenden, schreienden Wer-

bekampagnen verklären schnell den Blick und 

können dafür verantwortlich sein, dass bei uns 

Verbrauchern nicht selten der Preis vor der Quali-

tät steht. Hier müssen wir für ein Umdenken sor-

gen. Natürlich geht das nicht sofort. Aber wir er-

kennen, dass sich das Bewusstsein dafür bei Ver-

braucherinnen und Verbrauchern ändert. Wir kön-

nen und sollten diesen Wandel unterstützen und 

fördern. 

Über eine Umstellung der Agrarförderung diskutie-

ren wir ebenso schon seit einiger Zeit. Hier ist die 

SPD ganz klar und bleibt bei ihrer Forderung: öf-

fentliche Gelder nur für öffentliche Leistungen. 

Mit dem Borchert-Papier kommen konkrete Hand-

lungsvorschläge. Das kann ein Wegweiser für 

weitere Schritte sein. Auch die Chancen und Mög-

lichkeiten, die die Digitalisierung für die Landwirt-

schaft bietet, müssen ausgelotet und weiterentwi-

ckelt werden. 

Wir haben eine große Herausforderung vor uns, 

um die Lebensmittelerzeugung in unserem Land 

zukunftsfest zu machen. Aber was sage ich? Wir 

kennen unsere Möglichkeiten. Wir kennen die 

Baustellen, Frau Staudte. Jetzt bedarf es Lösun-

gen. 

Um es mit Heraklit zu sagen: „Nichts ist so bestän-

dig wie der Wandel.“ Lassen Sie uns gemeinsam 

an den Lösungen arbeiten! 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU 

- Zuruf von Miriam Staudte [GRÜNE]) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Danke schön, Frau Kollegin Logemann. - Wir ma-

chen jetzt weiter mit dem Beitrag der FDP. Herr 

Dr. Birkner erhält das Wort. 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Die FDP-Fraktion hat in der letzten Ple-

narsitzung den Antrag „Höfesterben stoppen. 

Schärfere Auflagen und Niedrigpreise gefährden 

Existenzen.“ eingebracht. In diesem Antrag haben 

wir die wesentlichen Punkte angesprochen, die 

aus unserer Sicht nötig sind, um die Transformati-

onsprozesse, die keine schleichende Transforma-

tion sind, sondern vielfach mit eklatanten Brüchen 

verbunden sind, tatsächlich bewältigen zu können.  

Wir meinen, dass wir damit einen guten Rahmen 

bieten, um das alles intensiv besprechen zu kön-

nen - intensiver und gründlicher, als dies in einer 

dann doch immer recht oberflächlich wirkenden 

Aktuellen Stunde der Fall ist. Unseres Erachtens 

bedarf dies intensiverer Beratung als schlichter 

Aktueller Stunden.  

(Beifall bei der FDP) 

In unserem Antrag haben wir verschiedene Punk-

te - auch ganz konkret niedersächsische Themen - 

angesprochen, auf die ich hinweisen möchte. Zum 

einen z. B. die wissenschaftlich abgesicherte Be-

wertung der Grundwasserqualität. Zum anderen 
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müssen wir den Landwirtinnen und Landwirten in 

den Bereichen, wo wir unmittelbaren Einfluss ha-

ben, Planungssicherheit geben, darüber hinaus 

aber auch beim Bundesrecht. Und wir sind natür-

lich auf faire Wettbewerbsbedingungen aus und 

müssen gemeinsam mit dem Lebensmitteleinzel-

handel Wege dafür finden.  

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Aber wir haben insbesondere auch den kooperati-

ven Ansatz, den wir in unserer Regierungsverant-

wortung im Umweltministerium immer verfolgt ha-

ben, in den Mittelpunkt gestellt. Herr Lies und auch 

Frau Otte-Kinast haben angesprochen, dass wir 

deshalb im Niedersächsischen Landtag zum Glück 

dieses breite Bündnis geschaffen haben, mit dem 

wir alle gemeinsam bereit sind, den „Niedersächsi-

schen Weg“ zu gehen.  

Bei dem vorigen Antrag zur Aktuellen Stunde, aber 

auch bei diesem wie auch in Berlin hat sich offen-

kundig gezeigt, wo das Problem eigentlich liegt: 

dass CDU und SPD hier im Niedersächsischen 

Landtag viele richtige Dinge sagen, dass sie aber 

auch in Berlin regieren und dass dort entweder 

Niedersachsen oder aber die Interessen der 

Landwirtschaft kein Gehör mehr finden. 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Das lässt sich doch gar nicht mehr anders erklä-

ren. Denn wir sind uns hier doch in vielen Punk-

ten - nicht bei allen - einig. Aber was passiert denn 

dann in Berlin? Da regieren Sie doch! Sie, Frau 

Logemann, haben eben viele wichtige Punkte an-

gesprochen. Doch mehr als eine Situationsbe-

schreibung war das nicht. Das war nur: Man müss-

te, könnte, sollte. - Ja, machen Sie! Sie regieren, 

Sie haben die Verantwortung sowohl im Land als 

auch im Bund! 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Das ist es doch, was die Leute zur Verzweiflung 

treibt, dass man nämlich sagt, es ist doch alles 

ganz schön und gut. Auch Olaf Lies ist in der 

Kommunikation bemüht und geht auf die Leute zu. 

Das ist gut. Aber die Leute verzweifeln doch ir-

gendwann, wenn man ihnen etwas sagt, das super 

ist, es dann aber in Berlin anders gemacht wird. 

Das ist doch das Frustrierende!  

Das haben wir bei dem „Niedersächsischen Weg“ 

und beim Insektenschutzpaket in einem Maß ge-

sehen, das einem so ein bisschen die Sprache 

verschlägt. Als signalisiert wurde, es ist alles auf 

dem besten Weg, gab es - kurz bevor das Kabinett 

tagte - das Signal, dass man sich einigt. Dann hat 

man gespannt auf die Einigung gewartet, und die 

Einigung war? - Eine Protokollerklärung.  

Olaf Lies hat das vorhin zu Recht gesagt: Es ist 

doch wirklich ein Witz, dass im Kabinett im Prinzip 

dem, dem man zugestimmt hat, nicht zugestimmt 

wird, indem eine Protokollerklärung geschrieben 

wird und es dann heißt: Wir wollen nicht, dass das, 

dem ich als Ministerin gerade zugestimmt habe, im 

Bundestag Gesetz wird. - Mit Verlaub: Die Leute 

kann man doch nicht mehr ernst nehmen.  

Wie sollen denn Vertrauen und Verlässlichkeit 

entstehen, wenn man in Berlin so regiert? Es ist 

doch offenkundig, dass die niedersächsische CDU 

in Berlin keinen hinreichenden Einfluss mehr hat 

oder dass das Landwirtschaftsthema im Bundes-

kabinett und auch in der Bundestagsfraktion nicht 

die Rückendeckung hat, die nötig wäre, um ein 

solches absurdes Verhalten zu verhindern, tat-

sächlich die Landwirtschaftsinteressen in den Vor-

dergrund zu stellen und den „Niedersächsischen 

Weg“ dauerhaft abzusichern.  

Das ist eben nicht der Fall! Und deshalb ist es 

nachvollziehbar, wenn Holger Hennies als Präsi-

dent des Landvolkes deutlich macht, dass das, 

was dort passiert ist, mit den Verabredungen im 

„Niedersächsischen Weg“ eben nicht vereinbar ist 

und jetzt über den Bundesrat gekittet werden 

muss.  

Mit anderen Worten: Das, was CDU und SPD in 

Berlin zu verantworten haben, ist das Gegenteil 

von dem, was wir gemeinsam in Niedersachsen 

als Politik voranbringen wollen. Und dann gehen 

Sie auf die Landwirte zu und sagen: Das ist ein 

großartiger Erfolg, wir haben uns in Berlin durch-

gesetzt. - Das ist doch ein Witz, meine Damen und 

Herren, das nimmt Ihnen doch niemand mehr ab! 

(Beifall bei der FDP) 

Sie müssten doch sagen: Es stimmt, der „Nieder-

sächsische Weg“ droht zu scheitern, und der 

Druck auf Berlin muss erhöht werden. - Es macht 

doch keinen Sinn, die Dinge schönzureden. Ich 

glaube, die Gefahr ist, dass man am Ende genau 

damit weiter Misstrauen sät.  

Für die FDP kann ich sagen, dass wir bei den ko-

operativen Maßnahmen immer unterstützend da-

bei sein werden. Wir müssen den Landwirten kon-

krete, belastbare Perspektiven bieten. Dazu gehö-
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ren eben Rechtssicherheit, Verlässlichkeit und das 

Setzen auf Freiwilligkeit.  

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei den 

GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Danke vielmals, Herr Dr. Birkner. - Für die Landes-

regierung spricht nun Frau Ministerin Otte-Kinast. 

Barbara Otte-Kinast, Ministerin für Ernährung, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 

Frau Präsidentin! Verehrte Damen und Herren! Ja, 

ich will die Landwirtschaft zurück in die Mitte der 

Gesellschaft holen. Das habe ich bei meinem 

Amtsantritt versprochen, und das steht bei uns in 

Niedersachsen auch im Koalitionsvertrag. Dafür 

setzte ich mich mit einem neuen Gesellschaftsver-

trag ein.  

Wertschöpfung und Wertschätzung sind dabei 

Kernelemente, um unsere Landwirtschaft wieder in 

die Mitte der Gesellschaft zu holen. Unsere Land-

wirtinnen und Landwirte verdienen unsere Wert-

schätzung; denn sie produzieren unser aller Mittel 

zum Leben, und ihre ureigenste Aufgabe ist es, 

dass die Menschen genug qualitativ hochwertige, 

gesunde Nahrungsmittel haben. Das, meine Da-

men und Herren, ist eben nicht selbstverständlich. 

Unsere Landwirtinnen und Landwirte sind zudem 

das Rückgrat der Agrar- und Ernährungswirtschaft. 

Die Wertschöpfung durch unsere Landwirtschaft ist 

enorm. Niedersachsen erreicht so einen Produkti-

onswert von 11,9 Milliarden Euro.  

Die mangelnde Wertschöpfung hat viele Gründe, 

und vieles ist heute auch von Ihnen gesagt wor-

den. Beispielsweise liegt das am Preisverfall bei 

den schweinehaltenden Betrieben durch die Afri-

kanische Schweinepest oder die Corona-Pande-

mie. Aber auch die mangelnde Zahlungsbereit-

schaft an der Ladentheke spielt hier eine große 

Rolle.  

Mit der Wertschätzung der Landwirtschaft steht es 

nicht zum Besten. Die Landwirte fühlen sich als 

Umweltsünder und Tierquäler an den Pranger 

gestellt, während die Gesellschaft höhere Erwar-

tungen an den Tier-, Umwelt- und Klimaschutz hat.  

Als Landwirtschaftsministerin ist es meine Aufga-

be, beides wieder zu vereinen: mehr Wertschöp-

fung und mehr Wertschätzung. 

Wir haben mit vielen Partnern den „Niedersächsi-

schen Weg“ angestoßen. Darüber haben wir heute 

gesprochen. Er bringt vieles unter einen Hut. So 

werden Anforderungen der Gesellschaft nach 

mehr ökologischer Nachhaltigkeit erfüllt, aber wir 

sichern auch die Zukunftsfähigkeit unserer land-

wirtschaftlichen Betriebe; denn mehr Leistungen 

für Natur- und Artenschutz werden hierbei hono-

riert.  

Und ja, wir haben gesagt, dass wir mit dem „Nie-

dersächsischen Weg“ noch nicht am Ende sind. 

Ich sehe in Berlin auch noch nicht den Erfolg. Das 

habe ich auch deutlich gemacht. Wir werden mit 

einer Bundesratsinitiative dafür kämpfen müssen, 

dass wir das, was im „Niedersächsischen Weg“ 

geschrieben steht, so auch weiter umsetzen und 

honorieren können. Deswegen müssen wir in Ber-

lin noch Gas geben. 

Im März lege ich unsere Ackerbau- und Grünland-

strategie vor - ein Papier, das aufzeigt, wie eine 

leistungsstarke und gleichzeitig nachhaltige pflanz-

liche Produktion künftig aussehen kann. Zahlreiche 

Experten haben aus der Praxis für die Praxis da-

ran mitgewirkt - und das ist mein Anspruch. 

Und ja, Herr Hermann Grupe, auch beim Thema 

Regionalisierung werden wir - die Häuser von Olaf 

Lies und mir - im März etwas im Kabinett vorlegen, 

das eben zu mehr Verursachungsgerechtigkeit und 

mehr Fairness führt. Auch das sind wir den Land-

wirten schuldig. Auch das gehört mit zur Wert-

schätzung, aber eben auch zur Wertschöpfung 

dazu.  

(Christian Meyer [GRÜNE]: Und wa-

rum stimmen Sie im Bundesrat gegen 

Fairness?) 

Meine Damen und Herren, wir müssen auch bei 

der Nutztierhaltung an die Zukunft denken. Es ist 

klar, dass sich die Nutztierhaltung weiterentwickeln 

und damit künftig anders als heute aussehen wird. 

Sie soll den gesellschaftlichen Ansprüchen an den 

Tier- und Umweltschutz entsprechen und trotzdem 

wettbewerbsfähig bleiben. Das hat die Borchert-

Kommission schon im vergangenen Jahr festge-

stellt, und wir greifen das mit dem „Niedersächsi-

schen Weg“ und der „Niedersächsischen Nutz-

tierstrategie“ auf. 

Das Modell „höher, weiter und schneller“ scheint 

ausgereizt. Die Betriebe müssen auskömmlich von 

der Tierhaltung leben können, sie müssen Gewin-

ne erwirtschaften. Trotzdem darf es natürlich nicht 
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zum Strukturbruch kommen, wenn Parameter ge-

ändert werden. 

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

In einem Informations- und Dialogprozess werden 

wir jetzt mit verschiedenen gesellschaftlichen 

Gruppen die Zielsetzung der Nutztierstrategie dis-

kutieren. Auch hier gilt: Die Leistung unserer 

Landwirtinnen und Landwirte für die Gesellschaft 

gibt es eben nicht zum Nulltarif. Ich setze mich 

schon lange für eine staatliche Tierwohlabgabe 

ein, wie sie auch die Borchert-Kommission emp-

fiehlt. 

Jetzt komme ich zum Bundesrat, Herr Meyer. Bei 

der Bundesratssitzung am vergangenen Freitag 

hat Niedersachsen mit einer Initiative Druck ge-

macht, damit es bei der Tierwohlabgabe endlich 

vorangeht. Die Mehrkosten für höhere Tierwohl-

standards müssen honoriert und so bessere Hal-

tungsbedingungen finanziert werden. Das hat auch 

Kollege Albrecht im Bundesrat bestätigt.  

Ja, wir haben uns beim Agrarmarktstrukturgesetz 

enthalten. Das hat verschiedene Hintergründe. 

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Ich will nur einige nennen.  

Es ging auch um das Thema Lebensmittelver-

schwendung bzw. darum, Lebensmittelabfälle zu 

vermeiden. Deswegen soll es das Verkaufsverbot 

unter Einstandspreis geben.  

Zu der Enthaltung zur Preisbeobachtungsstelle ist 

zu sagen, dass die EU das schon rechtlich gere-

gelt hat, weswegen wir das einfach nicht brauchen. 

Und, Frau Staudte, zur Ablehnung der Mengenbe-

schränkung: Die Milchquote war nicht der Königs-

weg. Sie wissen, dass ich nicht für eine Mengen-

beschränkung bin. Deswegen wurde das klar ab-

gelehnt. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, ich setze mich gemein-

sam mit der Landesregierung und mit anderen 

Ländern im Bundesrat dafür ein, dass die EU-

Richtlinie zu unlauteren Handelspraktiken konse-

quent umgesetzt wird, dass sie verschärft wird. Es 

muss wirklich ein ausgewogenes Kräfteverhältnis 

zwischen den Handelspartnern herrschen.  

Lassen Sie mich zur FDP etwas mit einem kleinen 

Lächeln sagen. Ich glaube, Sie sind mit der Land-

wirtschaftspolitik, die das Land Niedersachsen 

macht, ganz zufrieden. Herr Birkner, das was Sie 

gesagt haben, verstehe ich als Aufforderung. Viel-

leicht sollten wir wirklich in Berlin so weitermachen, 

wie wir hier miteinander umgehen, und mit Land-

wirten über die Landwirtschaft sprechen. Das 

scheint ein guter Weg zu sein. Deswegen, Kollege 

Lies - ist er noch hier? -: Vielleicht müssen wir uns 

auch in Richtung Berlin umorientieren.  

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Das wäre 

schön! - Helge Limburg [GRÜNE]: Ei-

ne Bewerbung fürs Bundeskabinett!)  

Meine Damen und Herren, als Landwirtschaftsmi-

nisterin will ich Zukunftsstrategien auf den Weg 

bringen, um den Wandlungsprozess der Landwirt-

schaft aktiv zu gestalten. 

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Dazu gehören Wertschöpfung, aber auch Wert-

schätzung. Das erreichen wir in Niedersachsen mit 

unserem neuen Gesellschaftsvertrag.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Frau Staudte von 

Bündnis 90/Die Grünen hat um zusätzliche Rede-

zeit gebeten. Eine Minute, Frau Staudte! 

(Christian Meyer [GRÜNE]: Ist jetzt 

nicht erst noch Olaf Lies an der Rei-

he?) 

- Herr Meyer, jetzt müssten Sie Ihrer Kollegin zu-

hören. 

Miriam Staudte (GRÜNE): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Liebe Frau Ministerin, wir 

können Ihre Ausführungen in keiner Weise akzep-

tieren. Sie fordern zwar beim Thema Tierwohlab-

gabe etwas Richtiges, aber diese soll ja den Um-

bau finanzieren, und es geht nicht darum, dass die 

Landwirtinnen und Landwirte danach mehr Geld im 

Geldbeutel haben.  

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Mit fairen Preisen hat das überhaupt nichts zu tun. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Und weiter zu Ihren Ausführungen: Was hat bitte 

das Thema Lebensmittelverschwendung mit den 

Punkten zu tun, die ich gerade aufgeführt habe? 

Gar nichts! Das ist eine billige Ausrede. Sie wissen 

ganz genau, dass es hierbei nicht um eine Milch-
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quote geht, sondern dass der BDM schon lange 

ein ausgeklügeltes System erarbeitet hat, wie man 

in Krisensituationen interveniert und die Mengen 

solidarisch reduziert, statt die Preise noch in den 

Keller zu treiben, weil gerade pro Liter Milch so 

wenig verdient wird.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Entweder haben Sie die Thematik nicht durch-

drungen, oder Sie wollen sie nicht durchdringen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Danke, Frau Staudte. - Es wäre schön, wenn wir 

demnächst wieder richtig höflich wären. Ich glaube 

schon, dass sich hier jeder bemüht, etwas zu 

durchdringen.  

Damit ist der erste Teil der Aktuellen Stunde been-

det. Die Geschäftsführer haben vereinbart, dass 

wir vor der Mittagspause noch einen weiteren Ta-

gesordnungspunkt behandeln.  

Somit kommen wir zum  

Tagesordnungspunkt 6: 

Abschließende Beratung: 

Für ein smartes Steuersystem: Transparenzre-

gister für Kommunen zur Sicherstellung der 

Aufkommensneutralität bei der Grundsteuer - 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/7811 - Be-

schlussempfehlung des Ausschusses für Haushalt 

und Finanzen - Drs. 18/7992

Für die FDP-Fraktion hat sich Kollege Christian 

Grascha zu Wort gemeldet. 

Christian Grascha (FDP): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Das Thema der Grundsteuer wird uns 

noch einige Zeit beschäftigen. Wir fordern mit un-

serem Antrag ein Transparenzregister, weil wir 

Steuererhöhungen vor Ort, in den Kommunen, 

vermeiden und eine öffentliche Diskussion über die 

Transparenz, die geschaffen werden soll, anregen 

wollen.  

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Es ist verwunderlich, dass wir bei diesem Antrag 

nicht zu einer gemeinsamen Initiative gekommen 

sind; denn sowohl in der ersten Beratung im Ple-

num als auch in den Ausschussberatungen ist 

eigentlich deutlich geworden, dass es viele Über-

einstimmungen gibt. So hat der Finanzminister 

beispielsweise in der ersten Beratung gesagt, es 

soll keine höhere Grundsteuerbelastung geben, 

und von einer sogenannten Aufkommensneutralität 

gesprochen. Das Hebesatzrecht soll bei den 

Kommunen verbleiben. Das wollen selbstverständ-

lich auch wir. Und er hat sogar gesagt - ich zitie-

re -:  

„Ich bin aber ganz bei Ihnen bei der Forde-

rung, dort für Transparenz zu sorgen.“  

Dafür sind nach Auffassung des Finanzministers 

die Kommunen zuständig, die die Hebesätze 

kommunizieren sollen.  

An der Stelle setzen wir mit unserem Antrag an 

und sagen: Ja, dafür sind die Kommunen zustän-

dig. Aber diese Transparenz kann auch durch das 

Land geschaffen werden, damit die Bürgerinnen 

und Bürger über die Auswirkungen tatsächlich 

informiert werden.  

Dann gab es in der ersten Beratung und auch in 

den Ausschussberatungen zwei Kritikpunkte an 

unserem Antrag, auf die ich eingehen möchte.  

Zum einen geht es darum, dass wir angeblich die 

kommunale Selbstverwaltung beschränken wollen. 

Das ist natürlich Quatsch, meine Damen und Her-

ren. Wir wollen die kommunale Selbstverwaltung 

nicht beschränken, sondern wir wollen die Bürge-

rinnen und Bürger mit der Transparenz stärken 

und mehr Information liefern, damit die Diskussion 

vor Ort tatsächlich stattfinden kann, wenn Kommu-

nen Hebesätze erhöhen wollen. Es geht hier also 

in keinster Weise darum, die Selbstverwaltung zu 

schwächen. 

Der zweite Vorwurf, der auch vom Finanzminister 

in der ersten Beratung erhoben wurde, lautete, das 

sei alles bürokratisch. Auch das ist natürlich 

Quatsch. Eine Excel-Tabelle mit drei Spalten - 

Gemeinde, Steuermessbetrag und Hebesatz - ist 

ja keine neue Bürokratie. Herr Kollege Bode, der 

mich netterweise im Ausschuss vertreten hat, hat 

gesagt - ich habe es im Protokoll nachgelesen -, 

dass wir das, was wir hier fordern, sogar mit einer 

parlamentarischen Anfrage leisten können. Hier 

von zusätzlicher Bürokratie zu sprechen, ist ein-

fach nur Quatsch, meine Damen und Herren.  

Die Aufkommensneutralität scheint hier auch un-

strittig zu sein. Wenn es aber wirklich so sein soll-

te, dass es unstrittig ist, dann fragen wir uns: Wa-

rum wollen wir das nicht auch im Landtag be-

schließen und dies mit einem solchen Beschluss 

noch einmal untermauern? Vielleicht will man die-

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/07501-08000/18-07811.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/07501-08000/18-07992.pdf
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se Aufkommensneutralität insbesondere bei SPD 

und CDU doch nicht. Zumindest wollen Sie nichts 

dafür tun, dass es tatsächlich zu dieser Aufkom-

mensneutralität kommt.  

Last, but not least - das ist insgesamt das Thema, 

das uns bei der Grundsteuer beschäftigt - ist zu 

fragen: Was will die Landesregierung eigentlich bei 

der Grundsteuer? 

Wir haben heute eine Antwort auf eine Anfrage 

bekommen. Daraus geht immer noch nicht hervor, 

ob man nun das teure Bürokratiemodell des Bun-

desfinanzministers favorisiert oder ob man ein 

Flächen-Lage-Modell vorschlägt, von dem unser 

Finanzminister immer spricht. Hier bleibt die Lan-

desregierung also weiter im Unklaren, und es gibt 

weiterhin keine Festlegung.  

Man könnte jetzt sagen: Nun, gut, wir haben noch 

bis 2024 Zeit. - Das hört sich lang an. Aber bei der 

Umsetzung einer solchen Reform brauchen wir 

auch eine Menge Zeit. Daher ist es notwendig, 

dass sowohl für die Kommunen als auch für die 

Finanzbehörden, die das am Ende umsetzen müs-

sen, möglichst zügig Sicherheit herrscht und sich 

alle Beteiligten einstellen können. Hierzu erwarten 

wir Antworten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Danke schön, Herr Kollege Grascha. - Für die 

CDU-Fraktion hat sich Herr Kollege Eike Holsten 

zu Wort gemeldet. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Eike Holsten (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Lieber Christian Grascha, auch ich 

bin in dem Wissen politisch sozialisiert, dass An-

träge aus der Feder der FDP per se nicht falsch 

sein müssen. Im Gegenteil.  

(Jörg Bode [FDP]: Richtig!) 

Dieser Antrag zeigt ja auch, wie ähnlich man in 

bestimmten Bereichen tickt. In der ersten Beratung 

des Antrags hier im November-Plenum sowie in 

der anschließenden Beratung im Haushaltsaus-

schuss sind wir uns mit euch ja durchaus sehr 

einig gewesen.  

(Jörg Bode [FDP]: Und woran ist es 

gescheitert?) 

Denn unser gemeinsames Anliegen, lieber Herr 

Bode, im Zuge der Reform der Grundsteuer ist es 

doch, dass die Steuerzahlerinnen und Steuerzah-

ler künftig in Summe nicht stärker belastet werden 

sollen als bisher. 

(Beifall bei der CDU - Christian 

Grascha [FDP]: Dann könnte man das 

ja einmal beschließen!) 

Gemeinsam wünschen wir uns also bei der Re-

form, wie auf allen politischen Ebenen zugesichert, 

Aufkommensneutralität. In den Beratungen wurde 

sauber herausgearbeitet, dass es, um dieses Ziel 

sicherzustellen, Ihres Antrages nicht bedarf. Wir 

haben uns hier im Plenum seitens des Ministers 

Hilbers und auch im Ausschuss seitens des Fi-

nanzministeriums schildern lassen, wie das ohne 

ein Mehr an mehr oder weniger Bürokratie gut 

gelingen wird.  

(Christian Grascha [FDP]: Welche Bü-

rokratie denn jetzt genau?) 

Damit es gelingt, genügt es ja offenkundig völlig - 

und so wird es der Finanzminister Hilbers machen, 

wie er hier im November ausgeführt hat -, im Ge-

setz die Regelung zu schaffen - darüber haben wir 

gesprochen -, dass jede Gemeinde, sobald sie ihre 

Hebesätze neu festlegt, die daraus zu erwartenden 

Gesamteinnahmen beziffern muss und diese den 

tatsächlichen Gesamteinnahmen des Vorjahres, 

also nach altem Recht, gegenüberstellen und dies 

auch veröffentlichen muss.  

(Jörg Bode [FDP]: Das ist bürokrati-

scher als unser Vorschlag!)  

- Nein, das ist absolut einfach,  

(Christian Grascha [FDP]: Wo steht es 

denn, dass die das veröffentlichen 

müssen?)  

und das muss jede Kämmerin ohnehin machen.  

Die Gemeinde soll beim Abweichen von der Ge-

samthöhe den Hebesatz ermitteln und veröffentli-

chen, der für die Aufkommensneutralität, die wir 

alle wollen, nötig wäre. Dann kann jeder erkennen, 

ob die Gemeinde ihr Versprechen gehalten hat 

und es über die Reform wirklich nicht zu Mehrein-

nahmen kommt oder ob die Kommune ihre Zusage 

gebrochen hat.  

Die Grundsteuer kann überdies auch ohne Regis-

ter, das Sie gerne möchten, jederzeit bei den 

Kommunen eingesehen werden. Auch das ist un-

problematisch. Die Hebesätze werden sogar re-



Niedersächsischer Landtag  -  18. Wahlperiode  -  98. Plenarsitzung am 17. Februar 2021 

9384 

gelmäßig von den Gemeinden gemeldet. Das Sta-

tistische Bundesamt und unsere Landesämter für 

Statistik veröffentlichen jährlich die Grund- und 

Gewerbesteuerhebesätze aller Kommunen. Das ist 

bereits vorhanden. Das wurde zuletzt im Juni 2020 

für das Jahr 2019 gemacht, und sie werden in 

diesem Sommer sicherlich auch die Zahlen zum 

vergangenen Jahr veröffentlichen. Auch in all den 

folgenden Sommern wird es bestimmt entspre-

chende Veröffentlichungen geben. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP, Sie 

haben in den Beratungen massiv widersprochen. 

Ich will Ihnen zugestehen, dass Sie nicht in die 

kommunale Selbstverwaltung eingreifen, sondern 

nur Zahlen einsehbar machen möchten.  

(Jörg Bode [FDP]: Genau!) 

Das ist in unseren Augen, wie ausgeführt, bereits 

gegeben.  

Ansonsten gilt, wie man das immer so macht - so 

mache ich es zumindest -: Wiedervorlage, wenn es 

soweit ist, bei Festlegung der Hebesätze durch die 

Kommunen. Dann sind wir als Kommunalpolitiker 

wieder alle gefordert und werden unserem Auftrag 

sicherlich alle gerecht, wenn wir mit Argusaugen 

darüber wachen, welche Zahlen uns die Verwal-

tungen vorlegen.  

Die Diskussion darüber ist doch vorgezeichnet. 

Den Gemeinde- oder Stadtrat müssen Sie mir am 

Tag X zeigen, in dem die ehemaligen und neu 

festzulegenden Hebesätze nicht intensiv beraten 

und auf den Cent geprüft werden!  

Laut Kollege Bode im Ausschuss wollen Sie mit 

Ihrem Antrag erreichen, dass die Bürger an der 

Debatte über die Festsetzung der Grundsteuer 

beteiligt werden. Sie können sich, glaube ich, hun-

dertprozentig sicher sein, dass das geschieht. Ich 

für meinen Teil werde bei mir zu Hause dafür Sor-

ge tragen. Machen Sie es doch in Ihrer Gemeinde 

auch! Dann wird das klappen.  

Ich ahne, dass wir uns hier umsonst im Sinne der 

Steuerbürger den Kopf über eine Aufgabe zerbro-

chen haben, die nicht die unsere ist, sondern wun-

derbar dort erfüllt werden kann, wo sie hingehört, 

nämlich in unseren kommunalen Parlamenten.  

Unsere kommunale Selbstverwaltung ist ein hohes 

Gut. Ich sagte es bereits bei der Einbringung des 

Antrages. Doch da die Kommunalwahlen nun wie-

der drei Monate näher sind als im vergangenen 

November, will ich das gerne wiederholen. Kom-

munale Selbstverwaltung bedeutet doch: Was 

immer vor Ort entschieden wird, muss auch dort 

verantwortet werden, vor Freunden, Nachbarn, 

Vereinskameraden und der eigenen Familie. Das 

macht doch auch den großen Reiz dieses Ehren-

amtes aus, um das sich in den kommenden Mona-

ten hoffentlich wieder viele Mitbürgerinnen und 

Mitbürger bewerben werden. Dabei ist gerade 

Kommunalpolitik - das wissen wir, die wir das be-

treiben, alle - nicht das, was man gerne hätte, 

sondern das, was geht.  

Jede Kommune wird sich aus diesem Grund min-

destens zweimal überlegen, ob sie zeitgleich mit 

der Reform Steuererhöhungen durchsetzen will. 

Bei mir in der Stadt habe ich ein Auge darauf. Lie-

be Kolleginnen und Kollegen, ich empfehle Ihnen: 

Riskieren Sie doch auch einmal bei sich zu Hause 

einen Blick!  

Zu guter Letzt gebe ich - weil im Zuge dieses An-

trages auch gerne hier und da Hinweise auf die 

anstehende Grundsteuerreform eingeflochten wer-

den – ganz kurz unsere zentrale Aussage dazu 

erneut zu Protokoll: Wir wollen selbstredend eine 

Reform der Grundsteuer, die bürokratiearm ist, 

und wir wollen die uns jetzt gegebene Chance 

nutzen, um das alte, vermeintlich etwas aufwendi-

ge und nicht immer nachvollziehbare Verfahren 

durch ein schlankeres, transparentes Verfahren zu 

ersetzen, eines, das den Finanzbeamten, aber 

auch den Steuerbürgern weniger Arbeit macht. Da 

sind wir, wie eingangs erwähnt, sicher wieder ganz 

eng nicht nur - klar! - bei unserem Koalitions-

partner, sondern auch bei der FDP.  

(Christian Grascha [FDP]: Schauen 

wir mal!) 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 

der SPD) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Vielen Dank, Kollege Holsten. - Für die SPD-Frak-

tion hat sich der Kollege Alptekin Kirci zu Wort 

gemeldet.  

Alptekin Kirci (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Erst einmal vielen Dank, Herr Hols-

ten! Im Prinzip haben Sie schon alles gesagt. 

Dennoch will ich noch meine Ausführungen ma-

chen.  
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Herr Grascha, Sie haben im Prinzip selbstredend 

erklärt, warum wir den Antrag nicht benötigen. Ich 

will jedoch ein paar Punkte hierzu klar formulieren: 

Der Überschrift des Antrages zufolge will die FDP 

Transparenz schaffen. Das ist ja ihr Hauptanlie-

gen: Transparenz bei den kommunalen Hebesät-

zen nach der Novelle der Grundsteuer.  

In der ersten Plenardebatte und in der Ausschuss-

diskussion zeigte sich, dass diese Initiative nicht 

nur verzichtbar, sondern auch problematisch ist. 

Liest man das Plenarprotokoll unserer ersten Bera-

tung zu diesem Antrag, dann stellt man fest: Sie, 

sehr geehrter Herr Grascha, haben den Begriff der 

Transparenz zwar erwähnt; auffällig ist aber vor 

allem die Häufung eines anderen Wortes. Sie ha-

ben bei der Einbringung zwölfmal den Begriff 

Steuererhöhung verwendet, also statistisch gese-

hen alle 30 Sekunden in dieser Rede.  

(Jörg Bode [FDP]: Eigentlich fordert er 

nie Steuererhöhungen! - Christian 

Grascha [FDP]: Sonst rede ich immer 

nur von Steuersenkungen!) 

- Deswegen bin ich auch so irritiert. Das ist mir 

förmlich ins Auge gesprungen. Das ist ein auffälli-

ges Indiz dafür, dass Sie sich mit diesem Antrag 

als ordnende Kraft aufspielen wollen, die vorgibt, 

an der Seite der Bürgerinnen und Bürger zu ste-

hen und auf deren Geld aufzupassen. Ich vermute 

sogar, dass Ihre Freunde in der Kommunalpolitik 

davon nicht besonders beeindruckt sind.  

Sie stellen in Ihrem Antrag eine Forderung auf, die 

bereits mehrfach und von verschiedenen Seiten 

zur verbindlichen Leitlinie bei der Neugestaltung 

der Grundsteuer erklärt worden ist, nämlich die 

Grundsteuer aufkommensneutral zu gestalten. Das 

ist hier zwischen allen Fraktionen klar.  

Das kann aber nicht bedeuten, dass sich die 

Grundsteuer in der Zukunft gar nicht verändern 

darf. Darauf hat zu Recht auch der Kollege Wenzel 

in der letzten Plenardebatte hingewiesen. Das 

Land kann und darf keine Regelung verabschie-

den, die die Finanzhoheit der Kommunen be-

schränkt. Schon deshalb ist Ihr Antrag in diesem 

Punkt ohne Substanz.  

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, zudem ver-

langt die FDP, die Hebesätze für die Kommunen 

durch die Finanzbehörden errechnen zu lassen, 

mit dem Ziel, die Aufkommensneutralität zu ge-

währleisten. Dazu hat sich namentlich unser Fi-

nanzminister geäußert. Hier greift der Verwal-

tungsaufbau. Die Finanzbehörden ermitteln die 

Steuermesszahlen in regelmäßigen Abständen. 

Die Kommunen regeln auf dieser Grundlage die 

Hebesätze. Ein anderes Vorgehen verletzt die 

Rechte der kommunalen Selbstverwaltung. Das ist 

einfach so. 

Nicht nachvollziehbar ist, warum Sie der politi-

schen Absicht, die Grundsteuer aufkommensneut-

ral zu gestalten, grundsätzlich misstrauen. Sie 

misstrauen damit offenbar der kommunalen 

Selbstverwaltung. 

(Jörg Bode [FDP]: Nein, den SPD-

Abgeordneten in der kommunalen 

Selbstverwaltung!) 

- Damit kann ich ja leben, aber dass Sie den 

Kommunen nicht vertrauen, Herr Bode, erschüttert 

mich schon.  

Die vom Bundesverfassungsgericht auferlegte 

Neugestaltung der Grundsteuer wird dazu führen, 

dass einige Entlastung erfahren, andere dafür 

etwas größere Beträge entrichten müssen.  

Verehrte Damen und Herren, ich kann für die SPD-

Fraktion festhalten, dass wir keiner Regelung zu-

stimmen werden, die das Wohnen noch teurer 

machen wird. Ich bin mir sicher, dass die Kommu-

nen sorgfältig mit der Frage umgehen werden, wie 

sie Grund und Boden besteuern. Was die Kommu-

nen nicht brauchen, ist fadenscheiniger Beistand 

der FDP-Landtagsfraktion. Was Sie hier beabsich-

tigen, ist nicht etwa Transparenz. Nein, Sie wollen 

eine Art Steuerpranger, wenn eine Kommune Ihrer 

Ansicht nach nicht korrekt rechnet. Dabei behan-

deln die Kommunen die Grundsteuer grundsätzlich 

mit Augenmaß. Sie ist bei Weitem nicht so stark 

wie die Gewerbesteuer Anpassungen ausgesetzt.  

Verehrte Damen und Herren, bleibt die Absicht des 

sogenannten Transparenzregisters. Wer es wissen 

will, kann diese Daten schon heute in verschiede-

nen Quellen nachlesen. Darüber haben wir bei der 

Einbringung des Antrages schon ausführlich disku-

tiert. Allein das macht ein weiteres Register über-

flüssig und schafft nur zusätzliche Bürokratie. Sie 

stellen mit Ihrem Antrag nichts weniger in den 

Raum als den Vorwurf, Städte und Gemeinden 

hätten nichts Besseres im Sinn, als ihre Einnah-

men in schwierigen Zeiten durch die Hintertür zu 

verbessern.  

Wir als SPD und CDU werden eine Grundsteuer-

novelle vorlegen, die den Kommunen die bisheri-

gen Einnahmen von jährlich 1,4 Milliarden Euro 

sicherstellt. Das ist das, was die Kommunen brau-
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chen. Auf uns können sich die Kommunen nämlich 

verlassen.  

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und 

Zustimmung bei der CDU) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Vielen Dank, Herr Kollege Kirci. 

Abschließend hat sich der Finanzminister, Herr 

Reinhold Hilbers, zu Wort gemeldet. - Entschuldi-

gung, Herr Kollege Wenzel! Das ist irgendwo ab-

handengekommen.  

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Nein, der 

kann ruhig zuerst! - Jörg Bode [FDP]: 

Hauptsache, einer von euch beiden 

geht hin!) 

Herr Kollege Wenzel lässt dem Minister den Vor-

tritt. 

(Jörg Bode [FDP]: Sonst stimmen wir 

ab!) 

- Sonst stimmen wir ab.  

(Heiterkeit - Dr. Stefan Birkner [FDP]: 

Der Minister will gerne als letzter!) 

Stefan Wenzel (GRÜNE): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Ich kann verste-

hen, dass der Herr Minister das letzte Wort haben 

will. Das ist manchmal ganz günstig. 

(Jörg Bode [FDP]: Das kommt darauf 

an, was er sagt!) 

Meine Damen und Herren, das ist eine interessan-

te Debatte, die viele Aspekte berührt - zum einen 

die kommunale Selbstverwaltung. Die steht in den 

nächsten Jahren besonders unter Druck, weil die 

finanzielle Situation während und nach der 

Corona-Pandemie unsere Kommunen, die Ge-

währleister der Daseinsvorsorge sind, vor ganz 

gewaltige Herausforderungen stellt. Deswegen bin 

ich dezidiert der Auffassung, dass wir über die 

kommunalen Finanzen reden müssen, vor allen 

Dingen auch über die Kommunen, die sich bun-

desweit zusammengeschlossen und gesagt ha-

ben: Im jetzigen Steuersystem haben wir es enorm 

schwer, die Nase hochzukriegen. - Gerade die 

schwächsten Kommunen müssen wir uns genau 

angucken. 

Aber das heißt auch: Wir dürfen hier nicht von 

vornherein Daumenschrauben anlegen und den 

Kommunen eine der wenigen Steuerungsmöglich-

keiten, die sie haben, aus der Hand schlagen. Die 

Kommunen gehen in der Regel sehr verantwor-

tungsvoll damit um. Die Kommunen sind sehr nah 

an den Bürgerinnen und Bürgern, an den Unter-

nehmen, an den Handwerkern. Da finden in der 

Regel sehr intensive Diskussionen gerade über 

diese Fragen statt. Deswegen sollten wir sie eher 

stärken und nicht schwächen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Was ich mir aber erhoffe - deswegen bin ich am 

Ende doch ganz froh, dass der Finanzminister 

noch nach mir spricht -, was die Kommunen jetzt 

auch brauchen, ist endlich Planungssicherheit bei 

der Umsetzung der Grundsteuer. Seit dem Kom-

promiss auf Bundesebene ist mittlerweile mehr als 

ein Jahr vergangen. Sie wissen alle: Da ist noch 

erhebliche Arbeit in unseren Finanzämtern zu leis-

ten. Unsere Finanzbeamten sind schon in großer 

Sorge, dass sie am Ende diejenigen sind, die das - 

ich sage mal - ausbaden müssen, weil dann Per-

sonalmangel oder Softwareprobleme dazu führen, 

dass die einzelnen Beschäftigten extrem unter 

Druck kommen. 

Ich glaube, auch die Bürgerinnen und Bürger ha-

ben einen Anspruch darauf, dass die rechtlichen 

Umstellungen, die aufgrund des Urteils des Bun-

desverfassungsgerichts notwendig sind, rechtssi-

cher und verlässlich abgewickelt werden. Deswe-

gen wäre ich sehr dankbar, wenn wir von unserem 

Finanzminister heute hören würden, wann es denn 

endlich mit der praktischen Umsetzung losgeht. 

Ich danke Ihnen fürs Zuhören. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Danke sehr, Herr Kollege Wenzel. - Nun aber er-

hält das Wort der Finanzminister, Reinhold Hilbers. 

Reinhold Hilbers, Finanzminister: 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Die Grundsteuer beschäftigt uns 

schon seit einiger Zeit. Die Grundsteuerreform 

muss überall in Deutschland umgesetzt werden. 

Das heißt, es müssen neue Messbeträge zur Be-

messung der Höhe der künftigen Grundsteuer 

eingerichtet werden. Die Änderungen bei der 

Grundsteuer werden nahezu alle Grundstücke 

betreffen.  

Bund, Länder und Kommunen sind sich einig, dass 

diese Reform aufkommensneutral umgesetzt wer-
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den soll. Das bedeutet aber nicht, dass jeder das 

Gleiche zahlt wie vorher. Vielmehr wird es sicher-

lich Fälle geben, in denen sie mehr Aufwand be-

deutet, aber auch Fälle, in denen sie weniger Auf-

wand bedeutet. Wenn sie nicht zu Veränderungen 

führen müsste, hätte das Gericht das Urteil, das 

uns zur Neuauflage der Grundsteuerregelungen 

veranlasst, nicht gesprochen. 

Die Grundsteuerreform ist eben nicht gemacht 

worden, um zusätzliche Steuern zu generieren, 

sondern um ein Verfassungsgerichtsurteil umzu-

setzen. Das soll bei uns aufkommensneutral ge-

staltet werden. Egal, ob man ein landeseigenes 

Modell wählt oder das Bundesmodell, es wird mög-

lich sein, das aufkommensneutral umzusetzen.  

Die Einhaltung dieses Versprechens, meine Da-

men und Herren, hängt aber von den Kommunen 

ab. In vielen Kommunen sitzen Politikerinnen und 

Politiker der FDP mit an den Tischen, die dort mit-

verhandeln und mit darüber diskutieren, wie der 

Hebesatz festgesetzt wird. Das Festsetzen der 

Hebesätze ist nicht Aufgabe der Landespolitik, 

weder in Niedersachsen noch in anderen Bundes-

ländern; 

(Jörg Bode [FDP]: Davon steht auch 

nichts im Antrag!) 

das ist Sache der kommunalen Selbstverwaltung. 

Das Hebesatzrecht ist für die Kommunen sehr 

wichtig. Darauf pochen sie auch. 

(Christian Grascha [FDP]: An welcher 

Stelle wollen wir das denn einschrän-

ken?) 

Wir alle werden darauf achten, dass wir das auf-

kommensneutral ausgestalten, Herr Wenzel. Man 

will den Kommunen diese Möglichkeit nicht neh-

men. Es muss nur transparent zugehen. Auch 

mein Petitum ist, dass diese Reform nicht als Ve-

hikel genutzt wird, um zu einer Mehreinnahme zu 

kommen.  

Das lässt sich aber ganz einfach kontrollieren. Da 

braucht man nicht die besorgte FDP, die sich hier 

berufen fühlt, ein Transparenzregister zu fordern. 

Vielmehr kann man bei einem Blick in den kom-

munalen Haushalt sehen, ob die Grundsteuerein-

nahmen steigen oder nicht. Deswegen ist ein sol-

ches Register der falsche Weg.  

Es geht um die Messbeträge für 3,6 Millionen 

Grundstücke in Niedersachsen. Diese werden 

zunächst erfasst und dann mit einem Hebesatz 

verbunden. Der aufkommensneutrale Hebesatz 

lässt sich erst sehr spät - am Ende der Umsetzung 

der Reform - festlegen, weil man dazu alle Grund-

stücke bewertet haben muss und eine Gesamt-

schau der Kalkulation anstellen muss, um festzu-

stellen, welcher Hebesatz bei Aufkommensneutra-

lität anzuwenden ist. 

Der richtige Hebesatz kann dann objektiv festge-

stellt werden. Dazu sind wir auch bereit. Dazu 

bedarf es aber keines Registers. Vielmehr kann 

man - wenn man das will - die Kommunen ver-

pflichten, den Hebesatz zu ermitteln, der Aufkom-

mensneutralität bedeuten würde. Ich würde mich 

durchaus dafür aussprechen, das zu tun und dafür 

zu sorgen, dass jede Kommune diesen aufkom-

mensneutralen Hebesatz ermittelt.  

Aber dann setzt jede Kommune den Hebesatz fest, 

den sie festsetzen will. Das ist in den Kommunen 

zu besprechen und zu thematisieren. Dazu bedarf 

es nicht extra eines Registers. Das würde sowieso 

viel zu spät greifen, weil man das erst kurz vor 

Schluss, vor Ende der Debatte einrichten könnte, 

weil man dazu zunächst einmal für alle Kommunen 

alle Parameter kennen müsste, um sie dann dort 

zu veröffentlichen. 

Meine Damen und Herren, wir wollen diese Auf-

kommensneutralität. Wir wollen aber auch die 

kommunale Selbstverwaltung stärken. Wenn ermit-

telt wird, welcher Hebesatz Aufkommensneutralität 

bedeuten würde, ist Transparenz geschaffen, und 

dann setzen die Kommunen ihren Hebesatz fest. 

Das ist eine vernünftige Politik. Die Daten, die die 

Kommunen dafür benötigen, werden wir ihnen so 

rechtzeitig an die Hand geben, dass sie Zeit ha-

ben, das zu ermitteln. Daran wird inzwischen 

schon intensiv gearbeitet. 

Vielen Dank. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 

der SPD - Christian Grascha [FDP]: 

Welches Modell kommt denn jetzt?) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Wir haben keine wei-

teren Wortmeldungen und können zur Abstimmung 

kommen. 

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 

für Haushalt und Finanzen in der Drs. 18/7992

folgen und damit den Antrag der Fraktion der FDP 

in der Drs. 18/7811 ablehnen will, den bitte ich nun 

um sein Handzeichen. - Das sind bis auf die Frak-

tion der FDP alle gewesen, glaube ich. Das ist die 

Fraktion der FDP. Wer enthält sich? - Niemand 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/07501-08000/18-07992.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/07501-08000/18-07811.pdf
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enthält sich. Damit ist der Beschlussempfehlung 

des Ausschusses gefolgt worden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir gehen jetzt in 

die Mittagspause und treffen uns um 15 Uhr wie-

der. 

(Unterbrechung der Sitzung von 

13.48 Uhr bis 15.00 Uhr) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist 

15 Uhr. Wir machen flott weiter.  

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 7: 

Abschließende Beratung: 

Jetzt auf alternative Kraftstoffe statt nur auf 

alternative Antriebe setzen - die klimaneutrale 

Mobilitätswende kann sofort beginnen statt in 

10, 20 oder 30 Jahren! - Antrag der Fraktion der 

FDP - Drs. 18/4829 - Beschlussempfehlung des 

Ausschusses für Haushalt und Finanzen - 

Drs. 18/8088

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-

lehnen.  

(Zuruf von der FDP: Was?) 

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen. 

Ich eröffne die Beratung und erteile dem Kollegen 

Jörg Bode das Wort. Bitte schön! 

Jörg Bode (FDP): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die Überschrift dieses Antrags der FDP ist nicht 

ganz aktuell. Sie sagt, die Mobilitätswende könnte 

jetzt beginnen. Das kann sie aber nicht mehr; denn 

der Antrag ist aus dem Jahr 2019. Jetzt haben wir 

das Jahr 2021. Die lange Beratungszeit bzw. 

Nichtberatungszeit hat das Ziel, das die FDP ver-

folgt, zumindest um zwei Jahre nach hinten ge-

steckt, und wenn die Mehrheit dieses Plenums den 

Antrag heute ablehnt, wird es wahrscheinlich noch 

weiter nach hinten geschoben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, bei die-

sem Thema und diesem Antrag zeigt sich einmal, 

was Verfassungsänderungen und wohlfeile Erklä-

rungen gerade auch der Mehrheit tatsächlich wert 

sind. Wir haben hier im Dezember eine Debatte 

über das Klimaschutzgesetz gehabt, über eine 

Verfassungsänderung für den Klimaschutz. Da 

wurde sehr viel gesagt und sehr viel an Zielen 

formuliert. Aber wenn wir hier heute mit einem 

Antrag die konkrete Umsetzung dieser Ziele aus 

dem Klimagesetz realisieren und entsprechend ein 

Konzept dafür beschließen lassen wollen, verwei-

gert sich die Mehrheit aus SPD und CDU. 

Worum geht es in diesem Antrag? Es geht im 

Prinzip um die Frage, wie der Fuhrpark der Lan-

desverwaltung betankt wird und welchen CO2-Aus-

stoß der Fuhrpark der Landesverwaltung in der 

Zukunft haben soll. Wir schlagen Ihnen vor, 20 % 

CO2-Einsparung heute und nicht erst in den nächs-

ten Jahren dadurch sofort zu realisieren, dass die 

Landesverwaltung schlicht und ergreifend ihre 

Autos mit einem anderen Kraftstoff tankt, der 

schon heute verfügbar ist, der aus Abfallstoffen, 

aus Ölen und anderen Dingen besteht. Volkswa-

gen beispielsweise hat in einer Kooperation den 

selbstentwickelten „R33 BlueDiesel“ hergestellt, 

der bei den Volkswagenwerken getankt werden 

kann. Die Landesregierung könnte entsprechend 

auf Kraftstoffe zurückgreifen und den CO2-Ausstoß 

sofort reduzieren. 

Dies aber ist offenkundig nicht gewollt. Klima-

schutz soll in Versprechungen, nicht aber in Taten 

erfolgen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir wol-

len auch, dass die Landesregierung auch den 

nächsten Schritt geht und sagt: Das ist nur der 

erste Moment. Wir wollen auch für weitere Ent-

wicklungen in diesem Bereich Hemmnisse und 

Regulatorien beseitigen, damit es hier tatsächlich 

weitergehen kann.  

Warum ist es spannend, dass Sie das heute ab-

lehnen wollen? - Schauen Sie einmal in das Kli-

magesetz, das Sie hier selber im Dezember be-

schlossen haben! Dort heißt es nämlich, dass Sie 

bis zum Jahr 2030 „den Anteil von Straßenfahr-

zeugen mit sauberen, emissionsfreien oder emis-

sionsarmen Antrieben an den Neu- und Ersatzbe-

schaffungen von Dienstkraftfahrzeugen je Kalen-

derjahr sowie die Nutzung alternativer Kraftstoffe“ 

je Kalenderjahr erhöhen wollen. Das heißt, Sie 

haben selber reingeschrieben, dass Sie es tun 

wollen, aber die GroKo will es tatsächlich nicht 

umsetzen. So viel zu der Frage, was man in Sonn-

tagsreden oder- man muss fast schon sagen - in 

Sonntagsgesetzesänderungen und Sonntagsver-

fassungsänderungen hier beschließt und, wenn es 

dann zum Schwur kommt, tatsächlich bereit ist 

umzusetzen. 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04501-05000/18-04829.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08088.pdf
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Wir als FDP, meine sehr geehrten Damen und 

Herren, bedauern das. Ich bitte Sie: Gehen Sie 

noch einmal in sich, und ändern Sie das! Denn Sie 

müssen einmal sehen: In Ihrem Klimagesetz steht 

noch etwas Weiteres drin. Im nächsten Satz for-

dern Sie ab dem Jahr 2030 „ausschließlich“ mit 

mindestens sauberen Fahrzeugen zu fahren. Nach 

der EU-Definition sind das Fahrzeuge, die aus-

schließlich mit solchen Kraftstoffen betankt wer-

den. Das heißt, wenn Sie heute nicht damit anfan-

gen, werden Sie morgen gar nicht mehr in der 

Lage sein, dies umzusetzen. Das hat man Ihnen in 

der Anhörung, bei der ein einziger Anzuhörender 

auf den Antrag der FDP reagiert hatte, auch ge-

sagt. Es war die Landwirtschaftskammer, die ge-

sagt hat: Das ist eine gute Geschichte. Auch in 

Niedersachsen kann man für die Produktion eini-

ges tun. Es wäre aber sinnvoll, hierfür rechtzeitig 

eine Konzeption zu erstellen, damit dies funktio-

niert. 

Die Landwirte sind also viel weiter als die Landes-

regierung und die GroKo. Sie haben die Zukunft im 

Klimaschutz vor Augen und als Ziel. Ich würde mir 

wünschen, dass Sie hier noch einmal nachdenken. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Vielen Dank, Herr Kollege Bode. - Für die CDU-

Fraktion hat der Kollege Dr. Marco Mohrmann das 

Wort. Bitte schön, Herr Kollege! 

Dr. Marco Mohrmann (CDU): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Die Debatte in den Ausschüssen hat 

gezeigt, dass sich - und das ist das Erfreuliche - 

alle Fraktionen übereinstimmend dazu bekennen, 

dass wir in vielerlei Hinsicht Verantwortung in Sa-

chen Klimaschutz übernehmen müssen. 

Es ist allerdings kein Geheimnis, dass insbesonde-

re beim Thema Mobilität Nachholbedarf herrscht 

und es zudem hohe Einsparpotenziale gibt. Natür-

lich ist der Rückgang der Klimagasemissionen um 

rund ein Drittel von 1 249 Millionen t auf 810 Mil-

lionen t CO2-Äquivalent im Jahr 2019 erfreulich. 

Coronabedingt waren es 2020 sogar nur 722 Mil-

lionen t.  

Gleichzeitig wissen wir aber, dass der Anteil des 

Verkehrswesens an dieser Entwicklung nach wie 

vor unterentwickelt ist. Die mir vorliegenden Zah-

len weisen in absoluten Werten eher auf eine 

Seitwärtsentwicklung hin. Technologische Fort-

schritte beim Einzelfahrzeug wurden insgesamt 

durch die Zunahme des Verkehrs überkompen-

siert.  

Daher, meine Damen und Herren, ist es folgerich-

tig, die Klimarelevanz des Verkehrs zu thematisie-

ren, auch inklusive der eigenen Flotte des Landes-

fuhrparks. Und richtig ist auch: Es gibt mehrere 

Wege zur Dekarbonisierung der Antriebsenergie. 

Die Deutsche Energie-Agentur (dena) zählt hierzu 

neben der batterieelektrischen Mobilität u. a. eben 

auch Biomethan, synthetisches Methan und Was-

serstoff.  

Bislang gehen nur 5 % des Kraftstoffverbrauchs 

auf herkömmliche und alternative Biokraftstoffe 

zurück. Dabei könnte die Power-to-Gas-Technolo-

gie inzwischen auch vollständig auf Strom aus 

erneuerbaren Energien zurückgreifen. Hier gibt es 

inzwischen insbesondere im Schwerlastverkehr mit 

CNG oder auch LNG wettbewerbsfähige Alternati-

ven zum Diesel. 

Eine weitere interessante Technologie ist neben 

der batteriegestützten Elektromobilität auch die der 

Wasserstofffahrzeuge mit Brennstoffzellen. Aber 

auch hier kommt es darauf an, dass der Wasser-

stoff aus Strom aus erneuerbaren Energien ge-

wonnen wird. Das Stichwort lautet hier wiederum 

Power-to-Gas. Hierzu stelle ich in der öffentlichen 

Debatte immer wieder fest, dass vielen gar nicht 

klar ist, dass es sich bei Wasserstofffahrzeugen 

auch um Elektromobilität handelt, nur eben nicht 

mit Batterie.  

Kurzum: Der Abschlussbericht der Nationalen 

Plattform Zukunft der Mobilität im Auftrag der Bun-

desregierung sieht zwar durchaus noch Probleme 

durch die deutlich zu hohen Kosten für stromba-

sierte synthetische Kraftstoffe und mangelnde 

Produktionskapazitäten. Ebenso wird auch die 

Gefahr eines Greenwashings bei Anrechnung al-

ternativer Kraftstoffe auf die europäischen Flotten-

grenzwerte angesprochen. Unter dem Strich wird 

in dem Papier aber festgehalten: Alternative Kraft-

stoffe können dazu beitragen, die bis 2030 erfor-

derlichen Treibhausgas-Emissionsminderungen im 

Verkehrssektor zu erreichen.  

In dieser Runde haben sich übrigens der Bundes-

verband der deutschen Industrie (BDI), der Ver-

band der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW), 

der ADAC, der Mineralölwirtschaftsverband (MWV) 

sowie Agora Verkehrswende, BUND und NABU 

zusammengefunden - also ein breit aufgestellter 
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Zusammenschluss verschiedenster Interessen und 

Akteure.  

Meine Damen und Herren, vor dem Hintergrund 

der Chancen für den ländlichen Raum - der Kolle-

ge Bode hat es zu Recht angesprochen - begrüße 

ich diesen Ansatz ausdrücklich. Kleine und dezent-

rale Erzeugeranlagen werden einen nicht unbe-

deutenden Anteil an der Erzeugung von Biokraft-

stoffen aus erneuerbaren Energien leisten können. 

Und hier deuten sich eben auch nicht unwichtige 

Zukunftsperspektiven für die Betreiber von Bio-

gasanlagen an, wenn sich die EEG-Laufzeiten 

einzelner Anlagen dem Ende nähern. 

Im Übrigen legt der Rechtsrahmen durch die Neu-

fassung der Erneuerbare-Energien-Richtlinie der 

EU (RED II) für das Jahr 2030 für erneuerbare 

Energien ein verbindliches Ziel von mindestens 

32 % fest. Der Anteil erneuerbarer Kraftstoffe im 

Verkehrssektor wird darüber hinaus auf eine Ziel-

größe von 14 % angehoben. Daher bin ich dank-

bar, dass es uns im letzten Jahr mit dem Nieder-

sächsischen Gesetz zur Förderung des Klima-

schutzes und zur Minderung der Folgen des Kli-

mawandels gelungen ist, Maßstäbe zu setzen und 

den Klimaschutz in den Verfassungsrang zu he-

ben. Insbesondere zum hier diskutierten Gegen-

stand klimaschonender Mobilität gibt § 7 des Ge-

setzes viele Hinweise. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 

Kollegen, aus meiner Sicht enthält der vorliegende 

FDP-Antrag eine Reihe sehr vernünftiger Ansätze, 

was ich ausdrücklich anerkennen möchte. Da die-

se nun, wie ich es eben auch geschildert habe, im 

Laufe des Verfahrens im inzwischen beschlosse-

nen Klimagesetz aufgegangen sind und damit dem 

Regierungshandeln entsprechen, bleibt die CDU-

Fraktion bei der Beschlussvorlage des Haushalts-

ausschusses.  

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Vielen Dank, Herr Kollege Mohrmann. - Meine 

Damen und Herren, für die SPD-Fraktion hat sich 

der Kollege Tobias Heilmann zu Wort gemeldet. 

Bitte schön, Herr Heilmann! 

Tobias Heilmann (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolle-

ginnen und Kollegen! Dieser Antrag der FDP wur-

de direkt in den Ausschuss überwiesen, und als 

federführend ist der Ausschuss für Haushalt und 

Finanzen benannt worden. Allerdings wurde er in 

diesem Ausschuss am wenigsten behandelt und 

diskutiert, weil er vor allem im Ausschuss für Um-

welt, Energie, Bauen und Klimaschutz im Zuge der 

Erarbeitung des Klimagesetzes behandelt wurde, 

wo er aus meiner Sicht auch richtig war. In dem 

weisen Beschluss dieses Hohen Hauses zum Kli-

magesetz, welcher ja im Dezember gefasst wor-

den ist - das hatten Sie erwähnt, Herr Bode; es tut 

uns ja vielleicht sogar leid, dass wir innerhalb von 

zwei Monaten noch nicht alles umgesetzt haben; 

aber ein bisschen Zeit braucht man, glaube ich -, 

wird im § 7 in den Absätzen 2 und 3 explizit auf die 

Thematik des Antrages eingegangen. Es ist fest-

gehalten, dass im Gemeindeverkehrsfinanzie-

rungsgesetz der Anreiz klar auf die Beschaffung 

von Fahrzeugen mit sauberen oder emissionsfrei-

en Antrieben ausgerichtet wird.  

Die Staffelung der Förderquoten soll ab sofort suk-

zessive bis 2035 erhöht werden. Bereits ab dem 

Jahr 2035 soll eine komplette Umsetzung vollzo-

gen sein. Bis zum Jahr 2030 wird die Landesver-

waltung unter Berücksichtigung des technischen 

Fortschritts kontinuierlich den Anteil von Straßen-

fahrzeugen mit sauberen, emissionsfreien oder 

vielmehr emissionsarmen Antrieben bei der Neu- 

und Ersatzbeschaffung von Dienstkraftfahrzeugen 

je Kalenderjahr sowie die Nutzung alternativer 

Kraftstoffe erhöhen. Ab dem Jahr 2030 soll der 

neue Ansatz komplett umgesetzt sein.  

Das Gesetz lässt bewusst eine technologieoffene 

Beschaffung zu. Die unterschiedlichen Antriebsar-

ten - Strom, Wasserstoff oder alternative Kraftstof-

fe - können in unterschiedlichen Bereichen ver-

schiedene Wirkungen entfalten. Deswegen ist bei 

jeder Beschaffung einzeln zu prüfen, in welchen 

Bereichen welche Antriebsart und damit welcher 

Kraftstoff effizient und sinnvoll eingesetzt werden 

kann.  

Der Weltmarkt hat sich dabei erst einmal für die 

Elektromobilität entschieden. Die Automobilindust-

rie möchte diesen Weg mitgehen, und kaum ein 

Unternehmen investiert so viel in diese Technik 

wie Volkswagen. Es kommen gerade sehr interes-

sante Modelle auf den Markt wie - wenn man bei 

Volkswagen bleibt - der ID.3 und der ID.4. Es ist 

für mich schön, die FDP einmal über den Markt zu 

informieren. Man hilft ja, wo man kann.  

(Zustimmung bei der SPD) 

Zurück zum Klimagesetz! Ich zitiere gern aus dem 

Gesetz, da es ein gutes Gesetz für Niedersachsen 
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ist und die Bedürfnisse aller Fraktionen im Plenum 

abbildet. Dieser Antrag datiert ja auch aus 2019. 

Sie schreiben in Ihrem Antrag in der Überschrift, 

man solle sofort beginnen und nicht erst in 10, 20 

oder 30 Jahren. Ich habe im Gesetz vergeblich 

gesucht, dass nicht mit einer sofortigen Umset-

zung begonnen werden soll. Deshalb sehen wir 

alle Ihre Punkte und Forderungen mit dem Be-

schluss des Klimagesetzes als erledigt an und 

werden diesen Antrag wie auch die CDU-Fraktion 

heute ablehnen. Wie heißt es so schön? - Erledigt 

durch Parlamentshandeln.  

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Vielen Dank, Herr Kollege Heilmann. - Nicht ganz 

unerwartet hat sich Herr Kollege Bode zu einer 

Kurzintervention gemeldet. Bitte, Herr Kollege, 

vielleicht gleich vom Seitenmikrofon! 

Jörg Bode (FDP): 

Ich nehme gern das Seitenmikrofon, Herr Präsi-

dent.  

Lieber Herr Heilmann, „erledigt durch Parlaments-

handeln“ - das ist ja sehr schön gesagt, aber bei 

der Frage, wie die Landesverwaltung den CO2-

Ausstoß des Landesfuhrparks reduziert, kann das 

Parlament durch einen Beschluss allein nichts 

machen. Das setzt Handeln dieser Landesregie-

rung voraus.  

Wenn ich Sie richtig verstanden habe und das 

Gesetz so zu verstehen ist, dass das mit Blick auf 

den technischen Fortschritt umgesetzt wird, dann 

dürfte die Landesverwaltung keine einzige Tank-

stelle mehr anfahren, an der es keinen CO2-

reduzierten Kraftstoff gibt, weil er heute technolo-

gisch verfügbar ist. Ich habe bisher nicht das Ge-

fühl, dass die Landesverwaltung das heute schon 

macht. Wenn das aber so zu verstehen ist, ist das 

ja eine interessante Erkenntnis. Dann würde ich 

mich freuen, wenn die Landesregierung hier heute 

auch erklären würde, dass sie entsprechend ab 

morgen tatsächlich nur noch alternativen Kraftstoff 

tankt und dafür die Vorarbeiten gemacht hat. Dann 

wäre ich gern bereit, zu sagen: Unser Antrag ist 

erledigt. - Ich glaube aber diese Landesregierung 

ignoriert das, was das Parlament in dieser Frage 

gewollt hat. Deshalb brauchen wir einen konkreten 

Handlungsbeschluss für die Regierung.  

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Vielen Dank, Herr Kollege Bode. - Der Kollege 

Heilmann möchte antworten. Bitte schön! 

Tobias Heilmann (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bode, das ist ja 

die richtige Ansicht, aber man muss bei den Fahr-

zeugen und bei der Technik tatsächlich ein biss-

chen aufpassen, ob verschiedenartige Kraftstoffe 

auch wirklich mit der Technik übereinstimmen. Es 

gibt Beispiele: Damals, als der Biodiesel eingeführt 

wurde, musste man feststellen, dass dessen Nut-

zung nicht unbedingt mit dem Modell Touareg 

vereinbar war. Da muss man tatsächlich ord-

nungsgemäß und vernünftig kontrollieren, ob das 

möglich ist. Dann - da bin ich mir sicher - setzt die 

Landesregierung das auch um.  

Danke schön. 

(Zustimmung bei der SPD - Jörg Bode 

[FDP]: Wann? Fragen wir sie doch 

mal!) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Vielen Dank, Herr Kollege Heilmann. - Nun hat der 

Kollege Stefan Wenzel für Bündnis 90/Die Grünen 

das Wort. Bitte schön! 

Stefan Wenzel (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Da-

men und Herren! Sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Ich muss, glaube ich, doch einmal ein 

bisschen Wasser in den Wein gießen. Eckpunkt für 

künftige Energieversorgung und Antriebstechnolo-

gie für Mobilität ist zum einen die Physik. Daran 

kommt keiner vorbei.  

(Beifall bei den GRÜNEN - Zuruf von 

Ulf Thiele [CDU]) 

Dann spielt Efficiency First, Effizienz zuerst, Herr 

Thiele, als zentraler Maßstab hier auch noch eine 

große Rolle. Das ist das zentrale Problem mit die-

sem Vorschlag, der uns hier zur Beratung auf dem 

Tisch liegt. Die Effizienz, die dabei am Ende her-

auskommt, spielt auch eine zentrale Rolle bei der 

Ökonomie und der Ökologie. Im Kern offenbart 

sich in diesen Fragen auch die Fähigkeit einer 

Gesellschaft, auf neue Herausforderungen mit 

innovativen Prozessen, mit innovativen gesell-

schaftlichen Ansätzen zu reagieren und auch ent-

sprechend zu handeln. Ein batterieelektrisches 
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Auto hat einen klaren Effizienzvorteil. Das ist auch 

der Grund, warum sich die entscheidende Schlacht 

um die Zukunftsfähigkeit des Automobils und der 

Automobilwirtschaft auf diesem Feld abspielt, mei-

ne Damen und Herren. Das batteriebetriebene 

Elektroauto ist in der Endausbaustufe, also mit 

100 % erneuerbaren Energien betrieben, um den 

Faktor 5 energieeffizienter als ein Fahrzeug mit 

Verbrennungsmotor.  

Das hat natürlich Folgen. Ob China, die USA oder 

Europa die Nase vorn haben, die Lieferketten im 

Griff, die Software, die Ladestelleninfrastruktur und 

die technischen Komponenten, das entscheidet 

sich auf diesem Feld. Auf diesem Feld entscheidet 

sich, wer am Ende die Nase vorn hat. Wie gesagt, 

es geht um Physik, um Effizienz und Ökonomie 

und Ökologie. 

Das gefällt natürlich nicht allen Akteuren aus der 

alten fossilen Welt. Ein gutes Beispiel ist die Initia-

tive der dena für synthetische Kraftstoffe. Interes-

sant ist dabei vor allem auch, wer diese Initiative 

unterstützt. Sie liegt ein Stück weit auf der Linie 

des FDP-Antrages. 

Es war etwas mühsam, die Liste der Unterstützer 

und der Finanziers für diese Initiative zu bekom-

men. Aber siehe da, es tauchen an vorderster 

Stelle auf: ExxonMobil, British Petroleum, Shell 

und der Mineralölwirtschaftsverband, der sich hier 

engagiert. 

Da fragt man sich dann doch, warum diese Kon-

zerne nicht selbst investieren - sie gehörten zu den 

investitionsstärksten Konzernen der Welt -, son-

dern sich wieder um staatliche Subventionen be-

mühen. Da geht es an erster Stelle offenbar nicht 

um Innovation, sondern um Subvention, meine 

Damen und Herren, zur Weiternutzung vorhande-

ner Infrastruktur. 

Deshalb sollten wir sehr genau überlegen, wo 

staatliche Förderung oder unterstützende Regulie-

rung notwendig ist. Dabei sollten wir uns immer an 

den Punkten Physik, Effizienz, Klimaziele, Ökono-

mie und Ökologie orientieren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Deshalb, meine Damen und Herren, liegen hier 

weiterhin ein sehr interessantes Forschungsfeld 

und eine Option für ausgewählte industrielle Pro-

zesse, die man ganz entscheidend voranbringen 

kann, weil man die Klimaneutralität dieser Prozes-

se damit erreichen kann.  

Auch für einige andere Anwendungen zeichnen 

sich Perspektiven ab. Es ist aber meines Erach-

tens keine Option für den Massenmarkt. Da spielt 

die Effizienz eine ganz eigene Rolle, und da sind 

andere Technologien mit der Nase vorn.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Insofern lehnen wir den Antrag heute zwar ab, 

sehen der weiteren Debatte aber mit Interesse 

entgegen.  

Herzlichen Dank für‘s Zuhören. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Vielen Dank, Herr Kollege Wenzel. - Für die Lan-

desregierung hat sich Herr Minister Dr. Althus-

mann zu Wort gemeldet. Bitte schön! 

Dr. Bernd Althusmann, Minister für Wirtschaft, 

Arbeit, Verkehr und Digitalisierung: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren Abgeordneten! Ich möchte zunächst auf die 

These des Herrn Abgeordneten Wenzel eingehen, 

ob generell die Behauptung richtig ist, dass Elekt-

rofahrzeuge energieeffizienter sind und vor allen 

Dingen klimaschonender. 

Da höre ich sehr unterschiedliche Aussagen. Die 

Herstellung einer Batteriezelle erfolgt in der Regel 

unter einem erhöhten CO2-Ausstoß und mit einer 

erheblichen Energieleistung. Eine Batteriezelle der 

klassischen elektromobilen Fahrzeuge besteht aus 

Lithium, Kobalt und anderen Stoffen. Diese Res-

sourcen sind vorwiegend im Ausland, insbesonde-

re in Afrika, aber auch in China und in Südamerika 

wie in Chile anzufinden. Diese Ressourcen werden 

zum Teil unter erbärmlichsten Arbeitsbedingungen 

gerade für Kinder im Kongo oder anderswo abge-

baut.  

Ich wollte nur mal daran erinnern, dass die Be-

hauptung, elektromobil ist einfach gut und ener-

gieeffizienter, so nicht stimmt.  

(Beifall bei der CDU und bei fraktions-

losen Abgeordneten) 

In dem Vergleich mit der in Deutschland sehr 

schwierig geführten Debatte über den CO2-

Ausstoß - im Zusammenhang mit den Fahrverbo-

ten in Deutschland - sind sehr viele Dinge mitei-

nander verwoben worden, die nicht unmittelbar 

miteinander zusammenhängen. Die Behauptung, 

dass der Diesel nicht nur längere Fahrleistungen 

bietet, sondern mit dem Dieseltreibstoff auch ge-
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fördert wird, stimmt. Dass aber der Diesel letztlich 

auch deswegen gekauft wurde, weil er immer als 

CO2-schonender als der Benziner dargestellt wur-

de, gehört auch zur Wahrheit der Debatte, die wir 

in den letzten drei Jahren sehr intensiv über die 

Fragen zum Klimaschutz zu Recht geführt haben. 

Die Frage lautet also: Welche Antriebsform der 

Zukunft wird die richtige sein? Aus anderen Funk-

tionen unterstütze ich ausdrücklich den Kurs einer 

stärkeren Ausrichtung der deutschen Wirtschaft 

bzw. der Automobilkonzerne in Richtung Elektro-

mobilität in den nächsten Jahren. 

Ich plädiere aber im gleichen Zusammenhang für 

Technologieoffenheit, insbesondere auch in Rich-

tung der Brennstoffzellen und Wasserstofftechno-

logie. Ich glaube, gerade mit Blick auf den Bereich 

der Nutzfahrzeuge und der langen Strecken, die 

geleistet werden müssen, könnte die Brennstoff-

zellen- und Wasserstofftechnologie einen deutli-

chen Vorsprung vor der Elektromobilität haben. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Ich komme jetzt zum Abgeordneten Bode. Herr 

Abgeordneter Heilmann hat gesagt, der Antrag sei 

erledigt durch Parlamentshandeln. Sehen Sie es 

mir nach, dass ich zu der Auffassung komme: ei-

gentlich auch erledigt durch Regierungshandeln.  

(Jörg Bode [FDP]: Dann bin ich aber 

gespannt!) 

Ich will darauf eingehen, weil ich persönlich glau-

be, dass diese von Ihnen zu Recht geforderte kli-

maneutrale Mobilitätswende längst begonnen hat. 

Wir sind in Deutschland, wir sind in Niedersachsen 

längst auf dem Weg dieser sogenannten Mobili-

tätswende. Hätte es wirklich eines solchen Antra-

ges bedurft? Das weiß ich nicht. Es ist eine politi-

sche Entscheidung im Jahr 2019 von Ihnen gewe-

sen. Ich weiß, dass wir seitdem ein Klimaschutz-

gesetz verabschiedet haben, den Klimaschutz in 

der Verfassung verankert haben, die Bundesregie-

rung einen Klimaschutzplan 2019 verabschiedet 

hat, der u. a. eine Treibhausgasminderung bis 

2030 gerade auch für den Verkehrssektor als 

Schwerpunkt hervorgehoben hat. 

Ich will deutlich sagen, dass das Land Niedersach-

sen seiner Vorbildfunktion beim Ausbau gerade 

der Elektromobilität als einer wesentlichen An-

triebsform neben anderen gerecht werden wird. 

Dazu gehört die Anschaffung von Elektrofahrzeu-

gen in der Zukunft. Dazu gehört eine vernünftige 

Ladeinfrastruktur an den Behördenstandorten des 

Landes Niedersachsen. Wenn ich auf das, was wir 

in Kürze veröffentlichen werden, verweisen darf: 

Es gibt einen Aktionsplan Elektromobilität für Nie-

dersachsen, der noch nicht endabgestimmt ist, 

weil ich ihn noch nicht endgültig vorgelegt habe. 

Sie können aber anhand des Plans erkennen, 

dass wir längst auf diesem Weg sind. 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Herr Minister, Entschuldigung. Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage des Kollegen Bode? 

Dr. Bernd Althusmann, Minister für Wirtschaft, 

Arbeit, Verkehr und Digitalisierung: 

Ja, ich kann mir die Frage fast denken. 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Sie können gleich antworten. - Herr Kollege Bode, 

bitte schön!  

Jörg Bode (FDP): 

Erst die Antwort, und ich überlege mir eine neue 

Frage. 

Dr. Bernd Althusmann, Minister für Wirtschaft, 

Arbeit, Verkehr und Digitalisierung: 

Wir können ja mal eine Wette abschließen. Er will 

mich jetzt fragen: Exakt wie viele Fahrzeuge mit 

Elektromobilität hat die Niedersächsische Landes-

regierung? Die Frage kann ich Ihnen im Moment 

nicht beantworten. 

Jörg Bode (FDP): 

Falsch. 

Dr. Bernd Althusmann, Minister für Wirtschaft, 

Arbeit, Verkehr und Digitalisierung: 

Oh, dann habe ich falsch gewettet. 

Jörg Bode (FDP): 

Nein, Herr Minister, das ist eine spannende Frage, 

aber die hatten wir schon im Rahmen einer schrift-

lichen Anfrage gestellt. Insofern wäre das kein 

Erkenntnisgewinn gewesen. 

Dr. Bernd Althusmann, Minister für Wirtschaft, 

Arbeit, Verkehr und Digitalisierung: 

Genau, darauf hätte ich jetzt auch verwiesen.  

Jörg Bode (FDP): 

Herr Minister, Sie haben gerade gesagt, der An-

trag sei durch Regierungshandeln erledigt. Der 
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Antrag sieht eine Reduktion des CO2-Ausstoßes 

bei den Fahrzeugen der Landesverwaltung um 

20 % durch Einsatz eines anderen Kraftstoffes vor. 

Können Sie mir sagen, wie sich der CO2-Ausstoß 

des Landesfuhrparks im Jahr 2020 - wir hatten den 

Antrag 2019 eingereicht -, bezogen auf jeden ge-

fahrenen Kilometer, reduziert hat? 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Bitte schön, Herr Minister! 

Dr. Bernd Althusmann, Minister für Wirtschaft, 

Arbeit, Verkehr und Digitalisierung: 

Diese Frage kann ich Ihnen sehr exakt beantwor-

ten; nein, kann ich nicht. Ich reiche die Antwort 

gerne nach. Es tut mir leid. Genau diese Frage 

hätte ich mir eigentlich denken können: in Gramm 

gemessen der CO2-Ausstoß pro Fahrzeug in Nie-

dersachsen im Straßenbetriebsdienst und der Po-

lizeifahrzeuge.  

(Jörg Bode [FDP]: Wenn Sie sagen, 

es ist durch Regierungshandeln erle-

digt, dann müssen Sie es doch wis-

sen!) 

Ich bitte um Vergebung. Ich werde diesen Auftrag 

nachholen.  

(Jens Nacke [CDU]: Für jedes Auto!) 

- Für jedes Auto der Landesverwaltung exakt auf-

geschrieben!  

Herr Abgeordneter Bode, Aufwand und Ertrag 

müssen am Ende in einem vernünftigen Verhältnis 

stehen. Ich komme im Rahmen der Antwort auf die 

Große Anfrage Ihrer Fraktion zur Digitalisierung 

darauf noch zurück. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Ich möchte etwas anderes sagen: Es ist völlig un-

streitig, dass synthetische Kraftstoffe eine sinnvolle 

Ergänzung sein können, auch mit Blick auf die bis 

2030 auf jeden Fall bestehende Verbrennerindus-

trie. Der größte Teil der Arbeitsplätze - derzeit 

nach wie vor 90 %; das habe ich schon mal ge-

sagt - befindet sich derzeit in der Automobilindust-

rie bei den Verbrennerfahrzeugen. Es wird auch 

noch fünf bis zehn Jahre, vielleicht fünfzehn Jahre 

dauern, bis dieser Prozess langsam ausläuft. 

In der Zwischenzeit gilt es aber, auf Basis des 

Klimaschutzgesetzes etwas zu tun, und das ma-

chen wir. Wir haben im letzten Jahr eine Richtlinie 

zur Ladeinfrastruktur für Unternehmen veröffent-

licht; vielleicht unbemerkt, aber für die Unterneh-

men nicht unbemerkt, für Mittelstand und Hand-

werk. Aufgrund dieser Förderrichtlinie sind inzwi-

schen 300 Anträge mit einer potenziellen Förder-

summe von bis zu 9,2 Millionen Euro bei der nie-

dersächsischen Landesstraßenbaubehörde ge-

stellt worden. Der Förderaufruf endet im März 

2021. Wir gehen davon aus, dass gemäß Budget-

planung möglicherweise 10 Millionen Euro dafür 

zur Verfügung gestellt werden. 

Für die Beschaffung von Elektrofahrzeugen für die 

öffentliche Hand beispielsweise in Niedersachsen 

haben wir am 11. Januar 2021 im Kabinett dazu 

einen Beschluss zur Elektroladeinfrastruktur ge-

fasst. Den Dienststellen des Landes wird eine fi-

nanzielle Unterstützung beim Erwerb, Kauf, Lea-

sing von Fahrzeugen mit Elektroantrieb sowie ent-

sprechender Ladeinfrastruktur gewährt. Der Auf-

bau von Ladepunkten an Dienststellen des Landes 

soll soweit wie möglich bereits auf zukünftige mo-

bilitäts-, umwelt- und energiepolitische sowie bau-

rechtliche Anforderungen ausgerichtet sein. Haus-

haltsmittel von etwa 20 Millionen Euro stehen zur 

Verfügung. 

Fasse ich das zusammen, dann komme ich neben 

der Frage der Technologieoffenheit, neben der 

Frage, wie wir den Anteil emissionsfreier, emissi-

onsarmer Elektroantriebe bei den Landesfahrzeu-

gen deutlich erhöhen wollen, letztlich zu der Bilanz 

der Zeit, die Sie in diesem Antrag eingefordert 

haben: Wir als Wirtschaftsministerium werden in 

den nächsten zwei bis drei Jahren rund 

40 Millionen Euro in die Elektromobilität in Nieder-

sachsen investieren.  

Das ist nicht irgendwas, sondern das ist der klare 

Weg einer Mobilitätswende, den wir beschrieben 

haben. Insofern bin ich sehr froh und dankbar, 

dass uns der Landesgesetzgeber und Haushalts-

gesetzgeber diese Möglichkeiten gegeben hat, 

Klimaschutz nicht nur einzufordern, nicht zu be-

schreiben, nicht nur in Anträgen zu fordern, son-

dern Klimaschutz und die Mobilitätswende in den 

nächsten Jahren in Niedersachsen, erstreckt auf 

alle denkbaren Technologien und mit Augenmaß - 

auch unter dem Stichwort „Technologieoffenheit“ 

mit Blick auf synthetische Kraftstoffe, mit Blick auf 

die Elektromobilität, mit Blick auf die Brennstoffzel-

lentechnologie -, real zu betreiben. Niedersachsen 

geht dort beispielhaft voran. In Niedersachsen ist 

der weltweit erste wasserstoffbetriebene Zug be-

reits unterwegs, und er ist Beispiel für viele andere 
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Länder geworden. Genauso werden wir weiterar-

beiten.  

Vielen Dank. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 

der SPD) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Vielen Dank, Herr Dr. Althusmann. - Meine Damen 

und Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht 

vor. Dann beenden wir die Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar zunächst 

über die Nr. 1 der Beschlussempfehlung. Wer der 

Nr. 1 der Beschlussempfehlung des Ausschusses 

folgen und damit den Antrag der Fraktion der FDP 

in der Drucksache 18/4829 ablehnen will, den bitte 

ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthal-

tungen? - Sehe ich nicht. Der Antrag ist mit großer 

Mehrheit abgelehnt. Das heißt, der Beschlussemp-

fehlung wurde mit großer Mehrheit gefolgt. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Nr. 2 der 

Beschlussempfehlung. Wer der Nr. 2 der Be-

schlussempfehlung des Ausschusses folgen und 

damit die dort aufgeführte in die Beratung einbe-

zogene Eingabe 1331 für erledigt erklären möchte, 

den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! - 

Enthaltungen? - Sehe ich nicht. Der Beschluss-

empfehlung ist mit großer Mehrheit gefolgt worden. 

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 8: 

Abschließende Beratung: 

Immer wieder Klumpen aus dem Meer: Ver-

schmutzung der Nordseestrände beenden, 

Küstenkommunen unterstützen, Tankreinigun-

gen auf See verbieten - Antrag der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/3934 - Be-

schlussempfehlung des Ausschusses für Umwelt, 

Energie, Bauen und Klimaschutz - Drs. 18/8174

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag in 

geänderter Fassung anzunehmen. 

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen zur Beratung.  

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat sich 

die Kollegin Meta Janssen-Kucz zu Wort gemeldet. 

Bitte schön! 

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Unser 

Antrag „Immer wieder Klumpen aus dem Meer: 

Verschmutzung der Nordseestrände beenden, 

Küstenkommunen unterstützen, Tankreinigungen 

auf See verbieten“ ist vom Juni 2019. Ich habe 

einfach einmal ein Foto mitgebracht, damit diejeni-

gen, die nicht auf einer Insel und nicht an der Küs-

te leben, einmal wissen, worüber wir hier spre-

chen. 

(Die Rednerin zeigt ein Foto) 

Das sind die Klumpen, die man am Strand findet. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Aber auch nach anderthalb Jahren bleiben unsere 

Insel- und Küstenkommunen weiterhin auf den 

Kosten der Entsorgung des gesammelten Materi-

als sitzen. Auf Landesebene, auf Bundesebene 

und auch bei der IMO, der International Maritime 

Organization, ist wieder anderthalb Jahre lang 

nichts passiert. Ich finde das ein bisschen bitter. 

Die Große Koalition der vermeintlichen Kümmerer 

lässt die Insel- und Küstenkommunen im Regen 

stehen. Anfang 2019 war der öffentliche Druck 

nach „MSC Zoe“ noch sehr groß. Damals wurde 

beim Insel-Dialog von Umweltminister Lies gesagt: 

Ich gebe euch einen Landeszuschuss von 

35 000 Euro für die Reinigung der vermüllten 

Strände. - Hätte er sich die Antworten aus dem MU 

auf meine Anfrage angeschaut, hätte er gewusst: 

Das ist nur ein Tropfen auf den heißen Stein. Wir 

brauchen mindestens 140 000 bis 150 000 Euro, 

damit die Kommunen nicht auf den Kosten sitzen 

bleiben. 

Meine Damen und Herren, Fakt ist und bleibt: Ille-

gal entsorgte Abfälle landen erst im Meer und 

dann an unseren Stränden. Diese Strände sind 

aber das Kapital für die Menschen, die bei uns 

Erholung suchen. Das, was ihnen vor die Füße 

geschwemmt wird, muss aufgesammelt und ent-

sorgt werden.  

Am Ende zahlen dafür die Kommunen und nicht 

die Verursacher dieser Verschmutzung. Das ist 

mehr als eine unfaire Belastung, und das verstößt 

auch gegen das Verursacherprinzip. Ich denke, 

darüber sind wir uns einig. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die GroKo hat in ihrem Änderungsvorschlag tref-

fend festgestellt, dass dieses Problem nicht nur bei 

Paraffin, sondern auch bei anderem Meeresmüll 

besteht. Da stimme ich Ihnen zu. Aber die Prob-

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/03501-04000/18-03934.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08174.pdf
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lembeschreibung hilft uns da nicht weiter und löst 

auch nicht die Probleme von Inseln und Küste. Wo 

sind eigentlich konkrete Hilfen, finanzielle Entlas-

tungen? 

Ich habe auch nicht verstanden, was Sie mit der 

wachsweichen Forderung wollen, „die landseitigen 

Maßnahmen und Folgekosten zur Beseitigung von 

Verschmutzungen … zu harmonisieren“. Was soll 

das heißen? Was ist eigentlich Ihre politische 

Stoßrichtung? Für mich ist das politische Wort-

klauberei und wenig politischer Gestaltungswille. 

Meine Damen und Herren, Paraffin hat Erdöl als 

größten Verschmutzer der Nord- und Ostsee abge-

löst. Fast zwei Drittel der Verschmutzungen wer-

den durch Paraffin verursacht. Das ist nicht giftig, 

aber verklebt das Gefieder der Vögel, und die 

Meerestiere halten es für Futter. Jeder, der einmal 

hineingetreten ist, weiß, wie schwer und klebrig 

diese Masse ist. 

Es ist längst überfällig, dass die IMO eine Vor-

waschpflicht für Tankerladeräume verhängt. 

(Glocke des Präsidenten) 

Aber das bringt nur etwas, wenn es auch ein Ein-

leitverbot für Paraffin gibt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, meine kurze Redezeit 

ist zu Ende. 

Ich finde es bedauerlich, dass die Beschlussemp-

fehlung nur Prüfaufträge enthält. Liebe Kollegen, 

höchstwahrscheinlich wird die Landesregierung 

am Ende keinen Handlungsbedarf sehen. Ich frage 

mich: Wo ist der Meeresmüllfonds, aus dem wir 

dann wenigstens die Kommunen entschädigen 

könnten, wenn wir keines Verursachers habhaft 

werden? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Vielen Dank, Frau Kollegin. Letzter Satz! 

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE): 

Ich finde es bedauerlich, dass Niedersachsen als 

Küstenland die Inseln und die Küste so im Regen 

stehen lässt. 

Danke. 

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Vielen Dank, Frau Kollegin Janssen-Kucz. - Für 

die SPD-Fraktion hat sich der Kollege Gerd Hujahn 

zu Wort gemeldet. Bitte schön! 

Gerd Hujahn (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolle-

ginnen, sehr geehrte Kollegen! Meine Damen und 

Herren! Vielen Dank für die Vorrede. Jetzt darf sich 

der südlichste Abgeordnete Niedersachsens mit 

der fast nördlichsten Abgeordneten - von der Insel 

Borkum - auseinandersetzen. 

(Zuruf von Meta Janssen-Kucz 

[GRÜNE]) 

Vielen Dank für das Bild.  

(Weiterer Zuruf - Unruhe - Glocke des 

Präsidenten) 

Ansonsten hätte ich es erklärt, weil vielleicht nicht 

alle sich unter „Klumpen aus dem Meer“ etwas 

vorstellen können.  

Ich denke, wir sind gar nicht so weit auseinander, 

was diese Problematik angeht. Wir reden hier von 

Paraffin- oder auch Fettklumpen, die zum Teil 

durch Tankreinigungen nach Palmöl- oder Paraf-

fintransporten in Schiffen verursacht werden. Die 

Tanks werden auf hoher See gewaschen, weil das 

einfach die günstigere Alternative ist. Die Folgen 

hat die Kollegin eindrücklich beschrieben. 

Ich sehe diesen Antrag auch im Zusammenhang 

mit weiteren Anträgen, z. B. mit den nahezu gleich-

lautenden Anträgen der FDP-Fraktion aus den 

Jahren 2015 und 2019 unter der Überschrift „Das 

Land muss Deichverbände bei der Teekentsor-

gung finanziell unterstützen“.  

Es geht eigentlich um zwei Sachen: Zum einen 

wollen wir einen sauberen Strand haben. Zum 

anderen möchte zumindest die Opposition, dass 

Land und Bund die Kosten für die Reinigung über-

nehmen.  

Das sind die Kernpunkte, die sich aus etlichen 

Anträgen ergeben. Es gibt sogar einen ähnlichen 

Antrag der CDU-Fraktion aus dem Jahr 2000. 

Ich stimme mit Ihnen völlig darin überein, dass wir 

saubere Strände brauchen. Das, was da nicht 

hingehört, hat da nichts zu suchen. Darüber brau-

chen wir uns nicht zu streiten.  

Aus Umweltverschmutzung fällt Teek ein bisschen 

heraus. Denn das sind Pflanzenteile und Treibsel. 

Daran kann man nichts machen. Das würde ich 
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auch nicht als Umweltverschmutzung ansehen. Es 

muss aber trotzdem weg, um die Deichsicherheit 

zu gewährleisten.  

Über eine Kostentragungspflicht, die nicht nur al-

leine die Kommunen trifft, kann man natürlich treff-

lich diskutieren.  

Es ist ein niedersächsisches Problem. Wir haben 

ungefähr 700 km Deichlinie. Wenn man die Flüsse 

hinzunimmt, dann kommen noch mal 300 km dazu. 

Das heißt, wir haben einen recht hohen Anteil an 

Deichen und an Stränden, sodass wir uns natürlich 

mit dem Problem befassen müssen. 

Das, was die Grünen in ihrem Antrag aus 2019 

gefordert haben, ist allerdings zumindest in Teilen 

schon geschafft worden, zumindest was die Vor-

wäsche in den Häfen angeht. Am 17. Mai 2019 hat 

nämlich die IMO auf Antrag Deutschlands eine 

Ergänzung der Anlage II um - das muss ich able-

sen - viskose und hochviskose Stoffe verabschie-

det. Das sind die Stoffe, von denen wir reden. 

Die Änderung des Internationalen Übereinkom-

mens zur Verhütung der Meeresverschmutzung, 

MARPOL, ist - relativ aktuell - am 1. Januar 2021 

in Kraft getreten. Das heißt, die Schiffe müssen, 

wenn sie - und das ist der Wermutstropfen - in 

Nord- und Ostsee unterwegs sind, ihre Tanks in 

den Häfen waschen und das Waschwasser um-

weltgerecht entsorgen. Wir möchten, dass diese 

gerade in Kraft getretene Regelung verstärkt über-

prüft wird und regen ein Monitoring an.  

Ich stimme mit der Kollegin auch darin überein, 

dass wir, wie wir es aus allen Rechtsbereichen 

kennen, deutlich mehr auf Haftung und Verursa-

cherprinzip gucken müssen. Wenn jemand irgend-

einen Schaden verursacht, muss er den bezahlen. 

Das nehmen wir überall als völlig normal hin. Des-

halb bitten wir um ein Konzept zur Luftüberwa-

chung bzw. Satellitenbildauswertung in unserem 

Hoheitsraum. Wir haben eh die Überwachungsflü-

ge. Wenn es einer zusätzlichen Ausstattung be-

darf, damit man auch nachts illegale Tankwa-

schungen dokumentieren kann, dann müsste man 

sie anschaffen. Denn ich denke, wir müssen zu 

dem Prinzip „Wer die Verschmutzung verursacht, 

soll die Reinigung bezahlen“ kommen. Es kann 

nicht sein, dass der Steuerzahler, egal auf welcher 

Ebene, jeweils der Leidtragende ist. 

Die Kollegin hat schon angesprochen, dass von 

mehreren Müllsorten und von einer Harmonisie-

rung gesprochen worden ist. Ich will das gerne 

erläutern: Wir haben verschiedene Kostenträger. 

Bei Teek sind es die Deichverbände. Darauf hat 

die FDP hingewiesen. Damit sollte Krummhörn an 

Entschädigungen kommen. Bei Paraffinen sind es 

die Kommunen. Dann haben wir aber auch noch 

verlorene Schiffsladungen, ausgelaufenes Öl und - 

ein sicherlich zunehmendes Problem - Plastikmüll. 

Wir haben also unterschiedliche Verschmutzun-

gen. Nun haben wir in der Nordsee kein Duales 

System. Der Müll kommt also nicht getrennt, son-

dern zusammen an: 

(Glocke des Präsidenten) 

Teek mit Plastik, und dann ist da noch ein biss-

chen Müll. Deshalb sprechen wir uns für eine 

Komplettlösung für die Reinigung der Strände aus. 

Die Kostenpflicht soll nicht zwischen Deichverbän-

den, Kommunen, Land und Bund hin und her ge-

schoben werden. 

Unser Ziel - das möchte ich abschließend sagen - 

muss die Vermeidung von Umweltverschmutzung 

und nicht deren Beseitigung sein.  

(Glocke des Präsidenten) 

Deshalb darf ich Sie bitten, unserer Beschluss-

empfehlung zuzustimmen. - Die letzten fünf Se-

kunden würde ich spenden. 

Danke. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Herzlichen Dank für die Rede und für die Spende, 

Herr Kollege Hujahn. - Für die FDP-Fraktion hat 

sich nun die Kollegin Hillgriet Eilers zu Wort ge-

meldet. Bitte schön! 

Hillgriet Eilers (FDP): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Sehr geehrte Da-

men und Herren! Vielen Dank, Herr Hujahn, für die 

Spende.  

Vielleicht kann sich der eine oder die andere daran 

erinnern, dass es früher vorkam, dass Ölwechsel 

bei Fahrzeugen auf der Straße vorgenommen 

wurden. Der Dreck lief dann einfach ab oder wurde 

untergekehrt - ein Vorgehen, das heute undenkbar 

ist. Unser Bewusstsein hat sich da ebenso wie die 

Gesetzeslage zum Glück gewandelt, leider aber 

nur in Bezug auf das Festland. Für das Meer, die 

Inseln und den Küstenstreifen gilt etwas ganz an-

deres. Versäumnisse und Verstöße werden immer 

noch toleriert.  

(Unruhe) 
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Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Moment, Frau Kollegin! Geben Sie den Kollegin-

nen und Kollegen die Chance, sich ein bisschen zu 

beruhigen und die Gespräche einzustellen. - Bitte 

schön! 

Hillgriet Eilers (FDP): 

Danke schön. - Leider werden die Erfordernisse 

zum Schutz der Meere auch in der Politik - das 

muss man selbstkritisch sagen - nicht ausreichend 

dringlich gemacht. Erst wenn etwas an Land ge-

schieht, wenn Strände und Küste versaut und ver-

seucht werden, dann werden die Menschen wach. 

Früher war es das Öl. Heute sind es Paraffine und 

andere sich verfestigende Stoffe sowie Müll aus 

über Bord gegangenen Containern, die uns Sor-

gen bereiten. Deswegen ist es gut, dass sich der 

Landtag des Themas annimmt. Das habe ich bei 

der Einbringung vor anderthalb Jahren schon deut-

lich gemacht.  

Die Beschlussempfehlung enthält vier Forderun-

gen, die einen guten Willen kundtun, aber meines 

Erachtens in vielem zu vage bleiben und auch viel 

Spielraum für Auslegungen schaffen. 

Ja, ein systematisches Monitoring - Frau Janssen-

Kucz hat es angesprochen - ist unbedingt erforder-

lich. Das korrespondiert auch mit den Auflagen für 

Hafenauffangeinrichtungen, die in diesem Jahr in 

Kraft treten. Das könnte mit den Küstenländern 

aber effektiver und unbedingt international mit der 

IMO geregelt werden. 

Bundesratsinitiativen für ein Einleitverbot gab es 

auch schon unter anderen Umweltministern. Das 

war gut und richtig, aber gebracht hat es bisher nur 

Teilerfolge. Das Auffinden der Verursacher zur 

Haftbarmachung ist ein wesentlicher Punkt, der 

endlich einmal gelingen muss. Bisher ist das noch 

nie gelungen. 

Richtig spannend - und da setzt meine Kritik im 

Besonderen an - ist, wie Sie es genannt haben, die 

Harmonisierung der Folgen solcher Freveltaten. 

Unter Punkt 4 haben Sie das aufgeführt. Hier hätte 

ich mir doch sehr viel mehr Klartext gewünscht. 

Sie wollen „landseitige Maßnahmen und Folgekos-

ten zur Beseitigung von Verschmutzungen“ – u. a. 

auch von Teek und verlorener Ladung – „harmoni-

sieren“. 

Dass die Kosten für die Beseitigung von angespül-

tem Müll aus Containern oder Plastikmüll nicht 

zulasten der Kommunen gehen, ist für die FDP 

völlig klar. Aber hier müssten Bund und Land ein-

springen. Ich hoffe, dass Sie das endlich einmal 

deutlich so bekunden und dass wir dann Wege 

und Mittel finden, das auch entsprechend zu tun.  

Ich kann es mir nicht verkneifen: Dass Sie den 

Teek ins Gespräch gebracht haben und ihn im 

Antrag auch eigens benannt haben, ist verblüffend. 

Denn wir haben schon zweimal einen Antrag ein-

gebracht, um zu erreichen, dass die Deichverbän-

de nicht auf den Kosten der Abfuhr sitzenbleiben, 

und beide Anträge haben Sie seinerzeit abgelehnt. 

Wenn Sie das heute so beschließen, dann wird es 

wohl auf einen dritten Antrag dazu hinauslaufen. 

Das könnte ich mir gut vorstellen. Ich hoffe, dass 

wir uns dann harmonisieren und dass wir auch 

dafür eine Lösung finden können. Um das vorzu-

bereiten, werde ich und wird die FDP der Be-

schlussempfehlung heute zustimmen - trotz ihrer 

Schwächen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Vielen Dank, Frau Kollegin Eilers. - Nun hat sich 

für die CDU-Fraktion der Kollege Axel Miesner zu 

Wort gemeldet. Bitte schön! 

Axel Miesner (CDU): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Vielen Dank, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, die zu diesem Punkt gesprochen haben. 

Ich darf darauf hinweisen, dass wir im Umweltaus-

schuss einstimmig empfohlen haben, dem Antrag 

in der geänderten Fassung zuzustimmen, weil wir 

uns alle einig sind, dass Paraffinklumpen, ölhaltige 

Rückstände und andere Verschmutzungen nichts 

an den schönen Stränden unserer Nordseeküste 

und der Ostfriesischen Inseln zu suchen haben. 

Ganz im Gegenteil. Wir haben gemeinsam das 

Ziel, solche Verschmutzungen zu vermeiden. Wir 

vertrauen darauf, dass die Landesregierung und 

die Bundesregierung auch international tätig wer-

den, um den entsprechenden Rahmen zu schaffen 

und die Grundlagen festzulegen, damit solche 

Verschmutzungen in Zukunft nicht mehr vorkom-

men. 

Die Ursachen sind dargestellt worden. Die Strände 

werden leider durch die eben angesprochenen, 

auch im Antrag genannten Materialien ver-

schmutzt. 

Es ist auch für uns inakzeptabel, dass die Kom-

munen für die Kosten weiterhin aufkommen müs-
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sen. Es kann nicht sein, dass unseren Kommunen, 

die ihre schönen Strände von Verschmutzungen 

frei halten wollen, durch international verkehrende 

Schiffe Kosten aufgebürdet werden. 

Viele Aspekte wurden schon angesprochen. Die 

Umweltministerkonferenz hat sich bereits 2014 um 

das Thema gekümmert und ein Einleitverbot for-

muliert. Aber letztendlich passieren diese Dinge 

weiterhin. Wie gesagt, wir vertrauen darauf, dass 

unsere Regierung die entsprechenden Punkte 

weiterhin dort thematisiert. 

Mit der Behandlung dieser Themen wird immer ein 

dickes Brett gebohrt. Wir müssen hier weiter am 

Ball bleiben. Wir werden das weiter begleiten und 

beobachten. 

Die Forderungen des Antrags sind schon ange-

sprochen worden: 

Es geht um ein generelles Verbot, Paraffin und 

Pflanzenfette in das Meer einzuleiten. 

Auch sehr wichtig ist ein Konzept zur Überwa-

chung, Kontrolle und Haftbarmachung. Hier muss 

das Verursacherprinzip durchgesetzt werden. Wer 

unsere Meere und Strände verschmutzt, muss 

haftbar gemacht werden. Das muss unser gemein-

sames Ziel sein.  

Wir alle sind uns in der Zielsetzung einig: saubere 

Strände für unsere Nordseeküste und für unsere 

Ostfriesischen Inseln. Das gilt ganz besonders für 

die Umwelt, aber auch für Niedersachsen als Rei-

seregion und Tourismusstandort. 

Vielen Dank für die Einstimmigkeit im Ausschuss, 

aber auch an unsere Kolleginnen und Kollegen im 

Unterausschuss „Häfen und Schifffahrt“, die sich 

auch sehr intensiv mit diesem Thema beschäftigt, 

sich eingebracht und an der Formulierung der Be-

schlussempfehlung mitgewirkt haben. Vielen Dank 

an euch, dass ihr uns dabei unterstützt habt. 

Vielen Dank. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 

der SPD) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Vielen Dank, Herr Kollege Miesner. - Die Kollegin 

Meta Janssen-Kucz hat sich zu einer Kurzinterven-

tion gemeldet. Bitte schön! 

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 

habe mich wegen des Themas Einstimmigkeit zu 

Wort gemeldet. Wir haben uns im Ausschuss ent-

halten und werden uns auch hier und heute enthal-

ten. 

Wir Grüne werden diese Landesregierung an ihren 

Taten in den nächsten Monaten messen und nicht 

daran, was auf dem Papier steht und beschlossen 

wird.  

Wir haben es erlebt: Die Umweltministerkonferenz 

hat sich 2014 für ein Verbot der Einleitung von 

Paraffin ausgesprochen. Bis heute - sieben Jahre 

später - ist nichts passiert. 

Ich finde, man macht es sich sehr einfach, wenn 

man sagt, man wolle eine Komplettlösung.  

(Zuruf von der CDU) 

- Sie können sich ja gern auch noch einmal mel-

den. 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Ich würde sagen, Sie melden sich hinterher und 

ich führe zu Ende aus. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Für mich heißt „Komplettlösung“, dass wir wieder 

ewig warten und sich das Ganze bis zum Sankt-

Nimmerleins-Tag verschiebt. Uns ist es ein großes 

Anliegen, dass diese Themen jetzt endlich prioritär 

behandelt werden.  

Solange wir keinen Meeresmüllfonds haben und 

wir der Verursacher nicht habhaft werden, muss 

das Land - möglicherweise gemeinsam mit dem 

Bund - einspringen und diese Summen auf den 

Tisch legen. Da ist das Land einfach knickrig, um 

es noch einmal deutlich zu sagen. Angesichts des 

vielen Geldes, das im Moment über den Tisch 

geht, muss es doch wohl möglich sein, solange die 

genannten Maßnahmen nicht auf dem Weg sind, 

jährlich 150 000 Euro einzustellen, um die Küsten-

kommunen und die Inseln zu entlasten. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Vielen Dank, Frau Kollegin Janssen-Kucz. - Herr 

Kollege Nacke, zu Ihrem Einwurf: Wer sich zu Wort 

meldet, kann ich hier oben nicht beeinflussen. Ich 

kann nur beeinflussen, wem ich das Wort gebe. 

Das haben wir alles im Griff. Soll ich das Wort dem 

Kollegen Miesner geben? Er möchte reagieren. 

(Heiterkeit) 
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Bitte schön! 

Axel Miesner (CDU): 

Frau Kollegin, zum einen weiß ich nicht, was Sie 

mit Ihrem Wortbeitrag bezweckt haben. Nur ein 

kleiner Hinweis: 2014 war Herr Wenzel Umweltmi-

nister. Da hätte er schon viel tun können. Das ha-

ben Sie ganz bewusst angesprochen. Insofern 

sind wir der falsche Ansprechpartner. 

Zum anderen: Einstimmigkeit bleibt Einstimmigkeit! 

Vielen Dank.  

(Zustimmung bei der CDU - Helge 

Limburg [GRÜNE]: Das ist aber aus-

gewiesen, dass wir uns enthalten ha-

ben! Schaut doch mal ins Protokoll! 

Und außerdem ist Herr Wenzel leider 

nicht mehr Umweltminister!) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Jetzt beruhigen wir uns alle wieder. Möglicher-

weise haben Sie im Laufe der Beratung noch ein-

mal Gelegenheit, sich zu Wort zu melden. Jetzt hat 

erst einmal Herr Minister Lies das Wort. Bitte 

schön, Herr Minister! 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Dann ha-

ben wir die Gelegenheit für zehn Mi-

nuten!) 

Olaf Lies, Minister für Umwelt, Energie, Bauen 

und Klimaschutz: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir sind uns in der Sache einig. Wir müssen dafür 

sorgen, dass der Müll, der an die Küsten kommen 

kann, gar nicht erst entsteht. Deswegen sind die 

Maßnahmen, die im Antrag beschrieben sind, rich-

tig. Wir müssen für mehr Sicherheit an der Küste 

sorgen. 

Ich will noch einmal darauf hinweisen, dass wir uns 

hier im Haus auch schon sehr intensiv mit der Fra-

ge der Schiffsrouten beschäftigt haben. Ich erinne-

re daran, dass wir nach der Havarie der MSC Zoe 

mit großem Nachdruck alle gemeinsam - ich will 

das hier noch einmal betonen: fraktionsübergrei-

fend im Landtag und im Bundestag - dafür gesorgt 

haben, dass Bewegung entsteht. 

Wir sind jetzt in der Arbeitsgruppe. Der Bund be-

wegt sich. Es gibt noch kritische Rückmeldungen 

von Hamburg und Bremen, dass das möglicher-

weise Nachteile für die Häfen hätte.  

Aber ich will ausdrücklich noch einmal der FDP 

ganz herzlichen Dank sagen. Ich glaube, dass wir 

auf Bundes- und auf Landesebene etwas errei-

chen können, wenn wir gemeinsam Druck ma-

chen. Ich finde, die Arbeitsgruppe zeigt, dass die 

großen Containerschiffe in solchen Fällen nicht 

küstennah fahren dürfen. 

Vielen Dank für die gute Zusammenarbeit dabei. 

Ich glaube, das ist für uns alle wertvoll.  

(Zustimmung bei der SPD) 

Bei der großen Problematik mit der Peak Bilbao 

haben wir wieder erlebt, dass das Havariekom-

mando gut arbeitet. Die Peak Bilbao konnte aufge-

nommen werden. Damit konnte eine größere Ha-

varie vermieden werden - auch darüber machen 

wir uns Sorgen -, durch die Treibstoff, Fette oder 

anderer Müll an die Küste kommen. All das müs-

sen wir vermeiden. Das muss das Ziel sein.  

Insofern sind auch der Antrag und die Diskussion 

über Paraffin- und Pflanzenfettanlandungen abso-

lut richtig. Die daraus resultierenden Verunreini-

gungen haben ja auch erhebliche negative Folgen 

für die dortige Tierwelt. Wichtig ist dabei, dass es 

um Produkte geht, die in Massengutfrachtern und 

Tankern transportiert werden, kaum wasserlöslich 

sind, auf dem Wasser schwimmen und letztlich an 

der Küste anlanden. 

Zu Ihren Forderungen, die richtig sind: Wie Sie 

ausgeführt haben, hat die Unabhängige Umwelt-

expertengruppe - UEG - 2014 einen umfangrei-

chen Bericht über die Verschmutzung von Nord- 

und Ostsee durch Paraffine veröffentlicht. Sie hat 

auch gesagt, dass Maßnahmen zur Vermeidung 

zwingend notwendig sind.  

Zum ersten Punkt des Antrags: Der Bund und die 

Küstenländer haben damals in der Umweltminis-

terkonferenz die Bundesregierung per Beschluss 

gebeten, darauf hinzuwirken, dass die Internatio-

nale Seeschifffahrts-Organisation eine Änderung 

des Übereinkommens mit dem Ziel ermöglicht, ein 

generelles Verbot schiffsseitiger Einleitungen von 

Paraffinen zu veranlassen, um damit Schäden für 

die Umwelt zu vermeiden. 

Die Bemühungen der Landesregierungen und des 

Bundes hatten Erfolg. 2019 wurde im Ausschuss 

festgelegt, dass die Vorwäsche von Ladungstanks 

in Häfen erfolgen muss. Das ist ein erster Schritt, 

den ich ausdrücklich begrüße. Neue Regelungen 

für den Transport flüssiger Massengüter, die gera-

de auch Palmöl betreffen, wurden beschlossen. 
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Die Änderungen sind am 1. Januar dieses Jahres 

in Kraft getreten.  

(Glocke des Präsidenten) 

Die niedersächsischen Hafenbehörden sind natür-

lich über die Regeländerungen informiert und kon-

trollieren - sonst würde es nicht funktionieren -, ob 

diese Waschungen jetzt in den Häfen durchgeführt 

werden. Das ist, wie gesagt, ein erster Schritt, der 

zwar noch nicht die vollständige Lösung bedeutet, 

aus meiner Sicht aber ein Schritt vorwärts ist.  

Der zweite Punkt ist die Prüfung eines Monitorings 

- ebenfalls eine gute Forderung. Gefordert wird die 

Bereitstellung von Personal- und Sachmitteln. Das 

Pilotmonitoring von Paraffin und anderen „persis-

tent floaters“ an Küste und Nordsee ist auf dem 

Weg. Ziel des Vorhabens ist die Entwicklung eines 

Bewertungssystems. Das Projekt wird von den 

Küstenländern finanziert. Die Projektlaufzeit ist 

vom 1. Januar 2020 bis zum 30. Juni 2022. Über 

dieses Monitoring soll geklärt werden, wie die Ent-

wicklungen verlaufen. 

Auch der dritte Punkt - die Möglichkeiten zur Um-

setzung eines Konzeptes der gezielten Überwa-

chung zu prüfen - ist notwendig und richtig. Der 

Bund ist hier bereits aktiv und führt luftgestützte 

Überwachung durch.  

Es gibt immerhin ein Beispiel, wo es funktioniert 

hat: Im September 2019 wurde eine Tankwa-

schung in der Deutschen Bucht aufgedeckt. Ein 

Tanker fuhr eine Zickzackroute. Zur Aufklärung 

wurden Hubschrauber und Bundespolizei einge-

setzt. Vom Hubschrauber aus war gut erkennbar, 

dass der Tanker eine Flüssigkeit in die Nordsee 

einließ. Die niedersächsischen Hafenkapitäne und 

die Wasserschutzpolizei konnten informiert werden 

und reagieren. Es findet also eine Kontrolle statt, 

und das ist gut so. 

Entscheidende Punkte, die auch immer wieder 

genannt werden, nicht nur in Verbindung mit den 

Paraffinen - wir haben von Frau Eilers über das 

Thema Teek gehört -, sind die Frage der Harmoni-

sierung und die Frage: Wer trägt die Kosten? - Das 

ist ja die Kernfrage. „Harmonisierung“ hört sich so 

nett an. Gemeint ist am Ende: Wer bezahlt es? - 

Das ist völlig richtig. Das gilt für Teek, worüber wir 

auch intensiv diskutiert haben - Stichwort „Deich-

verbände“. Für den Fall, dass Kosten eine be-

stimmte Höhe überschreiten, haben wir einen 

Fonds, der im Übrigen nicht in der Form abgerufen 

wird, wie wir ihn zur Verfügung stellen. Das haben 

wir aber auch schon intensiv miteinander beraten, 

und wir beraten es ja vielleicht auch noch einmal. 

Dies habe ich gerade als Ankündigung verstanden. 

Es geht aber auch darum, wie ansonsten die Kos-

ten getragen werden. Ich will das an der Stelle 

zumindest noch einmal erwähnen; wir haben das 

in der Landtagsdrucksache 18/2470 auch beant-

wortet: Was ist in den vergangenen zehn Jahren 

an Kosten entstanden? - Ich erwähne das nur, 

damit wir auch einmal wissen, worüber wir reden, 

und nicht eine Debatte führen, die möglicherweise 

die Realität für den Einzelnen, der die Zahlen nicht 

kennt, nicht wirklich abbildet. 

Wir hatten auf Norderney in den vergangenen 

zehn Jahren 15 000 Euro - das war 2014 -, auf 

Borkum waren es 2016  55 000 Euro, die aber vom 

Bund und von den Küstenländern getragen wur-

den, weil es sich von der Größenordnung her um 

einen komplexen Schadstoffunfall handelte. Bei 

komplexen Schadstoffunfällen tragen der Bund 

und die Küstenländer die Kosten. Wir hatten in 

Cuxhaven 2018  10 000 Euro. Dort wurde die Un-

terstützung durch den NLWKN geleistet. Wir hat-

ten 2008 bis 2018 auf Spiekeroog geschätzte 

1 000 Euro. Ich glaube, da stellt sich nicht die Fra-

ge, ob das Land oder die Küsten- oder Inselkom-

mune diese Kosten übernehmen muss. Und wir 

hatten darüber hinaus 2019 Pflanzen- und Fettan-

landungen auf Juist - 1 bis 2 m³ -, auf Norderney, 

Baltrum, Langeoog und Wangerooge. Hier hat sich 

das Land mit 26 166 Euro ebenfalls an den Kosten 

beteiligt. 

Ich will nur nicht, dass der Eindruck entsteht, dass 

die Kommunen damit alleine gelassen werden. 

Wenn es sich um einen komplexen Schadstoffun-

fall handelt, dann treten Bund und Küstenländer 

sehr wohl in die Finanzierung mit ein. Und wenn es 

sich nicht darum handelt - wenn es also um gerin-

ge Summen geht -, dann liegen im Moment die 

Kosten tatsächlich bei den Küsten- oder bei den 

Inselkommunen. 

Aus diesem Grund haben wir auch darüber disku-

tiert und im niedersächsischen Maßnahmenvor-

schlag für die entsprechende Meeresschutzrichtli-

nie formuliert: Wir brauchen die Einrichtung eines 

Fonds zur finanziellen Unterstützung der Küsten-

kommunen bei Strandmüllsammlungen. Dies be-

trifft ja weniger die Frage von Paraffin und die Ent-

sorgung nach Havarien - nach Havarien zahlt ja in 

der Regel der Verursacher.  

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 
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Hinsichtlich der Einzahlung in den Fonds haben 

wir gesagt: Eigentlich müssten in diesen Fonds 

auch die Schifffahrt, die Reedereien mit einzahlen, 

damit deutlich wird, dass sie sich dazu bekennen. 

Das wird im Moment diskutiert. Eine haushalts-

rechtliche Ermächtigung liegt dafür nicht vor. Aber 

genau das, was wir angekündigt haben, brauchen 

wir: einen solchen Fonds. Wir brauchen ihn nicht 

allein für das Thema Paraffin - das Thema Teek 

regelt sich anders -, wir brauchen ihn auch ein 

Stück weit - so habe ich die Diskussion verstan-

den -, um die Menschen vor Ort zu mobilisieren, zu 

motivieren, weiterhin ihren Anteil zu leisten, damit 

die Strände gereinigt sind, Tiere und Umwelt ge-

schützt werden und sich diejenigen, die dort Ur-

laub machen, auch wohl fühlen. Das bleibt unser 

gemeinsames Anliegen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Vielen Dank, Herr Minister Lies. - Meine Damen 

und Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht 

vor. Dann beenden wir die Beratung und kommen 

zur Abstimmung. 

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 

zustimmen und damit den Antrag der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen in der sich aus der Be-

schlussempfehlung ergebenden geänderten Fas-

sung annehmen will, den bitte ich um ein Handzei-

chen. - Gegenprobe! - Gegenstimmen sehe ich 

keine. Enthaltungen? - Bei einzelnen Enthaltungen 

aus der Fraktion der Grünen ist die Beschlussemp-

fehlung mit großer Mehrheit angenommen worden. 

(Unruhe) 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 9, wenn 

Sie so weit sind. Es war bei der Rede von Herrn 

Minister Lies, den ich zum Schluss nicht mehr 

unterbrechen wollte, schon unhöflich unruhig. Viel-

leicht bekommen wir das beim kommenden Ta-

gesordnungspunkt etwas besser hin. 

Ich komme zum 

Tagesordnungspunkt 9: 

Abschließende Beratung: 

Rechtliche Regeln für Tierhandel im Internet - 

Registrierungs- und Chip-Pflicht einführen - 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion der 

CDU - Drs. 18/6762 - Beschlussempfehlung des 

Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz - Drs. 18/8201

(Unruhe) 

- Herr Kollege Lechner! - So schnell kommt man 

ins Protokoll. Wenn Sie noch einen Augenblick 

zuhören wollen? 

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag in 

geänderter Fassung anzunehmen.  

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.  

Ich eröffne die Beratung und erteile der Kollegin 

Kerstin Liebelt, SPD-Fraktion, das Wort. Bitte 

schön, Frau Kollegin! 

Kerstin Liebelt (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Zunächst einmal möchte ich mich 

bei den Kolleginnen und Kollegen des Landwirt-

schaftsausschusses für die konstruktive Zusam-

menarbeit bedanken, mit der wir zu dieser geein-

ten Beschlussempfehlung gekommen sind. Mit 

diesem Antrag haben wir die Grundlage für ein 

zielgerichtetes Vorgehen gegen den kriminellen 

Handel mit Hunden und Katzen im Internet ge-

schaffen. Wir brauchen gegen diese mafiösen 

Strukturen eine bundeseinheitliche und möglichst 

auch europäische Zusammenarbeit. Niedersach-

sen und die Bundesrepublik Deutschland sollten 

hier eine Vorreiterrolle einnehmen. 

Seit Beginn der Corona-Krise wünschen sich im-

mer mehr Menschen einen Hund oder eine Katze 

als neuen Mitbewohner. Ich kann das sehr gut 

verstehen. Ich freue mich jedes Mal, wenn mich 

mein Labrador Nero freudig begrüßt oder wenn er 

an das Fußende des Sofas kommt und mit mir 

kuscheln möchte. Bei vielen Menschen gab es 

schon lange den Wunsch, so etwas zu haben - 

gerade wenn man Social Distancing betreiben 

muss. Durch Homeschooling und Homeoffice ha-

ben jetzt viele Zeit für die erste Eingewöhnungs-

phase, die man oft nicht mit einem Urlaub verbin-

den kann. Sie nutzen dies jetzt, um sich einen 

Hund anzuschaffen. 

Das hatte zur Folge, dass im letzten Jahr bei 

TASSO - das ist das größte kostenfreie Haustier-

register, das es hier in Deutschland gibt - - - 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06501-07000/18-06762.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08201.pdf
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Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Frau Kollegin, warten Sie einen Augenblick! - Ich 

habe es jetzt drei- oder viermal gesagt: Wir können 

gerne zehn Minuten unterbrechen, wenn Sie das 

möchten. Es dauert heute Abend ja ohnehin nicht 

so ganz lange. Oder Sie sind jetzt einigermaßen 

aufmerksam und auch höflich gegenüber der Red-

nerin und hören zu. Wenn Sie sich weiter unterhal-

ten wollen, gehen Sie bitte raus. - Frau Kollegin, 

bitte schön! 

Kerstin Liebelt (SPD): 

Es wurden etwa 25 % mehr Tiere als durchschnitt-

lich in den Jahren zuvor registriert. Wo kommen 

diese Tiere her? Seriöse Züchterinnen und Züchter 

können nicht mehr produzieren. Bei den Tierhei-

men haben wir zwar deutlich mehr Anfragen, aber 

da diese sehr seriös vermitteln, sind nicht wesent-

lich mehr Tiere vermittelt worden. Genau hier sitzt 

dieses illegale Netzwerk von Vermehrern, Fahrern, 

Verkäufern und Ausspähern. Das sind Menschen, 

die abchecken, ob wirklich Kunden kommen oder 

ob Ermittlungsbehörden im Spiel sind. Diese Men-

schen bedienen diesen Markt. 

In den Medien häufen sich zurzeit Meldungen über 

illegal gehandelte Tiere. Diese Bilder sind häufig 

kaum auszuhalten. Das Leid der Tiere ist unvor-

stellbar. Und doch wird hier, obwohl wir immer 

mehr Aufklärung haben - schon mehr im letzten 

halben Jahr als im Schnitt in den ganzen Jahren 

vorher -, nur die Spitze des Eisberges aufgedeckt. 

Wie hoch die Gewinnspanne ist, konnte man ges-

tern bei „Frontal 21“ sehen. Dort war ein Verkäufer, 

der Labradorwelpen für 150 Euro aus Polen geholt 

hat. Bei einem seriösen Züchter kosten diese 

Hunde ca. 1 400 Euro. Und bei eBay wird - je nach 

Farbe, die dort angeboten wird - zwischen 1 700 

Euro und 3 800 Euro genommen. Kein Wunder, 

dass damit also geschätzt im Jahr mindestens 

1,3 Milliarden Euro Umsatz gemacht wird. 

Allerdings frage ich mich auch als verantwortungs-

volle Hundebesitzerin: Wie kommt man darauf, bei 

eBay einen Hund zu kaufen? Die Probleme der 

Käufer ergeben sich erst später - wenn ihre Tiere 

krank bei ihnen zu Hause sind, sie aber natürlich 

keine Chance mehr haben, den Verkäufer zur Re-

chenschaft zu ziehen. 

Daher fordern wir u. a. eine gesetzliche Verpflich-

tung für die Betreiber von Internetplattformen und 

auch von Printmedien, eine Identitätsprüfung aller 

Anbieterinnen und Anbieter einzuführen. Tierhan-

del in sozialen Netzwerken soll komplett verboten 

werden. Alle im Internet gehandelten Hunde und 

Katzen müssen verpflichtend gekennzeichnet und 

registriert werden. Eine EU-weite Registrierungs- 

und Chippflicht aller Hunde und Katzen vor dem 

Erstverkauf im Internet stärkt die Ermittlungsbe-

hörden und erschwert so den illegalen Welpen-

handel. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Nur ein gemeinsames Vorgehen, auch mit einer 

zentralen Recherchestelle, hilft, dieses illegale 

Milliardengeschäft zu beenden. Ganz wichtig ist 

uns auch die Aufklärungsarbeit für die potenziellen 

Käuferinnen und Käufer. Die Onlineinserate, die 

geschaltet werden, werden immer seriöser. Man 

kann auch am Preis nicht mehr erkennen, ob das 

seriös ist oder nicht. Das konnte man früher immer 

sehen. Sie müssen sensibilisiert und aufgeklärt 

werden. Sie müssen wissen, wo die Fallstricke 

sind und woran man erkennen kann, ob man es 

mit einem seriösen Angebot zu tun hat. 

Allerdings dürfen wir nach meiner festen Überzeu-

gung die Käuferinnen und Käufer auch nicht aus 

ihrer Verantwortung entlassen. Ich persönlich wür-

de mir manchmal wünschen, dass sich die Leute 

nur einen Bruchteil der Zeit und des Recher-

cheaufwands, die sie für einen Autokauf aufwen-

den, auch in die Anschaffung eines Lebewesens 

investieren würden. 

Ich freue mich auf eine breite Zustimmung. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Vielen Dank, Frau Kollegin Liebelt. - Für die Frak-

tion der FDP erteile ich nun dem Kollegen Her-

mann Grupe das Wort. Bitte schön, Herr Kollege! 

Hermann Grupe (FDP): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Auch ich möchte ich 

mich sehr herzlich bei allen Fraktionen bedanken, 

dass dieser Antrag so fortentwickelt und gemein-

sam beschlossen werden konnte. 

Wenn ich mir vor Augen führe, welche Maßstäbe 

in unserer landwirtschaftlichen Tierhaltung gelten - 

die ich ausdrücklich bejahe -, und sehe, welcher 

Willkür hier nach wie vor Tür und Tor geöffnet ist, 

dann ist das einfach hanebüchen. Es ist dringend 

angeraten, dort zu handeln. 

Frau Kollegin Liebelt, Sie haben von mafiösen 

Strukturen gesprochen, davon, dass vieles kaum 
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in Worte zu fassen ist, was sich da abspielt, um die 

Tierliebe auszunutzen und damit Geschäftemache-

rei zulasten der Tiere, aber auch zulasten der 

Menschen zu betreiben.  

Sie haben das Kuscheln mit Ihrem Hund ange-

sprochen, Frau Liebelt. - Lieber Bernd Busemann, 

du erinnerst dich sicherlich an das Thema Ku-

scheln mit unseren Schweinen auf den Spaltenbö-

den, was wir Landwirte nicht so machen; wir hatten 

die Diskussion schon einmal.  

(Zuruf von Bernd Busemann [CDU]) 

- Das hat dich damals so begeistert, lieber Bernd 

Busemann, deswegen sage ich das noch mal.  

Es muss der Grundsatz gelten: Jedes Tier ist ein 

Mitgeschöpf. Es ist anständig und ordentlich zu 

behandeln - so, wie wir als zivilisierte Menschen es 

für angemessen halten. Das gilt in diesem Fall 

ganz besonders. 

Herzlichen Dank, dass wir alle gemeinsam diesen 

Antrag beschließen werden. Wir werden ihm je-

denfalls zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP, bei der SPD und 

bei der CDU) 

Vizepräsident Frank Oesterhelweg: 

Vielen Dank, Herr Kollege Grupe. - Hier drängen 

sich einem schon interessante Bilder auf. Es ist 

eine sehr spannende Sitzung. 

(Wiard Siebels [SPD]: Können Sie 

das näher ausführen?) 

- Nein, das werde ich jetzt nicht machen; gern 

nachher im persönlichen Gespräch, Herr Kollege 

Siebels. 

Für die CDU-Fraktion hat der Kollege Christoph 

Eilers das Wort. Bitte schön! 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Christoph Eilers (CDU): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Vieles ist schon gesagt worden. Mit 

diesem Antrag bitten wir die Landesregierung, 

insbesondere die Betreiber von Onlineplattformen 

gesetzlich dazu zu verpflichten, eine Identitätsprü-

fung aller Anbieter für Tierhandel einzuführen und 

Tierinserate auf Social-Media-Plattformen zu ver-

bieten. Kurz: Der Handel mit Tieren darf nicht ano-

nym erfolgen und erst recht nicht bei Facebook 

und Co. 

(Beifall bei der CDU) 

Niedrigschwellige Angebote sind in vielen Berei-

chen zu begrüßen, aber nicht im Handel mit Lebe-

wesen; denn wir reden hier über Mitgeschöpfe und 

nicht über Handelswaren. Die Vorteile der Tier-

vermittlung im Internet, beispielsweise für Tierhei-

me und Tierschutzvereine, werden durch diesen 

Antrag ausdrücklich nicht beschränkt. Wir schüt-

zen Tiere sowie zukünftige Besitzer und stärken 

seriösen Züchtern, Händlern und Organisationen 

den Rücken. 

Die Diskussion ist bereits seit der Einbringung in 

den Landtag im vergangenen September - auch 

das wurde hier schon erwähnt - von großer Einig-

keit in allen Fraktionen des Landtags gekenn-

zeichnet gewesen. 

Im Zuge der Beratungen sind einvernehmlich noch 

zwei zentrale und wichtige Punkte hinzugekom-

men: 

Erstens die Errichtung einer zentralen Recherche-

stelle, um den illegalen Onlinehandel mit Tieren 

besser nachverfolgen und wirksamer unterbinden 

zu können. An dieser Stelle möchte ich ausdrück-

lich den Vereinen und Organisationen danken, die 

uns in der Politik auf dieses Thema aufmerksam 

gemacht haben und sich durch ihren ehrenamtli-

chen Einsatz für die gute Sache einsetzen. Auch 

zukünftig wird solch eine Recherchestelle auf die 

Zuarbeit von Personen angewiesen sein, damit 

unsere politischen Aktivitäten Erfolg haben. 

Zweitens wurde ergänzt, dass wir eine Verstär-

kung der Aufklärungsarbeit für potenzielle Käufer 

fordern; Frau Liebelt hat das auch erwähnt. Dieser 

ergänzte Punkt ist ungemein wichtig, da der Markt 

nur durch Angebot und Nachfrage funktioniert. Es 

klang bereits an: Wer kauft sich schon bei eBay 

einen Hund oder eine Katze? 

(Vizepräsidentin Petra Emmerich-

Kopatsch übernimmt den Vorsitz) 

Jeder zukünftige Tierbesitzer sollte seine eigenen 

Beweggründe genau prüfen und sich der Verant-

wortung als Tierhalter bewusst sein. Nochmals: 

Tiere sind keine Modeartikel. Beim Kauf muss der 

Käufer noch mehr über wichtige Indikatoren für 

seriösen Tierhandel aufgeklärt werden. 

Es freut mich, dass wir bei diesem Thema alle 

gemeinsam an einem Strang ziehen. Ich bitte da-

rum, der Ausschussempfehlung zu folgen und den 
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Antrag in der Fassung des gemeinsamen Ände-

rungsvorschlags anzunehmen. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Vielen Dank, Herr Kollege Eilers. - Für Bünd-

nis 90/Die Grünen erhält Miriam Staudte das Wort. 

Bitte sehr, Frau Kollegin! 

Miriam Staudte (GRÜNE): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Die Beratung im Ausschuss hat 

tatsächlich Spaß gemacht. Sie war sehr zielstre-

big. Ich möchte mich an der Stelle für die Kollegia-

lität von Kerstin Liebelt bedanken, die wesentlich 

dazu beigetragen hat, das Thema voranzubringen, 

und einen guten Umgang unter den Fraktionen 

ermöglicht hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es ist richtig, dass wir noch Punkte aufgenommen 

haben. Das ist nicht immer der Fall, wenn Anträge 

eingebracht werden. Ich finde, das ist ein Zeichen 

von guter Beratung und Wertschätzung. 

Das ist zum einen die gemeinsame Recherchestel-

le. Wir sind immer für zentrale Stellen, auch in 

anderen Bereichen. Das ist zum anderen die Auf-

klärung von potenziellen Kundinnen und Kunden. 

Letztendlich muss bewusst gemacht werden, was 

man mit seiner Nachfrage unter Umständen an-

richtet. 

Der Onlinehandel steht schon lange in der Kritik. 

Auf die großen Gewinnmargen, die mit einem im-

mensen Tierleid verbunden sind, ist hingewiesen 

worden. Leute denken, sie tun etwas Gutes, indem 

sie ein vermeintlich ausgesetztes Hundebaby ret-

ten, während sie mit dieser Nachfrage in Wirklich-

keit gerade in den Vermehrungsstationen in Osteu-

ropa brutale Situationen produzieren, die der Ver-

gangenheit angehören sollten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Um des Ganzen Herr zu werden, ist es notwendig, 

aus der Anonymität herauszukommen - sowohl im 

Internet als auch in den Printmedien. Der Aspekt 

ist in dem Antrag aufgenommen worden. Die Ein-

schränkung der Tiervermittlung über Social Media 

ist wichtig, weil diese zu Spontankäufen beiträgt. 

Man ist in den sozialen Medien unterwegs, sieht 

dann Bilder, bekommt Angebote und entscheidet 

sich womöglich mehr oder weniger spontan. 

Insofern: Wir stimmen sehr gerne zu. Wir finden 

auch die Chippflicht sehr sinnvoll und würden sie 

eher noch auf andere Tierarten ausweiten wollen. 

Aber es ist zumindest ein Anfang. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Danke schön, Frau Kollegin Staudte. - Für die 

Landesregierung hat sich Ministerin Barbara Otte-

Kinast zu Wort gemeldet. 

Barbara Otte-Kinast, Ministerin für Ernährung, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Auch 

ich möchte mich bei Ihnen allen bedanken. Ziel-

strebigkeit wurde hier schon genannt. Wir alle sind 

sehr schnell zum Wohle der Tiere vorangekom-

men. Die Änderungen haben wir sehr gerne ange-

nommen. Das sind hilfreiche Hinweise gewesen, 

die wir gerne abarbeiten. 

Ich möchte mich für Ihre Arbeit im Ausschuss und 

für den von der GroKo eingebrachten Antrag be-

danken. Ich freue mich, dass ihn alle im Sinne des 

Tierschutzes mittragen. 

Für diejenigen, die nicht im Ausschuss mitgearbei-

tet haben: Spätestens wenn Sie gestern „Frontal 

21“ gesehen haben, konnten Sie feststellen, wie 

wichtig dieser Antrag ist und wie schnell und ernst 

wir in diesem Thema vorankommen müssen.  

Herzlichen Dank für diesen Antrag. Ich hoffe, Sie 

alle folgen ihm. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Vielen Dank, Frau Ministerin. 

Weitere Wortmeldungen haben wir nicht, sodass 

wir zur Abstimmung kommen. 

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 

zustimmen und damit den Antrag der Fraktion der 

SPD und der Fraktion der CDU in der sich aus der 

Beschlussempfehlung ergebenden geänderten 

Fassung annehmen will, den bitte ich um das 

Handzeichen. - Gibt es Gegenstimmen? - Das ist 

nicht der Fall. Gibt es Enthaltungen? - Das ist 

gleichfalls nicht der Fall. Somit haben Sie diesen 

Antrag einstimmig angenommen. 
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Wir kommen zum 

Tagesordnungspunkt 10: 

Abschließende Beratung: 

Gemeinwohlbilanz-Pilotprojekte als nieder-

sächsisches Markenzeichen etablieren - Antrag 

der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/7814

- Beschlussempfehlung des Ausschusses für Wirt-

schaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung - 

Drs. 18/8319

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-

lehnen.  

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen. 

(Detlev Schulz-Hendel [GRÜNE]: Das 

kann ich ja überhaupt nicht verste-

hen!) 

- Vielleicht ergibt sich das ja aus der Beratung, mit 

der wir jetzt beginnen.  

Zunächst hat sich Kollege Detlev Schulz-Hendel 

für Bündnis/90 Die Grünen gemeldet. Bitte schön, 

Herr Kollege! 

Detlev Schulz-Hendel (GRÜNE): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Im November letzten Jahres haben wir unseren 

Antrag „Gemeinwohlbilanz-Pilotprojekte“ in den 

Landtag eingebracht. Heute haben wir bereits die 

abschließende Beratung - so schnell kann es 

manchmal gehen. Ich glaube, ich verrate kein Ge-

heimnis, wenn ich sage, dass die GroKo und die 

FDP unseren Antrag heute ablehnen werden.  

Leider wurde in den drei Monaten keineswegs die 

notwendige vertiefte Debatte geführt. Vielmehr soll 

das unliebsame Thema mit dem heutigen Tage 

schnell abgeräumt werden. Wenn ich ganz ehrlich 

bin, war meine Erwartungshaltung gegenüber SPD 

und CDU bei diesem Thema von Beginn an gering, 

auch wenn es immer wieder progressive Kommu-

nalpolitikerinnen und -politiker bei der CDU gibt, 

die sich für die Idee der Gemeinwohlökonomie 

erwärmen können. 

Aber in der Landespolitik dominiert eben das Fest-

halten an überholten Strukturen. Die Wirtschaft ist 

da oft viel weiter als die Rhetorik und die Pro-

grammatik der CDU in diesem Hause. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, die Ignoranz der SPD, 

die unseren Antrag mit einer fast schon aggressi-

ven Grundstimmung in Bausch und Bogen abge-

lehnt hat, hat mich schon etwas überrascht. 

(Lachen bei der SPD) 

Sie haben doch in Ihrer Partei, Herr Pantazis, etli-

che Politikerinnen und Politiker, die sich für das 

Thema Gemeinwohlökonomie einsetzen. Nehmen 

wir mal Matthias Miersch, den stellvertretenden 

Fraktionsvorsitzenden der Bundestagsfraktion. Er 

schreibt in seinem Thesenpapier zur Erneuerung 

der SPD: 

„Die planetaren Grenzen müssen wir akzep-

tieren und daran unsere politischen Instru-

mente … ausrichten, um angesichts endli-

cher Ressourcen Verteilungsgerechtigkeit 

zu garantieren.“  

Und das geht immer so weiter: 

„Es ist bezeichnend, dass die Berichterstat-

tung über Aktienkurse regelmäßig in den 

Medien einen breiten Raum einnimmt“.  

Und so weiter, und so weiter.  

Aber nicht nur Herr Miersch, lieber Kollege Pan-

tazis, auch SPD-Kommunalpolitiker quer durch die 

Bundesrepublik Deutschland bringen gemeinsam 

mit Grünen und Linken Gemeinwohlbilanzen und 

Pilotprojekte auf den Weg. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Das klingt alles sehr viel anders als das, was Sie 

im hier im Landtag tun.  

Vielleicht brauchen Sie noch ein Beispiel, lieber 

Kollege Pantazis. Im Koalitionsvertrag von den 

Grünen und der SPD in Hamburg heißt es:  

„Die Bewertung des Unternehmenserfolgs 

von öffentlichen Unternehmen geht über die 

bilanzielle Entwicklung hinaus.“  

In Hamburg macht man jetzt also auch ein Pilot-

projekt zur Gemeinwohlbilanz.  

„Nach positiver Evaluation wollen wir das 

auf alle öffentlichen Unternehmen ausdeh-

nen.“ 

So können Sie es auf Seite 21 des Koalitionsver-

trags nachlesen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das klingt fast genauso wie unser Entschließungs-

antrag. In Hamburg scheinen die Genossinnen und 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/07501-08000/18-07814.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08319.pdf
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Genossen schon sehr viel weiter zu sein. In weiten 

Teilen der Gesellschaft ist doch klar: Ein Weiter-so 

in der Wirtschaftspolitik kann und darf es nicht 

geben. Gerade in der derzeitigen Wirtschaftskrise 

zeigt sich: Rendite ist nicht alles.  

Gerade wird sehr deutlich, dass die Resilienz der 

Wirtschaft gegenüber den globalen Krisen deutlich 

gestärkt werden muss. Gemeinwohlökonomie 

kann einen wesentlichen Beitrag dazu leisten. 

Jetzt besteht die Chance auf eine Neuausrichtung 

der Wirtschaft, die krisenfester, klimabewusster 

und auch sozialer agiert.  

Es ist das Ziel der Gemeinwohlökonomie, genau 

das abzubilden, damit eine möglichst verantwor-

tungsvolle Wertschöpfung in der Wirtschaft mög-

lich wird. Die sozialen und ökologischen Auswir-

kungen der unternehmerischen Tätigkeit müssen 

in die Unternehmensbilanz einbezogen werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auf diesem Weg 

wollen wir in Niedersachsen Pilotprojekte finanziell 

unterstützen.  

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Ebenso wollen wir ein Gemeinwohlbilanz-Pilot-

projekt bei mindestens vier Unternehmen mit Lan-

desbeteiligung durchführen.  

Das Land muss hier mit gutem Beispiel vorange-

hen und den innovativen Ansatz der Gemeinwohl-

bilanz unterstützen. Es ist ja nicht so, dass in Nie-

dersachsen nicht viel passiert. Es gibt die immer 

stärker wachsenden Ortsgruppen und Initiativen 

der Gemeinwohlökonomie, und immer mehr Un-

ternehmen interessieren sich dafür. 

Beispielhaft will ich als bedeutendes Unternehmen 

die Voelkel GmbH aus Lüchow-Dannenberg nen-

nen.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Sie ist mit 350 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

und einem Umsatz von fast 90 Millionen Euro im 

Jahr 2020 ein Großunternehmen und der erste 

Getränkehersteller in Deutschland, der sich einer 

Gemeinwohlökonomie-Bilanzierung unterzogen 

hat.  

Wie man an diesen und anderen Trendsetter-Un-

ternehmen wie der Sparda-Bank München sehen 

kann, drängt die Gemeinwohlökonomie in die Mitte 

der Gesellschaft. Deshalb wollen wir Grüne diesen 

Ansatz weiter stärken und unterstützen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich bedauere es sehr, dass wir diese Debatten von 

vor fast 20 Jahren im Ausschuss - aber auch im 

Plenum - fast in Endlosschleife wiederholen muss-

ten.  

Meine Damen und Herren, Rendite ist kein Selbst-

zweck. Die Wirtschaft muss dem Menschen dienen 

- und nicht andersherum. Langfristig bedeutet das, 

dass Klimaschutz und der Schutz unserer natürli-

chen Lebensgrundlagen essenziell für das Fortbe-

stehen der Menschen sind. Hierzu muss die Wirt-

schaft ihren Teil beitragen. Die Gemeinwohlöko-

nomie ist dafür ein wichtiger Ansatz. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Danke sehr, Herr Kollege Schulz-Hendel. - Für die 

SPD erhält nun Herr Dr. Christos Pantazis das 

Wort. Bitte schön! 

Dr. Christos Pantazis (SPD): 

Herzlichen Dank, Frau Präsidentin. - Herr Kollege 

Schulz-Hendel, ich bin die Freundlichkeit in Per-

son. Ich verstehe Ihre Ansprache, die Sie vorhin 

an meine Person gerichtet haben, nicht. Ich habe 

die Debatte im Ausschuss als sehr sachlich und 

vor allen Dingen auch sehr konstruktiv wahrge-

nommen. Leider ist sie nicht so ausgegangen, wie 

Sie sich das gewünscht haben.  

(Detlev Schulz-Hendel [GRÜNE]: Wir 

haben Ihr Gewese hier im Landtag 

nicht vergessen, Herr Pantazis!) 

Ich mache auch keinen Hehl daraus, dass Sie die 

Ausschussberatung etwas verkürzt dargestellt 

haben. Wir haben explizit Ihrem Wunsch nach 

nochmals eine schriftliche Unterrichtung seitens 

der Landesregierung eingefordert, um auszuloten, 

ob wir eventuell auf einen gemeinsamen Nenner 

kommen können. Ich muss Ihnen sagen, dass die 

schriftlich vorliegende Unterrichtung sehr eindeutig 

ist, und vor diesem Hintergrund können Sie sich 

vorstellen, warum das Votum des Ausschusses so 

ausgefallen ist, wie es ausgefallen ist.  

In diesem Sinne: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Der hier vor-

liegende Entschließungsantrag greift den seit den 

90er-Jahren entwickelten Themenkomplex der 

Gemeinwohlökonomie auf - Sie haben es ja ge-

sagt. Laut dem vorliegendem Antrag ist das Ziel 



Niedersächsischer Landtag  -  18. Wahlperiode  -  98. Plenarsitzung am 17. Februar 2021 

9408 

der Gemeinwohlökonomie eine möglichst verant-

wortungsvolle Wertschöpfung in der Wirtschaft, die 

soziale und ökologische Auswirkungen der unter-

nehmerischen Tätigkeit in die Unternehmensbilanz 

einbezieht. Dabei sollen der positive und negative 

Einfluss unternehmerischer Tätigkeiten auf die 

Gesellschaft und Umwelt erfasst und sichtbar ge-

macht und so verantwortungsvolles Handeln ver-

gleichbar und überprüfbar werden. 

Insbesondere nach der Finanzkrise des Jahres 

2008 wurde diese auch durch illustre Autodidakten 

wie den österreichischen Aktivisten Christian Fel-

ber überarbeitet und hat mittlerweile - Sie haben 

es gesagt - auch Einzug in Koalitionsvereinbarun-

gen wie z. B. in Baden-Württemberg gehalten. 

Angesichts des fortschreitenden Klimawandels und 

der sozial-ökologischen Transformation der Wirt-

schaft wollen Sie diese durch die Förderung unter-

schiedlicher Bilanzprojekte unterstützen.  

Zum Sachverhalt: Die politischen Aktivisten um 

Felber propagieren die Vorstellung der Gemein-

wohlökonomie als möglichen dritten Weg zwischen 

kapitalistischer Marktwirtschaft und zentralisierter 

Planwirtschaft. Sie greifen somit die Auswüchse 

des herrschenden Kapitalismus auf. Materielles 

Gewinn- und Konkurrenzstreben wird abgelehnt. 

Durch das Fokussieren auf regionale Wirtschafts-

kreisläufe versus globalisierter Wirtschaftsverflech-

tungen wird die Idee der Gemeinwohlökonomie 

auch medienwirksam in Szene gesetzt. Ich mag 

mich aber an dieser Stelle nicht wiederholen. Ich 

habe es beim letzten Mal schon gesagt, Herr Kol-

lege Schulz-Hendel: Was theoretisch lobens- und 

unterstützenswert klingen mag, trägt in der Praxis 

häufig den Teufel im Detail. Deswegen wird ja 

auch diese Ökonomie insbesondere von sehr vie-

len Ökonomen kritisch beurteilt, und ihr wird sogar 

die Wissenschaftlichkeit abgesprochen. 

Vor diesem Hintergrund und abgesehen von der 

hier dargestellten ökonomischen Kritik gilt es zu 

hinterfragen, ob Nachhaltigkeitsaspekte wirklich 

eine so untergeordnete Rolle in unserer Wirtschaft 

spielen, dass Ihrem Antrag zugestimmt werden 

kann. Diesbezüglich war die vorliegende schriftli-

che Unterrichtung im federführenden Wirtschafts-

ausschuss erhellend. In ihr wird deutlich, dass die 

Entwicklung für eine nachhaltige Berichterstattung 

durch die Verabschiedung des Corporate-Social-

Responsibility-Richtlinie-Umsetzungsgesetzes auf 

Bundesebene im April 2017 maßgebliche Impulse 

erhalten hat. Unmittelbar betroffen sind alle kapi-

talmarktorientierten Unternehmen sowie Kreditin-

stitute und Versicherungsunternehmen. Im Gesetz 

sind übrigens die von Ihnen geforderten Nachhal-

tigkeitsaspekte in die Berichtserklärung aufge-

nommen worden: Umweltbelange, Arbeitnehmer-

belange, Sozialbelange, Achtung der Menschen-

rechte sowie Bekämpfung von Korruption und Be-

stechung. Nicht unerwähnt will ich an dieser Stelle 

den aktuellen Durchbruch beim Lieferkettengesetz 

von Hubertus Heil lassen, für dessen Einsatz ich 

ihm im Namen meiner Fraktion Respekt und Aner-

kennung zolle.  

(Beifall bei der SPD) 

Wie Sie sehen, sind Unternehmen bereits jetzt 

verpflichtet, über die Risiken und Folgen unter 

ökologischen, sozialen und mittarbeiterrelevanten 

Aspekten zu berichten. Zur Umsetzung der Agen-

da 2030 und mit den Nachhaltigkeitszielen der 

Vereinten Nationen werden bereits jetzt kommuna-

le Nachhaltigkeitsstrategien unterstützt. 

Der Unterrichtung im Ausschuss konnten wir aber 

auch entnehmen, dass niedersächsische Unter-

nehmen bereits jetzt in vielfältiger Weise gesell-

schaftliche Verantwortung übernehmen. Dies zei-

gen auch die in Niedersachsen etablierten CSR-

Projekte und Nachhaltigkeitsberichterstattungen.  

Exemplarisch seien hier die Aktivitäten der Nach-

haltigkeitsallianz in Niedersachsen erwähnt. Ge-

tragen wird diese Allianz von den Unternehmer-

verbänden, dem DGB, der Landesvertretung der 

Handwerkskammern Niedersachsen und den nie-

dersächsischen Industrie- und Handelskammern. 

Unter dem Label „Wir sind dabei.“ können Unter-

nehmen dieses Banner nutzen, wenn sie integrati-

ve Maßnahmen oder jeweils Maßnahmen aus den 

Bereichen Ressourceneffizienz oder soziale und 

ökonomische Nachhaltigkeit umgesetzt haben. 

Daneben gibt es für Unternehmen weitere Mög-

lichkeiten wie etwa Managementsysteme, Auditie-

rungen und Zertifizierungen, Netzwerke, Beratung 

und Qualifizierungsmaßnahmen, um die ökologi-

sche, soziale und ökonomische Nachhaltigkeit des 

eigenen Handelns zu prüfen und zu verbessern.  

Ich fasse zusammen: Der hier vorliegende Antrag 

hat uns auch im Rahmen der Ausschussberatung 

nicht überzeugt. Im Gegenteil sind wir dabei und 

bereits auf einem guten Weg. Infolgedessen sehen 

wir auch keine Notwendigkeit, Gemeinwohlbilanz-

projekte als niedersächsisches Markenzeichen 

zusätzlich zu etablieren.  

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  
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(Beifall bei der SPD und Zustimmung 

bei der CDU) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Für die CDU hat sich 

Herr Kollege Oliver Schatta zu Wort gemeldet. - 

Entschuldigung, Herr Schatta, bitte warten Sie 

einen kleinen Moment. Der Kollege Schulz-Hendel 

hatte sich noch zu einer Kurzintervention gemel-

det. - Bitte sehr! 

Detlev Schulz-Hendel (GRÜNE): 

Herr Pantazis, Sie sprechen von einer ausführliche 

Debatte im Ausschuss. Aber die Debatte bestand 

ndarin, dass eine schriftliche Unterrichtung vorlag. 

Diese umfasst insgesamt acht Seiten. Darin wird 

zunächst unser Antrag noch einmal ausführlich 

dargestellt. Das hätte man sich schenken können. 

Dann wird die Gemeinwohlökonomie-Matrix aus-

führlich dargestellt, dann wird das CSR-Richt-

linienumsetzungsgesetz dargestellt, aber es wird 

überhaupt nicht dargestellt, welche Wirkung das 

hat. 

Das eine ist die Verpflichtung zum Erstellen eines 

Berichts.  

Aber wenn man Gemeinwohlökonomie ablehnt, 

hätte ich von einer Unterrichtung erwartet, dass sie 

die positiven Wirkungen die Berichterstattungen 

darstellt.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Kennzahlen kann ich jeden Tag in meine Unter-

nehmensbilanz schreiben. Entscheidend ist doch, 

was dabei herauskommt! Ich muss Ihnen wohl 

nicht sagen, dass eine Freiwilligkeit mit einer Un-

terstützung zu einem positiveren Ergebnis führt als 

die Verpflichtung, einfach Kennzahlen aufzu-

schreiben. Das hat doch überhaupt keine Wirkung. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Herr Pantazis, Ihren Unwillen, vernünftig darüber 

zu beraten, lässt sich schon daran festmachen, 

dass ich im Ausschuss darum gebeten hatte, dass 

die Landesregierung noch einmal in einer mündli-

chen Unterrichtung darüber berichtet, welche posi-

tive Wirkung das, was sie darstellt, hat, und Sie 

dies ohne weitere Begründung einfach abgelehnt 

haben.  

Das war die Debatte zu diesem Antrag im Aus-

schuss.  

Danke. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Danke, Herr Kollege Schulz-Hendel. - Nun erhält 

Herr Kollege Schatta für die CDU-Fraktion das 

Wort.  

Oliver Schatta (CDU): 

Sehr geehrte Präsidentin, vielen Dank für das 

Wort. - Liebe Kolleginnen und Kollegen! Welche 

Zukunft werden unsere Wirtschaft und unser ge-

sellschaftliches Zusammenleben haben, und wel-

che Eigenschaften werden den einzelnen Men-

schen, den Unternehmen, aber auch der Gesell-

schaft insgesamt wichtiger werden? Diese Fragen 

müssen wir stellen. Wir werden aber die Beantwor-

tung dieser Fragen nicht mit dem Anreiz, Förder-

geld zu bekommen, beantworten. 

Wenn wir die Gegenwart betrachten, sehen wir 

schon viele soziale und ökologische Ansprüche in 

der Gesellschaft und den Unternehmen selbst, sei 

es der Gedanke der Nachhaltigkeit der Wirtschaft, 

der Ruf nach mehr Klimaschutz oder einer ganz 

neuen Arbeitswelt. Homeoffice und flexiblere Ar-

beitszeitmodelle sind bei vielen Unternehmen 

etabliert. Sie sind sogar ein wesentlicher Inkubator 

in Sachen Attraktivität und Fachkräftemanagement 

geworden. Viele Unternehmen und auch viele In-

stitutionen leben diesen Gedanken bereits. Unter-

nehmen, die sich dem Thema der Gemeinwohlbi-

lanz stellen wollen, können das tun.  

Eine Förderung mit öffentlichen Geldern würde 

meines Erachtens nur kontraproduktiv sein. Ge-

meinwohl mit Geld anzureizen, ist also keine coole 

Sache. Das Gemeinwohl sollte für die einzelnen 

Unternehmungen einfach selbstverständlich sein, 

aber im Rahmen der individuellen Möglichkeiten 

und in einer ökonomisch nachhaltigen Art und 

Weise. Dazu wird es keine Blaupause, sondern 

nur Rahmenbedingungen geben können. Es 

braucht andere Möglichkeiten, um diese Vorbilder 

hervorzuheben und ihr Engagement zu würdigen. 

Die Unternehmen dürfen das nicht des Geldes 

wegen tun. Ein Wettbewerb um Fördergelder wür-

de dem Gemeinwohl nicht gerecht werden.  

Die Kennzahl „Gemeinwohl“ - wir haben es gerade 

gehört - ist auch kaum mess- und berechenbar. 

Genau da liegt schon die Schwierigkeit. Ob es 

reicht, den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen ein-

fach mehr Urlaub zu geben oder ob gar die ganze 

Unternehmung CO2-neutral gestaltet werden 

muss, werden wir nie genau beziffern können. 
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Auch ist das Abarbeiten von Checklisten ein Büro-

kratiewahnsinn, den wir nicht gelten lassen kön-

nen.  

Schlussendlich muss auch eine Gerechtigkeit ge-

genüber Unternehmungen herrschen, die eher 

schwieriger mit dem Gemeinwohlgedanken in Ver-

bindung gebracht werden können, aber einen sehr 

großen Teil der Wirtschaftsleistung und der Ar-

beitsplätze ausmachen. Ein verordneter Nachteil 

darf nicht entstehen. Unternehmen müssen selbst 

entscheiden und erkennen dürfen und gemein-

wohlorientiertes Wirtschaften einfach als ihre 

Chance sehen, ganz genau so, wie sie es für rich-

tig halten. Im Idealfall werden sie alle an der Un-

ternehmung beteiligten Personen in den Dialog 

nehmen. - Das ist das Stichwort.  

In der momentanen Situation, in der viele Unter-

nehmen ums Überleben kämpfen, ist der Gedanke 

an Verordnungen zum Erstellen einer Gemein-

wohlbilanz eher nachrangig. Lassen wir sie doch 

erst einmal wieder in Schwung kommen. 

Erwähnen möchte ich noch, dass die Tatsache, 

dass sich ein Gründungsjubiläum jährt, nicht dazu 

führen kann, diesem Antrag zuzustimmen.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Danke vielmals, Herr Kollege Schatta. - Für die 

FDP hat sich Herr Kollege Jörg Bode zu Wort ge-

meldet.  

Jörg Bode (FDP): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Herr Kollege Schulz-Hendel, ja, Sie haben recht: 

Auch die FDP wird den Antrag heute ablehnen, 

aber keinesfalls mit Argumenten und Argumentati-

onen der letzten 20 Jahre. Ganz im Gegenteil. Wir 

hätten uns eine weitere Diskussion und Beratung, 

intensiver auch über die Hintergründe und über 

Themen, die dahinter liegen, vorstellen können. 

Grüne und FDP haben ja sogar ein Streitgespräch 

zu Fragen des Wachstums und auch zur Gemein-

wohlbilanz etc. geführt. Ich hätte mir durchaus 

gewünscht, dass wir den Kern, um den es geht 

und über den wir sicherlich auch in anderen Politik-

feldern reden müssen, intensiv erörtern. Das er-

folgt nun leider nicht. Dann ist das halt so.  

Allerdings - das haben wir bei Anträgen der FDP 

heute auch erlebt - ist es nicht schön, wenn Anträ-

ge zwei Jahre von der GroKo liegengelassen wer-

den, bis sie hier wieder auftauchen, obwohl die 

Ausschussberatung sehr kurz war, ja eigentlich gar 

nicht stattgefunden hat. Insoweit kann ich die Ver-

ärgerung der Grünen durchaus nachvollziehen.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, was die 

Gemeinwohlökonomie angeht, muss man sich bei 

ein paar Dingen auch einmal ehrlich machen und 

diese beim Namen nennen.  

Das eine Problem ist, dass die Verbraucher in der 

überwiegenden Mehrheit auf derartige Dinge nicht 

abzielen, sie berücksichtigen sie nicht in ihrem 

Kaufverhalten und bei ihrer Kaufentscheidung, 

sodass sie nicht den Wettbewerbsvorteil darstel-

len, den man sich dabei wünschen würde. Der 

überwiegende Anteil achtet bei der Kaufentschei-

dung nicht auf solche Dinge.  

Zu der Frage, was eigentlich notwendig ist, muss 

man sagen, dass es nicht nur die Gemein-

wohlökonomie und die Gemeinwohlbilanz gibt, 

sondern auch noch andere Systeme. Die Corpora-

te-Social-Responsibility-Richtlinie ist schon er-

wähnt worden. Daneben gibt es auch noch andere 

Ökoaudits und Ähnliches, sodass man sich die 

Frage stellen muss, was eigentlich das Richtige ist.  

Ich finde ein Verfahren, bei dem man nicht nur 

Kennzahlen ausweist, gut. Da ist die CSR-Richt-

linie auch nicht besser. Das ist nichts anderes, als 

Zahlen aufzuschreiben, womit man später gar 

nichts anfangen kann: eigentlich nur Bürokratie, 

die nichts bringt. Deshalb ist es gut, dass sie in die 

Evaluation, in die Überprüfung geht. Ob dabei in 

Brüssel etwas Vernünftiges herauskommt, daran 

habe ich meine Zweifel. Da sind mir Verfahren wie 

das Ökoaudit, auf dessen Grundlage betriebliche 

Abläufe umgestellt werden und man über Erneue-

rungen und andere Organisation von Produktions-

prozessen nachdenken muss, lieber als einfaches 

Zahlenaufschreiben, um sich dadurch ein grünes 

Siegel zu geben.  

Wir müssen auch als Politik überlegen, wo eigent-

lich die Entscheidung erfolgen soll. Das Lieferket-

tengesetz wurde von Herrn Pantazis gerade als 

Beispiel abgefeiert, es wurde betont, wie gut das 

sei. Ganz im Gegenteil! Das ist schlicht und ergrei-

fend die Verlagerung von politischen Entscheidun-

gen und des Aufstellens von Regeln, die man für 

wichtig hält, hin zur privaten Wirtschaft.  

Man kann nicht auf der einen Seite, Herr Pantazis, 

Handelsabkommen mit China abfeiern und auf der 

anderen Seite ein Lieferkettengesetz verabschie-

den, mit dem man den Unternehmen eigentlich 
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faktisch verbietet, genau die Produkte, die man mit 

dem Handelsabkommen in die Europäische Union 

holen will, in China zu kaufen.  

Herr Minister Althusmann hat ja gerade auf den 

Kobaltabbau und die damit verbundene Kinderar-

beit und Umweltverschmutzung etc. hingewiesen. 

Da muss Politik entscheiden. Wenn man nicht will, 

dass solche Dinge zum Einsatz kommen, dann 

darf man es nicht als unternehmerische Aufgabe 

definieren, sie nicht zu kaufen, sondern dann muss 

man im Handelsabkommen die Einfuhr beschrän-

ken und reglementieren und sie nicht noch verbes-

sern. Das Gleiche gilt übrigens auch für andere 

Handelsabkommen, beispielsweise haben wir bei 

dem mit Südamerika auch über ökologische As-

pekte diskutiert. 

Man muss sich hierzu ehrlich machen, und da ist 

für mich die soziale Marktwirtschaft das Leitmotiv. 

Hier werden durch die Politik, durch den Staat die 

Regeln aufgestellt, an die sich alle halten müssen. 

Das Gemeinwohl, die Ökologie etc. müssen in 

dem Regelwerk festgelegt werden, und alle müs-

sen sich daran halten und nicht separate Zahlen 

zum Greenwashing oder anderes ausweisen.  

Wenn wir wieder zu einer ehrlichen Regelaufstel-

lung kommen würden, bei der alles, was man bei 

der politischen Steuerung erreichen will, im Grund-

system verankert ist, käme man umhin, der Wirt-

schaft andere Systeme aufoktroyieren zu wollen, 

weil man selber nicht den Mut hat, es zu tun, son-

dern diese Vorgaben heimlich in andere Regel-

werke abdrücken will. 

Deshalb lehnen wir den Antrag heute ab. Wir hät-

ten uns aber eine andere Beratung gewünscht.  

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Vielen Dank, Kollege Bode. - Abschließend hat 

sich für die Landesregierung der Wirtschaftsminis-

ter, Herr Dr. Bernd Althusmann, zu Wort gemeldet. 

Bitte schön! 

Dr. Bernd Althusmann, Minister für Wirtschaft, 

Arbeit, Verkehr und Digitalisierung: 

Sehr verehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Der uns vorliegende Ent-

schließungsantrag geht in der Tat auf den Zeit-

raum Anfang der 90er-Jahre zurück. Der Ansatz 

der Gemeinwohlökonomie stammt von Christian 

Felber. Christian Felber ist Österreicher. Christian 

Felber ist Philologe. Christian Felber ist im Neben-

beruf auch zeitgenössischer Tänzer. Manche Öko-

nomen haben sich dazu verleiten lassen zu sagen, 

dass dieses zeitgenössische Tanzen ein Stück 

weit Traumtänzerei sei. So weit würde ich nicht 

gehen. 

Sich darüber Gedanken zu machen, unsere Wirt-

schaft zu einem ethischen und nachhaltigen Han-

deln zu verpflichten, dabei aber ihre Freiheits- und 

Eigentumsrechte deutlich einzuschränken, ist eine 

Richtung, die man vertreten kann, die ich aber 

nicht vertrete.  

Ich bin in dieser Funktion als Wirtschaftsminister 

bis heute klarer Bekenner einer sozialen Markt-

wirtschaft, die den Erfolg und den Wohlstand unse-

res Landes in den letzten Jahren gesichert hat und 

auch in den nächsten Jahren sichern wird. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, das Prinzip des Wohl-

stands für alle setzt eine Wettbewerbswirtschaft 

voraus, in der auch Gewinnerzielung ein Prinzip 

ist, das den Grundantrieb von Unternehmertum 

darstellt. Die Freiheits- und Eigentumsrechte von 

Unternehmern einzuschränken und einzugrenzen, 

widerspricht dem Prinzip der mit sozialer Markt-

wirtschaft gleichzeitig verbundenen sozialen Ver-

antwortung, nämlich des sozialen Ausgleiches. Die 

Freiheit auf dem Markt ist das Grundprinzip unse-

rer sozialen Marktwirtschaft seit Gründung der 

Bundesrepublik Deutschland, es ist unsere Wirt-

schaftsordnung und setzt den sozialen Ausgleich 

voraus. 

Von daher kann ich die Kritik zahlreicher führender 

Ökonomen an der sogenannten Gemeinwohlbilanz 

nur teilen, die in Einkommen eingreifen möchte, in 

Erbrechte eingreifen möchte. Wettbewerb, freie 

Preisbildung, Gewinnstreben werden dem Grunde 

nach kritisiert, wenn nicht gar abgelehnt, und ab 

einer bestimmten Größe sollen Unternehmen 

schrittweise in das Eigentum der Beschäftigten 

und des Staates überführt werden. Mich erinnert 

die Gemeinwohlorientierung ein wenig an utopi-

sche Vorstellungen einer ganz anderen Staats-

form. 

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Ich wiederhole: Ich unterstelle niemandem das 

Gute, das er dahinter vermutet, glaube aber, der 

Weg ist kein geeigneter für die Bundesrepublik 

Deutschland, eine Volkswirtschaft, die letztlich mit 

Gemeinwohlpunkten umgehen müsste, um den 
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Gemeinwohlwert eines Unternehmens in einem 

Punktesystem zu erfassen.  

Stattdessen haben wir zahlreiche andere Ansätze 

gewählt. Der Abgeordnete Pantazis hat das Corpo-

rate-Social-Responsibility-Richtlinie-Umsetzungs-

gesetz aus dem Jahr 2017 erwähnt. Demnach 

muss per Gesetz in Deutschland zu Umweltrech-

ten, zu Arbeitnehmerrechten, zu sozialen Belan-

gen, zu sozialen Verpflichtungen, zur Achtung der 

Menschenrechte, zu Fragen der Korruptionsbe-

kämpfung durch die Unternehmen in Deutschland 

berichtet werden, auch die Lieferketten werden 

erwähnt. Daneben gibt es zahlreiche Auditierun-

gen und Zertifizierungen.  

Also, der Weg der ökologischen, sozialen und 

ökonomischen Nachhaltigkeit ist auf verschiedens-

ten Wegen bereits in Deutschland gewährleistet. 

Die Gemeinwohlökonomie, ein österreichischer 

Sonderansatz, wird uns auf diesem Weg nicht 

voranbringen. Ich finde, wir sollten bei einer be-

währten sozialen Marktwirtschaft, also auf dem 

Weg des sozialen Ausgleiches, da, wo der Starke 

dem Schwächeren hilft, bleiben. Alles andere wäre 

ein fataler Irrweg.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Danke schön, Herr Minister. - Es liegen keine wei-

teren Wortmeldungen mehr vor und können nun 

zur Abstimmung kommen.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 

folgen und damit dem Antrag der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen in der Drs. 18/7814 ablehnen 

will, den bitte ich um sein Handzeichen. - Gibt es 

Gegenstimmen? - Gegenstimmen von den Grü-

nen. Gibt es Enthaltungen? - Das ist nicht der Fall. 

Somit wurde dieser Antrag abgelehnt.   

Wir kommen zum 

Tagesordnungspunkt 11: 

Abschließende Beratung: 

Corona-Schutz auch in Schlachthöfen sicher-

stellen - Arbeiterinnen und Arbeiter schützen - 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/7824 - Beschlussempfehlung des Aus-

schusses für Ernährung, Landwirtschaft und Ver-

braucherschutz - Drs. 18/8470

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-

lehnen. 

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen zur Beratung. Frau Abgeordnete 

Miriam Staudte von Bündnis 90/Die Grünen hat 

sich zu Wort gemeldet.  

Miriam Staudte (GRÜNE): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. -  Liebe Kollegin-

nen und Kollegen, die Schlachthöfe haben uns in 

der Corona-Zeit sehr intensiv beschäftigt. Es wur-

de tatsächlich dieser Leitfaden erstellt, in denen 

das Ministerium den Kommunen über 30 Seiten 

eine Handreichung gibt, wie sie mit Ausbrüchen 

des Coronavirus umzugehen haben.  

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Ich muss für meine Fraktion sagen, dass dieser 

Leitfaden nicht das Papier wert ist, auf dem er 

steht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Andere Bundesländer wie Baden-Württemberg 

oder Nordrhein-Westfalen haben Verordnungen 

erlassen, haben das ganz genau geregelt. Hier 

wurde ein Ampelsystem groß angekündigt, und 

nach einiger Zeit kam dieser Leitfaden heraus. Bei 

einer Ampel denkt man, dass sie irgendwann auf 

Rot steht, und die Folge davon ist, dass ein 

Schlachthof bei einer bestimmten Inzidenzzahl 

geschlossen wird. Dem ist nicht so, ganz im Ge-

genteil.  

Auf Seite 27 können Sie lesen - klein und ver-

steckt -: Betriebsschließungen sollten, sofern mög-

lich, vermieden werden. - Das ist sozusagen die 

Richtung, die das Land den Kommunen, den Ge-

sundheitsämtern vor Ort vorgibt. Das ist aus mei-

ner Sicht nicht der richtige Ansatz.  

Bei dem letzten Tagesordnungspunkt, Herr Minis-

ter Althusmann, haben Sie gerade von sozialer 

Marktwirtschaft gesprochen und gesagt, der Stär-

kere müsse dem Schwächeren helfen. Das ist 

richtig. Das sehen auch wir so. Gerade bei dem 

Thema „Schutz der Schlachthofmitarbeiterinnen 

und -mitarbeiter“ wäre es an der Tagesordnung, 

das auch tatsächlich umzusetzen.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Moral einer Gesellschaft zeigt sich immer am 

Umgang mit ihren schwächsten Mitgliedern, und 

das sind in diesem Fall eben die Schlachthofmitar-

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/07501-08000/18-07814.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/07501-08000/18-07824.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08470.pdf
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beiterinnen und -mitarbeiter, die immer noch nicht 

in Einzelzimmern untergebracht sind. 

Wenn das infektiologisch kein Problem sein soll,  

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

dann frage ich mich, warum eigentlich immer noch 

keine Klassenfahrten stattfinden dürfen, bei denen 

auch im Mehrbettzimmer übernachtet wird. Das ist 

doch die gleiche Gefahrenlage. Stattdessen gab 

es in den Betrieben dann diese Arbeitsquarantäne. 

Arbeiten darf man, aber ansonsten darf man nichts 

mehr, außer nach Hause zu gehen. Für mich ist es 

nur eine Frage der Zeit, bis doch wieder ein großer 

Ausbruch in einem Schlachthof festzustellen sein 

wird. Wir haben es bei den großen Betrieben in 

Osnabrück gesehen. Ich bin bzw. wir als Grüne 

sind der Auffassung, dass hier viel entschiedener 

gehandelt werden muss.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Deswegen ist aus unserer Sicht der Antrag eben 

nicht mit diesem Leitfaden erledigt. Wir würden 

uns über Zustimmung freuen.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Vielen Dank, Frau Kollegin Staudte. - Gleich erhält 

der Kollege Christoph Eilers für die CDU-Fraktion 

das Wort.  

(Unruhe) 

- Aber ich möchte zunächst darum bitten, dass die 

Gespräche an den jeweiligen Außenseiten lang-

sam eingestellt werden. - Vielen Dank.  

Bitte schön, Herr Kollege! 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Christoph Eilers (CDU): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Liebe Kolleginnen 

und Kollegen, mit dem vorliegenden kurzen und, 

wie ich glaube, mit heißer Nadel gestrickten Antrag 

fordert die Fraktion der Grünen, dass - erstens - für 

Schlachthöfe ein Inzidenzwert festgelegt wird, ab 

dem diese mindestens für eine Woche geschlos-

sen werden, und dass - zweitens - eine Pflicht zur 

Einzelunterbringung auf den Weg gebracht wird.  

Zu der ersten Forderung bleibt festzuhalten, dass 

die Beratung und speziell die Unterrichtung durch 

die Vertreterin des Sozialministeriums gezeigt 

haben, dass es aus epidemiologischer Sicht kei-

nen Sinn macht, für Schlachthöfe einen bestimm-

ten Inzidenzwert als Grenzwert anzusetzen. Ich 

erinnere mich gut an das Beispiel - heute Morgen 

wurde ja schon viel über Inzidenzwerte gespro-

chen -: Habe ich bei 100 Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeitern einen positiven Fall, habe ich gleich eine 

Inzidenz von 1 000, da die Inzidenz ja auf 100 000 

hochgerechnet wird.  

Die zweite Forderung des Antrages nach einer 

verpflichtenden Einzelunterbringung bedarf eigent-

lich auch keiner fachlichen Beratung. Diese Forde-

rung ist in vielen Konstellationen schlicht realitäts-

fremd. Es klingt eher so, als wenn man da - ich 

sage es einmal so - nicht ein Einzelbett, sondern 

eine Einzelzelle fordert. Denn wir werden die so-

zialen Kontakte nicht beschränken können. Eine 

Einzelunterbringung mag ja wünschenswert sein, 

hat aber mit dem Corona-Schutz in den Schlacht-

höfen wenig zu tun. Leider fallen die Grünen - ich 

muss das so sagen - mit dieser Forderung in be-

kannte Muster einer Pauschaldiffamierung einer 

gesamten Branche zurück.  

(Beifall bei der CDU) 

Jeder Schlachthof steht bei ihnen unter General-

verdacht. Dabei betrifft es aber leider nicht nur 

Schlachthöfe. Das Ausbruchsgeschehen in den 

letzten Monaten hat uns allen doch gezeigt, dass 

das Virus unberechenbar ist und generell in allen 

Bereichen Vorsicht walten muss - sprich: die Hygi-

eneregeln müssen eingehalten werden. Grund-

sätzlich sind nämlich alle Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter in großen Hallen, in denen aufgrund 

der Lüftungs- und Klimatechnik die Ausbreitung 

der Erreger begünstigt wird, gefährdet. Hierzu 

gehören Logistikunternehmen - diese Fälle hatten 

wir; Schlachthöfe haben Sie vorhin genannt - und 

in Osnabrück jetzt aktuell einen Speiseeisherstel-

ler, wie man der Presse entnehmen konnte.  

Die Schlacht- und Zerlegebetriebe haben ein-

schließlich der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

bittere Erfahrungen machen müssen und nun da-

zugelernt. Mit maßgeschneiderten Hygienekonzep-

ten senkt man dort bisher ganz erfolgreich das 

Infektionsrisiko. Der NDR meldete vorgestern unter 

der Schlagzeile „Schweinestau in Niedersachsen 

löst sich langsam auf“, dass der Betrieb in den 

Schlachthöfen fast überall wieder zu 100 % laufe. 

Das sei möglich, weil die Mitarbeitenden regelmä-

ßig auf das Coronavirus getestet würden und es 

dort bisher keine neuen größeren Ausbrüche ge-

geben habe. 

Im Verlauf der COVID-19-Pandemie wird es wei-

terhin zu Ausbrüchen kommen, wahrscheinlich 



Niedersächsischer Landtag  -  18. Wahlperiode  -  98. Plenarsitzung am 17. Februar 2021 

9414 

auch in Betrieben der Fleischwirtschaft. Es sind 

aber entsprechende Frühwarnsysteme durch re-

gelmäßige Testungen und Fiebermessungen unter 

den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern instal-

liert worden. Im Falle von Erkrankungen lässt sich 

so frühzeitig reagieren und das Geschehen ein-

dämmen.  

Parallel zu unseren Beratungen - Frau Staudte, 

Sie haben es erwähnt - hat die Landesregierung 

einen entsprechenden Leitfaden erstellt und hat 

die Branche selbst notwendige Sicherheitsmaß-

nahmen etabliert. Der Leitfaden „Maßnahmen zum 

Schutz vor Infektionen mit dem Corona-Virus 

SARS-CoV-2 in Betrieben der Fleischwirtschaft“ 

gibt Unternehmen wie auch amtlichen Kontrollbe-

hörden dabei einheitliche Standards an die Hand, 

und bei neuen Erkenntnissen wird dieser Leitfaden 

selbstverständlich aktualisiert. Der Leitfaden bietet 

allen Unternehmen der Fleischwirtschaft - und 

damit nicht nur den Schlachthöfen - praktikable, 

praxisnahe und auf die unterschiedlichen Realitä-

ten eingehende Leitplanken. Die in dem vorliegen-

den Antrag gemachten Vorschläge sind dagegen 

unpraktikabel und laufen an der Realität vorbei.  

Ja, wir müssen alles im Blick behalten, und ja, es 

wurden und werden Bereiche in dieser Ausnahme-

situation weniger berücksichtigt als andere. Aber 

man darf jetzt nicht in ein Klein-Klein verfallen, 

zeigt uns doch das vergangene Jahr, dass auch 

für zukünftige Ereignisse mehr dieser Leitfäden 

und Handlungsempfehlungen für alle anderen 

gesellschaftlichen Bereiche erstellt werden müs-

sen und gebraucht werden. Diese zu erarbeiten 

und politisch breit zu tragen, muss doch unsere 

politische Arbeit in den nächsten Wochen bestim-

men.  

Die in der Praxis an der Erarbeitung des Leitfa-

dens für die Fleischwirtschaft beteiligten Akteure 

haben bereits qualitativ hochwertig geliefert. Ich 

danke hier insbesondere dem Kern der Arbeits-

gruppe, bestehend aus Landwirtschafts- sowie 

Sozialministerium, dem Landesgesundheitsamt, 

dem LAVES und dem Landkreis Osnabrück. Dem-

entsprechend bitte ich jetzt abschließend, der Be-

schlussempfehlung des Ausschusses zu folgen 

und den Antrag der Grünen abzulehnen.  

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Danke auch Ihnen. - Frau Abgeordnete Karin 

Logemann spricht nun für die Fraktion der SPD.  

Karin Logemann (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-

men und Herren Abgeordnete! „Corona-Schutz 

auch in Schlachthöfen sicherstellen - Arbeiterinnen 

und Arbeiter schützen“ ist ein Antrag von Bünd-

nis 90/Die Grünen aus dem November letzten 

Jahres.  

Traurige Wahrheit: Die zum Teil katastrophalen 

und menschenunwürdigen Zustände in Schlacht-

höfen sind nicht erst seit dem Ausbruch der 

Corona-Pandemie bekannt. Diese Zustände dau-

ern schon viel zu lang an. Wir haben uns bereits 

vorher auf den Weg gemacht und schon deutlich 

früher unser Augenmerk darauf gerichtet und un-

seren Finger in die Wunde gelegt. Zum einen ging 

es da um Tierschutz, zum anderen ging es um die 

Lebens- und Arbeitsbedingungen der Arbeiterin-

nen und Arbeiter in den Schlachthöfen.  

Dieser Antrag von Bündnis 90/Die Grünen legt 

aber noch einmal besonders den Fokus auf die 

Situation mit Blick auf Corona. Sehr schnell wirkte 

die Pandemie wie ein Brennglas, was diese Zu-

stände angeht. Die Arbeit am Schlachtband - 

Schulter an Schulter, bei Temperaturen, die die 

Verbreitung des Virus begünstigen - schlug sich 

genauso unbarmherzig nieder wie das hohe Infek-

tionsrisiko in den Massenunterkünften. So kam es 

immer wieder zu Infektionsausbrüchen in Betrie-

ben der Fleischwirtschaft, insbesondere in 

Schlacht- und Zerlegebetrieben. Die Folge war ein 

hohes Infektionsgeschehen in den Schlachthöfen. 

Hier musste sehr schnell reagiert werden, und, 

Frau Staudte, es wurde reagiert. Es wurden 

Schlachthöfe und auch Zerlegbetriebe vorüberge-

hend geschlossen.  

In puncto Corona-Infektionen haben das Sozialmi-

nisterium und das Landwirtschaftsministerium ge-

handelt und kurzfristig, Mitte Dezember, einen 

umfassenden und klaren Leitfaden mit Maßnah-

men zum Schutz vor Infektionen mit dem Corona-

virus in Betrieben der Fleischwirtschaft herausge-

geben. Unterstützung erhielten Sie durch das Nie-

dersächsische Landesgesundheitsamt - das wurde 

eben schon von Herrn Eilers gesagt - sowie durch 

das LAVES, das Niedersächsische Landesamt für 

Lebensmittelsicherheit und Verbraucherschutz. 

Hier sage ich einmal ganz ausdrücklich Danke an 

die Teams für die konsequente, schnelle und kom-
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petente Zusammenarbeit. Der Leitfaden stellt nicht 

nur Hygienekonzepte, die uns allen bekannt sein 

dürften, wie Maske tragen, Abstand halten, Hän-

dewaschen, räumliche Trennung sowie Tests in 

den Mittelpunkt. Er geht noch weiter, hier nur ein 

paar Beispiele: ausreichende und geeignete 

Wasch- und Desinfektionsgelegenheiten, ausrei-

chende Bereitstellung von Mund-Nase-Bedeckun-

gen und erforderlichenfalls geeigneten Arbeits-

handschuhen und, und, und.  

Auch eine intensivere Kommunikation zwischen 

den Gesundheitsbehörden und den Betrieben so-

wie Handlungsempfehlungen für den Fall einer 

Infektion im Rahmen des Infektionsschutzgesetzes 

sind Teil der Strategie.  

Ein wichtiger Baustein - das habe ich aber eben 

nicht so richtig verstanden - ist das Ampelsystem, 

das dieser Leitfaden beinhaltet. Anhand dieses 

Ampelsystems können die Gesundheitsbehörden 

besser entscheiden, welche Maßnahmen zum 

weiteren Infektionsschutz getroffen werden sollten. 

Hier gibt es übersichtliche Empfehlungen: für die 

Weiterführung des Normalbetriebes grün, für den 

Weiterbetrieb bzw. Teilbetrieb gelb und für die 

Betriebsschließung rot. Und noch einmal: Diese 

Karte ist bereits gezogen worden. 

Es sind nicht nur eventuell festgestellte Infektionen 

wichtig, sondern auch das Vertrauen der Gesund-

heitsbehörden in das Handeln der Verantwortli-

chen in den Betrieben.  

Über den Leitfaden hinaus - dafür bin ich ihm 

überaus dankbar - beendet das Arbeitsschutzkon-

trollgesetz unseres Bundesarbeitsministers Huber-

tus Heil die unwürdigen Zustände der Vertragsar-

beit. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch Bauminister Olaf Lies setzt mit dem Entwurf 

des niedersächsischen Wohnraumschutzgesetzes 

Akzente: Schluss mit der Vermietung von Schrot-

timmobilien! Das niedersächsische Wohnraum-

schutzgesetz setzt klare Grenzen einem skrupello-

sen Umgang mit Wohnimmobilien und mit den dort 

lebenden Mieterinnen und Mietern. 

Der Entwurf legt Mindeststandards für Wohnraum 

fest. Dazu gehören beispielsweise eine ausrei-

chende natürliche Beleuchtung und eine ausrei-

chende Belüftung. Als ich das gelesen haben, 

habe ich gedacht: Meine Güte, das müsste eigent-

lich selbstverständlich sein. Warum muss man das 

speziell benennen? Scheinbar ist es aber so. Ne-

ben ausreichender natürlicher Beleuchtung und 

ausreichender Belüftung sind weitere Mindest-

standards Schutz gegen Feuchtigkeit, Anschlüsse 

für Energie- und Wasserversorgung sowie Ent-

wässerung und sanitäre Einrichtungen. Diese 

müssen nicht nur vorhanden, sondern auch voll 

funktionsfähig sein. Man kann es kaum ausspre-

chen und es sich kaum vorstellen. Wir alle, die 

schon einmal solche Unterkünfte besichtigt haben, 

wissen aber, dass das nicht aus der Luft gegriffen 

ist. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grünen, 

Ihr Antrag hat sich durch das schnelle und konse-

quente Handeln - an der Stelle sind wir durchaus 

getrennter Meinung; das darf auch mal sein - un-

serer Landes- sowie der Bundesregierung über-

holt. Ich bin absolut darüber froh. Wir schließen 

uns natürlich der Beschlussempfehlung des Aus-

schusses an.  

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Danke schön, Frau Kollegin. - Nun hat sich der 

Kollege Hermann Grupe für die FDP-Fraktion zu 

Wort gemeldet. 

Hermann Grupe (FDP): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Die Verbesserung der Arbeitsbedin-

gungen in den Schlachthöfen wie auch der Unter-

bringungsverhältnisse ist uns ein gemeinsames 

Anliegen. Das hat die Kollegin Logemann eben 

anhand von Beispielen dargestellt. Darüber gibt es 

völligen Konsens. 

Was Corona angeht: Dieser Antrag vom 3. No-

vember ist schon etwas in die Jahre gekommen. 

Darin wird der Bundeskanzlerin und den Minister-

präsidentinnen und Ministerpräsidenten dafür ge-

dankt, was sie da Tolles beschlossen haben - der 

Anfang einer unendlichen Geschichte, sage ich 

mal.  

Wir haben leider lernen müssen, dass die 

Schwächsten, Frau Staudte, die von dieser Coro-

na-Pandemie betroffen sind, nicht Mitarbeiter in 

irgendwelchen Firmen und auch nicht in Schlacht-

häusern sind. Wir haben Inzidenzwerte, wir haben 

R-Werte, und wir haben alles Mögliche, mit dem 

wir überall ganz gut klarkommen und bei denen wir 

im Vergleich gut dastehen.  



Niedersächsischer Landtag  -  18. Wahlperiode  -  98. Plenarsitzung am 17. Februar 2021 

9416 

Wo wir aber dramatischerweise leider überhaupt 

nicht gut dastehen, das ist die Zahl der Toten und 

der gesundheitlich schwer Betroffenen. Die sitzen 

zum allergrößten Teil in unseren Altenheimen. Wir 

kennen die Zahlen: Ausbruch in einem Altenheim, 

und ein Drittel der Bewohner bezahlt das mit ihrem 

Leben. - Leider haben wir darauf nicht mehr Au-

genmerk gelegt durch tägliche Untersuchungen 

eines jeden, der da reingeht. Ich will nicht in die 

Diskussion einsteigen, da für mehr Sicherheit zu 

sorgen. Ich hoffe, dass das mit großen Schritten 

weiter gelingt. 

In den Schlachthöfen ist eine Infektion nicht tödlich 

gewesen, jedenfalls nicht für die Mitarbeiter. 

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Haben Sie 

da Zahlen?) 

Die Schlachthöfe mit diesem Thema an den Pran-

ger stellen zu wollen, finde ich absolut unpassend. 

Ich wiederhole es: Wir wollen die Arbeitsbedingun-

gen verbessern. Wir wollen, dass es ein qualifizier-

ter Arbeitsplatz ist. Das ist wichtig für den Tier-

schutz, das ist wichtig für die Menschen, die dieser 

Arbeit nachgehen. Über das alles besteht völliger 

Konsens. Aber da ist kein Hotspot, und da ist kein 

Schwerpunkt in der Corona-Frage. Deswegen 

werden wir diesen Antrag ablehnen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Danke, Kollege Grupe. - Frau Kollegin Anette 

Meyer zu Strohen erhält nun das Wort für die 

CDU-Fraktion. - Sie hat sich schon für den nächs-

ten Tagesordnungspunkt gemeldet. - Dann spricht 

jetzt für Landesregierung Frau Ministerin Dr. Caro-

la Reimann. Bitte schön, Frau Ministerin! 

Dr. Carola Reimann, Ministerin für Soziales, Ge-

sundheit und Gleichstellung: 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren Abgeordnete! Im vergan-

genen Jahr hatten wir auch in Niedersachsen Aus-

brüche in Schlachthöfen mit COVID-19 zu ver-

zeichnen. Daraufhin haben wir sofort reagiert. Wir 

haben sofort per Erlass das Durchwechseln der 

Werkvertragsbeschäftigten zwischen den Be-

triebsstandorten untersagt und konsequente Test-

pflichten für die Beschäftigten in den fleischverar-

beitenden Betrieben angewiesen. 

Außerdem haben wir die Staatlichen Gewerbeauf-

sichtsämter im Juli letzten Jahres angewiesen, alle 

Schlachtbetriebe und fleischverarbeitenden Betrie-

be mit mehr als 50 Beschäftigten einschließlich der 

Leih- und Werkvertragsbeschäftigten bis zum Jah-

resende vor Ort zu besichtigen. Mängel im Bereich 

der Arbeitsschutzmaßnahmen, die zu einer Aus-

breitung des Virus beitragen könnten, sind dadurch 

aufgedeckt und beseitigt worden.  

Auch diese Kontrollen der Gewerbeaufsicht haben 

Wirkung gezeigt. Mittlerweile haben die Betriebe 

viel dazugelernt und setzen zumeist umfassende 

Hygiene- und Testkonzepte ein. Es gibt zwar im-

mer wieder Infektionsfälle in den fleischverarbei-

tenden Betrieben, diese konnten bislang aber be-

grenzt bleiben und führten nicht zu einer Ausbrei-

tung auf weitere Betriebe. 

Automatische Betriebsschließungen nur nach Inzi-

denz unter Berücksichtigung nur eines einzigen 

Parameters sind aus unserer Sicht ein zu grobes 

Maß, um adäquate Entscheidungen zu treffen.  

Es ist schon gesagt worden: Fachleute meines 

Hauses, des Landwirtschaftsministeriums, des 

NLGA, des LAVES und des Landkreises Osna-

brück haben in einer interdisziplinären Arbeits-

gruppe den „Leitfaden: Maßnahmen zum Schutz 

vor Infektionen mit dem Corona-Virus SARS-CoV-

2 in Betrieben der Fleischwirtschaft“ entwickelt. 

Dieser Leitfaden gibt eine sehr gute und differen-

zierte Hilfestellung, um geeignete und adäquate 

Maßnahmen beim Auftreten von Infektionen in 

fleischverarbeitenden Betrieben zu ergreifen. Er 

richtet sich vorrangig an die nach dem Infektions-

schutz zuständigen Behörden, also die Gesund-

heitsämter in den Landkreisen und kreisfreien 

Städte, und er trägt zu einer landesweit einheitli-

chen Vorgehensweise bei.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-

nete, bei der Beratung im Ausschuss ist deutlich 

geworden, dass die im Antrag geforderte bloße 

Übertragung der Inzidenz auf Schlacht- und Zerle-

gebetriebe nicht geeignet ist. Der Leitfaden mit 

seinem Ampelsystem zeigt, wann eine Schließung 

des Gesamtbetriebes erforderlich ist und wann 

aber auch ein Teilbetrieb infrage kommen kann. 

Der Leitfaden soll gleichzeitig auch den Verant-

wortlichen in den Betrieben der Fleischindustrie 

Hilfestellung bei der Erfüllung ihrer Pflichten zur 

Vermeidung von Infektionsgeschehen geben.  

Wichtig ist mir, dass der Leitfaden Aussagen nicht 

nur zu den Betriebsstätten der Fleischwirtschaft 

selbst trifft, sondern auch - die Kollegin Logemann 

hat dies erwähnt - zur Unterbringung der dort Be-
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schäftigten, vor allem in Sammel- und Gemein-

schaftsunterkünften. Die Arbeits- und Lebensbe-

dingungen für die Menschen, die in der Industrie 

arbeiten müssen, müssen so sein, dass sie wei-

testgehend vor einer Infektion geschützt werden. 

Im Übrigen - dies will ich hier erwähnen - sind seit 

Anfang dieses Jahres Werkverträge in der 

Fleischwirtschaft Geschichte und Leiharbeit wei-

testgehend verboten. Das halte ich für eine sehr 

gute Entwicklung. 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Danke sehr, Frau Ministerin. - Wir haben jetzt kei-

ne weiteren Wortmeldungen. 

Wir kommen zur Abstimmung, zunächst zur Nr. 1 

der Beschlussempfehlung.  

Wer der Nr. 1 der Beschlussempfehlung des Aus-

schusses folgen und damit den Antrag der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen in der Drucksache 18/7824 

ablehnen will, den bitte ich um sein Handzeichen. - 

Gibt es Gegenstimmen? - Gegenstimmen der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Gibt es Enthal-

tungen? - Das ist nicht der Fall. Damit ist dieser 

Antrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung zur Nr. 2 der Be-

schlussempfehlung.  

Wer der Nr. 2 der Beschlussempfehlung des Aus-

schusses folgen und damit die dort aufgeführte in 

die Beratung einbezogene Eingabe 2163 für erle-

digt erklären möchte, den bitte ich um ein Hand-

zeichen. - Gibt es Gegenstimmen? - Gibt es Ent-

haltungen? - Einige Enthaltungen. Damit ist diese 

Eingabe für erledigt erklärt worden. 

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 12: 

Abschließende Beratung: 

a) Verbot von Lebendtiertransporten in Dritt-

länder - Antrag der Fraktion der AfD - 

Drs. 18/3265 - b) Lange Tiertransporte verbieten 

- Sofortigen Transportstopp durchsetzen - An-

trag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/3566 - c) Tiere schützen - Tiertransporte 

vermeiden - Antrag der Fraktion der SPD und der 

Fraktion der CDU - Drs. 18/7551 - Beschlussemp-

fehlung des Ausschusses für Ernährung, Landwirt-

schaft und Verbraucherschutz - Drs. 18/8474

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag der 

Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU un-

verändert anzunehmen, den Antrag der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen abzulehnen und den An-

trag der Fraktion der AfD im Hinblick auf die Auflö-

sung der Fraktion für erledigt zu erklären. 

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen zur Beratung.  

Nun hat sich die Kollegin Anette Meyer zu Strohen 

für die CDU-Fraktion gemeldet. 

(Beifall bei der CDU) 

Anette Meyer zu Strohen (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Zunächst möchte ich mich ganz 

herzlich für die konstruktive Beratung unseres 

Antrages im Ausschuss bedanken. 

(Beifall bei der CDU) 

Wir alle sind uns einig: Der Tierschutz beim Trans-

port darf nicht an der Grenze aufhören. Es müssen 

Verbesserungen erreicht werden, um den Tier-

schutz auch bei Transporten in Drittstaaten zu 

gewährleisten. 

Die Bilder von verletzten oder durstenden Tieren, 

die wir in der Vergangenheit sehen mussten, sind 

unerträglich. Ich hoffe, dass wir heute mit unserem 

umfassenden Antrag dafür sorgen, dass zukünftig 

alle Transporte tiergerecht durchgeführt werden. 

Meine Damen und Herren, Niedersachsen ist ein 

wichtiges Milcherzeugerland in Deutschland und in 

der Rinderzucht hoch erfolgreich. Tiertransporte in 

Drittstaaten deswegen komplett zu verbieten, ist 

vielleicht nicht der richtige Ansatz; denn Nieder-

sachsen gehört zu den Hauptexporteuren von 

hochwertigen Zuchttieren in Drittstaaten, die in den 

Empfängerländern zum Aufbau einer eigenen 

Milch- und Fleischproduktion dringend gebraucht 

werden. Selbstverständlich versenden auch die 

Zuchtorganisationen schon heute Sperma und 

Embryonen in die ganze Welt. Auch dieser Ge-

schäftsbereich wird kontinuierlich ausgebaut, so-

dass sich der Transport von Zuchttieren weiter 

verringert. 

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Der Export von Schlachttieren in Drittländer ist 

hingegen meines Erachtens nicht notwendig. 

In Europa regelt die EU-Verordnung 1/2005 die 

Tierschutzanforderungen bei Tiertransporten. Al-

lerdings - dies muss hier deutlich gesagt werden - 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/03001-03500/18-03265.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/03501-04000/18-03566.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/07501-08000/18-07551.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08474.pdf
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wirkt diese Verordnung nicht so, wie wir uns das 

vorstellen. Kontrollen haben dies leider gezeigt: 

Hunger, Durst und Hitze bei den Tieren. Pausen 

wurden nicht eingehalten. Angebliche Versor-

gungsstationen existierten erst gar nicht. - Das darf 

nicht sein! Deshalb fordern wir die Landesregie-

rung u. a. auf, sich dafür einzusetzen, diese EU-

Verordnung zeitnah zu novellieren. Dazu gehören 

auch die Prüfung, ob die dort vorgeschriebenen 

Temperaturbereiche von 5 bis 30° C ausreichen, 

und eine klare Vorgabe, bei Extremtemperaturen 

Langstreckentransporte grundsätzlich zu verbie-

ten. 

Erfreulich ist in diesem Zusammenhang, dass die 

Agrarministerkonferenz - unsere Ministerin ist da ja 

federführend - die Novellierung der EU-Verord-

nung ebenfalls einstimmig unterstützt. 

Ebenso erfreulich ist, dass unser Ministerium 

schon im Januar auf dem Erlasswege klare Vorga-

ben zur Genehmigung und Verbesserung von 

Langstreckentransporten gemacht hat. Heute Mor-

gen hat jeder von Ihnen die Vorlagen 9 und 10 

zugeschickt bekommen. Darin steht das. 

Darüber hinaus müssen die Veterinärbehörden in 

die Lage versetzt werden, die Plausibilität der 

Transporte vernünftig überprüfen zu können. Dazu 

braucht es eine aktuelle Datenbank des Bundes, in 

der alle Informationen gebündelt und aktuell abruf-

bar sind. Alle Fahrzeuge, die für Langstrecken-

transporte zugelassen sind, müssen mit einem 

Navigationsgerät und Tachografen ausgerüstet 

sein. Auf diese Daten muss ein Zugriff der Behör-

den in Echtzeit verpflichtend eingeführt werden. So 

können wir auch Transporte aus Deutschland her-

aus kontrollieren. 

Ebenso brauchen die Behörden einen Vorlauf von 

vier Werktagen. 48 Stunden vor Abfahrt reichen 

nicht aus, um seitens der Behörden die Transporte 

vernünftig und ausreichend zu überprüfen. Das ist 

aber zwingend notwendig, vor allem um sicherzu-

stellen, dass die vorgeschriebenen Versorgungs-

stationen tatsächlich existieren. 

Die Stellungnahmen im Zusammenhang mit der 

Antragsberatung haben uns gezeigt, dass wir mit 

der Aufforderung, dass Landesregierung und 

Kommunen einheitliche Standards für die Abferti-

gung von Tiertransporten erarbeiten sollen, gold-

richtig liegen. Es kann nicht sein, dass die eine 

Behörde überprüft, ob der Wassertank voll ist, und 

die andere nicht. 

Sehr begrüßenswert an dieser Stelle ist - auch das 

möchte ich erwähnen -, dass die Branche selbst 

versucht, hier transparente Standards auf den 

Weg zu bringen. So hat der Bundesverband Rind 

und Schwein ein Branchenkonzept entwickelt.  

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Er startet in Kürze mit einer Datenbank und einem 

Prototypen einer Transportanwender-App, sodass 

die gesamte Transportkette nachvollzogen werden 

kann. Dennoch muss die Sicherstellung des Tier-

schutzes bei Transporten hoheitliche Aufgabe 

bleiben. Ich sagte es bereits: Die Veterinärbehör-

den müssen ertüchtigt werden und die Möglichkeit 

bekommen, jederzeit anlasslose Kontrolle durch-

zuführen. 

Und ganz wichtig ist: Wenn Verstöße festgestellt 

werden, muss die Strafe auf dem Fuße folgen, und 

zwar empfindliche Strafen wie beispielsweise Ent-

zug von Unternehmenszulassungen für Kurz- und 

Langstreckentransporte. 

Liebe Kollegen und Kolleginnen, der umfassende 

gemeinsame Antrag von CDU und SPD enthält 

noch eine Vielzahl weiterer Punkte, die helfen 

werden, die Situation der Tiere bei Transporten zu 

verbessern. Lassen Sie uns heute hier ein Zeichen 

setzen für mehr Tierschutz und weniger Tiertrans-

porte! Ich freue mich auf eine breite Zustimmung 

für unseren Antrag. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Danke schön, Frau Kollegin. - Jetzt hat sich die 

Kollegin Miriam Staudte für Bündnis 90/Die Grü-

nen gemeldet. 

Miriam Staudte (GRÜNE): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Meine Damen und 

Herren Abgeordnete! Im Dezember 2017 gab es 

einen erschütternden Bericht des Magazins 

„37 Grad“ zu Tiertransporten. Wir als Grünen-

Fraktion haben damals eine Anfrage gestellt. Ich 

glaube, ich habe dies schon öfter hier erwähnt. Es 

wurde gesagt: Niedersächsische Tiere sind nicht 

betroffen. Wir sehen keinen Handlungsbedarf. - 

Wir haben dann immer wieder Nachfragen gestellt. 

Wir haben 2019 einen Antrag zum Thema Tier-

transporte eingebracht. Dass nun heute ein Antrag 

der GroKo vorliegt, der wohl auch beschlossen 

werden wird, werten wir auf jeden Fall erst einmal 

als Erfolg unserer Hartnäckigkeit, aber auch als 
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Erfolg der verschiedensten Tierschutzorganisatio-

nen, die in diesem Bereich aktiv sind, 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

der Wissenschaftler, der Juristen und der vielen 

Amtsveterinärinnen und -veterinäre bundesweit, 

die sich immer häufiger weigern, Transportatteste 

auszustellen. 

Herr Domeier von der SPD hat sich sehr für diesen 

Antrag engagiert, in dem tatsächlich auch sehr viel 

Richtiges steht. Das stelle ich gar nicht in Abrede. 

Aber einiges bleibt eben auch ausgespart. Dazu 

zählt zum Beispiel die Grundsatzfrage.  

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Frau Meyer zu Strohen, Sie sind sehr explizit auf 

die Grundsatzfrage der Definition eingegangen: 

Was ist nun eigentlich ein Schlachttier, und was ist 

ein Zuchttier? Die Landesregierung hat selber auf 

eine parlamentarische Anfrage geantwortet: Das 

kann man eigentlich gar nicht so genau sagen. In 

dem Zielland darf man das gar nicht nachprüfen.  

Deswegen ist es sehr, sehr seltsam, dass Sie, 

aber auch andere weiterhin behaupten: Das sind 

alles Zuchttiere, die diese weiten Strecken trans-

portiert werden. Die sind so wertvoll, dass schon 

alle darauf achtgeben, dass die heil ankommen. 

Die Realität sieht doch eigentlich so aus: Das sind 

trächtige Färsen, die transportiert werden. 

Manchmal geschieht das illegalerweise, weil sie 

mit fortgeschrittener Trächtigkeit nicht transportiert 

werden dürfen. Die kommen da irgendwo an. Dann 

kalben sie einmal, dann werden sie noch gemol-

ken, bis diese Laktationsperiode vorbei ist, und 

danach werden sie geschlachtet. Das überprüft 

kein Mensch mehr. Die Kälber werden wahrschein-

lich sowieso ziemlich bald geschlachtet. 

Es ist vollkommen klar, dass etliche Länder über-

haupt keinen Herdenaufbau betreiben. Seit Jahr-

zehnten liefern wir Tiere dorthin. Wenn man dort 

wirklich eine Herde aufbauen wollte, dann wäre 

das inzwischen längst passiert. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Was uns auch verärgert, ist, dass dieser Antrag 

beschlossen werden soll, aber das Handeln der 

Landesregierung weiterhin lückenhaft ist. Es sind 

sicherlich inzwischen weniger Transporte. Aber 

immer noch kriegen wir Nachricht, dass Tiere aus 

Nordrhein-Westfalen erst hierher transportiert wer-

den, dass Tiere aus Bayern erst nach Niedersach-

sen transportiert und dann über die einschlägigen 

Landkreise Aurich und Emsland abgefertigt wer-

den. Mit anderen Worten: Niedersachsen ist wei-

terhin ein Schlupfloch. Das ist natürlich eine Situa-

tion, die wir nicht akzeptieren können. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Vorrednerin hat eben schon gesagt: Wie 

toll. Wir fordern jetzt dazu auf, dass die EU-

Transportverordnung novelliert wird. - Aber in die-

sem Bereich zeigen immer alle mit dem Finger auf 

andere. Frau Klöckner sagt, die Länder sind zu-

ständig. Die Länder sagen, die EU soll die Trans-

portverordnungen verschärfen. Die EU sagt, die 

Kommission soll die Mitgliedstaaten endlich mal 

verknacken, weil sie die EU-Verordnungen nicht 

richtig umsetzen. Das alles kann noch nicht zufrie-

denstellend sein. Wir werden auf jeden Fall bei 

diesem Thema weiterbohren. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Petra Emmerich-Kopatsch: 

Vielen Dank, Frau Staudte. - Für die SPD-Fraktion 

erhält Kollege Jörn Domeier das Wort. Bitte schön! 

Jörn Domeier (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Ja, wir haben hier viel 

Gutes zum Antrag gehört, und alles, was den Tier-

schutz verbessert, ist richtig und wichtig. Auch 

wenn ich vielleicht ein bisschen an diesem Antrag 

beteiligt war, so muss ich doch eingestehen, dass 

dieser Antrag keine Garantie dafür ist, dass Tier-

qual auf den langen Transporten Geschichte sein 

wird; denn auch weiterhin wird es Unternehmen 

und handelnde Personen geben, die mit einzelnen 

Fällen eine ganze Branche in Verruf bringen kön-

nen. 

Mit meiner eigenen Recherchefahrt konnte ich 

einige Schwachpunkte der Transporte aufzeigen, 

und auch die Anhörung in unserem Ausschuss hat 

ja einige Fehler im System aufgezeigt.  

(Vizepräsidentin Meta Janssen-

Kucz übernimmt den Vorsitz) 

Frau Staudte, Sie haben es gesagt: Nicht alle Her-

ausforderungen kann dieser Antrag klären. - 

Nachdem die Bundesländer zu der 1 000. Sitzung 

des Bundesrates das BMEL aufgefordert haben, 

gewisse Änderungen durchzusetzen, hoffe ich 

sehr, dass Bundesministerin Klöckner Interesse an 

diesem Thema findet. Denn es ist richtig: Ohne 
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Änderungen auf Bundesebene und auch durch die 

Europäische Kommission kann es nicht besser 

werden.  

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Nachdem die Anhörung aufzeigte, dass wir in Nie-

dersachsen Drehscheibe für Transporte waren, die 

in anderen Bundesländern nicht abgefertigt wur-

den, müssen wir Vorkehrungen treffen, wie wir 

dies rechtssicher verhindern. Ich finde, als Agrar-

land Nummer eins haben wir da eine ganz beson-

dere Verantwortung. 

Vielleicht habe ich einfach ein Verständnisdefizit, 

wenn mir nicht einleuchten will, dass Tiere, die 

speziell für unser norddeutsches Klima gezüchtet 

wurden und die spezielles Hochleistungsfutter für 

unsere besten Milchergebnisse erhalten, eben 

nicht für Wüstenländer auf der anderen Seite des 

Mittelmeeres gedacht sind. Zum Aufbau von Rin-

derzuchten - Frau Meyer von Strohen hat es eben 

gesagt - gibt es bessere Wege als Transporte quer 

über den Globus.  

Auch heute, wo wir in einem prima klimatisierten 

Raum sitzen, sind Rinder unterwegs, die an wahr-

scheinlich vereisten Tränken ihren Durst stillen 

wollen. Auch wenn der Schnee hier bei uns lang-

sam taut: Auf der sogenannten Ostroute werden 

zum Wochenende Temperaturen von minus 25° C 

erwartet. 

Ich bin der festen Überzeugung: Mit einem rechts-

sicheren Erlass könnten wir die Praxis sofort stop-

pen - wie andere Bundesländer auch.  

Mit diesem Antrag, den wir heute dazu beschlie-

ßen, wollen wir gegensteuern. Wir wollen verhin-

dern, dass aus Transporten Qualtransporte wer-

den. Dafür, dass wir alle dieses großes Oberziel 

haben, bin ich diesem Hohen Haus wirklich sehr 

dankbar. Für mich ist das dringend notwendig; 

denn wie die Fernsehsendung „Panorama“ vom 

9. Februar dieses Jahres aufgezeigt hat, sind ein-

zelne Kommunen - vielleicht auch aus unserem 

Bundesland - scheinbar Dreh- und Angelpunkt für 

eine Abfertigung, die sicherlich Fragen aufwirft und 

die wir in diesem Plenumsabschnitt noch behan-

deln werden. 

Uns geht es hier nicht um Kleinigkeiten, die wir 

einfordern. Es geht um ein Gerichtsurteil der EU, 

das aussagt, dass unsere Verantwortung für die 

uns anvertrauten Geschöpfe eben nicht an der 

Landesgrenze endet, sondern bis zum Bestim-

mungsort reicht. Das kann auch der angebliche 

Zielort im Drittstaat sein. 

Mit einem durchschnittlichen Zuchtbestand von 3,6 

Tieren können manche Staaten nicht ernsthaft 

eine flächendeckende Zucht aufzeigen. Es ist 

mehr als ein Anfangsverdacht, dass dort in vielen 

Teilen keine Zucht erfolgt, sondern Tiere falsch 

deklariert werden, um dann eben doch als 

Schlachttiere zu enden. Auch die Anhörung im 

Ausschuss war da mehr als deutlich.  

Von daher möchte ich all denen danken, die seit 

Jahren an der Sache arbeiten, zum Beispiel NGOs 

wie Animals‘ Angels oder dem Investigativjourna-

listen Edgar Verheyen, aber eben auch Frau Dr. 

Freitag als Amtstierärztin aus Schleswig-Holstein 

und dem Friedrich-Loeffler-Institut mit Dr. Michael 

Marahrens. Auch meiner SPD-Fraktion, die mir für 

meine Herzenssache die notwendige Beinfreiheit 

schenkte und Unterstützung gab, möchte ich ganz 

besonders danken. 

Weil ich weiß, dass wir insbesondere Rinderver-

bände noch nicht von der Notwendigkeit unseres 

Antrags überzeugen konnten, möchte ich wieder 

auf Reisen gehen und lade die Skeptiker ein, mich 

zu begleiten, wenn ich auf der anderen Seite des 

Mittelmeeres verfolgen möchte und auch doku-

mentieren werde, ob aus unseren Zuchttieren 

dann nicht leider doch wieder Schlachttiere wer-

den.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Kollege Domeier. - Für die FDP-

Fraktion erteile ich jetzt dem Abgeordneten Her-

mann Grupe das Wort. Bitte schön! 

Hermann Grupe (FDP): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Auch dies ist ein 

Antrag, in dem es ein großes Oberziel gibt, wie es 

Jörn Domeier gerade formuliert hat, worüber wir 

uns über alle Fraktionsgrenzen hinweg einig sind. 

Der Kollege Domeier hat gesagt, auch wenn wir 

hier noch so viele Anträge verabschieden, ist das 

keine Garantie. Nein, das ist es nicht. Aber es ist 

ein Schritt, den wir tun können und durch den wir 

den Finger in die Wunde legen und darauf dringen 

können, dass es zu Verbesserungen kommt. Ich 

teile auch vollkommen, lieber Jörn Domeier, dass 

wir als großes Agrarland mit herausragender Tier-

haltung eine besondere Verantwortung haben - gar 

keine Frage! 
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Die Exportzahlen sind sehr erstaunlich, wenn man 

wirklich davon ausgeht, dass das alles Zuchttiere 

sind. Diesem Umstand wird man ja wohl in einem 

Land wie dem unseren noch auf den Grund gehen 

können.  

Wir alle sind uns einig - auch das haben wir hier 

schon einheitlich bekannt -, dass Schlachttiere zu 

einem der nächstgelegenen Standorte zu transpor-

tieren sind und insofern so viel Tierwohl wie mög-

lich zu praktizieren ist.  

Wir haben uns gerade dafür eingesetzt, liebe Kol-

leginnen und Kollegen, auch dezentrale Schlach-

tungen zu ermöglichen. Ferner soll das Tierwohl 

im Vordergrund stehen. Auch regionale Tierhal-

tung und Schlachtung sind unsere Ziele in diesem 

Bereich. 

Liebe Miriam Staudte, in diesem Hause jedenfalls 

behauptet keiner, dass das mit den Schlacht- und 

Zuchttieren alles so sein könnte. Das ist eine Fra-

ge, die absolut einwandfrei geklärt werden muss. 

Vielen Dank an Jörn Domeier, dass er sich da so 

persönlich engagiert. 

Ich hoffe, wir können uns in großer Einigkeit - hof-

fentlich einstimmig - hinter diesen Antrag stellen; 

wir müssen dabei nicht über einzelne Spiegelstri-

che reden. Wir als FDP-Fraktion werden dem An-

trag sehr gern zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 

bei der SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Grupe. - Als 

Nächste spricht die fraktionslose Abgeordnete 

Frau Dana Guth. Sie haben 1 Minute und 30 Se-

kunden. Bitte! 

Dana Guth (fraktionslos):

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-

men und Herren! Lebendtiertransporte - ich erinne-

re nur ungern daran, aber der erste Antrag zu die-

sem Thema stammte von mir. Der Antrag stammte 

bereits aus dem März 2019, wo es doch so wichtig 

ist, Lebendtiertransporte in Drittländer zu verbie-

ten. 

Kurze Zeit später zogen die Grünen nach. Eine 

Neuregelung war gewünscht, zumindest feste 

Grundlagen, und bis dahin ein Verbot. 

Jetzt sehen wir einen Antrag der GroKo vom Sep-

tember 2020 - ein unheimlich großer Forderungs-

katalog mit dem Ergebnis: Transporte vermeiden!  

Das heißt, wir schrauben die Forderungen mit 

jedem Antrag erst mal ein Stück weit herunter. 

Es gibt seit dem 4. Januar 2021 einen Erlass des 

Landwirtschaftsministeriums, der ganz viele Anfor-

derungen im Bereich Tiertransportiere bereits ex-

plizit regelt. Der Antrag der GroKo ist also im 

Grunde genommen eigentlich schon wieder über-

holt und damit erledigt. 

NRW war mutig genug, ein vollständiges Verbot 

von Tiertransporten in Drittländer zu fordern. Das 

Ergebnis ist offen. 

Man muss ganz klar sagen: Niedersachsen und 

Brandenburg sind traurige Marktführer im Bereich 

der Abfertigung von Tieren zum Transport in Dritt-

länder. Was mit diesen Tieren passiert, wurde von 

den Vorrednern mehr als deutlich ausgeführt. 

Es kann auf diese Frage nur eine einzige Antwort 

geben, nur eine einzige Forderung: Kein Transport 

von Lebendtieren in Drittländer und klare Regelun-

gen und Begrenzungen innerhalb der EU! Tierwohl 

muss hier vor wirtschaftlichen Interessen stehen! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Frau Guth. - Die nächste vorliegende 

Wortmeldung kommt ebenfalls von einem frakti-

onslosen Abgeordneten. Herr Christopher Emden, 

bitte! 

Christopher Emden (fraktionslos): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Her-

ren! Der Zivilisationsgrad einer Gesellschaft be-

misst sich auch daran, wie sie mit ihren Tieren 

umgeht. Der Landtag hätte die Chance gehabt, die 

Situation von Nutz- und Schlachttieren deutlich zu 

verbessern. Er hat sie nicht genutzt. 

Der ursprüngliche Antrag vom 19. März 2019 kam 

in der Tat von der AfD-Fraktion. Eilig haben dann 

die Grünen am 23. April 2019 einen eigenen An-

trag hinterhergeschoben.  

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Der lag in 

der Schublade, wir hatten ja tausend 

andere vorgelegt!) 
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Die Koalition hat ein bisschen länger gebraucht, 

sie hat ihren Antrag nämlich am 29. September 

2020 gestellt. Man könnte nun erwarten, dass um-

fangreiche Beratungen stattgefunden haben und 

dass ein großer Wurf vorgelegt wird. Mitnichten! 

Dazu komme ich gleich noch. 

Ich möchte einmal die Stoßrichtung der Anträge 

kurz zusammenfassen; denn das wurde eben nicht 

richtig deutlich. 

Die AfD verlangte, Lebendtiertransporte in Dritt-

länder generell zu verbieten. Meine sehr verehrten 

Damen und Herren, nur das ist praktischer Tier-

schutz. Nur mit einem solchen Verbot sind die 

Qualen zu unterbinden, die Tiere immer erleiden 

müssen, wenn sie über mehrere Stunden transpor-

tiert werden - insbesondere ins Ausland mit ande-

ren klimatischen Bedingungen, insbesondere auch 

ins außereuropäische Ausland, wo die Tierschutz-

standards bekanntermaßen noch geringer sind als 

bei uns. 

Den Antrag der Grünen kann man salopp so zu-

sammenfassen: Die Lebendtiertransporte ins Aus-

land sind eigentlich okay, sie sollten nur nicht län-

ger als acht Stunden dauern. - Das ist die Quintes-

senz Ihres Antrags. 

(Widerspruch von Miriam Staudte 

[GRÜNE]) 

Die Witterung ist im Endeffekt egal. Dafür sollte 

man aber ein Temperaturüberwachungssystem 

und einen Datenschreiber mit an Bord nehmen, 

und dann läuft das schon alles tierschutzkonform. - 

Meine Güte, wie naiv sind Sie von den Grünen 

eigentlich? Sie haben von Tierschutz überhaupt 

keine Ahnung. 

Die Koalition ist noch schlimmer. Sie sagt im End-

effekt: Weiter so! - Man will eigentlich gar nichts 

ändern. In ihrem schwachen Entschließungsantrag 

steht: Lebendtiertransporte ins Ausland bleiben 

auch bei unbegrenzter Fahrtdauer okay. - Es kann 

also nach wie vor auch zu einem Transport nach 

Nordafrika kommen. Selbst das ist nach Ihrem 

Antrag weiterhin machbar und soll auch so blei-

ben. Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 

denke, jeder kann sich vorstellen, was für ein Leid 

das für ein betroffenes Tier bedeutet.  

Sie sagen, Langstreckentransporte - das sind nach 

der schon erwähnten EU-Verordnung 1/2005 

Transporte über acht Stunden - solle es nur bei 

Temperaturen zwischen 5° und 30° C geben. Sie 

meinen weiterhin, Lüftungssysteme seien zu instal-

lieren; das verlangt aber bereits die erwähnte EU-

Verordnung. Schließlich solle es vermehrt Kontrol-

len geben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, machen 

wir uns doch nichts vor: Das ist ein mafiöser Markt. 

Da wird überall geschummelt. Es machen auch 

alle mit, die eventuell kontrollieren sollen, wenn sie 

entsprechende Schmiergelder bekommen. Das ist 

mafiös. Wenn wir es bisher noch nicht einmal 

schaffen, die Umdeklarierung von Schlachttieren in 

Zuchttiere zu vermeiden, kann man nicht einfach 

auf weitere Kontrollen - von mindestens 10 % der 

Transporte - setzen. Das reicht nicht aus. Im Ge-

genteil - das ist Augenwischerei. 

Was es vielmehr braucht, ist, wie gesagt, das Ein-

zige, was effektiv wirkt - nämlich die gesamten 

Tiertransporte zu unterbinden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ganz 

abgesehen davon - Sie können ja hier kontrollie-

ren, aber darauf, was hinter der Grenze passiert, 

haben Sie keinerlei Einfluss. 

Die restlichen Punkte des Entschließungsantrags 

sind so dürftig und so ineffektiv, dass ich sie hier 

gar nicht erwähnen möchte.  

Ich möchte aber noch eines ganz deutlich machen, 

sehr verehrte Damen und Herren. Ein Verbot von 

Lebendtiertransporten ins Ausland, insbesondere 

auch in Drittländer, in denen keine Tierschutzan-

forderungen bestehen, ist die ethisch-moralische 

Pflicht einer zivilisierten Gesellschaft.  

Es ist im Übrigen auch eine ökologische Pflicht. 

Sie reden ja immer von CO2-Vermeidung, Klimapo-

litik und Ähnlichem. Haben Sie eigentlich mal aus-

gerechnet, wie viel CO2-Ausstoß all diese Tier-

transporte mit sich bringen? Haben Sie das mal 

gemacht? Das ist immens, wenn man bedenkt, wie 

viele Tiere über weite Strecken bis nach Nordafrika 

transportiert werden. 

Da zeigt sich wieder eines: Wir haben hier ein 

weiteres Beispiel für ignorante Politik. Sie alle - ob 

Koalition, Grüne, FDP, die noch nicht einmal einen 

Antrag eingebracht hat; wahrscheinlich überlegen 

Sie noch heute, was Tierschutz überhaupt ist - 

dokumentieren hier einmal mehr, dass Ihnen Tier- 

und Umweltschutz eigentlich restlos egal sind. 

(Beifall bei fraktionslosen Abgeordne-

ten) 
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Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Eine weitere Wortmeldung zu den drei Anträgen 

liegt uns von Frau Ministerin Barbara Otte-Kinast 

vor. Frau Ministerin, bitte! 

(Beifall bei der CDU) 

Barbara Otte-Kinast, Ministerin für Ernährung, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 

Vielen Dank für die regelmäßige Grundreinigung 

des Redepults. 

Frau Präsidentin! Verehrte Damen und Herren! 

„Tiere schützen - Tiertransporte vermeiden“ - mit 

diesem Thema rennen Sie bei mir offene Türen 

ein. Das hatte ich schon im vergangenen Oktober 

hier im Plenum gesagt, als es um den Entschlie-

ßungsantrag der Großen Koalition ging. Das wie-

derhole ich gerne. Tiere zu schützen, die Risiken 

beim Transport zu verringern und Tiertransporte zu 

vermeiden, wo immer es geht, das unterstütze ich 

ausdrücklich. 

Genau deswegen hat mein Haus im Juli 2020 per 

Erlass die Abfertigung von Transporten von Nutz-

tieren in Nicht-EU-Länder untersagt; denn vor al-

lem durch die Corona-Pandemie kam es zu Ein-

schränkungen an den Häfen und Grenzübergän-

gen innerhalb und außerhalb der EU. Zudem fehl-

ten belastbare Informationen über die Versor-

gungsstellen in den Drittländern, ganz zu schwei-

gen von den kritischen Temperaturen. 

Klar ist aber auch, meine Damen und Herren: Als 

Landesregierung mussten wir auf aktuelle Verwal-

tungsgerichtsentscheidungen reagieren. Danach 

war das vollständige Verbot der Exporte von Wie-

derkäuern und Schweinen nicht länger haltbar. Ein 

Sofortstopp von Tiertransporten, wie ihn die Grü-

nen fordern, ist in einem Rechtsstaat eben nicht so 

einfach machbar und im Übrigen auch durch mei-

nen Amtsvorgänger nicht realisiert worden. Viel-

mehr müssen wir den uns vorgegebenen rechtli-

chen Rahmen respektieren. 

Mein Haus hat am 4. Januar einen Erlass auf den 

Weg gebracht, der zwar Lebendtiertransporte 

grundsätzlich wieder möglich macht, aber zugleich 

den rechtlichen Handlungsspielraum für den Tier-

schutz maximal ausschöpft und die Risiken für das 

Wohlergehen der zu transportierenden Tiere ver-

ringert.  

Wir setzen auf Vollkontrolle beim Tierschutz. Bis 

auf Weiteres sind alle Abfertigungen von langen 

Tiertransporten in Drittländer schriftlich mit meinem 

Haus abzustimmen. Außerdem gibt der Erlass vor, 

wie die Transportplanung plausibel darzustellen 

ist, und er stellt konkrete Anforderungen an Ver-

sorgungsstellen und an Straßentransportfahrzeuge 

in den Drittländern. 

Zudem müssen die zuständigen Behörden den 

Transport im Nachgang prüfen und einen ausführ-

lichen Bericht an mein Haus schicken. So sam-

meln wir Informationen, um dann besser über zu-

künftige Exporte entscheiden zu können. Mit dem 

Erlass verbessern wir sofort den Tierschutz bei 

langen Transporten in Nicht-EU-Länder.  

Ich bin mir bewusst, dass wir den Wirtschaftsun-

ternehmen und den abfertigenden Landkreisen 

hier sehr viel Transparenz abverlangen. Aber so 

erreichen wir, dass die EU-Tierschutztransport-

verordnung bis hin zum Bestimmungsort eingehal-

ten wird. 

Meine Damen und Herren, der aktuelle nieder-

sächsische Erlass zeigt: Bei uns stehen die Tiere 

an erster Stelle. Denn die EU-Tierschutz-

transportverordnung über den Schutz von Tieren 

beim Transport gilt bis zum Bestimmungsort in 

Nicht-EU-Ländern. Das wissen wir seit dem Urteil 

des Europäischen Gerichtshofes vor sechs Jahren. 

Das Thema ist und bleibt aktuell, und es ist für 

mich äußerst unbefriedigend, dass es bei Tier-

transporten mittlerweile einen Abfertigungstouris-

mus in Drittländer über andere Mitgliedstaaten 

gibt, der sich der Kontrolle durch deutsche Veteri-

närbehörden weitgehend entzieht. 

Frau Staudte, Sie haben gesagt, Sie werden weiter 

bohren. Meine Damen und Herren, wir alle müssen 

bei diesem Thema weiter bohren, denn es gibt 

dicke Bretter. Wir müssen tief bohren, und das 

geht nur gemeinsam. Darum bitte ich auch in die-

sem Plenum. Für mich steht fest, dass auf EU-

Ebene und nationaler Ebene noch nachgebessert 

werden muss; denn nicht alles kann man auf dem 

Wege eines Erlasses regeln. Daher hat Nieder-

sachsen auch der von NRW eingebrachten Bun-

desratsinitiative zugestimmt, der Entschließung, 

die am vergangenen Freitag angenommen wurde. 

Meine Damen und Herren, ich habe es zu Beginn 

gesagt: Mit dem Thema Tierschutz bei Tiertrans-

porten rennen Sie bei mir offene Türen ein. Ich 

unterstütze also die Beschlussempfehlung des 

Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz. 

Herzlichen Dank an dieser Stelle. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 

der SPD) 
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Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Ich gebe den Dank 

für die immer prompte Reinigung und Desinfektion 

gerne an das eingespielte Team weiter. Ich danke 

Ihnen dafür. 

(Beifall) 

Uns liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich 

schließe damit die Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Zu Nr. 1 der Beschlussempfehlung, Antrag der 

Fraktion der SPD und der Fraktion der CDU: Wer 

der Nr. 1 der Beschlussempfehlung des Aus-

schusses folgen und damit den Antrag der Fraktion 

der SPD und der Fraktion der CDU in der Druck-

sache 18/7551 unverändert annehmen will, den 

bitte ich um ein Handzeichen. - Zustimmung der 

Großen Koalition. Gegenstimmen? 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Enthaltun-

gen!) 

- Ich bin jetzt erst mal bei den Gegenstimmen. Ich 

muss erst einmal schauen. Da hinten sind nämlich 

Gegenstimmen. - Es gibt sechs Gegenstimmen 

fraktionsloser Mitglieder. Jetzt kommen wir zu den 

Enthaltungen, Herr Kollege Limburg. Gibt es Ent-

haltungen? - Bei Enthaltung der Grünen-Fraktion 

ist das mehrheitlich so angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung zu Nr. 2 der 

Beschlussempfehlung, Antrag der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen. Wer der Nr. 2 der Beschluss-

empfehlung des Ausschusses folgen und damit 

den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in 

der Drucksache 18/3566 ablehnen will, den bitte 

ich um ein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Ge-

genstimmen der Grünen. Enthaltungen? - Bei 

sechs Enthaltungen der fraktionslosen Mitglieder 

ist der Antrag abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Nr. 3 

der Beschlussempfehlung, Antrag der Fraktion der 

AfD. Wer der Nr. 3 der Beschlussempfehlung des 

Ausschusses folgen und damit den Antrag der 

Fraktion der AfD in der Drucksache 18/3265 für 

erledigt erklären will, den bitte ich um ein Handzei-

chen. - Gegenstimmen? - Sechs Gegenstimmen 

fraktionsloser Mitglieder. Enthaltungen? - Sehe ich 

nicht. Damit ist der Antrag mehrheitlich von allen 

Fraktionen für erledigt erklärt worden. 

Damit verlassen wir den Tagesordnungspunkt 12 

und fahren wie angekündigt fort, wenn alle ihren 

Platz wieder eingenommen haben und die Ge-

sprächsrunden sich etwas aufgelöst haben. 

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 24: 

Abschließende Beratung: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Nie-

dersächsischen Ausführungsgesetzes zum 

Bundesmeldegesetz sowie zur Änderung des 

Niedersächsischen Kommunalverfassungsge-

setzes - Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und 

der Fraktion der CDU - Drs. 18/8413 - Beschluss-

empfehlung des Ausschusses für Inneres und 

Sport - Drs. 18/8504 - dazu: Schriftlicher Bericht - 

Drs. 18/8539

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Gesetzent-

wurf mit Änderungen anzunehmen. 

Im Ältestenrat waren sich die Fraktionen einig, 

dass dieses Gesetz ohne allgemeine Aussprache 

verabschiedet werden soll. - Ich sehe keinen Wi-

derspruch. 

Wir kommen damit gleich zur Einzelberatung. 

Artikel 1. - Änderungsempfehlung des Ausschus-

ses. Wer ihr zustimmen möchte, den bitte ich um 

ein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Sehe ich 

nicht. Enthaltungen? - Sehe ich auch nicht. Damit 

wurde bei Artikel 1 der Änderungsempfehlung des 

Ausschusses einstimmig gefolgt. 

Artikel 2. - Änderungsempfehlung des Ausschus-

ses. Wer ihr zustimmen möchte, den bitte ich um 

ein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltun-

gen? - Sehe ich nicht. Auch zu Artikel 2 wurde der 

Änderungsempfehlung einstimmig zugestimmt. 

Artikel 3. - Unverändert.  

Gesetzesüberschrift. - Unverändert.  

Somit kommen wir zur Schlussabstimmung. Ich 

bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 

geänderten Form zustimmen möchten, aufzu-

stehen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Sehe 

ich nicht. Damit ist das Gesetz einstimmig mit Än-

derungen verabschiedet. 

Wir kommen jetzt zum 

Tagesordnungspunkt 25: 

Abschließende Beratung: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Nie-

dersächsischen Gesetzes über Verordnungen 

und Zuständigkeiten - Gesetzentwurf der Lan-

desregierung - Drs. 18/8445 - Beschlussempfeh-

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08413.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08501-09000/18-08504.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08501-09000/18-08539.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08445.pdf
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lung des Ausschusses für Rechts- und Verfas-

sungsfragen - Drs. 18/8505

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Gesetzent-

wurf mit Änderungen anzunehmen.  

Die mündliche Berichterstattung hat der Abgeord-

nete Thomas Adasch übernommen. Bitte, Herr 

Kollege Adasch! 

Thomas Adasch (CDU), Berichterstatter: 

Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Der Ausschuss für Rechts- und Verfassungs-

fragen empfiehlt Ihnen einstimmig bei Enthaltung 

des Ausschussmitglieds der Grünen, den Gesetz-

entwurf mit den aus der Beschlussempfehlung 

ersichtlichen Änderungen anzunehmen. 

Der Gesetzentwurf wurde direkt an den Ausschuss 

überwiesen und dort von einem Vertreter der 

Staatskanzlei vorgestellt. Lassen Sie mich das 

kurz zusammenfassen: 

Bisher müssen sämtliche Verordnungen der Lan-

desregierung und der Ministerien im Gesetz- und 

Verordnungsblatt verkündet werden, also in Pa-

pierform. Das kostet Zeit. Die Bekämpfung der 

COVID-19-Pandemie macht es aber erforderlich, 

die Verordnungen nach dem Infektionsschutzge-

setz erheblich schneller zu erlassen als sonst üb-

lich. In Niedersachsen betrifft das insbesondere 

die Niedersächsische Corona-Verordnung und die 

Niedersächsische Quarantäne-Verordnung. 

Es ist nun der Wunsch aller Fraktionen und der 

kommunalen Spitzenverbände, die für das Dru-

cken und Versenden des Gesetz- und Verord-

nungsblattes benötigte Zeit lieber für eine vertiefte 

Debatte im parlamentarischen Raum, für eine 

sinnvolle Verbandsbeteiligung und für eine klare 

Formulierung der Regelungen zu nutzen. 

Der Gesetzentwurf sieht deshalb die Möglichkeit 

vor, Verordnungen zunächst nur im Internet zu 

verkünden. Diese Möglichkeit gibt es bereits auf 

Bundesebene und in vielen anderen Bundeslän-

dern. Sie soll nach dem Gesetzentwurf für die Ver-

ordnungen nach dem Infektionsschutzgesetz ge-

schaffen werden, bei Gefahr im Verzug aber auch 

für andere Verordnungen. Unverzüglich nach der 

Verkündung im Internet sind die Verordnungen 

zusätzlich im Gesetz- und Verordnungsblatt zu 

verkünden. Dadurch soll die langfristige Verfüg-

barkeit der Verordnungstexte sichergestellt wer-

den. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, der Ausschuss 

wurde von der Landesregierung gebeten, diesen 

erst Anfang Februar eingebrachten Gesetzentwurf 

so zügig zu behandeln, dass er bereits im Februar-

Plenum abschließend beraten werden kann. Der 

normalerweise für eine Gesetzesberatung erfor-

derliche Zeitrahmen ist damit zwar deutlich unter-

schritten worden, aber trotzdem haben sich die 

Ausschussmitglieder aller Fraktionen in diesem 

besonderen Fall mit dem Verfahren einverstanden 

gezeigt. 

Dabei wurde im Ausschuss von allen Seiten die 

Bedeutung der Verkündungsvorschriften für den 

Rechtsetzungsprozess gewürdigt. Die verfas-

sungsrechtlichen Anforderungen für die Verkün-

dung von Rechtsvorschriften ergeben sich aus 

dem Rechtsstaatsprinzip. Das bedeutet: Auch eine 

Verkündung im Internet muss es den Betroffenen 

ermöglichen, sich verlässlich Kenntnis vom Inhalt 

der Rechtsvorschrift zu verschaffen. Diese Kennt-

nisnahme darf nicht unzumutbar erschwert sein. 

Vor diesem Hintergrund hat der Ausschuss erör-

tert, ob möglicherweise bei einer Verkündung im 

Internet eine alternative Möglichkeit der Kenntnis-

nahme für Bürgerinnen und Bürger ohne Internet-

zugang geschaffen werden sollte. Der Ausschuss 

ist dabei zu dem Ergebnis gekommen, jedenfalls 

bei der hier geregelten Eilverkündung darauf zu 

verzichten. 

Zum einen erreicht die elektronische Verkündung 

viel mehr Menschen als das gedruckte Gesetz- 

und Verordnungsblatt. Zum anderen werden die im 

Internet verkündeten Verordnungen unverzüglich 

auch im Gesetz- und Verordnungsblatt veröffent-

licht, wo sie kurzfristig nachgelesen werden kön-

nen. Für Eilverkündungen sehen im Übrigen auch 

die Regelungen anderer Bundesländer keine zu-

sätzlichen Möglichkeiten der Kenntnisnahme vor. 

Auch von der Rechtsprechung der Obergerichte 

werden solche nicht gefordert. 

Weiter wurde im Ausschuss die Frage diskutiert, 

ob an der im Gesetzentwurf vorgesehenen Mög-

lichkeit, die Verkündung im Internet auch bei Ge-

fahr im Verzug zuzulassen, festgehalten werden 

soll. Die Ausschussmitglieder der Grünen und der 

FDP hatten Zweifel, ob diese allgemeine, keinen 

Corona-Bezug aufweisende Regelung nicht besser 

in einem weiteren, nicht unter Zeitdruck stehenden 

Gesetzgebungsverfahren beraten werden sollte, 

zumal die Gesetzesbegründung selbst darauf hin-

weise, dass der Begriff „Gefahr im Verzug“ zu Be-

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08501-09000/18-08505.pdf
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gründungsaufwand und Rechtsunsicherheit führen 

könne. 

Der Vertreter der Staatskanzlei konnte im Aus-

schuss zwar keine konkreten Anwendungsfälle der 

Gefahr im Verzuge benennen, bei denen die Mög-

lichkeit der Verkündung im Internet benötigt werde. 

Die Regelung diene aber der Vorsorge, weil es zu 

spät für eine gesetzliche Änderung wäre, wenn 

Gefahr im Verzug tatsächlich vorliege. Der Vertre-

ter der Staatskanzlei sprach sich daher gegen eine 

Verschiebung auf ein späteres Verfahren aus, 

zumal die Landesregierung jedenfalls in den 

nächsten zwölf Monaten keinen weiteren Gesetz-

entwurf zu den Verkündungsvorschriften vorlegen 

werde. Die Vorbereitung des geplanten Wechsels 

zu einer vollständigen Verkündung im Internet 

benötige noch mehr Zeit. Rechtsrisiken berge der 

Begriff „Gefahr im Verzuge“ auch nur, wenn er 

überspannt werde. Davon werde die Landesregie-

rung Abstand nehmen. 

Dieser Einschätzung hat sich der Ausschuss an-

geschlossen. Er empfiehlt einstimmig - bei Enthal-

tung des Ausschussmitglieds der Grünen -, die 

allgemeine Regelung für Gefahr im Verzug im 

Gesetzentwurf zu belassen, um für unvorhergese-

hene Fälle vorbereitet zu sein. 

In der Beschlussempfehlung findet sich daher le-

diglich eine redaktionelle Änderung: Anstelle der 

„Ersatzverkündung“ soll es „Eilverkündung“ hei-

ßen. Der Begriff „Ersatzverkündung“ wird bereits 

im Niedersächsischen Kommunalverfassungsge-

setz verwendet, dort im Zusammenhang mit der 

Verkündung von Satzungen, die Pläne, Karten 

oder Zeichnungen enthalten. Aus diesem Grund 

soll hier ein anderer Begriff gewählt werden. Auch 

diese Empfehlung kam einstimmig zustande - wie-

derum bei Stimmenthaltung der Vertreterin der 

Grünen. 

Abschließend wurden im Ausschuss noch zwei 

eher technische Details besprochen. Im Aus-

schuss bestand Einigkeit, dass in den Fällen einer 

Eilverkündung der Tag des Inkrafttretens der Ver-

ordnungsregelungen zwingend in der Verordnung 

festgelegt werden muss. Würde das Datum nicht 

festgelegt, träte die Verordnung gemäß der Nie-

dersächsischen Verfassung erst 14 Tage nach der 

nachgeholten Papierverkündung in Kraft. Damit 

wäre alle Eile vergebens gewesen. 

Außerdem muss aus rechtsstaatlichen Gründen 

der Tag der Eilverkündung erkennbar sein. Daher 

wird die Staatskanzlei den Tag der Eilverkündung, 

also der Bereitstellung der Verordnung im Internet, 

auf dem elektronischen Dokument in einem Text-

feld vermerken. 

Nach diesen beiden technischen Punkten waren 

im Ausschuss alle Fragen geklärt. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die Beschluss-

empfehlung kam im Ergebnis, wie schon eingangs 

erwähnt, einstimmig zustande bei Enthaltung des 

Ausschussmitglieds der Grünen. 

Damit komme ich zum Schluss meines Berichts 

über diese zwar beschleunigte, aus meiner Sicht 

aber trotzdem intensive und konstruktive Aus-

schussberatung. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und bei der SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Kollege Adasch, für den aus-

führlichen Bericht. 

Im Ältestenrat waren sich die Fraktionen einig, 

dass dieses Gesetz ohne allgemeine Aussprache 

verabschiedet wird. Im Rahmen der Umverteilung 

der Redezeiten hat die Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen mitgeteilt, doch Beratungszeit in Anspruch 

nehmen zu wollen. Daraufhin haben die Fraktionen 

von SPD und CDU ebenfalls Redezeiten angemel-

det.  

Wir steigen jetzt in die Beratung ein. Herr Kollege 

Limburg für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen! 

(Unruhe) 

- Meine Damen, meine Herren, ich bitte darum, 

dass Ruhe einkehrt. Er hat zwei Minuten Redezeit. 

Ich denke, das wird jetzt kurz und knapp. Wenn ich 

nicht unterbrechen muss, sollte das hier laufen. - 

Bitte! 

Helge Limburg (GRÜNE): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich gebe mir wie immer Mühe, die Redezeit nicht 

zu überziehen. 

Der Herr Berichterstatter, Herr Kollege Adasch, hat 

es gerade ausgeführt: Die Verkündung ist natürlich 

eher ein Randbereich der Rechtspolitik. Aber sie 

ist deswegen nicht trivial. Es macht schon einen 

gewaltigen Unterschied, wann genau eine Rege-

lung in Kraft tritt und ob die Betroffenen davon 

überhaupt Kenntnis erlangen konnten und erlangt 

haben. 
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Ich will das an dem konkreten Beispiel der hier 

zugrunde liegenden Corona-Verordnung deutlich 

machen: Anfang Januar kündigte die Landesregie-

rung eine deutliche Verschärfung der Kontaktbe-

schränkungen im privaten Bereich an. Ich weiß 

von Fällen, in denen für das kommende Wochen-

ende noch Verwandtenbesuche geplant waren und 

man eigentlich davon ausging: Wahrscheinlich tritt 

die neue Regelung am Montag in Kraft; dann kann 

ich den Besuch ja noch machen. 

Dann trat diese neue Regelung - wir erinnern uns: 

die Regierungssprecherin hat ausdrücklich betont, 

dass sie auch für Babys gilt, das Baby darf dann 

eben nicht mit der Mutter irgendwohin - schon am 

Sonntag in Kraft, und das bei den bekannten, von 

der Großen Koalition durchgesetzten horrenden 

Bußgeldern. Da macht es schon einen gewaltigen 

Unterschied, ob man davon Kenntnis erlangen 

konnte. 

Gleichwohl haben FDP und Grüne trotz dieser 

einschneidenden Maßnahme, auf deren Bedeu-

tung auch Herr Dr. Genthe im Ausschuss zu Recht 

ausdrücklich hingewiesen hat, gesagt: Wir tragen 

das im Grundsatz mit, weil wir einsehen, dass es 

bei der Bekämpfung der Corona-Pandemie auf die 

Zeit und auf Tage ankommt. - Aber wir haben aus-

drücklich darum gebeten, dass die allgemeine 

Befugnis, auch jenseits der Corona-Pandemie bei 

Gefahr im Verzug auf diese Eilverkündung zurück-

zugreifen, bitte gestrichen oder gegebenenfalls 

später eingebracht wird. 

Der Verweis der Großen Koalition darauf, dass die 

Landesregierung hier schon nicht überziehen wer-

de, weil sie das ja zugesichert habe, ist für einen 

Gesetzgeber und das Parlament nun wirklich keine 

ausreichende Sicherung. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, gerade wenn wir 

das hohe Vertrauen der Bevölkerung in die Han-

delnden in der Corona-Pandemie, auf das Herr 

Toepffer zu Recht hingewiesen hat, nicht verspie-

len wollen, dann sollten wir davon Abstand neh-

men, in einem absoluten Eiltempo unter Außer-

achtlassung parlamentarischer Fristen hier ge-

setzgeberische Regeln einzuführen, die über die 

Pandemie hinaus allgemeine Wirkung entfalten 

sollen. Solche Regelungen sollten wir in einem 

ordentlichen Gesetzgebungsverfahren beraten, 

auch wenn es hier eher um Randaspekte der 

Rechtspolitik geht. Aus diesem Grund werden wir 

dem jedenfalls nicht zustimmen.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Danke, Herr Kollege Limburg. - Es gibt eine 

Kurzintervention nach § 77 von Dr. Marco Genthe. 

Bitte! 

Dr. Marco Genthe (FDP): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Herr Kollege Limburg, ich bin Ihnen sehr 

dankbar, dass Sie noch einmal deutlich gemacht 

haben, dass die Verkündung eines Gesetzes oder 

einer Verordnung eben keine Lappalie, sondern 

ganz entscheidend für die Bürgerinnen und Bürger 

ist; sie müssen schließlich wissen, was verboten 

und was erlaubt ist.  

Das ist gerade - so haben wir es gesehen - bei den 

Corona-Verordnungen sehr schwierig gewesen. 

Man musste zum Teil ja zwei, drei, vier Corona-

Verordnungen nebeneinanderlegen, um die ein-

zelnen Verweise überhaupt nachvollziehen zu 

können und zu wissen, was nun eigentlich erlaubt 

ist und was nicht.  

Die Corona-Krise hat aber auch gezeigt, dass wir 

gerade in solchen Situationen sehr viel schneller 

sein müssen. Eine digitale Verkündung ist natürlich 

sehr viel schneller, das ist richtig. Insofern sind wir 

mit dieser Möglichkeit einverstanden. 

Was mich stört - und das hat der Herr Kollege 

Adasch in seinem Bericht erwähnt -, ist der Satz 2, 

in dem es um „Gefahr im Verzug“ geht. Auch das 

habe ich im Ausschuss deutlich gemacht und hin-

terfragt. Wie schon berichtet worden ist, war die 

Staatskanzlei nicht in der Lage, ein Beispiel zu 

nennen, in dem dieser Tatbestand der „Gefahr im 

Verzug“ tatsächlich Anwendung findet. 

Wir haben das in der Fraktion noch einmal ausgie-

big diskutiert und sind zu der Überzeugung ge-

kommen, dass wir einer solchen Regelung in ei-

nem derart verkürzten Gesetzgebungsverfahren 

nicht zustimmen wollen. Wir werden uns daher an 

dieser Stelle enthalten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank. - Herr Kollege Limburg, möchten Sie 

auf diese Kurzintervention antworten? - Bitte 

schön! 
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Helge Limburg (GRÜNE): 

Vielen Dank für die ergänzende Kurzintervention, 

Herr Kollege Dr. Genthe. Ich finde, Sie haben es in 

der Tat zu Recht gesagt: Man kann grundsätzlich 

ja über die elektronische Verkündigung diskutie-

ren. Aus meiner Sicht kann man sogar in Ruhe 

darüber diskutieren, ob das im 21. Jahrhundert 

nicht der Regelfall werden sollte, liebe Kolleginnen 

und Kollegen.  

Es ist aber problematisch, in einer laufenden Pan-

demiebekämpfung zu sagen: Na ja, wir ignorieren 

mal parlamentarische gesetzgeberische Fristen 

und führen Regelungen ein, die nicht allein der 

Bekämpfung der Corona-Pandemie gelten, son-

dern die ausdrücklich auch in anderen fiktiven, 

nicht einmal zu konkretisierenden oder zu benen-

nenden und einzugrenzenden Fällen in der Zukunft 

gelten sollen.  

Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist eben kei-

ne gute Gesetzgebung. Auf Dauer verspielt man 

mit solchen Verfahren, die - das sage ich noch 

einmal ausdrücklich - eben nicht konkret der Be-

kämpfung der Pandemie gelten, sondern darüber 

hinaus im Eiltempo Fakten schaffen sollen, ir-

gendwann eben doch das Vertrauen in die parla-

mentarischen Prozesse. Ich kann das, ehrlich ge-

sagt, nicht wirklich nachvollziehen.  

Sie haben die Chance auf eine einstimmige Ver-

abschiedung ohne Aussprache leichtfertig ver-

spielt. Wir haben Ihnen ja sogar signalisiert, dass 

wir diese Änderung, wenn wir sie ausgiebig disku-

tieren - vielleicht ja sogar in dieser Form -, in eini-

gen Wochen, im März-Plenum oder im Plenum im 

Mai, mittragen würden. Das alles haben Sie nicht 

gewollt, und das haben Sie als Große Koalition in 

den Wind geschlagen. Das passt natürlich in das 

Muster, nach dem Sie hier seit einigen Monaten 

mit Vorschlägen der Opposition - zumindest über-

wiegend - umgehen. 

Ich finde das sehr bedauerlich. An dieser Stelle 

wäre ein einstimmiges Signal möglich gewesen. 

Aber so und in diesem Eiltempo können wir das 

auf jeden Fall nicht mittragen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank. - Für die CDU-Fraktion der Abgeord-

nete Marcel Scharrelmann! Sie haben zwei Minu-

ten angemeldet. Ich gehe davon aus, dass das 

korrekt ist. Bitte schön! 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Marcel Scharrelmann (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Seit Monaten hat uns das Pan-

demiegeschehen fest im Griff. Diese Pandemie 

war uns vor ein, zwei Jahren überhaupt noch nicht 

bewusst, und wir haben dafür keine entsprechen-

den Vorkehrungen getroffen oder Gesetze be-

schlossen. Wir haben höchstens - ähnlich wie heu-

te - fiktiv darüber gesprochen.  

Von daher glaube ich, dass wir mit diesem Ge-

setzentwurf mehr Vertrauen schaffen und Vertrau-

en stärken können, indem wir schnell die Möglich-

keit bekommen, auch kurzfristig zu reagieren. Egal 

ob als Privatperson, als Familie oder als Abgeord-

neter des Niedersächsischen Landtags - gerade in 

dieser letztgenannten Funktion - und damit auch in 

der Rolle des Gesetzgebers tragen wir für unser 

Land Verantwortung und bemühen uns um ver-

antwortungsvolle und richtige Entscheidungen. Der 

vorliegende Entwurf ist genau so eine Entschei-

dung. Die Details hat der Kollege Adasch bereits 

vorhin ausführlich beschrieben.  

Auch wenn die bisherige Praxis bei der Verkündi-

gung den allgemeinen Rechtsansprüchen genügt 

hat, freut es mich, dass wir nun mit der Entwick-

lung mithalten können und eine Lösung schaffen, 

die zukunftsgerichtet ist und unmittelbar greifen 

wird.  

In den aktuellen Wochen - und hoffentlich auch bei 

den nächsten Lockerungsschritten, die auf uns 

zukommen - müssen wir die Verordnung anpas-

sen. Als Land wollen wir schnell reagieren. Mit den 

vorgeschlagenen Beschleunigungen im Verord-

nungsverfahren gewinnen wir diese Zeit, um mit 

den Maßnahmen früher beginnen zu können - 

gerade bei Lockerungen ein angenehmer und 

wichtiger Effekt.  

Daher ist der eingeschlagene Weg richtig und 

auch weiterhin rechtssicher. Auch wenn wir hoffen, 

dass es zukünftig nicht erst wieder einer Pandemie 

bedarf, um das Verordnungsverfahren zu be-

schleunigen, ist dieser Entwurf der Landesregie-

rung der richtige Schritt, um nun unbürokratisch, 

schnell und rechtssicher handeln zu können.  

Folgen wir dem Beispiel anderer Bundesländer 

und auch des Bundes, und vereinfachen wir hier 

gemeinsam die bisherige Praxis! 

Herzlichen Dank. 
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(Beifall bei der CDU und Zustimmung 

bei der SPD) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Scharrelmann, 

das war eine Punktladung. - Für die SPD-Fraktion 

hat jetzt der Abgeordnete Ulf Prange das Wort. 

Bitte schön! 

Ulf Prange (SPD): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Sehr geehrter Herr Limburg, lieber 

Dr. Genthe, die Schärfe, die Sie hier reinbringen, 

verstehe ich nicht. Ich glaube, wir waren im Aus-

schuss schon viel weiter. Ich verstehe auch nicht, 

dass Sie jetzt Vertrauensverluste beklagen.  

(Zuruf) 

- Ja, das kam vom Kollegen Limburg; das stimmt. 

Wir haben diesen Gesetzentwurf der Landesregie-

rung in zwei Ausschusssitzungen ausführlich bera-

ten. Der GBD hat dazu Stellung genommen und 

keine rechtlichen Probleme gesehen, sodass wir 

hier alle Vorgaben des Rechtsstaatsprinzips ein-

halten. Mir ist es sehr wichtig, das für meine Frak-

tion noch einmal zu betonen. 

Mit Ihrem eingangs genannten Beispiel, Herr Kol-

lege Limburg, haben Sie suggeriert, dass die 

Kenntniserlangung durch diese elektronische Form 

der Verkündung erschwert würde. Das ist gerade 

nicht der Fall. Durch die Neuregelung bekommen 

wir mehr Klarheit, mehr Rechtssicherheit, und die 

Kenntniserlangung wird letztlich verbessert, weil 

sich viele Menschen eben doch über das Internet 

informieren und darauf zugreifen können.  

Die Besonderheit der niedersächsischen Regelung 

ist, dass wir die elektronische Verkündigung für 

Eilverkündungen einführen, es aber auch bei der 

herkömmlichen Verkündung über das Gesetz- und 

Verordnungsblatt bleibt, die unverzüglich nachzu-

holen ist. So hat man eben auch noch den analo-

gen Zugriff, und das ist - der Kollege Adasch hat 

das vorhin ja ausgeführt - dauerhaft gesichert.  

Vor diesem Hintergrund will ich also noch einmal 

sehr deutlich für diese Regelung werben. Ihre Vor-

teile liegen auf der Hand. Wenn es um einschrän-

kende Maßnahmen, aber auch wenn es um Locke-

rungen geht - das sind Grundrechtseingriffe -, 

muss man als Staat schnell handeln. Durch diese 

Regelung werden wir schneller. Ich glaube, es ist 

kaum jemandem zu vermitteln, dass für den Druck 

und die Weitergabe an die Post so viel Zeit ge-

braucht wird, die man besser für die politische 

Debatte nutzen kann.  

(Glocke der Präsidentin) 

Der Aspekt „Gefahr im Verzug“ ist in der Tat ein 

Konfliktpunkt im Ausschuss gewesen. Wir haben 

zwei Anwendungsfälle: einmal das Infektions-

schutzgesetz, für das die elektronische Verkün-

dung künftig möglich ist. Da sind wir besser als 

viele andere Bundesländer, die das gar nicht ha-

ben, sondern immer auf den Auffangtatbestand 

„Gefahr im Verzug“ zurückgreifen. Ich glaube, man 

muss für ein bestimmtes Vorgehen im Infektions-

bereich eine eindeutige Regelung haben. Die wer-

den wir haben.  

Ja, man kann darüber streiten: „Gefahr im Verzug“, 

ist das nötig, musste das noch eingeführt werden?  

(Helge Limburg [GRÜNE]: Ja! Der 

einzige Punkt, über den wir spre-

chen!) 

Ich hatte in der ersten Besprechung auch darüber 

nachgedacht. Gucken wir uns die Situation aber 

an: Vor zwei Jahren hätte niemand von uns damit 

gerechnet, dass wir mal in so einer Situation wie 

der heutigen sein werden. Die Corona-Pandemie 

war weit weg, und ich konnte mir das - zumindest 

in der Form und mit den Auswirkungen - nicht vor-

stellen.  

(Glocke der Präsidentin) 

Nach dem Motto „Sicher ist sicher“ macht es doch 

absolut Sinn, eine Regelung für solche vorstellba-

ren Ereignisse zu haben. Das haben wir mit dieser 

Zusatzregelung in Satz 2 jetzt auf den Weg ge-

bracht. Ich halte das für sehr vernünftig. Es ist 

angesprochen wurden, dass es auch in anderen 

Bundesländern entsprechende Regelungen gibt.  

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Letzter Satz, Herr Prange! 

Ulf Prange (SPD): 

Das ist völlig rechtskonform, wie auch vom GBD 

entsprechend bestätigt wurde.  

Also noch einmal der Appell: Geben Sie sich einen 

Ruck, stimmen Sie zu! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 

bei der CDU) 
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Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank, Herr Kollege Prange. - Wir haben 

eine Wortmeldung des Herrn Ministerpräsidenten 

Stefan Weil vorliegen.  

(Unruhe) 

- Ich würde darum bitten, dass etwas Ruhe ein-

kehrt! 

Bitte schön, Herr Ministerpräsident! 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich möchte mich zunächst herzlich dafür bedan-

ken, dass, wenn ich es recht verstanden habe, alle 

Fraktionen dieses Anliegen im Grundsatz unter-

stützen. Das ist im Kern das eigentlich Entschei-

dende. Dafür herzlichen Dank! 

Jetzt geht es noch um die Frage der Regelungs-

technik. Es gibt, wenn ich es recht verstanden 

habe, auch keinen Streit darüber, dass es möglich 

sein muss, die Verordnungen zum Infektions-

schutzgesetz auf diese Weise zu beschleunigen. 

Wir alle haben ja miteinander reichlich praktische 

Erfahrung sammeln können. Unsere Hoffnung 

besteht darin, dass dreierlei geschehen kann:  

Erstens muss der Erlass solcher Verordnungen 

nicht gewissermaßen als Wettrennen organisiert 

werden. Das würde auch intern für eine Menge 

Stress sorgen, was für die Bearbeitung nicht im-

mer nur gut sein muss.  

Zweitens. Wir hoffen, dass auf diese Art und Wei-

se auch der Zeitdruck beispielsweise für Beratun-

gen im Sozialausschuss zumindest ein wenig ge-

mildert werden kann.  

Drittens haben wir die Hoffnung, dass wir z. B. bei 

Lockerungen in der Tat schneller sein können. Wir 

hatten es insbesondere im Frühjahr des Öfteren, 

dass wir gewissermaßen gegen die Uhr angearbei-

tet haben, weil es schwer vermittelbar gewesen 

wäre, wenn eine bereits beschlossene Lockerung 

nicht zu Anfang der nächsten Woche hätte in Kraft 

treten können.  

Dies sind drei praktische Gesichtspunkte, über die 

kein Streit besteht.  

Kritik ist wegen der zusätzlichen „Generalklausel“ 

der Gefahr im Verzug geäußert worden.  

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Dazu erlaube ich mir nur den Hinweis, dass wir, 

soweit wir das erkennen können, der Bund und 

alle anderen Bundesländer, einen Weg einge-

schlagen haben, der auf die eine oder andere 

Weise eine entsprechende weitere Möglichkeit 

eröffnet. Wir haben uns an der Formulierung des 

Bundes - „Gefahr im Verzug“ - orientiert. Aber ich 

habe verstanden, es gibt auch Formulierungen wie 

„besonders gelagerte Ausnahmefälle“, „Unmög-

lichkeit des rechtzeitigen Erscheinens“, „Eilfallnot-

stand“, „Naturereignisse“ oder „andere unabwend-

bare Zufälle“. Wenn man das alles einmal neben-

einanderlegt, stellt man fest: Letztlich ist das alles 

in einem gewissen Grade unbestimmt, weil wir die 

Lebenssachverhalte, die dahinterstehen können, 

gar nicht abschließend bewerten können. Dabei 

greife ich auf das zurück, was Herr Prange eben 

mit Recht gesagt hat. Wer hätte denn vor einem 

Jahr um diese Zeit gemeint, dass wir einmal sol-

che Erfahrungen machen würden? Wahrscheinlich 

niemand.  

Deswegen glauben wir, dass es richtig ist, auch 

diese zusätzliche Möglichkeit zu eröffnen. Darüber, 

dass die Landesregierung damit keine besonde-

ren, finsteren Absichten verfolgt, besteht sicherlich 

Konsens. Aber im Übrigen gibt es nach unseren 

Erfahrungen auch eine sichere Gewähr dafür, dass 

die Inanspruchnahme einer solchen Ausnahme-

möglichkeit über Gebühr mit Sicherheit bei einer 

gerichtlichen Überprüfung nach sehr strengen 

Maßstäben beurteilt werden würde. Wir glauben, 

dass der hier gemachte Vorschlag unter allen 

denkbaren Gesichtspunkten gut vertretbar ist.  

Ich bedanke mich herzlich für die Unterstützung 

und für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Meta Janssen-Kucz: 

Vielen Dank. - Ich sehe keine weiteren Wortmel-

dungen mehr und schließe die Beratung.  

Wir kommen zur Einzelberatung. 

Ich rufe auf:  

Artikel 1. - Hierzu liegt eine Änderungsempfehlung 

des Ausschusses vor. Wer ihr zustimmen möchte, 

den bitte ich um das Handzeichen. - Zustimmung 

der SPD- und der CDU-Fraktion sowie der drei 

fraktionslosen Abgeordneten Ahrends, Guth und 

Wirtz. Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Bei Ent-

haltungen der FDP-Fraktion und der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen sowie der fraktionslosen 

Abgeordneten Wichmann und Bothe wurde der 

Änderungsempfehlung des Ausschusses gefolgt.  

Artikel 2. - Unverändert. 
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Gesetzesüberschrift. - Unverändert. 

Wir kommen zur Schlussabstimmung.  

Wer dem Gesetzentwurf in geänderter Fassung 

zustimmt, den bitte ich aufzustehen. - Das sind die 

Fraktion der SPD, die Fraktion der CDU sowie die 

fraktionslosen Abgeordneten Wirtz, Guth und 

Ahrends. Gegenstimmen? - Sehe ich nicht. Enthal-

tungen? - Bei Enthaltungen der FDP-Fraktion, der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sowie der frakti-

onslosen Abgeordneten Bothe und Wichmann ist 

das Gesetz mehrheitlich in geänderter Fassung 

beschlossen.  

Damit können wir den Tagesordnungspunkt 25 

verlassen.  

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 26: 

Wahl von Vertrauensleuten und Vertretern für 

den Ausschuss zur Wahl der ehrenamtlichen 

Richter beim Niedersächsischen Finanzgericht 

in Hannover für die Amtszeit vom 01.09.2021 

bis zum 31.08.2026 - Wahlvorschlag der Fraktion 

der SPD und der Fraktion der CDU - Drs. 18/8487

Für den Ausschuss zur Wahl der ehrenamtlichen 

Richter beim Niedersächsischen Finanzgericht in 

Hannover sind für die Amtszeit vom 1. September 

2021 bis zum 31. Oktober 2026 sieben Vertrau-

ensleute und deren Vertreter zu wählen. Sind zu-

gleich mehrere Personen zu wählen, so geschieht 

dies nach § 86 Abs. 3 unserer Geschäftsordnung 

nach den Grundsätzen der Verhältniswahl und 

unter Anwendung des Höchstzahlverfahrens, wenn 

nichts anderes vorgeschrieben ist oder von den 

Fraktionen vereinbart wird.  

Gewählt wird gemäß § 86 Abs. 1 unserer Ge-

schäftsordnung mit Stimmzetteln. Wenn kein an-

wesendes Mitglied des Landtages widerspricht, 

kann durch Handzeichen gewählt werden. 

Die Fraktionen haben, der Tradition in diesem 

Haus folgend, einvernehmlich nur einen Wahlvor-

schlag vorgelegt, der auf der Grundlage der Frak-

tionsstärken aufgestellt wurde. Er liegt Ihnen in der 

Drucksache 18/8487 als Wahlvorschlag der Frakti-

on der SPD und der Fraktion der CDU vor.  

Da über diesen gemeinsamen Wahlvorschlag 

durch Handzeichen abgestimmt werden könnte, 

wenn kein anwesendes Mitglied des Hauses wi-

derspricht, frage ich, ob es Widerspruch gegen 

eine Wahl durch Handzeichen gibt. - Ich sehe kei-

nen Widerspruch.  

Ich frage daher, wer dem Wahlvorschlag in der 

Drucksache 18/8487 seine Zustimmung geben 

möchte. - Gegenstimmen? - Sehe ich nicht. Ent-

haltungen? - Bei Stimmenthaltung des fraktionslo-

se Abgeordnete Wichmann wurde dem Wahlvor-

schlag einstimmig zugestimmt.  

Damit können wir auch den Tagesordnungspunkt 

26 verlassen.  

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 27: 

Abschließende Beratung: 

Verfassungsgerichtliches Verfahren - 

1 BvR 2775/20 - Beschlussempfehlung des Aus-

schusses für Rechts- und Verfassungsfragen - 

Drs. 18/8488

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, von einer Stel-

lungnahme gegenüber dem Bundesverfassungs-

gericht abzusehen.  

Im Ältestenrat waren sich die Fraktionen einig, 

dass über diesen Punkt ohne Besprechung abge-

stimmt wird. - Ich höre und sehe keinen Wider-

spruch und lasse daher gleich abstimmen.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 

in der Drucksache 18/8488 zustimmen will, den 

bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenstimmen? - 

Sehe ich nicht. Enthaltungen? - Sehe ich auch 

nicht. Das ist einstimmig so beschlossen.  

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 28: 

Abschließende Beratung: 

Verfassungsgerichtliches Verfahren - 

1 BvR 2777/20 - Beschlussempfehlung des Aus-

schusses für Rechts- und Verfassungsfragen - 

Drs. 18/8489

Der Ausschuss empfiehlt, von einer Stellungnah-

me gegenüber dem Bundesverfassungsgericht ab-

zusehen.  

Auch hier waren sich die Fraktionen im Ältestenrat 

einig, dass über diesen Punkt ohne Besprechung 

abgestimmt wird. - Ich höre und sehe keinen Wi-

derspruch und lasse daher gleich abstimmen.  

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08487.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08488.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08489.pdf
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Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 

in der Drucksache 18/8489 zustimmen will, den 

bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenstimmen? - 

Sehe ich nicht. Stimmenthaltungen? - Sehe ich 

auch nicht. Auch dies ist einstimmig so beschlos-

sen.  

Meine Damen und Herren, damit haben wir die 

erweiterte Tagesordnung des heutigen Tages ab-

gearbeitet. Wir sehen uns morgen früh, wie ver-

einbart, um 10 Uhr wieder hier im Plenarsaal.  

Einen schönen Abend, gute Heimreise, tschüs, bis 

morgen! 

Schluss der Sitzung: 18.19 Uhr. 
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